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Einleitung. 


Geschichtliches.  —  Die  türkischen  Kapitulationen. 

Das  Fürstentum  Bulgarien  beginnt  sein  staatliches  Dasein 
mit  dem  Berliner  Vertrage  vom  1.  (13.)  Juli  1878.  Bis  dahin 
eine  türkische  Provinz,  hatte  es  seit  Ende  des  14.  Jahrhunderts 
(1398)  unter  dem  Joche  des  Osmanentums  leiden  müssen. 

Das  nationale  Bewußtsein  der  Bulgaren  ist,  wenn  es  auch 
während  der  ganzen  Türkenherrschaft  erheblich  gesunken  war, 
doch  nie  völlig  erloschen.  Aber  erst  in  den  ersten  Dezennien 
des  vorigen  Jahrhunderts  erwachte  es  aus  seinem  Schlummer. 
Die  neubulgarische  Bewegung,  der  dieser  Umschwung  zu  ver- 
danken ist,  entstand  und  entwickelte  sich  zunächst  auf 
geistigem  Gebiete :  sie  hatte  den  Charakter  eines  pädagogischen 
und  kirchlichen  Patriotismus  und  erhielt  erst  in  den  50er  Jahren 
eine  politisch-revolutionäre  Färbung.  Diese  Bewegung  führte 
schließlich  dazu,  daß  die  Bulgaren  im  Jahre  1870  volle  kirch- 
liche Unabhängigkeit  von  dem  griechischen  Exarchat  er- 
langten ^. 

Kurz  darauf  (1877/78)  brach  der  russisch-türkische  Krieg 
aus,  der  im  Frieden  von  St.  Stefano  (3.  März  n.  St.  1878) 
seinen  Abschluß  fand,  und  dem  Bulgarien  seine  politische  Frei- 
heit zu  verdanken  hat. 

Die  ersten  Bestimmungen  des  Friedens  von  St.  Stefano 
bezüglich  Bulgariens  blieben  nicht  in  Kraft,  sondern  erfuhren 
durch  den  Berliner  Vertrag  eine  gründliche  Modifikation.  Der 
große  Vasallenstaat  Bulgarien,  wie  ihn  der  Präliminarfriede 
von  St.  Stefano  vorgesehen  hatte,  wurde  in  drei  Gebiete 
zerstückelt:  1.  in  ein  konstitutionelles,  tributpflichtiges,  von 
der  Donau  bis  zum  Balkan  sich  erstreckendes  Fürstentum 
unter  der  Souveränität  des  Sultans;  2.  in  eine  Provinz  Ost- 
rumelien  mit  autonomer  Verwaltung,  unter  einem  vom  Sultan 
eingesetzten  christlichen  Generalgouverneur,  die  aber  im  übrigen 
der  unmittelbaren    militärischen   und  politischen  Autorität  des 


»  C.  JreCek,  Das  Fürstentum  Bulgarien,  Prag  1891,  S.  802. 
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Sultans  unterworfen  wurde;  3.  in  Landesteile,  die  als  von 
türkischen  Paschas  regierte  Provinzen  der  Pforte  zurückgegeben 
wurden  ^). 

Diese  Regelung  erzeugte  große  Unzufriedenheit  im  Lande 
und  bestärkte  nur  die  Bulgaren  in  ihrem  Wunsche  nach  einem 
einheitlichen,  die  ganze  Nation  umfassenden  Staate.  Das 
Streben  nach  nationaler  Einheit  fand  bald  seinen  Ausdruck  in 
der  Vereinigung  mit  Ostrumelien  im  Jahre  1885,  welche  gegen 
den  Willen  Europas  durchgesetzt  und  mit  Waffengewalt  gegen 
die  serbischen  Angriffe  (1886)  aufrechterhalten  wurde  ^. 

Die  völkerrechtliche  Grundlage  des  bulgarischen  Staats- 
wesens sowie  die  Grundlage  der  Zoll-  und  Handelspolitik 
Bulgariens  wareii  durch  den  Berliner  Vertrag  gegeben,  der 
die  Grenzen  absteckte,  innerhalb  deren  sich  die  Landes- 
verfassung und  -Verwaltung  zu  bewegen  hatte.  Wir  haben 
daher  den  Ausgangspunkt  unserer  Untersuchungen  von  diesem 
Friedensakte  der  europäischen  Signatarmächte  zu  nehmen. 

Artikel  VIII  desselben  machte  die  von  der  Türkei  mit 
den  fremden  Mächten  abgeschlossenen  und  damals  in  Kraft 
stehenden  Handels-  und  Schiffahrtsverträge  sowie  alle 
sonstigen  Übereinkommen  und  Abmachungen  auch  für  das 
Fürstentum  Bulgarien  verbindlich  und  ihre  Abänderung  von 
der  Zustimmung  der  beteiligten  Mächte  abhängig.  Er  be- 
stimmte ferner,  daß  kein  Transitzoll  von  den  durch  das 
Fürstentum  gehenden  Waren  erhoben  werden  dürfe,  stellte 
das  Prinzip  der  vollkommenen  Gleichbehandlung  der  An- 
gehörigen und  des  Handels  aller  Mächte  fest  und  hielt  sorg- 
sam die  Immunitäten  und  Privilegien  der  fremden  Untertanen 
und  die  konsularischen  Gerichtsbarkeits-  und  Schutzrechte, 
so  wie  sie  durch  die  Kapitulationen  und  Gebräuche  festgestellt 
waren,  aufrecht. 

Bezüglich  Ostrumeliens  bestimmte  Artikel  XX  des  Berliner 
Vertrages,  daß  dort  nicht  nur  die  zwischen  der  Pforte  und 
den  auswärtigen  Mächten  abgeschlossenen,  sondern  auch  die 
künftig  abzuschließenden  internationalen  Verträge,  Über- 
einkommen und  Abmachungen,  von  welcher  Natur  sie  auch 
sein  mögen,  Anwendung  finden  sollten^. 


1  Reichs  -  Gesetzblatt  von  1878,  Nr.  31;  Felix  Bamberg,  Ge- 
schichte der  orientalischen  Angelegenheit  im  Zeiträume  des  Pariser  und 
des  Berliner  Friedens,  Berlin  1892,  S.  592—595,  601—603,  605-607,  610. 

2  Im  Oktober  1908  folgte  endlich  die  völlige  Unab- 
hängigkeitserklärung Bulgariens  und  dessen  Erhebung 
zu  einem  Königreiche.  Diese  Tatsache  konnten  wir  jedoch 
in  der  vorliegenden  Arbeit  aus  äußeren  Gründen  nicht 
mehr  berücksichtigen. 

3  Reichs-Gesetzblatt  von  1878,  Nr.  31,  S.  317,  324: 

Artikel  VIII. 
„Les   traites   de   commerce   et   de  navigatiou   ainsi   que  toutes  les 
Conventions  et  arrangements  conclus  entre  les  Puissances  etrang^res  et 
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Nach  dem  Gesagten  erscheint  es  geboten^  bevor  wir  auf 
die  Darstellung  der  seit  dem  Berliner  Vertrage  sich  entwickeln- 
den Handelspolitik  Bulgariens  eingehen,  zunächst  einen  kurzen 
Rückblick  auf  die  von  der  Türkei  angeerbten  Kapitulationen 
und  Verträge  zu  werfen. 

Unter  Kapitulationen  sind  hier  die  ihrer  äußeren  Form 
nach  eigenartigen  Verträge  zu  verstehen,  welche  die  christ- 
lichen Staaten  nach  dem  Vorbilde  Frankreichs  mit  den  muham- 
medanischen   zu   verschiedenen   Zeiten    abgeschlossen   haben  ^. 

Die  Quelle  nicht  nur  des  religiösen  Lebens  der  Muham- 
medaner,  sondern  auch  ihrer  Staatsverwaltung  und  Rechts- 
pflege, ihrer  Kultur  überhaupt,  ist  der  Koran,  der  unermüd- 
lichen und  schonungslosen  Krieg  gegen  alle  Nichtgläubigen, 
Unterwerfung  oder  Vernichtung  derselben  lehrt  und  nur  einen 
zeitweiligen  Waff'enstillstand  zuläßt.  Hieraus  ist  erklärlich, 
daß  ein  Aufkommen  friedlicher  Beziehungen  mit  den  christ- 
lichen Staaten  zunächst  nur  dadurch  möglich  war,  daß  die 
muhammedanischen  Machthaber  aus  Gnade  und  Großherzigkeit 
den  Ungläubigen  gewisse  Privilegien ,  Konzessionen  oder 
Exemptionen  einräumten  und  sich  für  berechtigt  hielten,  sie 
zu  jeder  Zeit  zurückziehen  zu  können.  So  entstanden  infolge 
kultureller  Unterschiede  und  unter  dem  Drucke  politischer 
und  merkantiler  Interessen  die  Kapitulationen. 

Ihrer  Verfassungsnatur  nach  waren  sie  anfangs  einseitige 
Willenserklärungen,  Verträge  ohne  bindende  Kraft  für  beide 
Vertragsteile,  und  erst  die  französischen  von  1535,  1740  und 
spätere  sowie  die  nach  französischem  Vorbilde  in  der  Folgezeit 


la  Porte  et  aujourd'hui  eu  vigueur  sont  maintenüs  dans  la 
Principaute  de  Bulgarie  et  aucun  changement  n'y  sera  apporte  k  l'egard 
d'aucune  Puissance  avant  qu'elle  n'y  ait  donnee  son  consentement, 

Aucun  droit  de  transit  ne  sera  preleve  en  Bulgarie  sur  les 
marchandises  traversant  cette  Principaute. 

Les  nationaux  et  le  commerce  de  toutes  les  Puissances  y  seront 
traites  sur  le  pied  d'une  parfaite  egalit^. 

Les  immunites  et  privil^ges  des  sujets  etrangers  ainsi  que  les  droits 
de  juridiction  et  de  protection  consulaires  tels  qu'ils  ont  ete  etablis  par 
les  capitulations  et  les  usages  resteront  en  pleine  vigueur  tant  qu'ils 
n'auront  pas  et6  modifi^s  du  consentement  des  parties  interess^es." 

Artikel  XX. 

„Les  traites,  Conventions  et  arrangements  internationaux  de  (juelque 
nature  qu'ils  soient,  conclus  ou  a  conclure  entre  la  Porte  et  les 
Puissances  etrang^res,  seront  applicables  dans  la  Roumelie  Orientale 
comme  dans  tout  l'Empire  Ottomau.  Les  immunites  et  privilc^ges  acquis 
aux  ^trani);ers,  quelle  que  soit  leur  condition,  seront  respectös  dans  cette 
province.  La  S.  Porte  s'engage  k  y  faire  observer  les  lois  gönörales 
de  l'Empire  sur  la  liberte  religieuse  en  faveur  de  tous  les  cultes." 

1  Vgl.  zum  Folgenden:  E.  Martens,  Das  Konsularwesen  und  die 
Konsularjurisdiktion  im  Orient,  Berlin  1874,  S.  104  ff.;  K.  Lippmann, 
Die  Konsularjurisdiktion  im  Orient,  Leipzig  1898,  S.  28. 
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abgeschlossenen  Vereinbarungen  der  übrigen  christlichen  Staaten 
erlangten  den  Charakter  internationaler  Verträge  mit  gleich- 
bindender Rechtskraft  für  beide  Kontrahenten  ^ 

Als  Grundlage  und  Vorbild  aller  Kapitulationen  dient  die 
französische  von  1740.  Sie  enthält  die  Hauptprinzipien,  die 
heute  noch  die  Grundlage  der  Konsularjurisdiktion  bilden  und 
die  internationalen  Beziehungen  der  europäischen  Staaten  mit 
der  Türkei  regeln.  Ihre  Gültigkeit  lautet  auf  ewige  Zeiten, 
und  ihre  Stipulationen  sind  fast  unverändert  in  die  Verträge 
der  übrigen  europäischen  Nationen  übergegangen.  Es  besteht 
ein  Unterschied  nur  in  der  äußeren  Verteilung  der  einzelnen 
Artikel  und  in  der  mehr  oder  weniger  ausführlichen  Nor- 
mierung der  gegenseitigen  Pflichten  und  Rechte^. 

Sie  enthält  85  Artikel,  die  meist  nur  eine  Wiederholung 
der  Bestimmungen  früherer  Abmachungen  darstellen.  Ohne 
auf  die  zahlreichen  Stipulationen,  die  sich  auf  die  freiwillige, 
streitige  und  Kriminalgerichtsbarkeit  in  Sachen  bezogen,  an 
denen  Einheimische  und  Ausländer  oder  ausschließlich  Aus- 
länder interessiert  sind,  einzugehen,  haben  wir  hier  nur  die- 
jenigen anzuführen,  welche  der  Regelung  der  Handels-  und 
Verkehrsbeziehungen  der  europäischen  Staaten  mit  der  Türkei 
dienten. 

Unter  diesen  kommen  hauptsächlich  folgende  in  Betracht^: 
die  Zusicherung  der  Meistbegünstigungsklausel;  die  Normierung 
der  Ein-,  Aus-  und  Durchfuhrzölle  mit  3  ^/o  des  Wertes ;  die 
Befreiung  von  inländischen  Kopfsteuern  (Kharada)  und  Ab- 
gaben ;  die  Unbeschränktheit  der  Ausfuhr  aller  Artikel  außer 
einigen  wenigen  notwendigen  Lebensmitteln  und  den  Monopol- 
artikeln ;  die  Bestimmung,  daß  Waren,  wenn  sie  einmal  mit 
Einfuhrzöllen  belegt  sind,  völlige  Abgabenfreiheit  genießen 
sollten ;  sowie  die  Befreiung  der  fremden  Schiffe  von  ordnungs- 
widriger Heranziehung  zu  staatlichen  oder  privaten  Diensten. 
Somit  wurden  durch  diese  Bestimmungen  Garantien  seitens 
der  Türkei  für  die  Sicherstellung  und  Freiheit  des  Handels- 
und Schiffahrtsverkehrs  geschaffen  und  die  lästigen  Schranken 
und  Hindernisse,  denen  bis  dahin  der  Handel  und  Verkehr 
unterworfen  war,  beseitigt. 

Wie  schon  erwähnt,  hatten  zwar  die  Bestimmungen  der 
französischen  Kapitulation  von  1740  nicht,  wie  die  bisherigen, 
eine  auf  kurze  Zeit  bemessene  Gültigkeit,  sondern  sollten  auf 
ewige  Zeit   In  Kraft   bleiben.     Da   es  aber   in    der  Natur   der 

^  Stamatios  Antonopoulos,  Über  die  Exterritorialität  der 
Ausländer  in  der  Türkei,  Berlin  1895,  S.  101.  K.  Lippmann,  a.  a. 
0,  S.  31. 

-  F.  Martens,  a.  a.  0.,  S.  222. 

^^  Ygl-.  zum  Folgenden:  K.  Lippmann,  a.  a.  0.,  S.  67  flF.  und 
G.  Pelissie  du  Rausas,  Le  regime  des  capitulations  dans  l'Empire 
Ottoman,  Paris  1902,  tome  prem.,  p.  84  ff. 
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Sache  liegt,  daß  Vereinbarungen  betreffs  des  Handels  und 
Verkehrs  nicht  auf  unbeschränkte  Zeit  getroffen  und  nur 
so  lange  aufrechterhalten  werden  können,  als  es  die  wirt- 
schaftlichen und  technischen  Lebensbedingungen  gestatten, 
so  ist  es  erklärlich,  weshalb  es  später  notwendig  wurde,  diese 
sowie  die  Kapitulationen  der  übrigen  europäischen  Staaten  zu 
erneuern,  zu  bestätigen  und  Veränderungen  bezüglich  der 
Handelsmaterien  vorzunehmen  ^  So  kam  es  denn ,  daß  man 
im  19.  Jahrhundert  zwischen  Kapitulationen  und  Handels- 
verträgen unterschied.  Während  erstere  das  Niederlassungs- 
recht und  die  Exemptionen  der  Ausländer  von  der  inländischen 
Gerichtsbarkeit  regelten,  enthielten  letztere  Vereinbarungen, 
die  sich  auf  die  Handels-  und  Verkehrsverhältnisse  der 
europäischen  Staaten  zur  Türkei  bezogen.  Die  alten  Kapitu- 
lationsbestiramungen  sind  fast  unverändert  bis  auf  den  heutigen 
Tag  geblieben,  wogegen  die  Handelsvertragsbestimmungen, 
insbesondere  was  die  Zölle  und  deren  Bemessung  anlangt, 
manche  Modifikationen  erlitten  haben  ^. 

Die  wichtigsten  Handelsverträge  der  Türkei  im  19.  Jahr- 
hundert sind  zwei :  der  sogenannte  Posonby  -  Vertrag  vom 
16.  August  1838,  unterzeichnet  in  Balta-Liman,  und  der 
französische  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  vom  29.  April 
1861,  zu  deren  Abschluß  die  auf  zoll-  und  steuerpolitischem 
Gebiete  hervorgetretenen  Mißstände  der  türkischen  Verwaltung 
Veranlassung  gegeben  haben. 

Infolge  der  in  den  20  er  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts 
mit  Griechenland  und  Rußland  geführten  Kriege  sowie  innerer 
Mißstände  geriet  die  Türkei  in  große  Finanznot  und  griff 
daher,  um  ihre  Einnahmequellen  zu  stärken,  zu  erhöhten 
Binnensteuern.  So  verpflichtete .  sie  die  türkischen  Kaufleute, 
die  in  den  europäischen  Warenlagern  angekauften  Waren  mit 
einem  Zollstempel  (Damgah)  versehen  zu  lassen  und  hierfür  eine 
Gebühr  von  2 — 3  ^/o  des  Wertes  nach  willkürlicher  Schätzung 
zu  entrichten.  Diese  neue  Art  Besteuerung  wurde  Gebühr 
für  den  inneren  Handel  (kara  giümrük)  genannt  und  so  oft 
erhoben,  als  die  Waren  von  einem  Orte,  wo  sie  unverkauft 
geblieben,  zum  andern  versendet  oder  wieder  zurückgebracht 
wurden^. 

1  Die  Bestimmuugeu  der  fraiizösisclieu  Kapitulation  von  1740  sind 
bestätigt  und  erneuert  worden  durch  den  türkiach-französischen  Friedens- 
vertrag von  1801,  ferner  durch  die  Konvention  vom  25.  Nov.  1838,  den 
Pariser  Vertrag  vom  30.  März  1856  und  den  Handels-  und  Schiffahrts- 
vertrag vom  29.  April  1861.  Vgl.  Aristarchi  Bey,  Legislation 
Ottomane  ou  recueil  des  lois,  reglements,  ordonnances,  trait<^s,  capitulations 
et  autres  documents  ofliciels  de  l'P^mpire  Ottoman.  Constantinople  1873 
bis  1888,  IV^-me  partie  p.  193,  194,  201. 

2  G.  Pölissie  du  Rausas,  a.  a.  O.,  S.  98 ff. 

3  Vgl.  A.  Beer,  Die  österreichische  Handelspolitik  im  19.  Jahr- 
hundert, Wien  1891,  S.  400. 
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Eine  derartige  Besteuerung  wirkte  begreiflich  sehr  hindernd 
und  beschränkend  auf  den  europäischen  Handel  ein.  Alle 
gegen  diese  Maßregel  eingelegten  Proteste  der  Großmächte 
lehnte  die  Pforte  jedoch  mit  dem  Hinweis  darauf  ab,  daß  der 
von  diesen  Abgaben  meist  betroffene  Küstenhandel  zum 
Binnenhandel  gehöre  und  dieser  den  türkischen  Kaufleuten 
vorbehalten  werden  müsse.  Aber  nicht  nur  die  Beteiligung 
der  Europäer  am  Küstenhandel  wurde  durch  die  geforderte 
Entrichtung  der  genannten  Zollstempelgebühren  erheblichen 
Erschwerungen  unterworfen,  sondern  auch  dem  Ausfuhrhandel 
wurden  große  Einschränkungen  auferlegt. 

Während  die  früheren  Kapitulationen  den  Ausfuhrhandel 
mit  wenigen  Ausnahmen  ganz  freigaben,  dehnte  jetzt  die 
Pforte  das  Ausfuhrverbot  mit  dem  Hinweis  darauf,  daß  in 
erster  Linie  der  Inlandsbedarf  gedeckt  werden  müsse,  auf 
fast  alle  Landeserzeugnisse  aus.  Die  Ausfuhr  wurde  nur 
einigen  wenigen  Körperschaften  und  Regierungsbeamten  vor- 
behalten und  so  zum  tatsächlichen  Monopol  gemacht.  Die 
Ausländer  durften  zwar  auch  Ausfuhrhandel  treiben,  aber 
nur  unter  der  Bedingung,  daß  sie  sich  hierfür  einen  Erlaubnis- 
schein (Teskere)  ausstellen  lassen  mußten,  mit  welchem  eine 
Abgabe  von  10 — 20,  oft  bis  50%  vom  Warenwerte  ver- 
bunden war. 

Ferner  ist  zu  erwähnen ,  daß  im  Jahre  1836  bereits 
14  Jahre  seit  der  Vornahme  der  letzten  Wertschätzungen  der 
Waren  verflossen  waren;  die  Warenpreise  waren  aber  infolge 
verbesserter  Kommunikations-  und  Produktionsverhältnisse 
bedeutend  gesunken,  und  die  betreffenden  Tarife  erschienen 
daher  sehr  hoch  bemessen. 

Da  die  hier  angeführten,  den  alten  Vertragsbestimmungen 
zuwiderkufenden  Maßnahmen  der  türkischen  Behörden  am 
schärfsten  den  englischen  Handel  trafen,  so  hat  sich  England 
genötigt  gesehen,  neue  Vertragsverhandlungen  einzuleiten,  um 
die  bestehenden  Mißstände  zu  beseitigen.  Das  Resultat  dieser 
Verhandlungen  mit  der  Türkei  war  der  Posonby-Vertrag  von 
1838,  der  folgende  Bestimmungen  enthielt:  Es  wurden  alle  in 
den  früheren  Kapitulationen  vorgesehenen  Immunitäten  und 
Privilegien  den  englischen  Untertanen  auch  weiterhin  gewährt. 
Die  Pforte  verpflichtete  sich,  alle  bestehenden  Handelsmonopole 
abzuschaffen.  In  den  allgemeinen  Bestimmungen  wurde  dem 
englischen  Handel  und  den  englischen  Nationalen  die  Meist- 
begünstigung zugesichert.  Der  dreiprozentige  Ein-,  Aus-  und 
Durchfahrtszoll  wurde  beibehalten ;  jedoch  gelang  es  der  Pforte 
als  Entschädigung  für  die  Aufhebung  der  den  englischen 
Handel  belästigenden  inneren  Abgaben  eine  Zuschlagstaxe 
von  9  %  des  Wertes  für  die  Ausfuhr  und  2  ^lo  für  die  Einfuhr 
für  sich  durchzusetzen.  Auf  diese  Weise  wurden  alle  den 
fremden    Handel     beeinträchtigenden    Besteuerungsmaßregeln 
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beseitigt.  Die  Wertschätzung  der  Waren  sollte  auf  Grund 
eines  Werttarifes  bewerkstelligt  werden,  der  von  einer  ge- 
mischten Kommission  ausgearbeitet  werden  sollte  und  von 
7  zu  7  Jahren  auf  Wunsch  eines  der  Kontrahenten  revidiert 
werden  konnte  \  Der  Transit  sollte  beim  Passieren  der  Meeres- 
engen der  Dardanellen,  des  Bosporus  oder  des  Schwarzen 
Meeres,  wie  bisher,  von  jeder  Abgabe  befreit  werden^. 

Die  übrigen  europäischen  Staaten  versäumten  es  nicht, 
sich  ebenfalls  die  Vorteile  des  englischen  Handelsvertrages 
dadurch  zu  sichern,  daß  sie  demselben  mit  ganz  unwesent- 
lichen Veränderungen  beitraten.  Osterreich  bemühte  sich 
allerdings,  für  seinen  Handel  auf  der  Balkanhalbinsel  besondere 
Vergünstigungen  zu  erlangen,  schloß  aber,  nachdem  sein  dies- 
bezüglicher Versuch  gescheitert  war,  eine  provisorische  Kon- 
vention unter  der  Bedingung  ab,  daß  hinsichtlich  Serbiens, 
der  Walachei,  Moldau,  Bosniens  und  der  Herzegowina  die 
alten  Handelsvertragsbestimmungen    in   Kraft   bleiben    sollten. 

Im  Jahre  1860  kam  es  wieder  zu  neuen  Verhandlungen 
anläßlich  der  Vereinbarung  neuer  Handelsverträge  mit  der 
Türkei.  Auch  dieses  Mal  war  die  Triebfeder  zur  Abänderung 
der  alten  Vertragsbestimmungen  von  1838  die  immer  mehr  sich 
verschlechternde  Lage  der  türkischen  Staatslinanzen. 

Der  als  Ergebnis  dieser  Verhandlungen  am  29.  April  1861 
zustande  gekommene  französische  Handels-  und  Schiffahrts- 
vertrag enthält  die  Meistbegünstigungsklausel,  garantiert  den 
Status  quo  hinsichtlich  der  Kapitulations-  und  gewohnheits- 
mäßig hergebrachten  Privilegien  und  Immunitäten  der  Aus- 
länder in  der  Türkei  und  bestimmt  ferner: 

Der  Ein-  und  Ausfuhrzoll  soll  auf  8^/o  des  Wertes  der 
Waren,  welchen  sie  am  Landeplatze  haben,  normiert  werden; 
der  letztere  müsse  jedes  Jahr  um  1  %  herabgesetzt  werden, 
bis  er  1  ^/o  betragen  würde. 

Der  Transitzoll  soll  um  1  ^/o,  also  von  3  auf  2^/o,  ver- 
mindert werden  und  nach  8  Jahren  1  %  betragen. 

Die  Einfuhr  von  Monopolartikeln  (Salz,  Tabak)  sowie 
Kriegsmaterialien  wurde  verboten. 

Die  der  Zollbemessung  zugrunde  zu  legenden  Wert- 
schätzungen müssen  von  einer  gemischten  Kommission  er- 
mittelt und  auf  Wunsch  auch  nur  einer  der  Vertragsparteien 
alle  7  Jahre  neu  geregelt  werden. 

Der  Vertrag  soll  sich  erstrecken  auf  alle  Gebietsteile  der 

1  Josef  Grunzel,  Die  Handelsbeziehungen  Österreich-Ungarns 
zu  den  Balkanländem,  Wien  1892,  S.  15,  16. 

-  C.  Y.  Baicoianu,  Geschichte  der  rumänischen  Zollpolitik  seit 
ilem  14.  Jahrh.  bis  1874,  Stuttgart  1896,  S.  67,  68;  vgl.  ferner  den  im 
Jahre  1840  nach  englischem  Muster  abgeschlossenen  Handelsvertrag 
zwischen  den  ZoUvereins-Staaten  und  der  Türkei  (Gtvsetz-Sammlung  für 
die  Königl.  Preuß.  Staaten,  1841,  Nr.  15). 
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Türkei  in  Europa,  Asien  und  Afrika  —  also  Serbien,  die 
Moldau,  die  Walachei,  Bosnien  und  die  Herzegowina  mit  in- 
begriffen  —  und    bis   zum  1.  März  1890  in  Geltung  bleibend 

Nachdem  ein  Rückblick  auf  die  türkischen  Kapitulationen 
und  Handelsverträge  geworfen  wurde,  läßt  sich  das  Ergebnis 
dieser  geschichtlichen  Entwicklung  in  folgenden  wenigen 
Sätzen  kurz  zusammenfassen. 

In  erster  Linie  tritt  als  wesentliches  Merkmal  die  Tatsache 
entgegen,  daß  die  Ausländer  in  der  Türkei  volle  Exterritorialität 
genießen  und  der  richterlichen  und  administrativen  Gewalt  der 
muhammedanischen  Behörden  entzogen  sind.  Den  europäischen 
Staatsangehörigen  sind  ferner  Steuer-  und  Abgabenfreiheiten 
eingeräumt.  Die  Ein-,  Aus-  und  Durchfuhrzölle  sind  fest 
normiert  und  können  ohne  die  Zustimmung  der  Vertrags- 
mächte nicht  abgeändert  werden.  Die  Türkei  ist  also  in  der 
freien  Regelung  ihrer  internationalen  Beziehungen  sehr  be- 
schränkt und  an  völkerrechtliche  Traktate  gebunden,  die  keiner 
Modifikation  unterworfen  werden  können,  wenn  die  euro- 
päischen Mächte  dazu  nicht  gewillt  sind. 

Gewiß  hat  es  seitens  der  Türkei  an  Versuchen  nicht  ge- 
fehlt, die  Kapitulationen  abzuschaffen  und  selbständige  Handel s- 
und  Zollpolitik  zu  treiben.  So  versuchte  die  Pforte  im  Jahre 
1856  ^  als  der  Pariser  Friede  zur  Diskussion  stand,  und  später 
im  Jahre  1867^,  sich  der  Kapitulationen  zu  entledigen,  was 
aber  beide  Male  scheiterte. 

Die  Erklärung  dieser  Mißerfolge  haben  wir  lediglich  in 
den  Grundbedingungen  zu  suchen,  unter  denen  die  Kapitulationen 
entstanden  sind.  Solange  die  muhammedanische  Kultur  und 
die  türkische  Staatsorganisation  die  alten  bleiben,  dürfte  es 
unmöglich  sein,  die  Abschaffung  der  Kapitulationen  durch- 
zusetzen. 

Nicht  als  ob  ihre  Bestimmungen  bisher  gar  keine  Ab- 
änderungen erfahren  haben,  allein  diese  sind  durchweg  von 
wichtigen  wirtschaftlichen  Interessen  der  Großmächte  diktiert 
worden.  So  wurde  beispielsweise  Im  Jahre  1867  ein  Gesetz 
erlassen,  wonach  die  Ausländer  Grundeigentum  in  der  Türkei 
erwerben  durften,  jedoch  unter  der  Bedingung,  daß  alle  das 
Grundeigentum  betreffenden  dinglichen  und  persönlichen  Klagen 
ausschließlich  zur  Zuständigkeit  der  türkischen  Gerichte  ge- 
hören   sollten,    selbst   wenn    beide  Parteien  Ausländer   wären. 


1  Vgl,:  A.  Beer,  a.a.O.,  S.  421,  422;  C.  Y.  Baicoianu,  a.  a.  0., 
S.  125;  A.  Matlekovits,  Zollpolitik  der  österreichisch  -  ungarischen 
Monarchie,  Budapest  1877,  S.  154 f.;  und  den  nach  französischem  Muster 
zwischen  den  Staaten  des  Deutschen  Zollvereins  und  der  Ottomanischen 
Pforte  i.  J.  1862  abgeschlossenen  Handelsvertrag  (Gesetz-Sammlung  für 
die  Königl.  Preuß.  Staaten,  1863,  Nr.  13j. 

2  K.  Lippmann,  a.  a.  0.,  S.  104. 

3  Antonopoulos,  a.a.O.,  S.  116  ft.,  181,  139. 
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Diese  Konzession  der  Großmächte  ist  verständlich,  wenn  man 
die  Tatsache  in  Betracht  zieht,  daß  viele  Ausländer  Immobilien 
in  der  Türkei  unter  fremden  Namen  besaßen  und  nicht  selten 
zum  Islam  übertreten  mußten,  um  ihren  Besitz  vor  etwaigen 
Mißbräuchen  zu  schützen.  Ferner  ließen  es  die  Großmächte 
zu,  daß  das  türkische  Stempelgebührengesetz  von  1894  An- 
wendung auch  auf  ihre  Nationalen  finden  durfte,  während  diese 
bis  dahin  frei  von  den  inneren  Gebühren  und  Abgaben  waren. 
Die  Einnahmen  aus  dieser  Art  Besteuerung  sollten  aber  dafür 
der  Kasse  der  türkischen  Staatsschulden  zugute  kommen:  der 
Grund,  weshalb  die  in  dieser  Konzession  der  europäischen 
♦Staaten  enthaltene  Verletzung  der  Kapitulationen  geduldet 
wird  ^. 

Im  Jahre  1890,  als  die  Handels-  und  8chifi"ahrtsv ertrage 
von  1861/62  abliefen,  unternahm  es  die  Pforte,  neue  Handels- 
verträge abzuschließen,  wozu  sich  aber  die  Mächte,  mit  Aus- 
nahme von  Deutschland,  da  sie  hauptsächlich  eine  Erhöhung 
der  Einfuhrzölle  befürchteten,  nicht  herbeiließen.  Aber  auch 
der  am  26.  August  1890  mit  Deutschland  auf  21  Jahre  ab- 
geschlossene Freundschafts-,  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag-, 
der  der  Türkei  große  Konzessionen  auf  zollpolitischem  sowie 
auf  dem  Gebiete  der  inneren  Besteuerung  gewährte,  kam  nicht 
zur  Wirksamkeit,  da  er  auf  Grund  der  Meistbegünstigungs- 
klausel Deutschland  gegenüber  nur  in  Kraft  gesetzt  werden 
durfte,  wenn  dies  zu  gleicher  Zeit  auch  gegenüber  den  übrigen 
europäischen  Staaten  geschehen  wäre  (Vollziehungs-Protokoll), 
diese  aber  dem  Beispiele  Deutschlands  nicht  folgten.  So  blieben 
die  Verträge  von  1861/62  bis  1906  in  Kraft,  in  welchem  Jahre 
■es  der  Ptbrte  nach  langwierigen  Bemühungen  gelang,  eine  Er- 
höhung der   bestehenden  Einfuhrzölle  um  3^/o  durchzusetzen. 

Nachdem  wir  nun  die  Entwicklung  der  türkischen 
Handelspolitik  kurz  gekennzeichnet  haben,  gehen  wir  zu  der 
Frage  über:  welche  Entwicklungsbahn  die  bulgarische  Handels- 
politik seit  der  Befreiung  genommen  hat.  Die  folgende  Unter- 
suchung wird  uns  —  um  es  hier  vorweg  zu  betonen  —  zu- 
gleich zeigen,  welche  Fortschritte  das  Fürstentum  Bulgarien 
im  Gegensatz  zu  seinem  Suzerän  airf  handelspolitischem  Ge- 
biete gemacht  hat. 


'  A.  Ljaptschew,  Zu  den  bevorstehenden  Handelsverträgen  in 
der  „Zeitschrift  der  bulgarischen  ökonomischen  Gesellschaft",  7.  Jahrg. 
Nr.  6,  S.  897. 

2  Drucksachen  des  Reichstags,  1891,  Aktenstück  Nr.  170. 


Erster  Abschnitt. 

Die    Entwicklung    der    bulgarischen    Handels- 
politik seit  1879  bis  zur  Gegenwart. 


I.  Der  handeis-  und  zollpolitische  Zustand  von  1879 — 1897. 

Für  die  erste  Zeit  nach  der  Befreiung  waren,  wie  aus- 
geführt wurde,  die  handelspolitischen  Beziehungen  des  Fürsten- 
tums zu  den  Signatarmächten  durch  die  Bestimmungen  des 
Art.  VIII  des  Berliner  Vertrages  geregelt.  Hiernach  sollten 
die  zur  Zeit  des  Berliner  Kongresses  in  Kraft  stehenden 
Handels-  und  SchiiFahrtsverträge  der  Türkei  auch  für  Bulgarien 
in  Geltung  bleiben  und  konnten  keiner  Macht  gegenüber  ohne 
deren  Einwilligung  geändert  werden.  Was  aber  die  Handels- 
beziehungen des  Fürstentums  zu  den  Staaten ,  die  zu  den 
„Puissances  etrangeres"  nicht  zählten,  also  keine  Handels- 
verträge mit  der  Pforte  abgeschlossen  hatten,  anlangte,  so 
behielt  Bulgarien  freie  Hand  und  konnte  selbständige  und 
unabhängige  Handels-  und  Zollpolitik  treiben.  Hierher  gehören 
vor  allem  die  Nachbarstaaten  Serbien,  Rumänien,  Ostrumelien 
und  die  Türkei. 

Betrachtet  man  zunächst  die  Beziehungen  des  Fürsten- 
tums zu  diesen  Ländern,  so  findet  man,  daß  seine  Zollpolitik 
in  der  Zeitperiode  von  der  Befreiung  bis  zum  Jahre  1897  die 
politischen  Unruhen  und  wirtschaftlichen  Störungen  jener  Zeit 
widerspiegelt  und  sich  durch  plötzliche  Wandlungen,  durch 
das  Fehlen  jeder  Stabilität  und  Planmäßigkeit  auszeichnet,  ja 
zeitweise  in  völlige  Verworrenheit  gerät. 

Um  die  wirtschaftlich  -  politischen  Zustände  jener  Zeit 
richtig  würdigen  zu  können,  braucht  man  sich  nur  zu  ver- 
gegenwärtigen, daß  das  Land  eben  erst  der  Schauplatz  des- 
russisch-türkischen Krieges  gewesen  war,  der  die  Spannkraft 
der  Bevölkerung  aufs  höchste  in  Anspruch  genommen  hatte. 
Viele  Städte  und  Dörfer  waren  beim  Wegzuge  der  Türken 
niedergebrannt  und  geplündert  und  die  nach  allen  Richtungen 
vertriebene    Bevölkerung    nach    Verlust    eines    großen    Teiles 
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ihres  beweglichen  Vermögens,  insbesondere  ihres  Viehes,  er- 
heblich verringert^.  Ebenso  trug  die  gänzliche  Veränderung 
der  Grundbesitzverhältnisse,  die  die  panikartige  Flucht  der 
Türken  auch  nach  der  Befreiung  mit  sich  brachte,  nicht  zum 
geringsten  Teile  dazu  bei,  zu  den  ohnehin  schon  durch  den 
Krieg  dem  Lande  geschlagenen  Wunden  neue  hinzuzufügen  2. 

Dazu  traten  noch  andere  Schwierigkeiten  staatsrechtlicher 
und  wirtschaftspolitischer  Natur  in  die  Erscheinung.  Die 
europäischen  Diplomaten  nahmen  bei  der  Entscheidung  der 
Balkanfrage  im  Jahre  1878  nur  die  mehr  oder  weniger  gegen- 
sätzlichen Interessen  der  europäischen  Staaten  wahr  und  suchten 
diese  auf  eine  befriedigende  Weise  zu  realisieren,  ohne  jedoch 
auch  nur  im  geringsten  Maße  die  National  wünsche  der  Bulgaren 
und  die  volkswirtschaftlichen  Verhältnisse  des  Landes  zu  berück- 
sichtigen. Nicht  genug,  daß  eine  einstmalige  türkische  Provinz 
vom  einheitlichen  Wirtschaftskörper  plötzlich  abgerissen  wurde,, 
wurde  sie  auch  durch  den  Berliner  Vertrag  entzweigeschnitten,, 
indem  Ostrumelien,  staatsrechtlich  abgetrennt  vom  selbständigen 
Nordbulgarien ,  als  eine  autonome  türkische  Provinz  weiter- 
bestehen blieb  und  auch  wirtschaftspolitisch  dadurch  emanzipiert 
wurde,  daß  Zollschranken  zwischen  den  beiden  Landeshälften 
aufgerichtet  wurden.  So  waren  mit  einem  Schlage  die  seit 
Jahrhunderten  bestehenden  und  auf  das  innigste  verknüpften 
Wirtschaftsbeziehungen  zweier  Länder  unterbunden  ^. 

Die  Regierung  war  zu  jener  Zeit  zu  sehr  mit  der  äußeren 
Politik  beschäftigt,  um  mit  Planmäßigkeit  und  Bedachtsamkeit 
an  die  Regelung  des  Wirtschaftsverkehres  zum  Auslande  denken 
zu  können.  Es  harrten  viel  dringlichere  Aufgaben  der  Lösung : 
vor  allem  galt  es  zunächst,  die  Konsolidierungsarbeiten  des 
Staates  zu  Ende  zu  führen,  die  Organisation  von  Heer  und 
Verwaltung  weiter  auszubilden  und  die  Ruhe  und  Sicherheit 
der  Person  und  des  Eigentums  wiederherzustellen,  um  die 
Grundlagen  alles  staatlichen  und  gesellschaftlichen  Lebens  zu 
schaffen. 

Nicht  minder  nahmen  auch  die  Unionsbestrebungen  die 
Aufmerksamkeit  der  Regierung  in  Anspruch.  Nach  vollzogener 
Vereinigung  mit  Ostrumelien  folgte  der  serbisch-bulgarische 
Krieg,  hierauf  wiederum  die  Revolutionszeit,  die  Abdankung 
des  ersten  bulgarischen  Fürsten  Alexander  von  Battenberg  und 
die  Berufung  des  jetzigen  Fürsten,  des  Koburgers  Ferdinand 
auf  den  bulgarischen  Thron  (Juli  1887). 

1  C.  Jrecek,  a.  a.  ().,  S.  816. 

^  eod.  S.  190  ff. 

^  Vgl.  M.  StröU,  Die  Handelspolitik  der  Balkanstaateu  Rumänieiu 
Serbien  und  Bulgarien.  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik,  Leipzig^ 
1892,  Bd.  51,  S.  54.  Der«.,  Über  den  wirtschaftspolitisclien  Entwick- 
lungsgang Bulgariens.  Schmollers  Jahrb.  f.  Gesetzgebung,  Verwaltung;' 
und  Volkswirtschaft,  21.  Jahrg.,  1897,  Heft  2,  S.  60,  61. 
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Alles  das  sind  Ereignisse,  die  sich  durchaus  hinderlich 
für  die  Betreibung  einer  ruhigen  und  systemvollen  Wirtschafts-, 
resp.  Handels-  und  Zollpolitik  erwiesen  haben.  Nur  unter 
diesen  Gesichtspunkten  ist  der  Charakter  der  bulgarischen 
Zollpolitik  den  Nachbarstaaten  gegenüber  richtig  zu  verstehen. 

Anlangend  die  zollpolitischen  Beziehungen  zu  der  Türkei, 
dem  für  die  bulgarische  Ausfuhr  wichtigsten  Lande,  so  konnte 
sie  das  Fürstentum,  wenn  es  auch  halbsouverän  und  tribut- 
pflichtig war,  selbständig  regeln.  Der  Berliner  Vertrag  räumte 
der  Türkei  keineswegs  jene  Vorrechte,  Immunitäten  und  Be- 
günstigungen ein,  die  sich  die  übrigen  Kongreßmächte  zu 
sichern  wußten,  da  die  Türkei  selbstverständlich  keine  Handels- 
verträge mit  ihrer  einstmaligen  Provinz,  dem  jetzigen  Fürsten- 
tum Bulgarien,  abgeschlossen  hatte,  noch  auch  jene  Immuni- 
täten und  Privilegien  besaß,  die  Art.  VIII*  im  Auge  hatte. 
Selbst  der  Anspruch  auf  die  Meistbegünstigungsklausel  des 
Abs.  3,  zu  dessen  Erfüllung  Bulgarien  den  Signatarmächten 
gegenüber  verpflichtet  war,  wurde  der  Türkei  streitig  gemacht. 

Die  wirtschaftlichen  Interessen  dieser  zwei  Länder  waren 
jedoch  seit  Jahrhunderten  so  eng  miteinander  verknüpft,  daß 
die  staatsrechtliche  und  zollpolitische  Emanzipation  des  Fürsten- 
tums von  dem  türkischen  Staats-  und  Wirtschaftskörper  keines- 
wegs eine  Unterbrechung  des  Wirtschaftsverkehrs  bedeutete. 
Da  auch  weiterhin  der  rege  Handelsverkehr  dieser  Länder 
bestehen  blieb,  so  wurde  durch  einen  Erlaß  vom  7.  Juli  1879 
(a.  St.)  die  Einfuhr  aus  der  Türkei  für  zollfrei  erklärt^.  Nach- 
dem aber  der  bulgarischen  Ausfuhr  nach  diesem  Lande  nicht 
die  gleiche  Behandlung  gewährt  worden  war,  erließ  die 
Regierung  am  9.  Mai  1880  (a.  St.)  ein  Gesetz,  wonach  die 
türldschen  Provenienzen  einer  8  ^/o  igen  Wertverzollung  unter- 
zogen wurden,  derselben  Verzollung,  der  die  Artikel  bulgarischen 
Ursprungs  in  der  Türkei  unterlagen.  Dieser  Zustand  der 
Dinge  dauerte  bis  1883,  in  welchem  Jahre  auf  den  türkischen 
Export  nach  Bulgarien  die  bedeutend  erhöhten  spezifischen 
Zollsätze  des  an  anderer  Stelle  zu  erörternden  autonomen 
Zolltarifes  von  demselben  Jahre  angewandt  wurden.  Im  Oktober 
wurde  jedoch  die  Anwendung  dieses  Tarifes  beseitigt  und 
bis  April  1884  durch  die  8^,oige  Wertverzollung  ersetzt,  um 
alsdann  wiederum  eingeführt  zu  werden. 

Nicht  weniger  Variationen  hat  das  Zollwesen  Bulgariens 
nach  dem  Vereinigungsjahre  1885  erfahren.  So  wurde  im 
Februar  1887  die  Anwendung  des  autonomen  Tarifes  wieder 
eingestellt    und     von    den    Einfuhrwaren   aus   der   Türkei    ein 


^  Vgl.  zum  Folgenden:  Tschakaloli,  Die  Handelsverträge  Bulgariens 
^'0n  1897.  in  der  „Zeitschrift  der  bulg.  ökon.  Gesellschaft",  Jahrg.  6, 
Nr.   2,   8.  86  f.;     A.   Ljaptscheff,   a.   a.   O.,   ebd.,    7.   Jahrg.,    Nr.  7, 

iS.  490  l 
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5^/oiger  Wertzoll  nach  den  Marktpreisen  erhoben.  Nur  die 
gebrannten  geistigen  Getränke,  der  Tabak,  das  Salz  und  da& 
Pulver  machten  davon  eine  Ausnahme.  Aber  auch  dieser 
Verzollungsweise  ist  keine  längere  Lebensdauer  beschieden 
gewesen :  nach  Ablauf  eines  weiteren  Jahres  erließ  die  Regierung 
am  22.  Februar  (a.  St.)  eine  Verordnung  an  die  Zollämter, 
wonach  die  türkischen  Waren  keiner  Verzollung  unterlagen. 
Dieser  folgte  am  15.  April  1888  (a.  St.)  eine  zweite,  die  die 
Bestimmungen  der  ersteren  aufhob  und  eine  8^/oige  Wert- 
verzollung festsetzte.  Erst  seit  diesem  Jahre  trat  Stabilität 
und  Ordnung  in  das  Zollregime  Bulgariens  der  Türkei  gegen- 
über ein.  Diese  Regelung  wurde  bis  1897  beibehalten,  in 
welchem  Jahre  das  Fürstentum  seine  ersten  definitiven  Handels- 
verträge mit  den  fremden  Staaten  abschloß. 

Wie  der  Türkei,  so  verfolgte  das  Fürstentum  anfangs 
auch  Ostrumelien  gegenüber  eine  freihändlerische  Zollpolitik. 
Man  suchte  die  dem  Handelsverkehr  der  beiden  Landeshälften 
durch  die  Errichtung  einer  Zoll-  und  Grenzlinie  auferlegten 
Hindernisse  dadurch  zu  beseitigen ,  daß  man  die  Einfuhr  aus 
()strumelien  von  den  bestehenden  Zollabgaben  befreite.  Dieses 
Entgegenkommen  Bulgariens  ist  damit  zu  erklären,  daß  man 
bulgarischerseits  dadurch  ähnliche  Begünstigungen  von  Ost- 
rumelien für  seinen  Handel,  der  zu  jener  Zeit  fast  ausschließ- 
h'ch  nach  Süden  gravitierte,  erzielen  zu  können  glaubte.  Da 
die  gewünschte  zollpolitische  Behandlung  der  bulgarischen 
Ausfuhr  von  der  ostrumelischen  Regierung  nicht  erteilt  wurde, 
so  erließ  das  bulgarische  Finanzministerium  im  Mai  1880  eine 
Verordnung,  wonach  die  ostrumelischen  Provenienzen  mit  einem 
Zolle  von  5  ^/o  des  Wertes  zu  belegen  seien,  mit  Ausnahme  der 
Spirituosen,  die  einen  8  %  igen  Wertzoll  entrichten  sollten. 
Jedoch  sollte  der  Grenzverkehr  zwischen  beiden  Ländern  von 
diesen  Bestimmungen  befreit  und  zollfrei  bleiben. 

Im  Oktober  1881  kam  zwischen  beiden  Landeshälften  ein 
Abkommen  zustande,  wonach  der  beiderseitige  Handelsverkehr 
von  jeglichen  Zollabgaben  Befreiung  genießen  sollte,  mit  Aus- 
nahme: a)  der  bulgarischen  Spirituosen,  des  Salzes  und  Viehes 
und  b)  des  Tabaks,  Salzes  und  der ^Äpirituosengetränke  ost- 
rumelischen Ursprungs,  von  welchen  erstere  drei  Artikel  einem 
Zolle  von  8*^/o  ad  valorem  unterlagen,  und  letztere  außerdem 
noch  die  zurzeit  bestehenden  Akzisen  in  Nordbulgarien  ent- 
richten sollten.  Die  Hauptbedingung  für  das  Zustandekommen 
dieser  Konvention  bestand  darin,  daß  die  ostrumelische 
Regierung  das  bindende  Versprechen  abgab,  von  der  Pforte 
die  Erlaubnis  zur  zollfreien  Einfuhr  des  bulgarischen  Groß- 
und  Kleinviehes,  des  wichtigsten  Ausfuhrartikels  nach  der 
Türkei  resp.  nach  Ostrumelien,  zu  erlangen.  Da  aber  Ost- 
rumelien seinem  Versprechen  nicht  nachkommen  konnte,  so 
kündigte  Bulgarien  das  Abkommen  von  1881  und  wandte  vom 


14  143 

21.  April  1884  (a.  St.)  ab  die  spezifischen  Zölle  des  oben  er- 
wähnten Tarifes  von  1883  auf  die  ostrumelischen  Provenienzen 
iin.  Diese  wirksame  Maßregel  veranlaßte  die  ostrumelische 
Regierung,  schon  im  Oktober  desselben  Jahres  ein  neues  Ab- 
kommen mit  dem  Fürstentum  zu  schließen,  wonach  die  ost- 
rumelische Ausfuhr  nach  Nordbulgarien,  mit  Ausnahme  des 
Tabaks  und  Salzes,  für  zollfrei  erklärt  wurde,  während  die 
Spirituosen  lediglich  einer  Akzisenabgabe  von  10  ^/o  des  Wertes 
nach  verabredeter  Wertschätzung^  unterliegen  sollten.  Ander- 
seits sollte  auch  die  Ausfuhr  Bulgariens,  einschließlich  des 
Groß-  und  Kleinviehes,  in  Ostruraelien  keinen  Zoll  entrichten. 

So  war  das  zollpolitische  Verhältnis  der  zwei  Landesteile 
gestaltet,  als  am  6.  September  1885  (a.  St.)  ihre  politische 
Vereinigung  erfolgte,  die  zugleich  faktisch  das  Ende  der  vom 
Berliner  Vertrage  allen  wirtschaftlichen  Verhältnissen  zuwider 
ihnen  aufoktroyierten  zollpolitischen  Trennung  bedeutete.  Recht- 
lich blieb  jedoch  dieser  neu  geschaffene  Zustand  zunächst  un- 
entschieden, da  es  noch  fraglich  war,  wie  sich  die  Türkei  und 
die  Großmächte  zu  ihm  verhalten  würden. 

Die  bulgarische  Regierung  wollte  anfangs  mit  der  Pforte 
selbst  Verhandlungen  betreffs  Sanktionierung  der  vollzogenen 
Vereinigung  einleiten,  was  damals  aus  allgemein  politischen 
Rücksichten  allein  möglich  und  geboten  erschien.  Sie  zeigte 
daher  ein  wohlwollendes  Entgegenkommen,  indem  sie  am 
1.  Januar  1886  (a.  St.)  an  die  Zollämter  den  Befehl  erließ, 
die  türkischen  Waren  mit  Bestimmung  nach  Südbulgarien 
zollfrei  die  Grenze  passieren  zu  lassen,  während  die  aus 
-europäischen  Rohmaterialien  fabrizierten  türkischen  Waren 
—  wie  eine  Verordnung  vom  12.  Februar  bestimmte  —  nur 
in  der  Höhe  des  Wertes  der  Rohmaterialien  verzollt  werden 
sollten.  Entgegen  diesen  Bestimmungen  mußten  jedoch  die 
türkischen  Waren,  die  nach  Nordbulgarien  gelangten,  an  speziell 
zu  diesem  Zwecke  errichteten  Zollplätzen  (Tatar-  Pazardschik 
un(}  Schipka)  nach  wie  vor  die  ordnungsmäßigen  Zollabgaben 
entrichten. 

Auch  die  Pforte  belegte  ihrerseits  die  aus  Ostrumelien 
kommenden  Waren  nicht  mit  Zollabgaben,  um  nicht  eine 
Zollinie  an  der  ostrumelischen  Grenze  statuieren  zu  müssen 
und  dadurch  die  Zollfrage  der  autonomen  Provinz  in  den 
Vordergrund  treten  zu  lassen. 

Dagegen  wurden  die  europäischen  Waren,  die  in  der 
Regel  den  billigen  Wasserweg  über  Konstantinopel,  von  wo 
sie  nach  dem  Inneren  des  Landes  versendet  wurden,  wählten, 
bulgarischerseits  bei  der  Einfuhr  nach  Ostrumelien  von  den 
ordnungsmäßigen  Zöllen    nicht  befreit  und  unterlagen,    da  sie 

i  1  Oka  (=  1282  g)  Wein  sollte  mit  0/20,  1  Oka  Spiritus  mit  1,0  Fr 
bewertet  werden. 
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auch  in  der  Türkei,  die  Ostrumelien  immer  noch  als  eine 
türkische  Provinz  ansah,  die  vertragsmäßigen  Zölle  entrichten 
mußten,  einer  Doppelverzollung.  Gegen  solches  Verfahren 
protestierte  mit  einer  Note  vom  2.  März  1886  (n.  St.)  zunächst 
Frankreich  und  erklärte,  den  türkisch-bulgarischen  Abmachungen 
hinsichtlich  der  Regelung  der  zollpolitischen  Fragen  Ostrumeliens 
sich  nicht  anschließen  zu  können,  ehe  nicht  die  Zollämter  an  der 
türkisch-ostrumelischen  Grenze  aufgehoben  seien  —  ein  Protest, 
den  später  auch  England,  Österreich-Ungarn,  Italien  und  Deutsch- 
land unterstützten^.  Die  bulgarische  Regierung  mußte  nach- 
geben und  hob  durch  einen  Erlaß  vom  23.  Februar  1886  (a.  St.) 
die  Einfuhrzölle  für  europäische  Waren,  die  in  der  Türkei  ver- 
zollt waren  und  zur  Einfuhr  nach  Ostrumelien  gelangten,  auf  ^. 
Dieselben  Waren  wurden  jedoch  von  den  Zollabgaben  nicht 
befreit,  wenn  sie  in  Nordbulgarien  eingeführt  wurden,  gleich- 
gültig, ob  sie  schon  in  der  Türkei  verzollt  waren. 

Bei  der  schlechten  türkischen  Zollverwaltung  war  nun 
eine  ausreichende  Kontrolle  über  den  Herkunftsort  der  nach 
der  Türkei  eingeführten  Waren  schwer  möglich,  und  deshalb 
konnten  die  nordbulgarischen  Ausfuhrartikel  als  solche  ost- 
rumelischer  Herkunft,  also  zollfrei,  in  die  Türkei  eingeführt 
werden,  während  die  türkischen  Provenienzen  in  Nordbulgarien 
die  ordnungsmäßigen  Zölle  entrichteten.  Da  dies  der  türkischen 
Verwaltung  mit  der  Zeit  jedoch  nicht  unbemerkt  bleiben  konnte, 
so  traf  sie  im  Mai  1886  die  Bestimmung,  daß  an  der  türkisch- 
ostrumelischen  Grenze  eine  Zollinie  zu  errichten  sei  —  eine 
auch  vom  Fürstentum  gebilligte  Maßregel,  nach  der  sowohl 
die  nord-  als  auch  die  südbulgarischen  Waren  einer  Verzollung 
verfielen.  Die  zollpolitische  Trennung  Ostrumeliens  von  der 
Türkei  war  also  eine  vollzogene  Tatsache,  nur  noch  ihre  recht- 
liche Anerkennung  seitens  der  europäischen  Mächte  blieb  aus. 

Diese  ließ  jedoch  auch  nicht  lange  auf  sich  warten. 
Kraft  des  ostrumeliscihen  Organischen  Reglements  war  Ost- 
rumelien verpflichtet,  jährlich  einen  Tribut  von  185000 
türkischen  Pfund ^  an  die  Pforte  zu  zahlen,  eine  Summe,  die 
der  Kasse  der  türkischen  Staatsschulden  zufließen  sollte.  Nach 
der  Vereinigung  mit  Nordbulgarien  wurde  aber  dieser  Tribut 
nicht  mehr  entrichtet,  worunter  allein  die  türkischen  Kreditoren 
zu  leiden  hatten.  Da  die  Türkei  selbst  an  der  Abänderung 
dieses  Zustandes  kein  Interesse  hatte,  so  nahmen  die  euro- 
päischen Mächte  die  Tributfrage  in  Angriß"  und  veranlaßten 
die  bulgarische  Regierung,  jährlich  einen  Tribut  von  130000 
türkischen    Pfund     für    Rechnung    Ostrumeliens    zu    zahlen, 

*  Das  Staatsarchiv ,  Sammluugen  der  oflizielleii  Akten  zur  Ge- 
schichte der  Gegenwart.  Herausgegeben  von  Roloff,  Leipzig,  Bd.  40, 
S.  67  ff. 

2  eod.,  S.  71  ff. 

3  Ein  türk.  P.  =  22,89  Fr. 
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räumten  ihr  aber  dafür  die  nach  dem  Organischen  Reglement 
der  Pforte  zustehenden  und  einen  Bestandteil  des  Tribute» 
bildenden  Einnahmen  aus  den  ostrumelischen  Zollämtern  ein. 
Diese  Verpflichtung  übernahm  Bulgarien  durch  ein  Gesetz 
vom  17.  Dezember  1887  (a.  St.)^  So  wurden  der  Türkei 
die  Einkünfte  aus  den  ostrumelischen  Zollämtern  entzogen^ 
und  nach  langem  Zögern  sah  sich  die  Pforte  gezwungen,  in 
einem  Schreiben  vom  13.  April  1888  ihre  Zustimmung  zu  der 
von  den  europäischen  Mächten  getrofi'enen  Lösung  der  ost- 
rumelischen Zollfrage  zu  geben,  was  zugleich  eine  Anerkennung^ 
und  Sanktionierung  der  zollpolitischen  Zugehörigkeit  Ost- 
rumeliens  zu  dem  Zollgebiete  des  Fürstentums  bedeutete. 
Kurz  darauf,  am  15.  April  1888  (a.  St.),  verfügte  die  bulgarische 
Regierung,  daß  auch  die  nach  Ostrumelien  eingeführten 
europäischen  Waren,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie  schon  in 
der  Türkei  verzollt  waren ,  einem  8  ^/o  igen  Wertzolle  unter- 
liegen sollten,  wodurch  die  zollpolitische  Einheit  auch  den 
Signatarmächten  gegenüber  hergestellt  wurde. 

Erst  jetzt  wurde  es  möglich,  die  zerstreuten  Wirtschafts- 
kräfte der  beiden  Landesteile  zusammenzufassen  und  eine 
tatkräftigere  und  nach  außen  hin  wirksamere  Wirtschafts- 
politik zu  betreiben.  In  allen  späteren  Handelsverträgen  des 
Fürstentums  tritt  dieses  als  Kontrahent  auch  für  Ostrumelien 
auf,  was  auch  völkerrechtlich  eine  Anerkennung  der  voll- 
zogenen zollpolitischen  Einigung  bedeutet.  In  dieser  Aktion 
ist  der  erste  bedeutsame  Schritt  auf  dem  Wege 
zur  selbständigen  Handels-  und  Zollpolitik 
Bulgariens  zu  erblicken. 

Nicht  wenigen  W^andlungen  war  ferner  auch  das  zoll- 
politische Verhältnis  zu  Serbien  unterworfen.  Bis  1883  einer 
5  ^/o  igen  Wertverzollung  unterliegend,  wurden  die  serbischen 
Provenienzen  in  diesem  Jahre  dem  schon  mehrfach  erwähnten 
spezifischen  Zolltarife  von  1883  gemäß  behandelt,  den  man 
jedoch  noch  im  Oktober  desselben  Jahres  aufhob,  um  ihn 
anfangs  April  1884  wiederum  in  Kraft  zu  setzen.  Nach  dem 
serbisch-bulgarischen  Kriege  führte  Serbien  eine  neue ,  den 
Charakter  einer  inneren  Besteuerung  tragende  Zolltaxe  von 
5^/o  des  Wertes  (Obrt  genannt)  auf  die  Ein-  und  Ausfuhr- 
waren ein ,  die  bulgarischerseits  als  eine  Retorsionsmaßregel 
aufgefaßt  und  am  1.  März  1887  (a.  St.)  mit  einer  Erhöhung 
der  von  den  serbischen  Provenienzen  bis  dahin  entrichteten 
Zölle  um  5  ^lo  beantwortet  wurde,  ein  Zuschlag,  den  man  auch 
späterhin  beibehielt. 

Wenn  es  auch  an  zahlreichen  Versuchen,  einen  definitiven 
serbisch-bulgarischen     Handelsvertrag     abzuschließen,      nicht 

^  Sammlung  der  vom  Finanz- ,  Handels-  und  Landwirtschafts- 
ministerium erlassenen  Gesetze,  Sofia  1896,  S.  311. 
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gefehlt  hat,  so  beispielsweise  bereits  1884  und  später  im  Jahre 
1888,  resp.  1892,  so  sind  sie  doch  erst  im  Jahre  1897  von 
Erfolg  gekrönt  worden. 

Die  zollpolitischen  Beziehungen  zu  Rumänien  wurden  in 
ähnlicher  Weise  wie  die  zu  Serbien  geregelt,  mit  dem  Unter- 
schiede, daß  hier  der  5"/oige  Zollzuschlag  nicht  zur  An- 
wendung kam. 

Nachdem  wir  so  die  zollpolitischen  Beziehungen  zwischen 
Bulgarien  und  seinen  Nachbarstaaten  erörtert  haben,  wollen 
wir  nunmehr  darlegen,  welche  Entwicklung  das  handeis-  und 
zollpolitische  Verhältnis  des  Fürstentums  zu  den  Signatar- 
mächten des  Berliner  Vertrages  in  der  fraglichen  Zeitperiode 
genommen  hat.  Hierbei  müssen  wir  zunächst  auf  die  in  der 
bulgarischen  Literatur  lebhaft  erörterte  Streitfrage  eingehen, 
ob  überhaupt  Bulgarien  aus  dem  Berliner  Vertrage  das  Recht 
erwachsen  ist,  seine  diesbezüglichen  Verhältnisse  autonom  zu 
regeln. 

Da  der  schon  oben  erwähnte  Art.  VllI  des  Berliner 
Vertrages,  der  für  diese  Frage  ausschließlich  in  Betracht 
kommt,  nicht  gerade  eine  glückliche  und  prägnant  zu  nennende 
Fassung  gefunden  hat,  so  hat  er  Veranlassung  zu  verschiedenen 
Deutungen  gegeben,  indem  die  Staaten,  die  sich  auf  ihn  be- 
riefen, ihn  in  einem  ihren  Interessen  am  besten  entsprechenden 
Sinne  auslegten.  Den  europäischen  Staaten  beliebte  es,  diesen 
Artikel  dahin  zu  interpretieren,  daß  das  Recht  Bulgariens, 
selbständig  Handelsverträge  abzuschließen,  ausschließlich  von 
der  Einwilligung  der  Signatarmächte  abhänge,  indem  sie  als 
letztes  Argument  dafür  sich  immer  darauf  beriefen,  daß  den 
von  der  Türkei  abgeschlossenen  Kapitulationen  durch  diesen 
Artikel  für  ewige  Zeiten  Geltung  für  Bulgarien  beigelegt 
würde.  Es  betrachten  also  die  interessierten  Mächte  die 
Befugnis  zur  jedesmaligen  Modifikation  auch  des  zoll- 
politischen Zustandes  nicht  als  ein  Recht  Bulgariens,  sondern 
als  eine  ihm  erst  von  ihnen  zugestandene  und  verliehene  Gabe. 
Sie  könnten,  wie  man  Österreich- ungarischerseits  behauptete, 
die  Fortdauer  der  türkischen  Verträge  auch  noch  nach  deren 
Ablauf  rechtlich  beanspruchen  ^ 

Doch  diese  Auffassung,  die  dem  fraglichen  Artikel  eine 
völlig  falsche  Interpretation  gibt,  ist  hauptsächlich  aus  dem 
Grunde  zu  verwerfen,  daß  sie  den  Begriff  Handelsverträge  und 
Kapitulationen  fälschlicherweise  miteinander  identifiziert.  Es 
soll  hier  nicht  geleugnet  werden,  daß  die  alten,  für  die  Türkei 
verbindlichen  Kapitulationen   nach    dem  Willen   der  Signatar- 


^  Bericht  des  volkswirtsch.  Ausschusses  über  die  Kegierungs- 
vorlage,  betr.  die  Handelskonvention  v.  21./9.  Dezember  1896  zwischen 
der  österr.-ungar.  Monarchie  und  Bulgarien  (Nr.  113  der  Beilagen  zu 
den  stenogr.  Protokollen  des  österr.  Abgeordnetenhauses,  XIL  Sess. 
1897,  S.  2  f.). 
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mächte  und  nach  dem  Wortlaute  des  genannten  Artikels  des 
Berliner  Vertrages  auch  weiterhin  für  Bulgarien  ihre  Geltung 
beibehalten  sollten.  Was  die  Handels-  und  Schiffahrtsverträge 
aber  betrifft,  so  war  in  dem  Art.  VIII  nur  eine  Bindung 
Bulgariens  hinsichtlich  derer  vorgesehen,  die  bereits  zwischen 
der  Pforte  und  den  fremden  Mächten  abgeschlossen  waren 
und  damals  sich  noch  in  Kraft  befanden.  Es  hatte  also  jeden- 
falls nach  dem  Jahre  1890,  in  welchem  die  alten  türkischen 
Handelsverträge  abliefen,  Bulgarien  freie  Hand,  seine  handels- 
und  zollpolitischen  Beziehungen  zu  den  Großmächten  völlig 
autonom  zu  regeln. 

In  dieser  Frage  könnte  sich  Bulgarien  außerdem  noch 
als  Präzedenzfall  auf  Rumänien  berufen,  das  auch  ein  halb- 
souveräner Staat  und  an  ähnliche  handelspolitische  Ver- 
pflichtungen dem  Auslande  gegenüber  gebunden  war  wie 
Bulgarien,  trotzdem  aber  selbständig  und  unabhängig  Handels- 
verträge abschließen  konnte. 

Es  wäre  auch  nicht  nur  rechtswidrig,  sondern  unbillig, 
wenn  die  europäischen  Staaten  das  Fürstentum  durch  die  ihm 
auferlegten,  zeitlich  begrenzten  türkischen  Verbindlichkeiten 
für  ewige  Zeit  hätten  binden  wollen ,  da  es  nicht  Ziel  des 
Berliner  Vertrages  gewesen  sein  kann ,  den  erst  neu  ge- 
schaffenen bulgarischen  Staatsorganismus  zur  völligen  Untätig- 
keit für  die  Zukunft  zu  verurteilen.  Wie  könnten  auch  die 
dem  jungen  Staate  aufoktroyierten  europäischen  Verfassungs- 
und Verwaltungsinstitutionen  ihre  Rechtfertigung  finden,  wenn 
das  bulgarische  Staatswesen  handeis-  und  zollpolitisch  völlig- 
gebunden  gewesen  wäre? 

Wie  man  im  übrigen  diese  Streitfrage  prinzipiell  ent- 
scheiden mag ,  ob  in  einem  für  Bulgarien  günstigen  oder  un- 
günstigen Sinne,  ist  mehr  von  rechtlicher  als  von  praktischer 
Bedeutung,  da  sich  bereits  zu  der  Zeit,  als  die  türkischen 
Handelsverträge  abliefen,  die  Großmächte  herbeiliessen ,  eine 
neue  Regelung  ihrer  Handelsbeziehungen  zu  Bulgarien,  ohne 
Zustimmung  der  Pforte,  selbst  mit  dem  Fürstentume  direkt 
vorzunehmen. 

Doch  schon  in  der  Zeit  vor  1890  sind  einzelne  Be- 
strebungen des  Fürstentums  bemerkenswert,  die  darauf  hinaus- 
laufen, seine  Zoll-  und  Handelspolitik  von  der  türkischen  zu 
trennen  und  staatsrechtlich  autonom  zu  gestalten. 

Als  vorbereitender  Versuch  in  dieser  Beziehung  ist  bereits 
der  autonome,  in  der  Hauptsache  auf  spezifischen  Zöllen  be- 
ruhende und  alphabetisch  geordnete  Zolltarif  vom  24.  De- 
zember 1883  hervorzuheben,  der  zwar  nicht  den  Handels- 
verkehr mit  den  Großmächten,  wohl  aber  mit  den  Staaten, 
die  mit  der  Türkei  keine  Handelsverträge  abgeschlossen  hatten, 
regeln  sollte.  265  Zollpositionen  enthaltend,  trifft  der  Tarif 
hauptsächlich  Waren ,    die   Produkte   der  Landwirtschaft   und 
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Viehzucht  sind,  und  nur  einige  wenige  Gewerbeerzeugnisse 
balkanstaatlichen  Ursprungs.  Diesen  Tarif  genau  zu  kenn- 
zeichnen, können  wir  hier  um  so  eher  unterlassen,  da  ihm 
nur  eine  kurze  Lebensdauer  beschieden  war,  und  man  bei  ihm 
von  einer  Anpassung  seiner  Zollsätze  an  die  wirtschaftlichen 
Interessen  jedes  einzelnen  Produktionszweiges  des  Landes 
kaum  sprechen  kann.  Im  großen  und  ganzen  verfolgte  er 
hauptsächlich  fiskalische  Zwecke  und  war  als  eine  Retorsions- 
maßregel  den  Nachbarstaaten  gegenüber  gedacht. 

Als  erster  Schritt  auf  dem  Wege  unabhängig  von  der 
Pforte  die  Handelsbeziehungen  des  Fürstentums  zu  den  euro- 
päischen Staaten  zu  regeln,  ist  die  von  der  bulgarischen 
Regierung  an  die  Großmächte  unter  dem  28.  Januar  1884  ge- 
richtete Zirkularnote  zu  betrachten,  in  der  sie  das  Recht  in 
Anspruch  nahm,  autonome  zolltarifarische  Bestimmungen  zu 
treffen,  resp.  neue  Handelsverträge  ohne  Mitwirkung  des 
Suzeräns  abzuschließend  Dieser  Gedanke  mußte  um  so  kraft- 
voller in  den  Vordergrund  treten ,  als  1885  die  Vereinigung 
mit  Ostrumelien  erfolgte,  die  das  Fürstentum  in  den  Stand 
setzte,  tatkräftiger  in  der  Richtung  nach  staatsrechtlicher  Auf- 
hebung der  von  der  Türkei  angeerbten  handelspolitischen  Ver- 
pflichtungen zu  wirken. 

Um  nun  größere  Bewegungsfreiheit  in  ihrer  diesbezüglichen 
Politik  zu  erlangen,  ließ  sich  die  Regierung  durch  ein  Gesetz 
vom  17.  Dezember  1887  (a.  St.)  von  der  Legislative  er- 
mächtigen, in  Verhandlungen  wegen  Abschlusses  von  Handels- 
verträgen mit  den  hierzu  gewillten  Staaten  einzutreten.  Die 
Bestimmungen  dieses  gesetzgeberischen  Aktes,  der  zugleich  die 
leitenden  Grundsätze  der  künftigen  Handelspolitik  festlegte, 
sind  folgende: 

1.  Die  Regierung  wird  ermächtigt,  beim  Abschlüsse  von 
Handelsverträgen  Abweichungen  von  den  bestehenden  Zoll- 
tarifen zu  machen ,  falls  solche  unabweisbar  erscheinen ,  um 
auch  für  den  Export  von  bulgarischen  Industrie-  und  Land- 
wirtschaftserzeugnissen nach  den  betreffenden  Ländern  Kon- 
zessionen zu  erlangen. 

2.  Hierbei  hat  sie  eine  Erhöhung  -der  Zölle  auf  diejenigen 
Einfuhrartikel  anzustreben,  durch  deren  Konkurrenz  jede  Ent- 
wicklung der  lebensfähigen  und  aufwärtsstrebenden  ein- 
heimischen Produktionszweige  lahmgelegt  wird. 

3.  Die  zum  Abschluß  gebrachten  Handelsverträge  können, 
nachdem  sie  die  Genehmigung  des  Ministerialrates  und  ihre 
Bestätigung  durch  fürstlichen  Ukas  erlangt  haben,  sofort  in 
Kraft  gesetzt  werden. 


*  Franz  Joseijh,  Prinz  von  Battenberg,  Die  volkswirtschaft- 
liche Entwicklung  Bulgariens  seit  1879  bis  zur  Gegenwart,  I^eipzig 
1891,  S.  94. 
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4.  Sie  müssen  aber  in  der  nächsten  Session  der  Sobranje 
zur  Beratung  und  Zustimmung  vorgelegt  werden. 

Der  erste  Staat,  der  den  Wünschen  Bulgariens,  seine 
Handelsbeziehungen  zum  Auslande  neu  zu  regeln,  ent- 
gegenkam, war  England,  nachdem  schon  im  Jahre  1886  Deutsch- 
land durch  seinen  diplomatischen  Agenten  in  Sofia  die  Absicht^ 
in  Verhandlungen  einzutreten,  geäußert  und  auch  Österreich- 
Ungarn  lebhaftes  Verlangen  gezeigt  hatte,  Bulgarien  durch 
einen  auf  längere  Zeit  bemessenen  Handelsvertrag  zu  binden  ^. 

Einen  Anstoß  zu  dieser  Neuregelung  gab  unter  anderem 
namentlich  der  Umstand,  daß  das  türkische,  für  viele  Einfuhr- 
artikel je  nach  Provenienz  differierende,  auf  Bewertungstabellen 
beruhende  Zollregime  vom  Warenverkehr  wegen  seiner  ver- 
alteten Wareneinteilung  sehr  lästig  empfunden  wurde  und  die 
Einfuhrwaren  vielfach  mit  einem  höher  als  8  ^/oigen  Wertzoll 
belastete.  Denn  die  vorgesehenen  Wertschätzungen,  die  in 
der  Weise  zustande  gebracht  waren,  daß  man  die  Engros-Ver- 
kaufspreise  am  Landungsplatze  einem  10  ^/o  igen  Rabatt  unter- 
worfen hatte,  waren  inzwischen  sehr  veraltet  und  entsprachen 
nicht  mehr  den  wirklichen  Marktpreisen,  die  hauptsächlich  in- 
folge vervollkommneter  Produktions-  und  Verkehrstechnik 
sehr  stark  gesunken  waren.  Aus  diesem  Grunde  erschien  es 
geboten,  das  alte  Verzollungssystem  über  Bord  zu  werfen  und 
eine  Wertverzollung  nach  dem  wirklichen  Marktwerte  in  Vor- 
schlag zu  bringen,  was  auch  englischerseits  getan  wurde.  Die 
bulgarische  Regierung  hat  diese  Gelegenheit  in  dem  Sinne 
wahrgenommen,  daß  sie  die  Einführung  des  auf  dem  markt- 
gängigen Warenwerte  beruhenden  Verzollungssystems  von  dem 
Abschluß  selbständiger  Handelsverträge  abhängig  machte. 

England,  das  die  führende  Rolle  auf  der  Balkanhalbinsel 
zu  spielen  stets  bestrebt  ist,  nahm  diesen  Vorschlag  der  Re- 
gierung an  und  verständigte  sich  am  20.  (14.)  November  1889 
zu  einem  provisorischen  Arrangement  mit  Bulgarien,  das 
folgende  Bestimmungen  enthielt: 

1.  Die  nach  Bulgarien  eingeführten  englischen  Waren 
unterliegen  einer  8  %  igen  Verzollung  ad  valorem,  wobei  zu 
bemerken  ist,  daß  hinsichtlich  des  Transportes  und  in  jeder 
anderen  Beziehung  die  Klausel  der  meistbegünstigten  Nation 
streng  beobachtet  wird.  Außerdem  entrichten  dieselben  eine 
V2  ^/o  ige  Zuschlagstaxe  für  Hafen-  und  Kaibauten  und  stati- 
stische Gebühren  sowie  alle  Gemeindeabgaben  (Oktrois)  in  dem 
landesgesetzlichen  Ausmaße. 

2.  Spirituosen,  Tabak,  Salz,  Pulver  und  alle  übrigen 
Artikel,  welche  den  Landesgesetzen  gemäß  der  Verzehrungs- 
steuer  (droit   d'accise)    unterliegen    oder  Monopolsgegenstände 

1  L.  Pajakoff,  Finanzpolitik  (Gedanken,  entwickelt  in  den  Parla- 
mentsreden vom  Finanzminister  Pajakoff),  Sofia  1905,  S.  117,  120. 
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bilden,  haben  außer  den  im  vorhergehenden  Paragraphen  vor- 
gesehenen Gebühren  die  Abgaben  zu  entrichten,  welche  durch 
die  den  Gegenstand  regelnden  besonderen  Gesetze  festgestellt 
sind. 

3.  Die  nach  dem  vereinigten  Königreiche  eingeführten 
bulgarischen  Bodenprodukte  oder  Industrieerzeugnisse  unter- 
liegen den  nämlichen  Abgaben,  denen  die  gleichen  Produkte 
der  meistbegünstigten  Nation  unterworfen  sind. 

Das  vorliegende  Abkommen  tritt  am  1.  (13.)  Januar  1890 
in  Kraft  und  wird  bis  zum  1.  (13.)  Januar  1891  aufrecht- 
erhalten. Falls  einer  von  den  Kontrahenten  bis  zum  1.  (13.)  Ok- 
tober 1890  von  seinem  Kündigungsrecht  keinen  Gebrauch 
macht,  bleibt  es  bis  zum  1.  (13.)  Januar  1892  in  Wirk- 
samkeit. 

Dem  englisch- bulgarischen  Arrangement  schlössen  sich 
auch  die  übrigen  west-  und  mitteleuropäischen  Staaten  an,  so 
Deutschland  durch  Notenwechsel  vom  13.  (1.),  bzw.  15.  (3.)  Mai 
1890,  Frankreich  .und  die  Schweiz  durch  Notenwechsel  vom 
September  1890,  Österreich- Ungarn  durch  Notenwechsel  vom 
17.  (5.),  resp.  18.  (0.)  Oktober  1890,  Italien,  Belgien  usw. 

Beim  Abschluß  des  Handelsprovisoriums  mit  England  kam 
-es  nicht  so  sehr  auf  die  Durchsetzung  der  oben  angeführten, 
im  Gesetz  von  1887  enthaltenen  handelspolitischen  Prinzipien 
an,  sondern  vielmehr  auf  die  politisch-staatsrechtliche  Seite 
des  Arrangements.  Durch  dieses  fand  nämlich  das  Recht 
Bulgariens,  selbständig  und  unabhängig  von  der  Türkei 
Handelsverträge  abzuschließen,  sowie  ganz  autonom  auf  dem 
Gebiete  der  inneren  Besteuerung  zu  verfahren ,  zuerst  An- 
-erkennung.  Die  bulgarische  Regierung  setzte  es  durch,  daß 
die  im  Berliner  Vertrage  enthaltene  Klausel  der  meist- 
begünstigten Nation  nicht  ohne  weiteres  jeder  Signatarmacht 
allein  auf  Grund  dieses  Vertrages  zukomme,  sondern  erst 
durch  spezielle  Konventionen  von  jedem  einzelnen  Staate 
ausbedungen  werden  müsse.  Von  großer  politischer  Be- 
deutung war  hier  auch  der  Umstand,  daß  das  Fürstentum 
jetzt  zum  erstenmal  Handelsabkommen  schließen  durfte,  die 
ihre  Wirksamkeit  auf  das  ganze  vereinigte  Zollterritorium 
der  beiden  Landesteile  erstreckten. 

Im  Hinblick  auf  die  hier  erwähnten,  aus  dem  englisch- 
bulgarischen Handelsabkommen  hervorgehenden  Vorteile  mußte 
die  Regierung  die  Wahrung  wichtiger  Wirtschaftsinteressen  in 
den  Hintergrund  treten  lassen.  Dem  ausländischen  Wett- 
bewerb, der  so  drückend  vor  allem  auf  dem  Handwerk 
und  der  Hausindustrie  lastete  und  das  Aufkommen  industrieller 
Unternehmungen  größeren  Stiles  noch  im  Keime  erstickte, 
wurde  durch  die  tatsächlich  eingetretene  Zollherabsetzung 
Vorschub  geleistet.  Auch  das  fiskalische  Interesse  hatte 
darunter  nicht  minder  zu  leiden.     Das  Finanzministerium  be- 
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rechnete  im  Jahre  1890  den  aus  dem  Wechsel  des  Verzollungs- 
verfahrens erwachsenen  Zollausfall  jährlich  auf  500  000  Frcs. 
Allein  es  war  zu  natürlich,  daß  die  Regierung  später  versuchen 
Avürde,  die  verringerten  Staatseinnahmen  durch  anderweitige 
Abgaben  wieder  auf  den  früheren  Stand  zurückzubringen, 
was  sie  um  so  leichter  erreichen  konnte,  als  sie  weitgehende 
Konzessionen  auf  dem  Gebiete  der  inneren  Besteuerung  er- 
hielt. Von  der  Befugnis,  die  fremden  Waren  allen  Staats- 
und Kommunalabgaben  und  Gebühren  unterziehen  zu  dürfen^ 
machten  die  bulgarischen  Behörden  ausgiebigen  Gebrauch 
und  riefen  dadurch  scharfe  Proteste  seitens  der  europäischen 
Staaten  hervor,  auf  die  wir  an  anderer  Stelle  noch  einmal 
zurückkommen  werden. 

Über  den  Erfolg  des  englisch-bulgarischen  Arrangements 
spricht  sich  eine  zum  Studium  der  Frage  der  1903  zu 
schließenden  Handelsverträge  eingesetzte  Kommission  in  ihren> 
Rapporte  an  den  Finanzminister  folgendermaßen  aus: 

Um  den  durch  die  Berechtigung  zur  Erhebung  von  Kom- 
munalabgaben von  den  fremdländischen  Waren  erzielten  Ge- 
winn richtig  zu  würdigen,  müsse  man  dreierlei  ins  Auge 
fassen :  Erstens  bedeute  ^  eine  Ausnahme,  ja  eine  Umwand- 
lung in  der  traditionellen  Verhaltungsweise  der  christlichen 
Staaten  der  Türkei  gegenüber  —  zu  welcher  auch  Bulgarien 
gerechnet  wurde  — ,  wenn  dem  Fürstentume  das  Recht  be- 
dingungslos garantiert  werde,  frei  nach  eigenem  Ermessen 
seine  inneren  Steuern  zu  ordnen  und  ihre  Wirksamkeit  auch 
auf  den  europäischen  Warenverkehr  auszudehnen.  Zweitens 
sei  zu  berücksichtigen,  daß  es  dem  Suzeränstaate  zwar  ge- 
stattet worden  sei,  die  Einfuhrzölle  von  3  auf  8  ^/o  zu  erhöhen^ 
unter  der  Bedingung  jedoch,  daß  keine  weiteren  inneren  Ab- 
gaben, Gebühren  usw.  hinsichtlich  des  europäischen  Handels- 
verkehrs zulässig  wären.  Und  drittens  komme  diese  be- 
dingungslose Zustimmung  Englands  einem  moralischen  Akte 
von  großer  juristischer  Bedeutung  gleich.  Indem  nämlich 
England  Bulgarien  gegenüber  das  Prinzip  der  durch  die 
Meistbegünstigungsklausel  immer  sorgsam  gewahrten  Soli- 
darität der  christlich-europäischen  Staaten  in  ihren  internatio- 
nalen Beziehungen  zu  der  Türkei  aufgebe,  erlange  das  Fürsten- 
tum auf  negativem  Wege  das  Recht,  als  Mitglied  der  christ- 
lich-kulturellen Welt  behandelt  zu  werden.  Und  dies  sei  die 
erste  Voraussetzung  für  die  Befreiung  von  den  auch  Bulgarien 
aufoktroyierten  türkischen  Kapitulationen  ^ 

Die  Art  und  Weise  der  Regelung  der  Handelsbeziehungen 
Bulgariens  mit  den  europäischen  Staaten  durch  provisorische 
Abmachungen  wurde  bis  Ende  1894  beibehalten.  So  ver- 
längerte   England    im    Oktober    1891    sein    Arrangement    mit 


L.  Pajakoff,  a.  a.  0.,  S.  119. 
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Bulgarien  vom  Jahre  1889  bis  Ende  1893.  Das  gleiche 
tat  Österreich  Ungarn  durch  konformen  Notenwechsel  vom 
28.  (16.)  Oktober  1891  und  vom  24.  (12.)  Dezember  1892, 
worauf  auch  die  übrigen  Staaten  bald  seinem  Beispiel  folgten. 

Die  bulgarische  Regierung  verzögerte  die  Verhandlungen 
wegen  Abschlusses  definitiver  Handelsverträge  hauptsächlich 
aus  dem  Grunde,  weil  sie  sich  mit  dem  Gedanken  trug,  zu- 
nächst einen  den  wirtschaftlichen  Interessen  des  Landes  all- 
seitig Rechnung  tragenden  autonomen  Zolltarif  zu  schaffen  und 
erst  dann  auf  Grund  dieses  und  entsprechend  den  im  Gesetze 
von  1887  fixierten  handelspolitischen  Grundsätzen  Handels- 
verträge von  längerer  Dauer  zu  vereinbarend  Im  Jahre  1893 
brachte  sie  die  Absicht  wiederholt  zum  Ausdruck,  daß  die 
notwendig  gewordene  Verlängerung  der  Handelsabkommen 
mit  den  fremden  Staaten  um  ein  weiteres  Jahr,  also  bis  zum 
Ende  des  Jahres  1894,  die  letzte  sei,  und  ließ  dies  in  den 
bezüglichen  Noten  deutlich  erkennen.  Das  Jahr  1894  näherte 
sich  indessen  seinem  Ende,  ohne  daß  der  bulgarischer- 
seits  in  Angriff"  genommene  Generaltarif  fertiggestellt  oder  es 
zum  Abschlüsse  definitiver  Handelsverträge  gekommen  wäre. 
Es  blieb  also  weiter  nichts  übrig,  als  durch  neue  provi- 
sorische Abmachungen  den  Handelsverkehr  mit  dem  Auslande 
zu  regeln  2. 

Im  Jahre  1894  erfolgten  weitgehende  Reformen  auf  steuer- 
politischem Gebiete.  Der  in  der  bulgarischen  Literatur  viel- 
fach genannte  Finanzminister  Iw.  Geschoff  unternahm  es, 
das  Steuerwesen  gründlichen  und  rationellen  Veränderungen  zu 
unterwerfen.  Er  ging  hierbei  von  dem  Gesichtspunkte  aus, 
das  Schwergewicht  der  Steuereinnahmen  des  Staates  nicht 
fast  allein  auf  den  direkten  Steuern,  wie  es  bis  dahin  der  Fall 
war,  ruhen  zu  lassen,  sondern  es  in  die  Richtung  nach  ver- 
mehrten und  erhöhten  indirekten  Steuern  zu  verlegen.  Es 
wurde  eine  mildere  und  gerechtere  Besteuerung  des  Grund 
und  Bodens  geplant  und  durchgeführt,  indem  der  Zehnt,  der 
bis  dahin  abwechselnd  in  Natur  und  Geld  erhoben,  beseitigt 
und  durch  eine  neue  niedrigere  kontingentierte  Steuer  ersetzt 
wurde,  während  zugleich  die  inneren*Verbrauchsabgaben  ver- 
mehrt und  erhöht  wurden.  Man  wollte  hierdurch  eine  Ver- 
ringerung der  Steuerlast  der  ländlichen  Bevölkerung  um  etwa 
25 — 30^/0  herbeiführen^  und  das  Gleichgewicht  im  Staatsbudget 


'  Vgl.  auch  zum  Folgenden  Karl  Grrüiiberg,  Die  haiidels- 
politisclien  Beziehungen  Österreich-Ungarns  zu  den  Ländern  an  der 
unteren  Donau.     Leipzig  1902,  S.  231  f. 

^  Vgl.  Nr.  8  der  Beilagen  zu  den  stenographischen  Protokollen 
des  österreichischen  Abgeordnetenhauses,  XII.  Sess.  1897,  S.  27. 

^  Iw.  Ew.  Geschoff  berechnete  die  Herabsetzung  der  Grund- 
steuer für  die  Jahre  1896  bis  1898  auf  15  332  442  Fr.:  von  rund  51  auf 
rund  36  Mill.  Fr.  („AVorte  und  Taten",  Sofia  1899,  S.  225). 
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dabei  in  der  Weise  aufrechterhalten,  daß  man  eine  Erhöhucg 
der  Staatseinnahmen  aus  den  indirekten  Steuern,  die  haupt- 
sächlich die  wohlhabendere  städtische  Bevölkerung  belasteten, 
anstrebte^. 

Dank  dieser  Bestrebungen  macht  sich  auch  in  dem  Finanz- 
wesen Bulgariens  die  Tendenz  bemerkbar,  daß,  während  die 
direkten  Steuern  seit  1895  absolut  eine  Stabilität  und  prozentuell 
eine  immer  kleinere  Quote  der  Gesamtsteuereinnahmen  aus- 
machen ,  die  indirekten  Steuern  dagegen  absolut  und  relativ 
stark  wachsen.  Dies  ist  aus  dem  Grunde  zu  erklären,  daß 
die  direkten  Steuern  zur  Deckung  der  Staatsausgaben  schon 
genügend  in  Anspruch  genommen  worden  waren,  und  die  Be- 
friedigung der  immer  wachsenden  Staatsbedürfnisse  nur  sicher- 
gestellt werden  konnte,  wenn  man  zu  neuen  und  höheren  in- 
direkten Steuern,  insbesondere  Zöllen  und  Konsumtionssteuern 
—  schon  wegen  ihrer  Vorzüge  für  Verwaltung  und  Steuer- 
zahler —  griff.  So  betrugen  die  direkten  Steuern  im  Jahre 
1887  30  887  508  Fr.  oder  73,8%  der  Gesamtsteuereinnahmen, 
im  Jahre  1890  37  380000  Fr.  oder  70,5^/0,  im  Jahre  1892 
43  762  400  Fr.,  im  Jahre  1895  —  nachdem  die  erwähnten 
Steuerreformen  eingeführt  waren  —  35  471 100  Fr.  oder  48,7  ^lo, 
seit  welchem  Jahre  sie  fast  stabil  bleiben.  Die  indirekten 
Steuern  dagegen  betrugen  im  Jahre  1887  8  958000  Fr.  oder 
21,4  ^/o  der  Gesamtsteuereinnahmen,  1890  13  324000  Fr.  oder 
25,1%,  1892  16083000  Fr.  und  1895  35032000  Fr.  oder 
48,1%  2, 

Anderseits  waren  die  Zolleinkünfte  des  Staates  seit  1890, 
seitdem  die  Verzollung  nicht  mehr  auf  vereinbarten  Werttarifen 
beruhte,  sondern  nach  den  jeweiligen  Marktpreisen  erfolgte, 
relativ  stark  gesunken.  In  der  Zeitperiode  von  1883 — 1890, 
als  die  nach  Bewertungstabellen  berechneten  W^ertzölle  vor- 
herrschten, entfielen  auf  je  100  kg  Einfuhrwaren  5,40 — 5,82  Fr. 
Zolleinnahmen,  während  die  letzteren  seit  1890  auf  je  100  kg 
3,90  Fr.  betrugen.  Es  hatten  sich  also  die  Zolleinnahmen  in 
der  zweiten  Periode  relativ  um  27,5 "/o  verringert^. 

Um  ihren  steuerpolitischen  Aufgaben  zu  genügen,  mußte 
die  bulgarische  Regierung  vor  allem  eine  Erhöhung  der  Einfuhr- 
zölle erstreben.  So  gab  sie  noch  im  April  1894  kund,  einen 
Wertzoll  von  15  oder  wenigstens  von  12  ^/o  einführen  zu  wollen. 
Jedoch  nicht  nur  fiskalische  Gesichtspunkte  leiteten  sie  bei 
ihren  handelspolitischen  Maßnahmen  dem  Auslande  gegenüber, 
sondern  sie  wünschte  eine  Erhöhung  der  Zölle,    um  auch  die 


^  Vgl.  Iwan  K.  Dreukoff,  Die  Steuerverhältnisse  Bulgariens. 
Jena  1900,  S.  50  f.,  100  f.  und  134. 

2  Ebenda,  S.  131,  132.  G.  T.  Danailoff,  Unsere  Finanzpolitik. 
Zeitschrift  der  bulg.  ökon.  Gesellschaft,  I.  Jahrg.,  Nr.  5,  6,  7, 
S.  381,  382. 

•^  Ljaptscheff,  a.  a.  0.,  S.  503.     Tschakaloff,  a.  a.  0.,  S.  90. 
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ausländische  Konkurrenz  zu  erschweren  und  die  einheimische 
Oewerbeproduktion  wirksamer  zu  schützen.  Aber  auch  die 
Interessen  der  Landwirtschaft  sollten  hierbei  insofern  wahr- 
genommen werden,  als  freier  Transit  durch  das  Zollterritorium 
des  betreffenden  Vertragsstaates  für  Tabak  und  andere 
wichtige  Erzeugnisse  der  Landwirtschaft,  sowie  Erleichterungen 
für  die  Ausfuhr  von  Vieh  nach  den  westlichen  Staaten  ge- 
fordert wurden. 

So  beauftragte  das  Finanzministerium  am  30.  Mai  1894  den 
Minister  des  Äußeren,  mit  dem  englischen  diplomatischen 
Agenten  Rücksprache  bezüglich  einer  Erhöhung  der  Einfuhr- 
zölle auf  12^/0  des  Wertes  zu  nehmen,  und  eventuell  im  Falle 
der  Weigerung  die  Anwendung  des  Verzollungsregimes  nach  den 
alten  Werttarifen  in  Aussicht  zu  stellen.  Diesem  Wunsche  der 
Regierung  kam  man  englischerseits  mit  der  Konzession  ent- 
gegen, eine  Erhöhung  der  Eingangszölle  von  8V2  auf  IOV2  ^/o 
ad  valorem  einräumen  zu  wollen.  Österreich-Ungarn  machte 
den  Vorschlag  von  einem  12V2%igen  Wertzolle  für  die  Ein- 
fuhrwaren nach  Bulgarien,  stellte  jedoch  als  Bedingung  für 
das  auf  dieser  Grundlage  geschaffene  Provisorium  eine  Gültig- 
keitsfrist desselben  von  5  Jahren.  Dieser  Vorschlag  erschien 
der  Regierung  nicht  annehmbar,  da  sie  die  Absicht  hatte, 
nach  2  Jahren,  also  Anfang  1897,  endgültige  Handelsverträge 
mit  allen  europäischen  Staaten  auf  der  Basis  eines  autonomen 
spezifischen  Generaltarifes  abzuschließen. 

Nach,  langen  Verhandlungen  wurde  schließlich  doch 
zunächst  mit  Österreich-Ungarn  durch  Notenwechsel  vom 
5.  Januar  1895  (24.  Dezember  1894)  eine  Einigung  auf  einen 
allgemeinen  Einfuhrzoll  von  10^/2  %  ad  valorem  erzielt,  wobei 
die  inneren  Abgaben  in  ihrem  damaligen  System  und  gesetz- 
lichen Ausmaße  festgelegt  wurden  ^.  Schon  im  voraus,  am 
20.  Dezember  1894  a.  St.,  gab  auch  die  Sobranje  ihre  Zu- 
stimmung zur  Verlängerung  der  provisorischen  Regelung  der 
Handelsbeziehungen  auf  weitere  zwei  Jahre,  also  bis  zum 
1./13.  Januar  1897,  wobei  als  Grundlage  der  Verzollung  ein 
10V2^/oiger  Wertzoll  dienen   sollte. 

Ungefähr  gleichzeitig  und  auf  der  Basis  der  österreichisch- 
ungarischen Abmachung  erfolgte  eine  Verständigung  mit 
England  (7.  Januar  1895),  mit  Deutschland  (8.  Januar  1895), 
mit  Belgien  (9.  Januar  1895),  mit  Frankreich  und  der  Schweiz 
(12.  Februar  1895)    sowie  später  mit  Italien    und  Rumänien^. 

Die  an  anderer  Stelle  konstatierte  Verschiebung  des 
Gleichgewichtes  im  Steuerwesen  zugunsten  der  indirekten 
Steuern  konnte  hauptsächlich    durch  Erhöhung  der  Zölle  und 

*  Ch,  de  Marteus,  Recueil  des  traites  d'alliance  de  paix  etc., 
Göttingen  seit  1817,  später  herausgegeben  von  St oerk  unter  aem  Titel 
Nouveau  recueil  g^neral,  1895,  Bd.  21,  S.  581—84. 

2  eod.,  S.  585  f 
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inneren  Verbrauchssteuern  durchgeführt  werden.  Die  Ge- 
staltung der  ersteren  jedoch  konnte  die  Regierung  nicht  ganz 
entsprechend  ihren  finanziellen  Bedürfnissen  und  wirtschafts- 
politischen Aufgaben  vollziehen,  da  sie  hierin  vielfach  vom 
Auslande  abhängig  war.  Mit  um  so  größerem  Eifer  ist  sie 
aber  an  die  Ausgestaltung  der  inneren  Konsumtionsabgaben 
gegangen  und  suchte  hierdurch  auf  Umwegen  viele  ausländische 
Waren  tatsächlich  mit  einem  14  ^lo  igen  Eingangszolle  zu 
belegen ,  was  trotz  der  größten  Bemühungen  in  den  1895  ge- 
troffenen Arrangements  vertragsmäßig  nicht  erzielt  werden 
konnte. 

So  wurde  die  zweite  Periode  der  bulgarischen  Handels- 
provisorien durch  ein  neues  Akzisengesetz  vom  20.  Dezember 
1894  (1.  1.  1895)  eingeleitet,  das  als  eine  Ergänzung  der  schon 
oben  angeführten  Reform  auf  steuerpolitischem  Gebiete  gedacht 
war  und  hauptsächlich  diejenigen  Gegenstände  treffen  sollte^ 
die  meist  von  der  städtischen  gewerbetreibenden  Bevölkerung 
konsumiert  wurden,  und  deren  Besteuerung  daher  für  sie  eine 
größere  Last  bedeutete  als  für  die  bäuerliche  ^  Die  in  diesem 
Gesetze  vorgesehenen  Akzisen  hatten,  indem  sie  entgegen  der 
sonst  üblichen  Art  der  Erhebung  solcher  Abgaben  haupt- 
sächlich Waren  ausländischen  Ursprungs  trafen,  tatsächlich 
die  gleiche  Wirkung  wie  ein  Einfuhrzoll  und  waren  von 
diesem  auch  prinzipiell  nicht  zu  unterscheiden,  insofern  sie 
nicht  als  Abgaben  von  inländischen  Verbrauchsartikeln  be- 
zeichnet werden  konnten  und  zugleich  mit  den  Zöllen  bei  der 
Einfuhr  entrichtet  und  nach  den  für  die  Erhebung  der  Zoll- 
abgaben festgesetzten  Werten  berechnet  werden  mußten. 
Diese  Wirkung  der  Akzisen,  denen  die  in  der  nachstehenden 
Tabelle  angeführten  Artikel  unterworfen  waren,  tritt  noch 
stärker  in  die  Erscheinung,  wenn  man  sich  vergegenwärtigt^ 
daß  einerseits  die  ihnen  unterliegenden  inländischen  Ver- 
brauchsartikel vielfach  in  kleinen  und  zerstreuten  Betrieben 
hergestellt  wurden  und  daher  infolge  der  erschwerten  Kontrolle 
sehr  leicht  in  den  freien  Verkehr  übergehen  konnten,  ohne 
die  erforderlichen  Abgaben  entrichtet  zu  haben  ^,  und  ander- 
seits einige  von  den  einheimischen  Konsumartikeln,  so  z.  B. 
die  Getränke  der  Hausindustrie  und  der  Kleinfabrikation,  im 
Gegensatz  zu  denselben  fremden  Ursprungs  überhaupt  akzisen- 
frei waren. 


1  Stenogr.  Protokolle  der  Sobraiije,  1894,  Buch  11,  S.  650. 
•'  G.  T.  Danailoff,  a.  a.  O.,  S.  491. 
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Nr. 


Warenbenenniing 


Erhebungs-  j      Akzisen 


einheit 


in  Fr. 


10 
11 
12 

13 

14 
15 
16 
17 


See-  und  Steinsalz  fremder  Herkunft 
(für  das  heimische  Seesalz  ist  für 
je  100  kg  6  Fr.  zu  zahlen)    .     .     . 

Spiritus,  für  jeden  Grad  des  Alkoholo- 
meters von  Gay-Lussac     .... 

Petroleum 

Zucker  

Bonbons,  Halva  und  alle  Zucker- 
oder zuckerhaltigen  Waren  .     .     . 

Kaffee  und  Surrogate 

Bier 

Rum,  Liköre,  Kognak,  Bitter,  Ab- 
sint usw 

Olivenöl  und  dessen  zu  Speise- 
zwecken  verwendbaren  Surrogate 

Zündhölzchen  und  Zündkerzchen  .     . 

Tee 

Parfümierte  Seifen,  Öle,  Pomaden, 
Wässer  und  Puder 

Stearin-,  Walrat-  und  andere  Luxus- 
kerzen   

Spielkarten 

Fischkonserveu  aller  Art      .... 

Schwarzer  Kaviar 

Konservierte  Nahrungsmittel  aller 
Art 


100  kg 


hl  u.  Grad 
100  kg 
100  „ 

0,75 
5 
20 

100  „ 

40 

50 

5 

hl 

30 

100  kg 
100  „ 
100  „ 

10 
100 
100 

100  „ 

300 

100  „ 

1  Dtz.  Spiele 

100  kg 

100  „ 

20 

12 

50 

100 

100 


100 


Gegen  dieses  Gesetz  protestierte  am  2.  (14.)  Januar  1895 
zunächst  Österreich-Ungarn  \  dessen  Export  nach  Bulgarien  am 
meisten  unter  demselben  zu  leiden  hatte.  Es  erklärte,  daß 
das  eben  perfekt  gewordene  Handelsprovisorium  außer  dem 
10V2^/oigen  Einfuhrzolle  und  den  tatsächlich  zugelassenen 
Oktrois  und  Akzisen  keine  weiteren  Verbrauchsabgaben  von 
den  Österreich- ungarischen  Waren  zulasse.  Bulgarien  berief 
sich  jedoch  auf  das  englische  Arrangement  von  1889,  nach 
welchem  das  Fürstentum  auf  dem  Gebiete  seiner  inneren  Be- 
steuerung ganz  freie  Hand  habe  2.  Hieraus  ergaben  sich 
Schwierigkeiten  für  die  Anwendung  des  Akzisengesetzes  hin- 
sichtlich der  österreichisch- ungarischen  Provenienzen.  Aber 
auch  die  übrigen  Staaten ,  gestützt  auf  die  ihnen  vertrags- 
mäßig zugesicherte  Meistbegünstigungsklausel,  duldeten  es 
nicht,  daß  ihr  Export  differentieller  Behandlung  unterzogen 
wurde. 

Diese  Angelegenheit  wurde  schließlich  durch  eine  Nach- 
tragskonvention mit  der  habsburgischen  Monarchie  vom  9.  Mai 
(27.    April)    1895    ausgetragen,    welche    die    Grundlage    eines 


1  Stoerk,  a.  a.  O.,  1895,  S.  5«2. 

2  Ebenda,  1895,  S.  58B. 
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späteren  definitiven  Handelsvertrages  festsetzte.  So  mußte  sich 
die  bulgarische  Regierung,  um  ihr  Akzisengesetz  zu  retten,  zu 
einer  Abmachung  herbeilassen,  die  die  Frage  der  in  Zukunft 
zu  schließenden  Handelsverträge  wesentlich  im  voraus  löste. 
Österreich- Ungarn  hatte  in  diesem  Falle  um  so  weniger  Ver- 
anlassung, die  Verwirklichung  dieses  Gesetzes  zu  verhindern 
und  so  einem  durch  finanzielle  Motive  begründeten  und  be- 
rechtigten Streben  Bulgariens  entgegenzutreten,  als  es  schon 
früher  den  anderen  Balkanstaaten  die  Berechtigung  zur  Er- 
liebung  von  ähnlichen  Abgaben  vertragsmäßig  zugesichert 
hatte. 

Diese  Nachtragskonvention,  die  mithin  ein  pactum  de  con- 
trahendo bildete,  enthielt  folgende  Bestimmungen : 

1.  Es  wird  eine  definitive  Handelskonvention  für  die  Zeit 
bis  zum  31.  (18.)  Dezember  1903  auf  Grund  des  Prinzips  der 
Meistbegünstigung  und  mit  Zugrundelegung  eines  durchschnitt- 
lichen 14%  igen  Wertzolles  für  die  Österreichisch-ungarischen 
Provenienzen  abgeschlossen,  wobei  die  mit  mehr  oder  weniger 
als  14  ^/o  zu  verzollenden  Artikel  namhaft  zu  machen  sind. 
Hinsichtlich  der  Akzisen  werden  Bulgarien  im  allgemeinen  die 
gleichen  Konzessionen  gemacht  wie  Serbien.  Die  Sätze  des 
bulgarischen  Akzisengesetzes  sind  bezüglich  der  Artikel,  an 
denen  die  österreichisch-ungarische  Ausfuhr  interessiert  ist,  zu 
binden,  resp.  für  Kaffeesurrogate  von  50  auf  20,  für  Zünd- 
hölzchen von  100  auf  30  und  für  parfümierte  Seifen  von  300 
auf  50  Frcs.  pro  100  kg  netto  herabzusetzen. 

2.  Bulgarien  ist  berechtigt,  vom  1.  (13.)  Januar  1897  an 
14  ^/oige  Wertzölle  von  der  Einfuhr  aus  Österreich-Ungarn  zu 
erheben,  wenn  der  Abschluß  der  definitiven  Handelskonvention 
«ich  über  diesen  Termin  hinaus  verzögern  sollte. 

3.  Bis  zum  Zustandekommen  eines  Definitivums  darf 
Bulgarien  die  Akzisen  in  ihrem  landesgesetzlichen  System  und 
Ausmaße  erheben,  muß  jedoch  die  unter  1  erwähnten  Herab- 
setzungen jedenfalls  nicht  später  als  am  1.  (13.)  Januar  1897 
durchführen  ^ 

Wir  sehen  hieraus,  wie  wenig  das  Fürstentum  auf  steuer- 
resp,  zollpolitischem  Gebiete  autonome  Maßregeln  treffen  konnte, 
die  ganz  seinen  jeweiligen  fiskalischen  und  wirtschaftlichen 
Interessen  entsprachen.  Selbst  die  durch  die  Arrangements 
von  1889  resp.  1890  staatsrechtlich  errungene  Autonomie  auf 
dem  Gebiete  der  inneren  Besteuerung  wurde  ihm  streitig  ge- 
macht, wenn  es  das  Interesse  der  fremden  Staaten  erheischte. 
Mithin  wurde  die  seit  1890  gehegte  Absicht  der  Regierung, 
die  endgültigen  Handelsverträge  auf  der  Basis  eines  den 
Interessen  des  Fiskus  und  nicht  minder  der  Nationalproduktion 


^  Vgl.   Nr.  8  der  Beilagen   zu  den  steuogr.  Protokollen  des  öster- 
reichischen Abgeordnetenhauses,  XIE.  Session  1897,  S.  28, 
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Rechnung  tragenden  Generaltarifes  mit  autonomen  und  spezi- 
fischen Zöllen  zu  vereinbaren,  noch  einmal  durchkreuzt. 

Überhaupt  ist  die  hier  untersuchte  Periode  in  der  Ent- 
wicklung der  Handels-  und  Zollpolitik  durch  das  Bestreben 
gekennzeichnet,  die  völlige  staatsrechtliche  Emanzipation  des 
Fürstentums  von  den  überkommenen  internationalen  Be- 
schränkungen durchzusetzen.  Sie  stellt  auch  die  ersten  Er- 
folge in  dieser  Hinsicht  dar,  die,  wie  noch  gezeigt  wird,  in 
den  späteren  Vereinbarungen  schrittweise  ihren  Abschluß 
fanden.  Daß  dabei  wirtschaftliche  und  finanzielle  Momente 
vielfach  in  den  Hintergrund  treten  mußten,  ist  selbstverständlich. 
So  zeigt  uns  der  einheitliche  8,  resp.  10  ^/oige  Wertzoll  für  alle 
Einfuhrwaren  ohne  Unterschied  der  Gattung,  Qualität  usw., 
wie  wenig  Fürsorge  der  Staat  den  differenzierten  wirtschaft- 
lichen Interessen  zuwenden  konnte.  Die  Einförmigkeit  dieser 
Zölle  weist  zugleich  noch  darauf  hin,  daß  das  Finanzinteresse 
des  Staates  an  den  Zolleinnahmen  überwog,  eine  Tatsache, 
die  noch  daraus  hervorgeht,  daß  der  in  den  Kulturstaaten 
schon  längst  abgeschaffte  Ausfuhrzoll  in  Bulgarien  auch  heute 
noch  existiert  und  allgemein  1  ^/o  des  Wertes  beträgt.  Zwar 
wurde  durch  das  Zollgesetz  vom  3.  Dezember  1884,  ab- 
geändert und  ergänzt  am  5.  Juni  1899  und  19.  Februar  190(3, 
eine  Reihe  von  Artikeln,  wie  z.  B.  Tabak,  alkoholische  Ge- 
tränke, Gemüse,  Obst,  Kolonial-  und  Textilwaren,  wie  über- 
haupt alle  im  Inlande  hergestellten  Industrieerzeugnisse,  von 
diesem  Zolle  befreit,  aber  die  Hauptausfuhrartikel  des  Landes 
unterliegen  demselben  nach  wie  vor.  Ferner  wurde  bis  zum 
1.  Januar  1895  außer  dem  Zolle  von  den  Ein-  und  Ausfuhr- 
waren noch  eine  V2  ^/oige  Taxe  mit  der  Bestimmung  erhoben, 
daß  diese  Sondereinkünfte  ausschließlich  für  die  Verbesserung 
der  verkehrstechnischen  Einrichtungen  in  den  Häfen  und 
Zollämtern  Verwendung  finden  sollten.  Seither  wird  sie  hin- 
sichtlich der  Ausfuhr  nicht  für  Rechnung  einer  besonderen 
Kasse,  wie  zuvor,  sondern  mit  dem  Ausfuhrzoll  zusammen 
berechnet  und  erhoben.  Mit  Bezug  auf  die  Einfuhr  wurde 
sie  1895  zu  den  lO^igen  Wertzöllen  zugeschlagen,  1897  in 
die  vereinbarten  Einfuhrzollsätze  miteingerechnet,  und  laut 
Gesetz  vom  19.  Februar  1900  wird  sie  nur  von  den  zollfrei 
eingeführten  Waren  erhoben. 


II.   Die  Handelsverträge  von  1896—97. 

Die  Handelspolitik  Bulgariens  ist  nicht  zu  verstehen,  ohne 
Rücksichtnahme  auf  die  handelspolitischen  Bestrebungen  der 
europäischen  Staaten  in  der  neueren  Zeit,  von  denen  haupt- 
sächlich die  Zentralstaaten  in  Betracht  kommen.  Bulgarien 
als    kleines,    agrikoles,    bis   vor  Kurzem    politisch   nicht  ganz 
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selbständiges  Land,  kann  wirtschaftlich  nicht  gedeihen,  wenn 
es  der  allgemeinen  handelspolitischen  Strömung  nicht  folgt. 
Es  sind  immer  nur  die  großen,  auf  dem  Weltmarkte  domi- 
nierenden Wirtschaftsgebiete,  die  die  Richtung  und  den 
Charakter  der  allgemeinen  Handelspolitik  bestimmen,  während 
die  kleineren,  schwächeren  Volkswirtschaften  in  Überein- 
stimmung mit  der  letzteren  ihre  Gemeininteressen  wahren 
können  und  müssen. 

So  sind  die  bulgarischen  Handelsverträge  von  1896/97 
als  ein  an  die  sogenannten  Dezemberverträge  von  1891/92  sich 
anschließendes  Glied  aufzufassen,  welches  den  Zirkel  der  mittei- 
und  südeuropäischen  Handelsverträge  abschloß.  Deutschland 
ist  es,  das  damals  die  Grundlagen  dieser  Verträge  festlegte 
und  so  einen  gleichbedeutenden  Wirtschaftskomplex  den  drei 
Weltmächten :  England ,  den  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika und  Rußland,  entgegenstelltet  Die  Handelsverträge 
aller  übrigen  europäischen  Staaten  von  jener  Zeit  liefen  nicht 
nur  an  dem  Termine  ab,  bis  zu  welchem  die  deutschen  Ver- 
träge galten  (Ende  des  Jahres  1903),  sondern  trugen  auch 
hinsichtlich  ihrer  inneren  Struktur  das  die  deutschen  Verträge 
kennzeichnende  Gepräge. 

Die  in  der  bulgarischen  Literatur  viel  umstrittene  Frage: 
in  welcher  Reihenfolge  die  künftigen  Handelsverträge  mit  den 
fremden  Staaten  abzuschließen  seien ,  um  mit  Rücksicht  auf 
die  schwächliche  wirtschaftliche  und  finanzielle  Lage  sowie 
die  schwierige  und  verwickelte  Rechtsstellung  des  Fürstentums 
größere  Vorteile  für  das  Land  herauszuschlagen,  stand  für  die 
Regierung  von  vornherein  fest.  Diese  leitete  schon  am  26.  Sep- 
tember 1895  Verhandlungen  zunächst  mit  Österreich-Ungarn 
ein,  um  die  in  ihrem  wesentlichen  Inhalt  und  ihrer  Richtung 
bereits  durch  das  Übereinkommen  vom  9.  Mai  1895  vor- 
gezeichnete Handelskonvention  ihrem  Ende  entgegenzuführen. 
Es  konnte  sich  hierbei  für  sie  nur  darum  handeln,  ihren 
finanzpolitischen  und  protektionistischen  Bestrebungen  wenigstens 
dadurch  gerecht  zu  werden,  daß  sie  die  Zahl  der  mit  Finanz-, 
resp.  Schutzzöllen  zu  belegenden  Einfuhrwaren  möglichst  zu 
vergrößern  trachtete.  Was  man  früher  durch  einen  autonomen 
und  spezifischen  Zolltarif  erreichen  zu  können  geglaubt  hatte, 
suchte  man  jetzt  durch  hartnäckige  Verhandlungen,  die  auf 
eine  die  Grenze  der  gemachten  Konzessionen  weit  ausdehnende 
Handelskonvention  hinzielten,  nachzuholen.  Nachdem  schließ- 
lich die  Vertragsverhandlungen  über  ein  Jahr  in  Wien  mit 
wiederholten  Unterbrechungen,  die  sich  für  die  Einholung 
neuer  Instruktionen   seitens   der   bulgarischen  Delegierten  als 


1  G.  Schmoller,  Die  Wandlungen  der  europäischen  Handels- 
politik im  19.  Jahrhundert,  Jahrb.  f.  Gesetzgeb.  u.  Yerw.,  XXIV.  Jahr- 
gang, S.  379  f. 


143  31 

notwendig  erwiesen  haben  ^,  geführt  wurden,  kam  am  9.  (21.)  De- 
zember 1896  eine  definitive  Handelskonvention  zustande. 

Um  zunächst  diese  Konvention,  die  für  die  untersuchte 
Vertragsperiode  grundlegend  wurde  und  als  Vorbild  für  die 
übrigen  Handelsverträge  diente,  kennen  zu  lernen,  sei  hervor- 
gehoben, daß  sie  über  den  Rahmen  eines  bloßen  Zollvertrages 
hinausgeht,  da  sie  nicht  nur  Bestimmungen  über  die  Zollsätze, 
das  Verzollungsverfahren,  die  Nebengebühren,  den  gegenseitigen 
Handel  und  Verkehr  enthält,  sondern  auch  rein  steuerpolitische 
Fragen  regelt,  indem  sie  die  inneren  staatlichen  Verbrauchs- 
steuern und  die  zugunsten  der  Gemeinden  zu  erhebenden 
Oktroigebühren  nach  ihrer  Art,  Höhe  und  Zahl  fixiert. 

Was  die  textlichen  Bestimmungen  des  Vertrages,  der 
Bulgarien  nur  das  Meistbegünstigungsrecht  in  der  Monarchie 
garantierte,  anlangt,  so  unterscheiden  sie  sich  von  jenen  im 
internationalen  Vertragsrechte  gebräuchlichen  nur  in  wenigen 
Punkten,  auf  die  wir  kurz  eingehen  wollen. 

Art.  I  der  Konvention  ^,  der  sich  auf  die  türkischen 
Kapitulationen  bezieht  und  daher  von  großer  staatsrechtlicher 
Bedeutung  ist,  garantiert  die  Meistbegünstigung  des  Handels 
und  Gewerbes  und  bestimmt  unter  anderem,  daß  die  Staats- 
angehörigen beider  Vertragsteile  inbetreff"  des  Erwerbes,  der 
Übertragung,  Ausübung  und  Verfolgung  der  Rechte  aller  Art 
gegenseitig  auf  dem  Fuße  der  vollkommensten  Gleichheit  be- 
handelt werden  sollen,  wobei  lediglich  die  auf  die  Einheimischen 
und  die  Angehörigen  der  meistbegünstigten  Nationen  anwend- 
baren allgemeinen  Gesetze  und  Verordnungen  des  Landes  zu 
beachten  seien. 

Art.  IV  regelt  in  einem  dem  heutigen  internationalen  Ver- 
tragsrechte entsprechenden  Umfange  die  Frage  der  Handlungs- 
reisenden und  ihrer  Musterkollektionen,  die  bis  dahin  mangels 
präziser  Vorschriften  häufig  Beanstandungen  seitens  der  bul- 
garischen Behörden  ausgesetzt  waren. 

Um  den  Zolldefraudationen ,  die  insbesondere  darin  be- 
standen, daß  die  Importeure  —  vorab  die  österreichisch- 
ungarischen —  für  das  Zollamt  eine  besondere,  dem  wirk- 
lichen Warenwerte  nicht  entsprechende  Faktura  zur  Ermittelung 
der  der  Verzollung  zu  Grunde  zu  legenden  Wertberechnung 
ausstellten,  zu  steuern,  hat  man  bulgarischerseits  durch  Gesetz 
v^om  8.  Januar  1885  (§  91  ^>  -'  ^)  die  Zollämter  ermächtigt, 
falls  sie  begründeten  Zweifel  an  der  Wahrhaftigkeit  der  De- 
klarationsangaben haben  sollten,  den  Wert  der  deklarierten 
Waren  nach  ihrem  eignen  Ermessen  zu  normieren,  oder  falls 


1  Handelsbulletin,  Organ  der  Sofioter  Handelskummer,  1902,  Nr.  1. 

2  Vgl.  die  ,,Zusammenstellung  der  mit  Serbien,  Österreich-Ungarn, 
Italien,  Frankreich,  England  und  Russland  abgeschlossenen  Handels- 
verträge", Sofia  1897. 
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die  Importeure  hiermit  nicht  einverstanden  sein  sollten,  die 
Zölle  in  natura  zu  erheben.  Da  nun  diese  Maßregel  nicht 
selten  zu  großen  ünzuträglichkeiten  führte  und  den  Importeur 
mitunter  zwang,  auf  die  Totalität  seiner  Sendungen  zu  ver- 
zichten, so  war  es  geboten,  neben  der  Zusicherung  der  Meist- 
begünstigung bezüglich  der  Höhe  und  Art  der  Zölle,  dem 
Vertragstarife  Bestimmungen  über  das  Verzollungsverfahren 
beizufügen.  Zur  Regelung  dieser  Frage  machte  man  bulgarischer- 
sei ts  den  Vorschlag,  für  die  zur  Verzollung  gelangenden  Waren 
Durchschnittspreise  und  für  einzelne  wichtige  Artikel  offizielle 
Werte  festzustellen,  sowie  die  Streitigkeiten  zwischen  Zollamt 
und  Partei  einer  aus  bulgarischen  Staatsangehörigen  bestehenden 
Zentralkommission  zur  Austragung  zu  überweisen.  Demgegen- 
über wurde  jedoch  österreich-ungarischerseits  durchgesetzt  (Ver- 
tragsanlage B),  daß  die  bis  dahin  zulässige  Zollzahlung  in 
natura  wegfallen  und  der  Zoll  auf  Grund  des  deklarierten  und 
durch  Beifügung  der  Faktura  und  anderer  Begleitpapiere  zu 
belegenden  Verkaufspreises  der  Einfuhrwaren  am  Ursprungs- 
oder Absendungsorte  unter  Hinzurechnung  der  bis  zur  Grenze 
erwachsenen  Transport-,  Emballage-,  Versicherungs-  und 
Kommissionsspesen  berechnet  werden  solle.  In  Streitfällen 
zwischen  Zollamt  und  Partei  sollte  eine  aus  drei  Personen  be- 
stehende Expertise  eingesetzt  werden,  an  deren  Bildung  auch 
der  Importeur  Anteil  haben  sollte,  wobei  es  ihm  freistand,  die 
Richtigkeit  der  deklarierten  Werte  durch  Zeugnisse  der  Handels- 
und Gewerbekammern  zu  beweisen. 

Außer  der  Bestimmung,  daß  der  Ausfuhrzoll  Bulgariens 
zwar  in  beliebiger,  aber  in  einer  für  alle  Verkehrsrichtungen 
gleichen  Höhe  erhoben  werden  könne,  ist  ferner  im  Art.  IX 
ausdrücklich  vereinbart,  daß  der  Importeur,  entgegen  der  bis- 
herigen Praxis,  berechtigt  sei,  die  zur  Einfuhr  erklärten,  jedoch 
in  den  freien  Verkehr  nicht  übergegangenen  Waren  auch  nach 
erfolgter  zollamtlicher  Beschau  zoll-  und  abgabenfrei  wieder 
zu  exportieren.  Dagegen  muß  er  bezüglich  der  in  den  Entrepots 
lagernden  Waren  lediglich  diejenigen  Zölle  und  Verbrauchs- 
abgaben zahlen,  die  auf  die  jeweilig  den  Niederlagen  ent- 
nommenen und  in  den  freien  Verkehr  übergeführten  Waren- 
mengen entfallen. 

Die  inneren,  für  Rechnung  des  Staates  oder  der  Gemeinden 
zu  erhebenden  Abgaben  sowie  die  Zollnebengebühren  waren 
in  ihrem  Umfange  und  ihrer  Höhe  genau  fixiert.  Außerdem 
war,  was  die  Erhebungs-  und  Entrichtungsmodalitäten  dieser 
Abgaben  anlangt,  die  Meistbegünstigung  und  Gleichbehandlung 
fremder  und  einheimischer  Waren  vorgesehen. 

So  konnten  beispielsweise  Akzisen  nur  von :  a)  Getränken 
und  Nahrungsmitteln,  b)  Viehfutter,  c)  Brennstofi*en  und  Be- 
leuchtungsmaterialien und  d)  Baumaterialien  erhoben  werden 
und    durften    die   in    dem    oben   besprochenen   Akzisengesetze 
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vom  20.  Dezember  1894  bestimmte  Höhe  nicht  übersteigen, 
wobei  die  diesbezüglichen,  in  dem  Abkommen  vom  9.  Mai  1895 
festgesetzten  Herabsetzungen  für  österreichisch  -  ungarische 
Zündhölzer,  Kaffeesurrogate  und  parfümierte  Seifen  aufrecht 
erhalten  werden  sollten. 

Die  für  wichtige  österreichisch-ungarische  Artikel  in  Be- 
tracht kommenden  Oktrois  waren  durch  Bezugnahme  auf  das 
Oktroigesetz  vom  18.  Dezember  1895  (a.  St.),  das  anstelle  der 
bis  dahin  bestehenden,  verschiedenartigen  Oktroitarife  der 
einzelnen  Gemeinden  und  Körperschaften  einen  allgemeinen 
Tarif  setzte,  in  ihrer  Höhe  ebenfalls  gebunden  und  konnten 
nur  einmal,  und  zwar  gleichzeitig  mit  den  Einfuhrzöllen  und 
auf  der  Basis  der  der  Wertverzollung  zugrunde  liegenden  Be- 
rechnung erhoben  werden. 

In  gleicher  Weise  war  die  bulgarische  Regierung  auch 
insofern  einer  Beschränkung  unterworfen ,  als  sie  nur  auf 
Salz,  Tabak,  Schießpulver,  Petroleum  —  Waren,  an  deren 
Handel  die  österreichisch-ungarische  Ausfuhr  weniger  beteiligt 
ist  —  und  etwaige  in  Zukunft  von  der  habsburgischen  Monarchie 
monopolisierte  Artikel  ein  Monopol  einführen  durfte. 

Schließlich  wäre  noch  die  einseitige  Verpflichtung  Bul- 
gariens zu  erwähnen,  die  österreichisch-ungarischen  Provenienzen 
auf  den  bulgarischen  Staatseisenbahnen  unter  den  gleichen 
Bedingungen,  Taxen  und  Erleichterungen,  wie  die  Artikel  des 
Landes    oder   der   meistbegünstigten   Nationen,   zu    befördern. 

Die  Handelskonvention  mit  Österreich-Ungarn  sollte  bis 
zum  18.  (31.)  Dezember  1903  in  Kraft  bleiben  und  konnte, 
falls  sie  12  Monate  vor  Ablauf  dieses  Termines  von  keiner 
Seite  gekündigt  würde,  auf  ein  weiteres  Jahr  verlängert  werden. 

Außer  mit  Österreich  -  Ungarn  hat  Bulgarien  Handels- 
verträge noch  mit  Serbien  (am  16./28.  Februar  1897),  Frank- 
reich (23.  Mai/4.  Juni  1897)  und  Rußland  (am  2./ 14.  Juli  1897) 
abgeschlossen.  Zu  provisorischen  Vereinbarungen  kam  es  mit 
Italien  (am  28.  Februar/12.  März  1897)  —  unter  der  Ver- 
pflichtung zur  Einleitung  von  Verhandlungen  binnen  eines 
Jahres  zwecks  Vereinbarung  eines  definitiven  Handels- 
vertrages —  sowie  mit  England  (am  12./24.  Juli  1897).  Die 
Handelsverträge  mit  Serbien,  Frankreich  und  Rußland  waren 
auf  eine  Gültigkeitsfrist  von  sieben  Jahren ,  also  bis  Ende 
1903,  bemessen,  zu  welcher  Zeit  auch  die  Dezemberverträge 
der  europäischen  Staaten  von  1891/92  abliefen,  und  konnten 
unter  derselben  Bedingung,  wie  die  Konvention  mit  Öster- 
reich-Ungarn, verlängert  werden.  Das  Abkommen  mit  Eng- 
land, dem  alle  britischen  Kolonien  außer  Kanada,  Ostindien 
und  die  Kapkolonie  beitraten  \  sollte  nur  auf  zwei  Jahre,  also 

'  Deutsches  Handels-Archiv,  1898,  I,  S.  505. 
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bis  zum  19./31.  Dezember  1899,  gelten  und  für  den  Fall  der 
Nichtkündigung  —  sechs  Monate  vor  dem  Ablauftermin  — 
ein  weiteres  Jahr  in  Kraft  bleiben. 

Die  Vorteile  dieser  sämtlichen  Verträge  hatten  sich  fast 
alle  Staaten,  mit  welchen  Bulgarien  in  nennenswerten  Handels- 
beziehungen steht,  außer  Ägypten,  durch  bloße  Meist- 
begünstigungsabkommen oder  Notenwechsel  gesichert,  so  daß 
der  Beschluß  der  Sobranje  vom  10./22.  Dezember  1897  nur 
wenig  praktische  Bedeutung  gehabt  hat,  nach  welchem  auf 
die  Waren  der  Nichtvertragsstaaten  die  Vertragstarife  in  An- 
wendung kommen  sollten,  mit  der  Ausnahme,  daß  die  niedriger 
als  mit  14  ^/o  des  Wertes  verzollten  Einfuhrartikel  mit  14%igen 
Wertzöllen  zu  belegen  seien. 

Die  allgemeinen  Bestimmungen  der  Handelsverträge 
lehnen  sich  vielfach  direkt  an  den  Konventionstext  des  öster- 
reichisch-ungarischen Vertrages  an,  enthalten  deshalb  die 
gleichen  Prinzipien  und  weisen  nur  insoweit  einen  Unter- 
schied auf,  als  sie  ganz  spezielle  Interessen  der  betreffenden 
Vertragsstaaten  zur  Geltung  bringen. 

So  differiert  der  serbisch- bulgarische  Handelsvertrag  von 
den  Verträgen  mit  den  übrigen  Staaten  besonders  in  den  Be- 
stimmungen über  die  Zollbehandlung  des  gegenseitigen  Grenz- 
verkehrs —  Vertragsanlage  C.  Es  war  eine  Grenzzone  fest- 
gestellt worden,  die  sich  auf  beiden  Seiten  der  politischen 
Grenze  auf  je  20  km  nach  dem  Innern  beider  Zollterritorien 
erstreckte,  und  innerhalb  derer  der  Grenzverkehr,  insbesondere 
mit  Stein-  und  Holzkohlen,  Erzen,  Baumaterialien  und  Brenn- 
holz, von  allen  Zollabgaben  und  inneren  Verbrauchssteuern 
befreit  war.  Die  so  vorgesehene  Grenzzone  überschritt  die 
eigentlichen  Grenzgebiete  und  war  in  Wirklichkeit  auch  dazu 
bestimmt,  den  gegenseitigen  Handelsverkehr  auf  eine  den 
anderen  Vertragsstaaten  auf  Grund  der  Meistbegünstigung 
nicht  zukommende  Weise  zu  fördern. 

Diese  gegenseitige  Bevorzugung  läßt  sich  verstehen,  wenn 
man  berücksichtigt,  daß  die  Vertragsstaaten  beim  Abschluß 
des  Vertrages  nicht  sowohl  von  wirtschaftlichen,  sondern  zum 
Teil  auch  von  politischen  Rücksichten  geleitet  wurden.  Man 
suchte  das  politische  Zusammengehen  beider  Länder  dadurch 
fester  zu  gestalten,  daß  man  zunächst  eine  wirtschaftliche 
Annäherung  anbahnte.  So  gewährten  sich  beide  Staaten  des 
Weiteren  die  vertragsmäßige  Konzession,  daß  eine  Reihe  von 
Erzeugnissen  (wie:  Wein,  Branntwein,  Bier,  Mehl,  Seiler-  und 
Strickwaren,  Schafe,  Ziegen,  Schweine,  grobe  Wollenstoffe, 
Teppiche,  Besatzschnüre  [Gajtan] ,  Fleisch,  Käse,  Butter, 
Früchte  usw.),  die  aus  genau  bezeichneten,  mitunter  zwar 
weit  im  Inneren  der  Vertragsländer  liegenden,  aber  absicht- 
lich zu  Grenzgebieten  gerechneten  Kreisen  herkommen,  er- 
mäßigte spezifische  Zölle  zu  entrichten  hatte. 
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Von  besonderer  Wichtigkeit  für  die  Erleichterung  und 
Förderung  des  Handels  waren  auch  die  Bestimmungen  des 
Art.  XI,  nach  dem  alle  von  Märkten  und  Messen  unverkauft 
zurückkehrenden  oder  aus  den  Niederlagen  und  zollamtlichen 
Magazinen  wiederausgeführten  Waren  sowie  der  Retour-  und 
Veredlungsverkehr,  wenn  die  Identität  der  ein-  und  wieder- 
ausgeführten Artikel  nachgewiesen  werden  konnte ,  völlige 
Zollfreiheit  genießen  sollten. 

Nur  im  Art.  VII  mußte  die  bulgarische  Regierung  mit 
Rücksicht  auf  die  von  Serbien  mit  Österreich- Ungarn  ge- 
schlossene Veterinärkonvention  sich  einer  für  das  Land  un- 
günstigen Regelung  insoweit  unterwerfen,  als  bestimmt  wurde, 
daß  der  Transit  und  die  Einfuhr  von  Hornvieh  gegenseitig 
verboten,  dagegen  der  Transit  der  per  Bahn  beförderten 
serbischen  Schafe  sowie  der  gegenseitige  Handel  mit  Schweinen 
freigegeben  werden  sollte.  Gleichfalls  hatten  sich  die  Ver- 
tragsstaaten das  Recht  zugesichert,  die  tierischen  Produkte 
nach  Vorweisung  eines  Veterinärzeugnisses  durch-  und  ein- 
führen, sowie  den  Tabak,  ohne  einen  vorher  einzuholenden 
Erlaubnisschein,  durch  ihr  Zollterritorium  frei  transitieren  zu 
können,  was  insbesondere  Bulgarien  zugute  kam. 

Besondere  Vereinbarungen  waren  in  demselben  Vertrage 
getroffen  auch  über  die  zollamtliche  Behandlung  der  Waren 
und  Gegenstände  jener  Grenzbewohner,  die  auf  dem  Zoll- 
territorium des  einen  Staates  wohnen  und  zugleich  Besitzungen 
auf  dem  Territorium  des  anderen  innehaben.  Nach  den  hierauf 
bezüglichen  Abmachungen  waren  alle  Gegenstände  solcher 
Staatsangehörigen,  wie  vor  allem:  Werkzeuge,  landwirtschaft- 
liche Geräte,  Arbeitstiere,  alle  aus  den  Grenzgebieten  ge- 
wonnenen Bodenprodukte,  Weidetiere,  Nahrungsmittel  (Monopol- 
artikel ausgenommen),  Düngemittel  und  Saatgut,  von  Zöllen 
und  Abgaben  befreit. 

England  hatte  durch  den  Vertrag  Bulgarien  Verpflichtungen 
auferlegt,  die  darauf  abzielten,  nicht  nur  die  inneren  Ver- 
brauchssteuern und  die  Nebengebühren  zu  binden,  sondern 
auch  durch  Fixierung  der  Hafenabgaben  die  Schiffahrt  vor 
eventuell  eintretenden  Erschwerungen  und  Belästigungen  zu 
schützen.  So  waren,  neben  der  Sicherung  der  Meistbegünstigung 
hinsichtlich  der  Schiffahrt,  die  Hafep abgaben  durch  Bezug- 
nahme auf  eine  Verordnung  des  Finanzministeriums  an  die 
Hafenzollämter  vom  3./15.  April  1895  für  die  Vertragsdauer 
festgesetzt  und  konnten  unter  keiner  Form  den  britischen 
Schi ffahrts verkehr  schärfer  als  den  einheimischen  treffen.  Ferner 
verpflichtete  sich  die  bulgarische  Regierung,  für  den  Fall  der 
Übernahme  der  Verwaltung  des  Sanitätsdienstes  und  der 
Leuchttürme  an  der  Küste  des  Schwarzen  Meeres  keine  höheren 
Taxen  als  die  von  der  damaligen  europäischen  Verwaltung 
erhobenen  zu  normieren. 

3* 
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Wie  Italien  bezüglich  der  Einfuhr  von  See-  und  Steinsalz, 
so  hatte  auch  Frankreich  hinsichtlich  des  Handels  mit  Seiden- 
raupensamen seine  speziellen  Interessen  vertragsmäßig  insofern 
geltend  gemacht,  als  es  sich  die  Meistbegünstigung  gesichert 
und  sich  bei  der  Einfuhr  dieser  Samen  nur  der  Beschränkung 
unterworfen  hatte,  daß  der  französische  Importeur  nach  einer 
Vereinbarung  zwischen  beiden  Ländern  vom  Februar  1896 
den  Nachweis  führen  mußte,  die  Samen  nach  der  Zellen- 
grainierungsmethode  von  L.  Pasteur  gewonnen  zu  haben. 

In  einzelnen  Verträgen,  wie  in  dem  mit  Österreich-Ungarn, 
Frankreich,  Rußland  und  Serbien,  war  noch  der  künftige  Ab- 
schluß von  speziellen  Konventionen  in  Aussicht  genommen 
worden,  und  zwar  mit  den  drei  ersteren  Staaten  zur  Regelung 
und  Erleichterung  der  Verkehrsbeziehungen  zu  Bulgarien  der 
einer  Schiffahrts-,  mit  letzterem  der  einer  Konsularkonvention. 
Es  sollte  in  der  Vertragszeit  auch  zu  dem  Abschluß  von  Muster- 
und  Markenschutzkonventionen  geschritten  werden.  Schließlich 
hatte  sich  Bulgarien  noch  verpflichtet,  zum  Schutze  der  Er- 
findungspatente ein  den  internationalen  Prinzipien  entsprechendes 
Gesetz  zu  erlassen,  sowie  die  Errichtung  von  Entrepots,  die 
den  Anforderungen  des  Verkehrs  genügen,  in  die  Wege  zu 
leiten. 

Wir  sehen  also  aus  allen  diesen  Verträgen  des  Jahres 
1896/97,  daß  in  ihnen,  von  einem  weit  ausgedehnten  Nachbar- 
verkehr abgesehen,  das  Meistbegünstigungsrecht  für  den 
gegenseitigen  Handel,  Verkehr,  die  industrielle  Tätigkeit,  die 
Zölle,  das  Verzollungsverfahren  und  die  inneren  Verbrauchs- 
steuern nach  jeder  Richtung  hin  gewahrt,  sowie  das  Prinzip 
der  Gleichbehandlung  der  Untertanen  aller  vertragsschließenden 
Staaten  in  handelsrechtlicher  und  finanzpolitischer  Hinsicht 
allgemein  zur  Durchführung  gelangt  ist. 

Nicht  so  kompliziert  wie  die  textlichen  Bestimmungen 
der  Handelsverträge  sind  ihre  zolltarifarischen  Vereinbarungen. 

Das  Schwergewicht  des  bulgarischen  Zolltarifes,  der  nicht 
auf  legislativem  Wege  ausgearbeitet  und  daher  lediglich  eine 
Zusammenstellung  der  mit  den  einzelnen  Vertragsstaaten  ver- 
einbarten Sätze  ist,  und,  mit  Ausnahme  von  einigen  wenigen 
Posten  mit  spezifischen,  hauptsächlich  aus  Wertzöllen  besteht, 
bilden  die  14^/oigen  Wertzölle,  an  die  sich  noch  zwei  weitere 
Gruppen  anschließen.  Die  eine  enthält  die  Zölle  unter  14  ^/o 
des  Wertes  und  die  zweite  umfaßt  jene  Artikel,  die  höhere 
als  14^/oige  oder  spezifische  Zölle  zu  entrichten  haben.  Die 
Zölle  bis  14  ^/o  inkl.  sind  als  Finanzzölle  zu  bezeichnen, 
während  die  in  die  zweite  Gruppe  fallenden  fast  ausschließlich 
protektionistischen  Charakter  tragen. 

Die  ersteren  sind,  wenn  auch  in  groben  Zügen,  je  nach 
Grad  der  Be-  und  Verarbeitung  des  betreffenden  Artikels 
und  je    nach   Bedeutung   desselben    für  Fiskus  und  National- 


143.  37 

Produktion  in  8,  10,  IOV2,  12  und  14%ige  Abgaben  vom 
Warenwerte  abgestuft.  Es  gehören  hierher  vor  allem  solche 
Waren,  deren  Einfuhr  zur  Hebung  der  landwirtschaft- 
lichen und  industriellen  Produktion  beiträgt,  oder  die  als 
Rohmaterialien  Verwendung  finden,  wie :  Maschinen,  Instru- 
mente, Werkzeuge,  eiserne  Ofen  und  Herde  für  Werkstätten 
und  Fabriken,  Gußeisen  usw.  (mit  8^/0  ad  valorem  verzollt); 
Gußeisenwaren,  Eisen  und  Stahl  in  Stangen,  Platten  usw., 
Kupfer,  Steinkohlen,  Zement  usw.  (mit  10  ^/o  ad  valorem 
verzollt).  Dazu  kommen  auch  solche  Waren,  die  im  Inlande 
nicht  hergestellt  werden  können  oder  deren  Konkurrenz  mit 
keiner  Gefahr  für  die  einheimische  Produktion  verbunden  ist, 
wie:  Glas-  und  Porzellanwaren,  Messer-  und  Schlosserwaren, 
Kurz-,  Quincaillerie-  und  Bürstenbinderwaren,  Blech,  Soda 
und  andere  Chemikalien,  feine  wollene  Tücher,  Gewebe  aus 
Jute,  Wolle,  Toilettenseife,  Parfümerien,  Filz-  und  Strohhüte 
usw.  (mit  12  ^/o  ad  valorem  verzollt). 

Die  Artikel,  die  in  dem  Tarife  nicht  aufgeführt  sind, 
haben  durchweg  einen  14^/oigen  Wertzoll  zu  entrichten. 

Aber  auch  die  protektionistischen  Bestrebungen  der  Re- 
gierung kommen  in  dem  Tarife  insofern  zum  Ausdruck,  als 
in  ihm  für  die  Artikel  einer  Reihe  von  Industriebranchen, 
die  sich  vor  allem  an  die  landwirtschaftliche  Produktion  des 
Landes  anschließen,  Schutzzölle  von  16,  18,  20  und  25  ^/o  des 
Wertes  enthalten  sind,  von  denen  wiederum  ein  Teil  spezifischen 
Charakter  aufweist. 

So  waren  mit  Rücksicht  auf  die  in  Bulgarien  bestehenden 
Gerbereien  sowie  die  Herstellung  von  Sattler-  und  Taschner- 
waren, insbesondere  Pferdegeschirren,  spezielle  Interessen 
geltend  gemacht  worden,  indem  man  Leder,  Lederwaren  und 
-sohlen  (mit  Ausnahme  von  Schuhen)  mit  16^/oigen  Wertzöllen 
belegte,  während  das  Lack-  und  Chevreauleder,  da  es  in  Bul- 
garien nicht  fabriziert  wurde,  nur  einer  12  ^/oigen,  und  andere, 
gleichfalls  im  Lande  nicht  hergestellten  Ledersorten  unter  Be- 
handlung als  Kurzware  einer  14^/oigen  Wertverzollung  unter- 
worfen wurden. 

Da  im  Fürstentume  ein  günstiger  Boden  für  die  Ent- 
wicklung der  Spiritusfabrikation  und  der  Fabrikation  anderer 
geistiger  Getränke  vorhanden  ist,  so  «hatte  sich  die  Regierung 
damals  veranlaßt  gesehen,  für  diese  Fabrikate  einen  Schutz- 
zoll von  18  ^/o  des  Wertes  sich  auszubedingen,  der  im  Ver- 
gleich zu  dem  in  derselben  Zeit  von  Serbien  (30  ^/o)  und 
Rumänien  erhobenen  nur  mäßig  zu  nennen  ist. 

Von  denselben  Gesichtspunkten  wurde  man  bei  der  Fest- 
setzung der  18^/oigen  Wertzölle  für  grobe  wollene  Tuche  und 
Gewebe,  von  denen  ein  Quadratmeter  über  400  g  wiegt,  ge- 
leitet,   wogegen    die  leichteren    und  feineren,    im   Lande  nicht 
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oder  wenig  produzierten  Tuche  mit  einem  Wertzolle  von 
12  ^/o  belegt  wurden. 

Dieselben  Erwägungen  waren  maßgebend  bei  der  Bestim- 
mung eines  18^/oigen  Zolles  für  ordinäre  Seifen  und  Kerzen, 
deren  Fabrikation  in  Bulgarien  ziemlich  verbreitet  ist,  während 
auch  in  diesem  Falle  die  feineren  und  parfümierten  Seifen 
einen  niedrigeren,   12%igen  Zoll  zu  entrichten  hatten. 

In  der  Absicht,  eine  Zucker-  und  Glasindustrie  neu  zu 
schaffen  und  zu  entwickeln,  wurden  die  diesbezüglichen  aus- 
ländischen Fabrikate  sogar  von  einem  20^/oigen  Wertzolle  be- 
troffen, während  die  Zölle  für  Stricke  und  Seilerwaren  exkl. 
des  Bindfadens  um  5  ^/o  höher  bemessen  wurden.  Unter  dieser 
Bestimmung  hatten  hauptsächlich  die  österreichisch-ungarischen, 
russischen  und  französischen  Provenienzen  zu  leiden,  da  man 
Serbien  allein  eine  Konzession  machte,  indem  man  die  aus 
dem  Wranja-Bezirk  herstammenden  Strick-  und  Seilerwaren 
mit  einem  niedrigeren  Zolle  von  5  Fr.  per  100  kg  belegte. 

Ausnahmsweise  waren  in  dem  Zolltarife  aus  zolltechnischen 
Erwägungen,  um  vor  allem  —  wie  es  damals  im  österreichi- 
schen Parlament  hervorgehoben  wurde  —  den  bei  der  Wert- 
bemessung vielfach  zutage  getretenen  Beanstandungen  ein 
Ende  zu  machen  nnd  dem  Importeur  eine  sichere  Zoll- 
berechnung zu  ermöglichen,  für  folgende  Artikel  spezifische 
Zölle  vorgesehen  : 


Tarif- 
nummer 


Warenbenennung 


Verzollungs- 
einheit 


Zollsatz 
in 

Fr. 


5 
6 

7 

8 

25 

33 


55 
56 
57 

68 


Tabak  in  Blättern 

Rauchtabak 

Zigarren 

Zigaretten 

Schuhwaren  jeder  Art  mit 
Ledersohlen 

Fertige  Kleider,  deren  8tofF 
auf  der  Schauseite  xorwie^end 
aus  reinen  oder  gemischten 
Wollgeweben  besteht  (exkl.  der 
Kleidungen  aus  anderen  Stoffen, 
der  Wäsche,  Hüte  und  anderen 
Konfektionen) 

Steinsalz 

Seesalz 

Naphtha,  rohes  und  gereinifi^tes 
Petroleum 

Pulver  jeder  Art 

Kartätschen ,  Feuerwerkskörper 
und  andere  Explosivstoffe  .    .    . 


100 
1 
1 
1 

100 


100 
100 
100 

100 
100 

100 


258  — 

29,80 

5,80 

29,80 

280,— 


300,— 
3,08 
3,04 

1- 
112,— 

140,- 
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Als  Schutzzölle  können  hier  nur  die  Zollsätze  für  Schuh- 
waren und  Kleidungen  angesehen  werden.  Die  Frage  der 
Verzollung  dieser  Artikel,  an  deren  Einfuhr  hauptsächlich 
Österreich- Ungarn  beteiligt  ist,  hat  die  größten  Schwierig- 
keiten bei  den  Tarifverhandlungen  mit  diesem  Lande  bereitet 
und  auch  im  Inlande  Anlaß  zu  den  heftigsten  Agitationen  ge- 
geben. Seitens  der  Schuhmacher,  Schneider  und  Textil- 
fabrikanten  Bulgariens  wurden  zu  jener  Zeit  zahlreiche 
Meetings  abgehalten  und  der  Sobranje  Proteste  und  Petitionen 
eingereicht,  in  denen  für  diese  Artikel  viel  höhere  Zölle  als 
die  vereinbarten  gefordert  wurden. 

Bulgarischersei ts  hat  man  darauf  Gewicht  gelegt,  die  auf 
gesundem  Boden  basierte  Textilindustrie  und  das  Schneider- 
und Schuhmachergewerbe  durch  stark  protektionistische  Zölle 
zu  heben  und  ihnen  allein  den  heimischen  Markt  zu  sichern. 
Daher  hat  man  auch  für  die  Kleider  und  Schuhe  geringer 
Qualität  höhere  Zölle  normiert,  weil  gerade  diese  in  hohem 
Maße  im  Lande  selbst  produziert  werden,  wogegen  für  die 
feineren,  fast  ausschließlich  vom  Auslande  herkommenden 
Qualitäten  mäßigere  Zollsätze  aufgestellt  wurden.  Nach  einer 
Berechnung  des  Finanzministeriums  belief  sich  für  die  Zeit 
1894—1897  der  Einfuhrzoll  von  280  Fr.  per  100  kg  Schuhe 
plus  Oktroigebühren  für  die  einfacheren,  hauptsächlich  aus 
der  Türkei  kommenden  Sorten  auf  ca.  64  ^/o  des  W^'^^s,  da- 
gegen für  die  besseren,  fast  ausschließlich  von  Österreich- 
Ungarn  importierten  Qualitäten  auf  ca.  30  ^/o.  Auf  fertige 
Kleider,  deren  Einfuhrzoll  mit  300  Fr.  per  100  kg.  bemessen 
war,  entfielen  inkl.  Oktrois  etwa  27V2*^/o^.  Die  protektio- 
nistische Wirkung  dieser  Zölle,  die  zu  jener  Zeit  höher  als 
beispielsweise  die  in  Italien,  Frankreich,  Österreich-Ungarn 
und  Serbien  waren,  sollte  noch  gesteigert  werden  einerseits 
durch  die  Bestimmungen  spezieller  Gesetze,  nach  welchen  den 
Staats-  und  Gemeindebeamten  und  Dienern  das  Tragen  von 
Schuhen  und  Kleidern  aus  einheimischen  Materialien  während 
der  Dienstzeit  bei  Vermeidung  von  hohen  Strafen  zur  Pflicht 
gemacht  wurde,  und  anderseits  dadurch,  daß  den  im  Lande 
produzierten  Tuch-  und  Ledersorten  bei  öffentlichen  Liefe- 
rungen besondere  Vergünstigungen  eingeräumt  wurden. 

Um  endlich  die  Seidenzucht  zu  fördern  und  der  Land- 
wirtschaft sowie  der  Industrie  den  B^zug  billiger  Maschinen, 
Werkzeuge  und  Brennmaterialien  zu  ermöglichen,  wurde  eine 
Reihe  von  Artikeln,  wie:  Eier  von  Seidenwürmern,  alles  Zu- 
behör zur  Seidenzucht,  Maschinen  und  Koaks,  von  jeglichen 
Zöllen  befreit. 

Bevor  nun  zur  Kritik  der  durch  die  geschilderten  Handels- 


*  Vel.    Stenographischo    Protokolle    der   Sobranie,    1897,    f.   Sess., 
Buch  IV,  S.  410  f 
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vertrage  geschaffenen  handeis-  und  zollpolitischen  Lage  des 
Fürstentums  übergegangen  wird,  ist  es  nicht  überflüssig,  auch 
an  dieser  Stelle  auf  ein  für  seine  Autonomie  in  handels- 
politischer Hinsicht  charakteristisches  Moment  aufmerksam  zu 
machen. 

In  Übereinstimmung  mit  den  betreffenden  Bestimmungen 
der  Nachtragskonvention  vom  9.  Mai  1895,  bestätigt  durch 
eine  im  Handelsvertrag  mit  Osterreich  -  Ungarn  enthaltene 
Deklaration  vom  9.  (21.)  Dezember  1896,  faßte  die  Sobranje 
am  21.  Dezember  (a.  St.)  desselben  Jahres  den  Beschluß,  für 
die  Zwischenzeit  vom  1./13.  Januar  1897  bis  zum  Inkraft- 
treten der  ersten  definitiven  Handelsverträge  alle  Einfuhr- 
waren anstatt  wie  bisher  mit  10^/2  mit  14^/oigen  Wertzöllen 
zu  belegen  ^.  Indessen ,  wie  einst  Osterreich  -  Ungarn  der 
Effektuierung  der  1889/90  Bulgarien  gemachten  zoll-  und 
steuerpolitischen  Zugeständnisse  Hindernisse  in  den  Weg- 
legte, so  protestierte  jetzt  England  in  einer  Note  vom  6.  Januar 
1897  gegen  diese  Zollerhöhung  und  erklärte,  daß  sie  gemäß 
den  Bestimmungen  des  Art.  VIII  des  Berliner  Vertrages  ohne 
seine  vorherige  Zustimmung  nicht  zulässig  sei.  Trotzdem 
Frankreich  und  Rußland  die  Berechtigung  zur  Erhebung  von 
14  ^/oigen  Zöllen  anerkannten,  mußte  die  bulgarische  Regierung 
dem  englischen  Proteste  Rechnung  tragen,  indem  sie  in  einer 
Note  vom  10.  Januar  1897  (a.  St.)  den  fremden  Mächten  mit- 
teilte, daß  alle  Waren,  die  vor  der  Annahme  des  genannten 
Gesetzes  von  ihren  Ursprungsorten  abgegangen  seien,  oder 
spätestens  einen  Monat  nach  diesem  Datum  in  Bulgarien  ein- 
treffen würden,  den  alten  Zoll  von  10^/2  ^/o  ad  valorem  zu 
entrichten  haben  ^.  Es  bedurfte  noch  der  weiteren  Erklärung 
der  Regierung  in  einer  Note  vom  21.  Januar  1897  (a.  St.), 
daß  die  englischen  Waren,  die  vor  dem  4./1G.  Januar  einen 
englischen  Hafen  mit  Bestimmung  nach  Bulgarien  verlassen 
hätten,  oder  spätestens  bis  zum  3./15.  Februar  desselben 
Jahres  dort  angekommen  sein  würden,  nur  einer  10^/2  ^/oigen 
Wertverzollung  unterworfen  wären  ^,  bis  schließlich  auch 
England  die  von  der  Sobranje  beschlossene  Zollerhöhung  von 
3V2  o/o  bewilligte. 

Um  es  richtig  würdigen  zu  können,  welchen  Eindruck 
die  Handelsverträge  des  Jahres  1896/97  im  Lande  selbst  her- 
vorgerufen haben,  braucht  man  sich  nur  die  Verhandlungen 
vor  Augen  zu  führen,  die  bei  ihrer  Annahme  in  der  Sobranje 
stattfanden.  Gegenstand  lebhafter  Erörterungen  in  der  Presse 
und  im  Parlament  war  vor  allem  die  österreichisch-ungarische 

^  Vgl.  Bulgarische  Staatszeitung  von  1897,  Nr,  3. 

2  Vgl.  Ljaptscheff,  a.  a.  0.,  S.  504,  505. 

^  Zusammenstellung  der  mit  Serbien,  Österreich-Ungarn,  Italien, 
Frankreich,  England  und  Kußland  abgeschlossenen  Handelsverträge, 
Sofia  1897,  S.  141. 
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Konvention,  da  sie  den  Markstein  der  damaligen  Handels- 
politik bildete.  Von  Regierungsseite  ist  sie,  wie  auch  die 
übrigen  Verträge,  in  dreifacher  Richtung  verteidigt  und  be- 
gründet worden :  in  politischer,  fiskalischer  und  wirtschaft- 
licher. 

Man  hob  mit  besonderem  Nachdruck  den  Umstand  her- 
vor, daß  diese  Konvention,  da  sie  auf  dem  Prinzip  der  Gegen- 
seitigkeit und  Meistbegünstigung  beruhte,  eine  wichtige 
politische  Errungenschaft  bedeutete,  die  darin  bestände,  daß 
dem  Fürstentume  das  Recht  zuerkannt  worden  wäre,  seine 
handelspolitischen  Angelegenheiten  auf  internationalem  Wege 
selbständig  und  als  gleichberechtigter  Kontrahent  zu  regeln. 
Es  wäre  durch  den  Abschluß  dieses  Vertrages  die  Anwendung 
der  durch  den  Berliner  Vertrag  dem  Fürstentume  auferlegten 
türkischen  Verträge  ein  für  allemal  beseitigt,  und  die  im 
Suzeränitätsverhältnisse  wurzelnden  Schwierigkeiten  der  Gültig- 
keit der  handeis-  und  zollpolitischen  Vereinbarungen  auch  für 
Ostrumelien  überwunden. 

Um  diese  Behauptungen  zu  begründen,  stützte  sich  der 
damalige  Ministerpräsident  auf  die  Bestimmungen  des  Art.  VIII 
des  Berliner  Vertrages,  welchen  Artikel  er  so  auslegte,  als 
ob  die  türkischen  Handels-  und  Schiffahrts vertrage  für  Bul- 
garien auch  nach  ihrem  Erlöschen  so  lange  in  Kraft  bleiben 
würden,  bis  jede  Signatarmacht  ihre  Zustimmung  zur  Ab- 
änderung derselben  gegeben  haben  würde.  Die  bulgarische 
Handelspolitik  beruhe  also  nicht  auf  Gegenseitigkeit  und 
Gleichberechtigung,  und  man  müsse  sich  das  Recht,  selbständig 
und  unabhängig  Handelsverträge  abzuschließen,  erst  erwerben. 

Des  Weiteren  erklärte  er,  daß  die  Arrangements  von 
1890  und  1894  nur  Abänderungen  der  alten  Türkenverträge 
seien,  ohne  diese  selbst  zu  beseitigen,  und  daß  die  Großmächte 
die  Bestimmung  zur  Erhöhung  der  Einfuhrzölle  von  8  auf 
8V2,  resp.  IOV2  ^/o  und  zur  Erhebung  der  Akzisen  und  Oktrois 
auch  von  europäischen  Einfuhrwaren  als  eine  einseitige,  frei- 
willig von  ihnen  gewährte  Konzession  betrachteten,  ohne  damit 
Bulgarien  völlige  Handelsvertragsfreiheit  einzuräumen  und  die 
übrigen  Bestimmungen  der  Pforten  vertrage  außer  Kraft  zu 
setzen  ^ 

An  anderer  Stelle  haben  wir  bereits  den  betreffenden 
Artikel  zitiert  und  darauf  bezüglich  ausgeführt,  daß  eine  ähn- 
liche Deutung  der  in  Frage  stehenden  Stipulationen  nicht 
richtig  und  mit  dem  Geiste  des  Berliner  Vertrages  nicht 
vereinbar  ist.  Auch  praktisch  war  die  P>age,  ob  das  Fürsten- 
tum Handelsvertragsautonomie  genösse,  schon  entschieden,  da 
es   von    ihr   sowohl    Serbien,    Rumänien  und    der  Türkei,    die 


1  Stenographische  Protokolle  der  Sobranje,  1896,  I.  Sess.,  Ikich  IV, 
410—50. 
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weder  im  Namen  ihres  Vasallenstaates  Handelsverträge  ab- 
schließen durfte  noch  Anspruch  auf  Sanktionierung  der  von 
dem  Fürstentume  selbständig  abgeschlossenen  Verträge  er^ 
heben  konnte,  als  auch  den  Großmächten  gegenüber  bereits 
Gebrauch  gemacht  hatte.  Wenn  dagegen  die  Signatarmächte 
bei  der  jedesmaligen  Neuregelung  der  handelspolitischen  An- 
gelegenheiten Bulgariens  die  Ausübung  seines  Vertragsrechtes 
durch  Vorbringung  ähnlicher  Auffassungen,  wie  der  oben  er- 
wähnten, zu  verhindern  bemüht  waren,  so  haben  sie  zur  Herbei- 
führung einer  ihnen  günstigen  Entscheidung  dieser  Rechtsfrage 
es  nicht  allein  auf  das  Recht  ankommen  lassen,  sondern  ihre 
politische  Macht  in  die  Wagschale  geworfen.  Indessen  soll 
hier  nicht  geleugnet  werden,  daß  die  Verträge  von  1896/97 
in  praktisch-politischer  Hinsicht,  d.  h.  insoweit  durch  ihren 
Abschluß  das  Vertragsrecht,  im  Vergleiche  zur  früheren  Zeit, 
auf  eine  festere,  unumstößlichere  Basis  gestellt  wurde  und  eine 
ganz  unzweifelhafte,  endgültige  Anerkennung  der  fremden 
Staaten  fand,  eine  wichtige  Errungenschaft  bedeuteten.  Auch 
schufen  sie,  indem  sie  die  bis  dahin  bestehenden  Provisorien 
ersetzten,  Stabilität  in  den  Handelsbeziehungen  zum  Auslande 
und  haben  so  zur  Konsolidierung  der  internationalen  Stellung 
des  Staates  beigetragen. 

Was  noch  die  politische  Seite  der  Handelskonvention  mit 
Osterreich- Ungarn  anlangt,  so  ist  hervorzuheben,  daß  sie  den 
Wegfall  eines  bedeutenden  Teiles  der  türkischen  Kapitulationen 
zur  Folge  hatte.  Gestützt  auf  die  letzteren,  die  eine  Art  für 
sich  bestehender,  geschlossener  Gesetzgebung  für  die  euro- 
päischen Staatsangehörigen  in  Bulgarien  bildeten  und  als  eine 
fremde,  drückende  Vormundschaft  empfunden  wurden,  respek- 
tierten die  europäischen  diplomatischen  Vertreter  die  Landes- 
gesetze und  -Verordnungen  nicht.  Aus  dieser  Sachlage  heraus 
hatten  sich  besonders  hinsichtlich  des  Handels  und  der  Schiff- 
fahrt große  Mißstände  herausgestellt,  indem  hauptsächlich  der 
Kaufmannsstand  unter  böswilligen  und  absichtlichen  Falliments 
der  Ausländer  leiden  mußte,  und  anderseits  dem  Hafen- 
dienste große  Hindernisse  seitens  der  europäischen  Staaten, 
die  die  Leuchtturmverwaltung  an  der  Küste  des  Schwarzen 
Meeres  in  ihren  Händen  hatten,  in  den  Weg  gelegt  wurden. 
Nach  Art.  I  dieser  Konvention  sollten  nunmehr  alle  Bankerott- 
fälle zur  Kompetenz  der  Landgerichte  gehören,  wodurch  ge- 
regeltere und  gesichertere  Rechtsverhältnisse  zwischen  In-  und 
Ausländern  geschaffen  wurden.  Indem  so  die  Kapitulationen, 
was  die  von  der  Konvention  mit  Österreich-Ungarn  behandelte 
Materie  betrifft,  abgeschafft  wurden,  näherte  man  sich  der 
Emanzipation  von  denselben  überhaupt,  zu  deren  gänzlicher 
Aufhebung  nur  noch  übrig  blieb,  daß  auch  die  übrigen 
Signatarmächte   diesem   Beispiele   Österreich-Ungarns    folgten. 

Auch   in   fiskalischer  Beziehung  bedeutete  das  neue  Ver- 
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tragsverhältnis  im  Vergleiche  zur  früheren  Zeit  eine  Besserung. 
Denn  während  bis  dahin  der  F]infuhrzoll  im  Durchschnitte 
IOV2  %  des  Wertes  betragen  hatte,  belief  er  sich  in  der  Folge- 
zeit für  das  Gros  des  Handelsverkehres  auf  14  ^/o.  Statistische 
Belege  dafür,  daß  die  Einnahmen  aus  den  Zollgefällen  sich 
für  die  Vertragsperiode  1897 — 1905  absolut  und  relativ  viel 
günstiger  für  den  Fiskus  stellten  als  vor  dieser  Zeitperiode, 
sollen  an  anderer  Stelle  (S.  88 — 89)  angeführt  werden. 

Was  die  wirtschaftliche  Seite  der  Handelsverträge  betrifft, 
so  war  die  Regierung  der  Ansicht,  es  müsse  die  industrielle 
Entwicklung  des  Landes  nur  durch  mäßige  Schutzzölle  ge- 
fördert und  nur  jene  Produktionszweige  geschützt  werden,  die 
günstige  Produktionsbedingungen  genössen.  Wenn  die  auf- 
keimende heimische  Industrie,  meinte  der  damalige  Finanz- 
minister Geschoff,  bei  8,  resp.  10  ^/oigen  Einfuhrzöllen  gute 
Erfolge  aufweisen  könnte,  so  würde  sie  bei  den  neu  verein- 
barten 14,  16,  18,  20  und  25^/oigen  Zöllen  sicherlich  eine 
noch  größere  Kräftigung  erfahren.  Der  gemäßigte  Protektionis- 
mus, den  diese  Zölle  darstellten,  wäre  am  geeignetsten  für  die 
volkswirtschaftliche  Entwicklung,  er  ließe  Raum  genug  für 
die  freie  Konkurrenz  und  bewirkte  es  somit,  daß  die  lebens- 
fähigen Produktionszweige  an  Unternehmungsgeist  nicht  ein- 
büßten und  auf  dem  jeweilig  höchsten  Stande  der  Entwicklung 
von  Wissenschaft  und  Technik  blieben.  Dagegen  belasteten 
die  hohen  Schutzzölle  den  Konsumenten  sehr  schwer,  erhielten 
oft  lebensunfähige  Industriebranchen  aufrecht  und  begünstigten 
die  Trägheit,  Unternehmungslosigkeit,  die  Anwendung  oder 
Beibehaltung  von  rückständigen  technischen  Methoden  usw. 
Als  Beweis  dafür  berief  er  sich  auf  die  technisch  rückständigen, 
in  Europa  längst  abgeschafften  und  auf  der  Ausstellung  in 
Nischni-Novgorod  deutlich  zutage  getretenen  Produktionsweisen 
mancher  durch  hohe  Schutzzölle  begünstigten  Industrien  in 
Rußland. 

Inwieweit  die  hier  erhoffte  Wirkung  der  in  den  Handels- 
verträgen von  1896/97  vorgesehenen  Zölle  auf  die  geschützten 
Industriezweige  des  Landes  eingetreten  ist,  werden  wir  später 
zu  untersuchen  haben. 

Um  den  Einwand  der  Opposition  gegen  die  Vereinbarung 
eines  Wertzolltarifes  zu  widerlegen ,  stützte  sich  der  Finanz- 
minister außer  aufzahlreiche  Nationalöl^onomen  wie :  M.L.  Strauß, 
Prince  de  Cassino,  Leone  Ley  usw.,  noch  auf  die  vom  inter- 
nationalen Zollkongresse  in  Brüssel  im  Jahre  1892  gefaßte 
Resolution  sowie  auf  die  zugunsten  der  Wertzölle  lautenden 
Erklärungen  des  Antwerpener  Zollrates  im  Jahre  1894  und 
führte  aus,  daß  das  Wertzollsystem  in  den  Vereinigten  Staaten 
von  Nord-Amerika,  wo  der  stärkste  Protektionismus  herrsche, 
dann  in  Belgien,  Holland  usw.  Anwendung  finde. 

Trotz  der  Vorzüge  der  Wertzölle,  die  insbesondere  darin 
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bestehen,  daß  sie  eine  gleichmäßige  und  gerechte  Anpassung 
der  Zollbelastung  an  die  schwankenden  Handelswerte  der 
Waren  ermöglichen  und  auch  in  steuerpolitischer  Hinsicht  sich 
als  eine  proportionelle  Last  auf  die  Konsumenten  verteilen 
lassen,  sind  sie  in  der  neueren  Zeit  hauptsächlich  wegen  der 
großen  Schwierigkeiten  und  Nachteile  ihrer  praktischen  Durch- 
führung aus  den  Zolltarifen  der  meisten  Staaten  verschwunden 
und  durch  Maßzölle,  deren  Handhabung  leichter,  einfacher, 
billiger,  mit  weniger  Plackereien  und  Belästigungen  des  Ver- 
kehres verbunden  ist  und  zu  ZoUdefraudationen  keinen  Anlaß 
gibt,  ersetzt.  Im  Gegensatz  zu  den  Wertzöllen,  deren  absoluter 
Ertrag  je  nach  den  Schwankungen  des  Warenpreises  steigt 
oder  fällt,  haben  die  spezifischen  Zölle  in  steuerpolitischer 
Hinsicht  den  Vorteil,  daß  sie  eine  Berechnung  der  Zoll- 
einnahmen, die  hierbei  nur  insoweit  von  den  Preisverschiebungen 
der  Waren  abhängig  sind ,  als  diese  die  Gesamteinfuhrmenge 
beeinflussen ,  im  voraus  ermöglichen.  Auch  der  Anforderung 
der  modernen ,  allgemein  eine  protektionistische  Tendenz  auf- 
weisenden Handelspolitik,  zur  Zeit  gedrückter  Preise  den  Zoll- 
schutz der  heimischen  Produktion  ohne  Änderung  des  be- 
stehenden Zolltarifes  zu  erhöhen,  entsprechen  die  spezifischen 
Zölle,  da  ihr  absoluter  Betrag  unverändert  bleibt,  dagegen 
ihre  relative  Höhe  in  entgegengesetzter  Richtung  mit  den 
Preisschwankungen  der  Waren  sich  bewegt,  in  viel  höherem 
Maße  als  die  Wertzölle.  Schließlich  ist  das  spezifische  Zoll- 
regime auch  deshalb  zu  bevorzugen,  weil  es  sein  Schwergewicht 
nicht,  wie  das  Wertzollsystem,  bei  der  Zollverwaltung  hat, 
woraus  in  der  Regel  große  Belästigungen  für  den  Handels- 
verkehr entstehen,  sondern  entsprechend  dem  Geiste  der 
neueren  Handelspolitik  es  in  die  Gesetzgebung  und  die  Ver- 
tragsverhandlungen verlegt  ^. 

Ohne  indessen  weiter  auf  die  Vorzüge  und  Mängel  der 
spezifischen  und  Wertzölle  einzugehen,  können  wir  die  spezielle 
Frage,  welches  Zollregime  für  Bulgarien  sich  besser  eignet, 
um  so  leichter  zugunsten  der  spezifischen  Zölle  entscheiden, 
als  es  im  Lande  zur  Durchführung  eines  den  handelspolitischen 
Interessen  nach  jeder  Richtung  hin  Rechnung  tragenden  Wert- 
zollsystemes  an  einem  großen  und  gut  geschulten  Zollbeamten- 
personal durchaus  fehlt.  Wenn  in  den  Handelsverträgen  von 
1896/97  die  Wertverzollung  beibehalten  wurde,  so  geschah 
dies  auch  nicht  etwa,  wie  man  von  Regierungsseite  behauptete, 
weil  man  sich  prinzipiell  gegen  die  spezifischen  Zölle  er- 
klären wollte,  sondern  aus  dem  einfachen  praktischen  Grunde, 
weil  man  noch  nicht  mit  allen  zur  Aufstellung  eines  spezifischen 


^  Vgl.  Joseph  Grunzel,  System  der  Handelspolitik,  Leipzig 
1901,  S.  406  ff.  und  Lexis  im  Schöubergs  Handb.  d.  pol.  Ökonomie, 
Tübingen  1897,  4.  Aufl.,   Bd.  III,  S.  624—25. 
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Generaltarifes  erforderlichen  Vorarbeiten  fertig  war.  Ferner 
weil  Österreich-Ungarn  während  der  Vertragsverhandlungen 
—  um  die  Aktivierung  der  protektionistischen  Bestrebungen 
des  Fürstentums  möglichst  lange  hintanzuhalten  —  bei 
den  schon  in  der  Nachtragskonvention  von  1895  im  voraus 
fixierten ,  durchschnittlich  14  *^/o  igen  Wertzöllen  beharrte. 
Außerdem  sei  noch  hervorgehoben,  daß  derselbe  Finanzminister, 
der  1896  so  warm  die  Wertzölle  empfahl,  1886  sich  für  die 
spezifischen  Zölle  erklärt  hatte.  Einer  am  9.  Oktober  1886 
(a.  St.)  von  ihm  ernannten  Kommission  zur  Ausarbeitung  eines 
ZoUtarifes  hat  er  8  Fragen  zur  Beantwortung  vorgelegt,  unter 
welchen  eine  von  dem  zu  wählenden  Zollsysteme  handelte. 
Er  selbst  hat  sich  damals  zur  Durchführung  der  spezifischen 
Verzollung  entschlossen  und  der  Kommission  die  Anweisung 
gegeben,  daß  die  aufzustellenden  spezifischen  Zölle,  je  nach- 
dem ob  sie  für  Artikel,  die  von  der  heimischen  Produktion 
als  Rohmaterialien  benötigt  werden,  oder  für  solche,  die  im 
Inlande  nicht  hergestellt  werden,  oder  schließlich  für  die  Er- 
zeugnisse der  zu  schützenden  Produktionszweige  bestimmt 
sind,  einem  Wertzolle  von  8,  resp.  15  und  22  ^lo  entsprechen 
sollten  ^ 

Für  ein  junges,  aufstrebendes,  finanziell  vielfach  auf  das 
Ausland  angewiesenes  Land  wie  Bulgarien,  ist  es  natürlich 
von  der  größten  Bedeutung,  daß  es  Absatzgebiete  für  seine 
Ausfuhrartikel  findet.  Es  ist  daher  wichtig  und  notwendig, 
daß  die  Konvention  mit  Österreich-Ungarn  nicht  nur  auf  die 
Seite  hin  geprüft  wird,  ob  sie  für  die  Sicherstellung  und  das 
Emporkommen  der  schon  im  Lande  bestehenden  Industrie- 
zweige hinreichenden  Schutz  gewährt  und  das  Aufkeimen 
neuer  Industrien  begünstigt,  sondern  ob  sie  auch  die  Export- 
interessen des  Landes  genügend  wahrt. 

Von  dieser  Seite  her  betrachtet,  zeigt  sie  große  Mängel, 
so  besonders  was  die  Frage  der  Ausfuhr  von  Vieh  und 
tierischen  Erzeugnissen  anlangt,  die  die  wundeste  Stelle 
der  bulgarischen  Handelspolitik  bildet.  Hier  handelt  es  sich 
um  einen  der  Hauptausfuhrartikel  des  Landes.  Zwar  befindet 
sich  der  bulgarische  Viehstand  infolge  von  mangelhafter  Pflege, 
irrationellem  Züchtungsverfahren  und  ähnlichem  mehr  auf 
einem  tiefen  Niveau  und  vermag  daJier  die  Konkurrenz  auf 
den  europäischen  Märkten  schwerlich  und  nur  dank  der 
niedrigen  Preise,  mit  welchen  sich  der  bulgarische  Tierzüchter 
begnügt,  aufzunehmen.  Anderseits  aber  darf  nicht  über- 
sehen werden,  daß  gerade  der  ausländische  Markt,  wo  der 
Überschuß  an  Vieh  und  Vieherzeugnissen  gegen  einen  ver- 
hältnismäßig   höheren    Preis    als    den    inländischen    abgesetzt 

1  A.  Ljaptscheff,  Der  Zolltarif  in  der  Ztschr.  cl.  bulg.  Ökonom. 
Gesellschaft,  8.  Jahrg.,  Nr.  10,  S.  699. 
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werden  kann,  den  stärksten  Ansporn  zur  Hebung  der  ein- 
heimischen Viehwirtschaft  bietet. 

Im  Art.  VIII  der  Konvention  ist  zwar  für  die  bulgarische 
Ausfuhr  nach  Österreich-Ungarn  das  Meistbegünstigungsrecht 
vereinbart,  nach  Art.  VI  derselben  aber  kann  das  Ein-,  Aus- 
und  Durchfuhrverbot  aus  sanitär-  und  veterinärpolizeilichen 
Gründen  sowie  zum  Schutz  gegen  Einschleppung  von  Schäd- 
lingen und  Tierseuchen  über  den  Handelsverkehr  beider  Ver- 
tragsstaaten verhängt  werden.  Von  dieser  Befugnis  wird  jedoch 
erfahrungsgemäß  allzu  häufig  ein  unbotmäßiger  Gebrauch  ge- 
macht, so  daß  sie  in  der  Tat  zu  einer  Handhabe  von  großer 
wirtschaftspolitischer  Bedeutung  wird.  Die  bulgarische  Aus- 
fuhr, insbesondere  von  Vieh  und  Viehprodukten,  konnte  auch 
auf  Grund  der  erwähnten  Bestimmungen  um  so  leichter  nicht 
nur  in  jenen  Fällen,  wo  tatsächlich  eine  sanitär-  und  veterinär- 
polizeiliche Gefahr  vorlag,  sondern  auch  in  solchen,  wo  nach- 
weislich diese  Gefahr  ausgeschlossen  war,  gesperrt  werden, 
als  die  einheimische  Viehrasse  von  manchen  Tierärzten  schon 
von  vornherein  als  die  der  Rindpest  und  ähnlichen  Krank- 
heiten zugänglichste  bezeichnet  war.  Daß  unter  ähnlichen 
Bedingungen  die  einheimische  Viehausfuhr  auf  keinen  sicheren 
Absatz  rechnen  und  diese  Frage,  wie  heutzutage,  so  auch 
damals,  ohne  eine  spezielle  Veterinärkonvention  nicht  gelöst 
werden  konnte,  lag  auf  der  Hand. 

An  der  guten  Absicht  und  an  dem  eifrigen  Bemühen  der 
Regierung ,  eine  solche  Konvention  sowohl  mit  Österreich- 
Ungarn  als  auch  mit  den  übrigen  europäischen  Staaten  ab- 
zuschließen, hat  es  nicht  gefehlt.  Und  wenn  in  dieser  Hin- 
sicht kein  Erfolg  erzielt  worden  ist,  so  ist  die  Schuld  hierfür 
nicht  allein  auf  die  Regierung  abzuwälzen,  wie  es  von  opposi- 
tioneller Seite  in  der  Sobranje  geschah,  sondern  es  sind  hierbei 
andere,  viel  weitgehendere  Gesichtspunkte  in  Betracht  zu  ziehen. 
Wie  damals,  so  auch  heute,  sind  es  Ursachen  allgemeiner 
Natur,  die  dem  Abschlüsse  einer  Viehkonvention  entgegen- 
stehen, und  auf  solche  Hindernisse  stößt  nicht  nur  Bulgarien, 
sondern  sie  sind  eine  Erscheinung,  an  der  besonders  in  den 
letzten  zwei  Dezennien  die  europäische  Handelspolitik  krankt. 
Nicht  lediglich  Österreich-Ungarn  war  mit  Rücksicht  auf  seine 
agrikolen  Interessen  abgeneigt,  die  fremde  Vieheinfuhr  in  sein 
Land  zuzulassen,  sondern  ebenso  waren  es  Deutschland,  Frank- 
reich und  England.  Gerade  von  diesen  Ländern  gmg  zuerst 
der  Stoß  aus  und  verbreitete  sich  sodann  über  Österreich- 
Ungarn  nach  Süden  hin  ^  Mit  Recht  wies  die  Regierung 
darauf  hin,  daß  es  auch  Rußland  und  Rumänien,  Ländern,  die 


*  Vgl.  A,  V,  Matlekovits,  Die  handelspolitischen  Interessen 
Ungarns  in  den  Schriften  des  Vereins  f.  Sozialpolitik,  Leipzig  1901, 
Bd.  93,  S.  9  f.,  55  f. 
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in  wirtschaftlicher  und  politischer  Hinsicht  viel  mächtiger  sind 
als  Bulgarien,  nicht  gelungen  sei,  Veterinärkonventionen  mit 
Deutschland,  resp.  Österreich-Ungarn  abzuschließen.  Selbst 
die  Zollkriege,  die  sie  in  den  Jahren  1886,  resp.  1893  geführt 
haben,  seien  in  dieser  Hinsicht  von  keinem  bedeutenden  Er- 
folge gekrönt  worden.  Es  sei  daher  für  Bulgarien  unmöglich 
gewesen,  obgleich  es  einer  Erleichterung  und  Vermehrung  der 
Ausfuhr  von  Boden-  und  tierischen  Erzeugnissen  nach  dem 
Auslande  in  höherem  Maße  als  bis  dahin  bedürfe,  jene  Kon- 
zession von  den  Westmächten  zu  erlangen,  die  Rußland  und 
Rumänien  nach  schweren  wirtschaftlichen  Kämpfen  nicht  er- 
reichen konnten. 

Gegenstand  besonderer  scharfer  Angriffe  sind  ferner  die 
Bestimmungen  der  Handelskonvention  mit  Österreich-Ungarn 
über  die  Akzisen,  Oktrois  und  Monopole  gewesen.  Man  hat 
sie  als  eine  Einmischung  in  die  inneren  Angelegenheiten  und 
eine  Einschränkung  der  legislativen  Tätigkeit  des  Fürstentums 
bezeichnet  und  aus  dem  Grunde  der  Regierung  Mangel  an 
Patriotismus  vorgeworfen. 

Die  Frage  der  Heranziehung  ausländischer  Einfuhrwaren 
zum  Tragen  von  inneren  Abgaben  wird  gewöhnlich  in  der 
modernen  Handelspolitik  nur  insofern  auf  dem  Vertragswege 
behandelt,  als  jeder  Vertragsstaat  Gleichstellung  für  seine 
Ausfuhrartikel  mit  den  einheimischen  und  den  gleichartigen 
Provenienzen  der  meistbegünstigten  Nation  zugestanden  erhält. 
Dagegen  behalten  sich  die  vertragschließenden  Teile  das  Recht 
vor,  ganz  autonom  ihre  innere  Besteuerung  während  der  Ver- 
tragsperiode zu  regeln,  was  leicht  verständlich  ist,  wenn  man 
berücksichtigt,  daß  steuerpolitische,  im  Vertragswege  auf 
längere  Zeit  getroffene  Vereinbarungen  mit  der  Finanzpolitik 
insbesondere  eines  großen  Staates,  für  welche  eine  größere 
Aktionsfreiheit  geboten  erscheint,  sehr  schwer  zu  vereinigen 
sind.  Die  großen  Kulturstaaten  verfolgen  auch  in  der  Regel 
mit  den  inneren  Abgaben  keine  protektionistischen  Ziele, 
sondern  bedienen  sich  derselben  als  einer  fiskalischen  Handhabe. 

Bei  den  Balkanstaaten  jedoch  liegt  die  Sache  erfahrungs- 
gemäß etwas  anders.  Hier  werden  häufig  die  inneren  Ab- 
gaben nicht  nur  als  ein  finanzielles  Mittel  benutzt,  um  die 
importierten  Waren  im  gleichen  Maßa  zu  besteuern,  wie  die 
Eigenprodukte,  sondern  sie  dienen  vielfach  auch  protektioni- 
stischen Zwecken.  Da  diese  Länder  in  anbetracht  ihrer  wirt- 
schaftlichen und  politischen  Stellung  den  europäischen  Großstaaten 
gegenüber  nicht  so  leicht  und  nicht  immer  eine  ihren  finanziellen 
und  protektionistischen  Interessen  ganz  entsprechende  Er- 
höhung der  Zölle  durchsetzen  können,  versuchen  sie  dasselbe 
Ziel  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung,  also  unter  anderem 
durch  Heranziehung  der  ausländischen  Artikel  zu  speziellen 
inneren  Abgaben,  zu   erreichen.     Hieraus   ist   aber   anderseits 
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erklärlich,  weshalb  die  Großmächte  in  ihren  Handelsverträgen 
mit  den  Balkanstaaten  auf  Bestimmungen  hindrängen,  die  die 
Entwicklung  der  inneren  Besteuerung  beschränken  oder  wo- 
möglich, wie  es  in  Bulgarien  der  Fall  war,  ganz  unterbinden. 
Daß  ähnliche  Beschränkungen  sehr  drückend  auf  die 
Finanzpolitik  des  Landes  wirkten  und  den  Selbständigkeits- 
bestrebungen des  Fürstentumes  im  Wege  standen,  ist  ein- 
leuchtend. Allein  es  fragte  sich,  wie  sie  überhaupt  zu  be- 
seitigen waren,  und  ob  die  bulgarische  Regierung  sie  1897 
beseitigen  konnte.  Die  Antwort  hierauf  ist  in  dem  Vorher- 
gesagten zu  finden.  So  lange  nämlich  die  europäischen  Staaten 
die  Sicherheit  nicht  besaßen  —  und  dies  war  1897  noch  nicht 
der  Fall  — ,  daß  Bulgarien  durch  seine  inneren  Abgaben  die 
fremden  Waren  keiner  besonderen  oder  drückenderen  Be- 
steuerung unterwerfen  werde  als  die  einheimischen,  so  lange 
hätten  sie  immer  gesucht,  der  Entwicklung  des  bulgarischen 
Steuerwesens  gewisse  Schranken  zu  ziehen. 


Im  Anschluß  an  die  hier  erörterten  Verträge  ist  nun  das 
bulgarisch-türkische  Zollabkommen  vom  Jahre  1900  einer  Be- 
trachtung zu  unterziehen ,  das  gleichsam  als  Schlußstein  der- 
selben anzusehen  ist. 

Nachdem  die  Türkei  seit  1897  durch  eine  Zollabmachung 
sich  die  Vorteile  der  von  Bulgarien  mit  anderen  Staaten  ab- 
geschlossenen Verträge  gesichert  hatte,  sah  man  sich  im  Jahre 
1900  bulgarischerseits  veranlaßt,  ein  selbständiges  Abkommen 
zu  treffen,  das  die  beiderseitigen  Handelsbeziehungen  nicht 
wie  bisher  lediglich  auf  dem  Fuße  der  Meistbegünstigung^, 
sondern  unter  Ausbedingung  von  speziellen,  dritten  Staaten 
nicht  zukommenden  Vorteilen  auf  einer  breiteren,  zugleich 
auch  handelsfreiheitlicheren  Basis  regeln  sollte.  Diese  Be- 
strebung wird  verständlich ,  wenn  man  folgendes  berück- 
sichtigt: 

Die  geographische  Lage,  die  historischen  und  kulturellen 
Verhältnisse  und  die  seit  Jahrhunderten  bestehenden  Handels- 
traditionen zwischen  Bulgarien  und  der  Türkei  bringen  einen 
sehr  intensi-ven  Handelsverkehr  zwischen  beiden  Ländern  mit 
sich.  So  nahm  über  die  Hälfte  der  bulgarischen  Ausfuhr  in 
den  ersten  Jahren  der  nationalen  Selbständigkeit  des  Fürsten- 
tums (1886:  68^/0,  1887:  54  o/o)  ihre  Richtung  nach  der  Türkei, 
ein  Absatzgebiet,  das  neuerdings  zwar  zeitweise  an  Bedeutung 
sogar  überholt  worden  ist,  aber  bis  einschließlich  1908  immer 
noch  die  erste  Stelle  unter  den  Ausfuhrländern  Bulgariens  be- 
hauptete (vgl.  Tabelle  III,  S.  91).    Dagegen  betrug  die  Einfuhr 

1  Vgl.  Zeitschr.  d.  bulg,  Ökonom,  Gesellschaft,  VI.  Jahrg.,  Nr.  5, 
S.  359. 
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aus  diesem  Lande  in  den  ersten  5  Jahren  nach  der  Vereinigung 
mit  Ostrumelien  (1885)  durchschnittlich  zirka  15  %  des  Ge- 
samteinfuhrwertes des  Fürstentums  und  hat  seither  mit  einigen 
Unterbrechungen  ungefähr  das  gleiche  Verhältnis  innegehalten 
(vgl.  Tabelle  II,  S.  90).  Noch  wichtiger  erscheint  die  türkische 
Monarchie  für  den  bulgarischen  Außenhandel,  wenn  man  die 
Zusammensetzung  der  Ausfuhr  dorthin  berücksichtigt.  So 
gingen  1908  87,7  °/o  der  Gesamtausfuhrwerte  Bulgariens  an 
lebenden  Tieren  nach  der  Türkei;  96,3 ^/o  der  Ausfuhr  an 
tierischen  Produkten  (Eier  ausgenommen)  nahmen  ihren  Weg 
ebenfalls  dorthin.  Ferner  wurden  52  ^'o  des  Textilwarenexportes 
in  der  Türkei  abgesetzt  oder  90,3  ^/o,  wenn  man  nur  die 
eigentlichen  Textilwaren  Bulgariens,  wie:  grobe,  lodenartige 
WoUenstoffe  (Aba  und  Schajak  genannt).  Besatzschnüre, 
Teppiche  und  feinere,  gefärbte  Wollentuche,  berücksichtigt, 
Artikel ,  die  etwa  8  ^/o  des  bulgarischen  Gesamtexportes  nach 
der  Türkei  in  diesem  Jahre  darstellten.  Desgleichen  ist  ferner 
der  Export  von  Getreide,  Getreideerzeugnissen,  Holzmaterialien 
usw.  nach  diesem  Lande  von  großer  Bedeutung. 

Das  Interesse  Bulgariens  an  dem  Abschlüsse  eines  der- 
artigen Abkommens  erschien  um  so  größer,  als  es  dem 
Lande  um  die  Sicherung  des  Exportes  von  lebenden  Tieren 
und  tierischen  Erzeugnissen,  gegen  die,  wie  wir  sahen, 
die  europäischen  Märkte  abgesperrt  waren,  zugleich  mit 
der  Festhaltung  und  Erweiterung  des  traditionellen  Ab- 
satzes bulgarischer  Gewerbeerzeugnisse  zu  tun  war.  Für 
die  einfachen,  groben,  technisch  unvollkommenen  Gewerbe- 
erzeugnisse Bulgariens  waren  eben  keine  anderen  Kon- 
sumenten zu  finden ,  außer  den  türkischen ,  mit  deren  Ge- 
wohnheiten und  deren  Geschmack  der  Bulgare  infolge  des 
jahrhundertlangen  Zusammenlebens  vertraut  war.  Aber  auch 
für  das  Aufblühen  der  neu  aufkommenden  Industrien,  wie 
der  Spiritus-,  Mühlen-,  Textilindustrie  und  anderer  mehr,  sind 
größere  und  aufnahmefähigere  Absatzgebiete  als  das  einheimische 
notwendig.  Wollte  daher  die  bulgarische  Regierung  eine 
rationelle  Wirtschaftspolitik  treiben,  der  Entwicklung  der 
Nationalindustrie  die  Vorteile  eines  großen  Wirtschaftsgebietes 
zugute  kommen  lassen,  so  mußte  sie  danach  streben,  eine 
wirtschaftliche  Annäherung  an  die  -türkische  Monarchie  an- 
zubahnen. 

In  den  großen  Vorteilen,  die  eine  solche  Annäherung  bot, 
konnte  die  Regierung  zugleich  eine  Entschädigung  für  die  im 
Vorhergehenden  dargelegten  Mißerfolge  ihrer  Handelspolitik 
den  europäischen  Staaten  gegenüber  erblicken.  Es  konnte  dem 
Politiker  auch  der  Umstand  nicht  entgehen,  daß  bei  dem  im 
großen  und  ganzen  gleichen  Schicksale,  das  die  Staaten  auf 
der  Balkan  halbin  sei  unter  dem  Einflüsse  des  nach  jeder  Richtung 
hin    stärkeren    Europas    in    wirtschaftspolitischer   Hinsicht   zu 
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teilen  haben,  es  jedem  einzelnen  dieser  volkswirtschaftlich 
verwandten  Länder  viel  leichter  wäre,  seine  wirtschaftlichen 
Interessen  zur  Geltung  zu  bringen,  wenn  sie  sich  zu  einem 
Wirtschaftsganzen  zusammenschlössen.  Wenn  nun  auch  die 
Ausführbarkeit  dieses  weitgefaßten  Gedankens  in  der  fernen 
Zukunft  lag  und  auf  fast  unüberwindliche  Schwierigkeiten 
gestoßen  wäre,  so  erschien  es  doch  nicht  so  schwer,  zu- 
nächst wenigstens  Serbien  und  die  Türkei  für  denselben 
zu  gewinnen.  Als  der  Anfang  einer  solchen  wirtschaftlichen 
Annäherung  der  Balkanstaaten  *  ist  das  durch  Notenwechsel 
vom  27.  und  29.  November  1900  (n.  St.)  abgeschlossene 
bulgarisch-türkische  Zollabkommen  aufzufassen,  das  auf  un- 
bestimmte Zeit  lautete  und  9  Monate  nach  der  zu  jeder  Zeit 
zulässigen  Kündigung  außer  Kraft  gesetzt  werden  konnte. 
Es  trat  am  15.  Dezember  1900  (a.  St.)  in  Geltung  und  wurde 
erst  im  Jahre  1906  gekündigt. 

Nach  seinen  Bestimmungen  ^  sollten  die  beiderseitigen  ein- 
heimischen Provenienzen  in  das  Zollgebiet  der  Vertragsstaaten 
zollfrei  eingehen.  Eine  Ausnahme  hiervon  machten  einerseits 
Kleinvieh ,  Getreide  und  Mehl  bulgarischen  Ursprungs ,  die 
nach  wie  vor  bei  ihrer  Einfuhr  in  die  Türkei  einem  Wert- 
zolle von  8  ^/o  unterworfen  waren,  und  anderseits  die  türkische 
Ausfuhr  von  Wasch-  und  Toilettenseifen,  Häuten,  Lederwaren 
und  Baumwollgespinnsten,  die  in  Bulgarien  einen  differentiellen, 
d.  h.  im  Vergleiche  zu  den  damals  bestehenden  Vertrags- 
zöllen niedrigeren  Zoll  von  8^/o  ad  valorem  zu  entrichten 
hatten. 

Dagegen  waren  Salz,  Tabak  und  Spirituosen  aller  Art 
von  den  genannten  Zolländerungen  ausgenommen  und  unter- 
lagen nach  wie  vor  der  autonomen  Zollbehandlung  beider  Ver- 
tragsteile. 

Ferner  verpflichtete  sich  Bulgarien ,  von  den  folgenden 
türkischen  Artikeln  keine  Akzisen  zu  erheben :  Halva,  Lokum, 
Bonbons,  Nugat,  Oliven,  Speisenöle,  Fische,  Tahin,  Sesam, 
Sohlenleder ,  nichtparfümierte  Seifen ,  Kopftücher  (sogenannte 
Jazmas),  alle  Leinen-,  Baumwollen-,  Wollen-  und  Seidengewebe, 
Wachs,  Valonea  und  Bauhölzer, 

Im  übrigen  sicherten  sich  die  Vertragsstaaten  hinsichtlich 
der  Belastung  ihrer  Provenienzen  mit  inneren  Abgaben  die 
Gleichstellung  mit  den  eigenen  Artikeln  zu. 

Um  die  erwähnten,  speziellen  Zollbegünstigungen  fremden 
Artikeln  nicht  zukommen  zu  lassen,    mußten  die  Erzeugnisse 


^  Vgl.:  Die  Parlamentsverhandlungen  vom  25.  November  1904, 
S.  771  f.;  Gr.  T.  Danailoff,  Ein  Zolltarif projekt  in  Verbindung  mit 
unserer  Handelspolitik  in  der  Zeitschr.  der  bulg.  ökon.  Gesellschaft, 
IV.  Jahrg.,  Heft  7,  S.  485,  86;  B.  Boeff,  ebd.,  VIII.  Jahrg.,  Heft  2, 
S.  101  ff. 

2  Deutsches  Handels-Arcliiv,  1901,  I,  S.  138. 
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der  Vertragsstaaten  beim  Passieren  der  Zollgrenze  mit  Ur- 
sprungszeugnissen versehen  sein. 

Wie  nicht  anders  zu  erwarten  war,  zeitigte  die  türkisch- 
bulgarische Handelskonvention  ein  für  beide  Länder,  besonders 
aber  für  die  Türkei,  günstiges  Ergebnis.  In  dem  Handel  mit 
allen  bedeutenden  türkischen  Ausfuhrwaren  nach  Bulgarien 
(beispielsweise:  Olivenöl,  Fische,  Sohlenleder,  Sesam,  Baum- 
wollengarne, Oliven,  Wolle,  Waschseife,  Zuckerwerk,  Halva, 
Zedratfrüchte,  Zitronen,  Orangen,  Granaten  usw.,  vegetabilische 
Öle,  Rosinen,  Kopftücher,  Kattuns,  Frühjahrsstoffe,  Kontonets 
usw.,  frische  Früchte,  Wachs,  Häute,  Shawls,  Schuhwaren 
usw.)  ist  seit  1901  eine  beträchtliche  Wertsteigerung  zu  be- 
obachten. Dementsprechend  ist  die  Gesamtausfuhr  der  Türkei 
nach  dem  Fürstentum  für  die  Zeitperiode  1901 — 1906,  inner- 
halb der  die  Konvention  in  Geltung  war,  im  Vergleich  zum 
vorangegangenen  Jahrfünft  erheblich  gewachsen,  und  zwar  in 
viel  höherem  Grade  als  die  Gesamteinfuhr  Bulgariens  (vgl. 
Tab.  I  und  II,  S.  85  und  90).  Besonders  günstig  hat  sich  die 
Konvention  für  den  Handel  mit  denjenigen  türkischen  Waren 
erwiesen,  die  in  Bulgarien  Zoll-,  resp,  Akzisen-  und  Oktroi- 
freiheit  genossen.  Betrug  der  zollfreie  Import  aus  der  Türkei 
für  die  Zeit  der  meistbegünstigten  Behandlung  der  türkischen 
Waren  nach  dem  Vertrags tarife  (1897 — 1900)  durchschnittlich 
etwa  200  000  Fr.,  d.  i.  etwa  4%  der  gesamten  türkischen 
Ausfuhr  nach  Bulgarien,  so  stieg  er  für  den  Durchschnitt  der 
Jahre  1901—1906  auf  etwa  10  900000  Fr.  oder  76^/0. 

Zwar  blieb  die  Bilanz  des  wechselseitigen  Handelsverkehrs 
für  Bulgarien  auch  fernerhin  im  beträchtlichen  Maße  aktiv, 
und  der  bulgarische  Export  nach  der  Türkei  wies  absolut  ein 
bedeutendes  Wachstum  auf,  jedoch  noch  lange  nicht  in  dem 
schnellen  Tempo  der  Steigerung  der  Gesamtausfuhr  des 
Fürstentums  (vgl.  Tabelle  I  und  HI,  S.  85  und  91)  und 
auch  nicht  in  dem  der  Entwicklung  der  türkischen  Ausfuhr 
nach  Bulgarien.  Auch  die  bulgarische  zollfreie  Einfuhr  in 
die  Türkei  erfuhr  eine  Vergrößerung,  zeitigte  aber  im  Ver- 
gleich zu  der  des  Suzeräns  ein  ungünstiges  Verhältnis,  und 
zwar  bezifferte  sie  sich  für  die  gleichen  Zeitabschnitte  durch- 
schnittlich auf  etwa  6  Mill.  Fr.,  d.  i.  etwa  40  ^/o  des  Gesamt- 
exportes des  Fürstentums  nach  der  Türkei,  resp.  auf  10,8  Mill. 
Fr.  oder  47  ^/o. 

Daß  Bulgarien  aus  dem  Zollabkommen  kleinere  Vorteile 
zog,  als  dies  der  Türkei  gelang,  ist  hauptsächlich  damit  zu 
erklären,  daß  Kleinvieh,  Getreide  und  Mehl,  die  wichtigsten 
Ausfuhrartikel  des  Landes  nach  der  Türkei,  von  der  Zoll- 
befreiung ausgeschlossen  wurden,  und  daß  den  türkischen 
Waren  außer  der  Zollfreiheit  die  weitgehendsten  Akzisen-  und 
Oktroisbefreiungen  gewährt  wurden.  Ferner  wirkte  in  der 
gleichen  Richtung   auch    die  Tatsache,    daß    bei    dem   mangel- 


52  143. 

haften  zollamtlichen  Dienste  der  Türkei  viele  fremdländische 
Artikel  in  Bulgarien  als  türkische  Provenienzen  ausgegeben 
und  daher  günstiger  behandelt  werden  konnten,  und  daß  die 
Konkurrenz  in  land-  und  viehwirtschaftlichen  Produkten  auf 
dem  türkischen  Markte  durch  die  immer  stärker  werdende 
Beteiligung  der  Nachbarstaaten  wesentlich  verschärft  wurde. 
Immerhin  waren  die  Dienste  der  Konvention  auch  für  die 
bulgarische  Volkswirtschaft  bedeutend  genug,  um  nicht  ent- 
behrt werden  zu  können.  Bulgarischerseits  suchte  man  sie  daher 
dadurch  zu  steigern,  daß  man  in  einem  neuen,  am  30.  De- 
zember 1906  (a.  St.)  abgeschlossenen  Handelsübereinkommen 
eine  Ausgleichung  der  gegenseitigen  Vorteile  herbeizuführen 
anstrebte. 

III.   Die  Handelsverträge  von  1905, 

Die  letzte  Periode  in  der  handelspolitischen  Entwicklung 
Bulgariens  stellen  die  Handels-,  Zoll-  und  Sc  hiffahr  tsver  träge 
des  Jahres  1905  dar.  Hatte  die  Regierung  auf  dem  Gebiete 
der  Handelspolitik  schon  früher  es  als  ihre  Aufgabe  be- 
trachtet, die  Handelsbeziehungen  zum  Auslande  auf  der  Basis 
eines  autonom  ausgearbeiteten  ZoUtarifes  zu  regeln,  so  fand 
diese  Bestrebung  zum  ersten  Male  ihre  Realisierung  in  dem 
Abschlüsse  der  genannten  Verträge.  Jetzt  zum  ersten  Male 
gelang  es  den  bulgarischen  Staatsmännern,  nach  westeuropäi- 
schem Beispiele  einen  allgemeinen  Zolltarif  zu  sanktionieren 
und  ihn  auch  als  Unterlage  für  die  Handelsvertragsverhand- 
lungen zu  benutzen. 

Mit  Rücksicht  auf  die  wirtschaftlichen,  finanziellen, 
sozialen  und  politischen  Interessen  des  Landes  aufgebaut, 
bietet  uns  dieser  Tarif  wichtige  Anhaltspunkte  für  die  handels- 
politischen Bestrebungen  des  Landes.  Wurden  in  den  bis- 
herigen Handelsverträgen  die  Anfänge  eben  einer  protektio- 
nistischen  Handelspolitik  festgelegt,  so  findet  in  ihm  die  Absicht 
der  leitenden  Staatsmänner,  diese  Politik  nicht  nur  fortzu- 
setzen, sondern  in  viel  intensiverem  Grade  zur  Geltung  zu 
bringen,  indem  man  durch  hohe  Schutzzölle  die  vorhandenen 
Ansätze  der  heimischen  Industrie  zu  unterstützen,  resp.  die 
Entstehung  neuer  Industrien  zu  ermöglichen  sucht,  zum  ersten 
Male  einen  systematischen  und  kraftv^ollen  Ausdruck. 

Zur  richtigen  Würdigung  der  Ursachen,  die  Bulgarien  zu 
dieser  Industrieschutzzollpolitik  geführt  haben,  ist  es  not- 
wendig, uns  die  politische,  finanzielle  und  wirtschaftliche  Ent- 
wicklung des  Landes  ganz  kurz  zu  vergegenwärtigen. 

Mit  der  Befreiung  von  der  Türkenherrschaft  wurde  vor 
allem  die  staatspolitische  Grundlage  der  bulgarischen  Volks- 
wirtschaft gänzlich  geändert.  Es  wurden  nunmehr  durch  das 
neu  eingeführte  Verfassungssystem  den  Staatsangehörigen  alle 
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politischen  und  staatsbürgerlichen  Rechte  garantiert,  was  eine 
Umwälzung  der  Volkswirtschaft  zur  Folge  hatte.  Die  neuen 
Staats-  und  volkswirtschaftlichen  Institutionen,  Schöpfungen 
europäischen  Kulturlebens,  begünstigten  eine  nähere  wirt- 
schaftliche und  kulturelle  Berührung  mit  dem  Abendlande, 
als  es  bis  dahin  möglich  war,  und  förderten  den  Einzug  des 
Kapitalismus,  was  der  patriarchalischen  Naturalwirtschaft 
Bulgariens  das  Ende  bereitete. 

Selbstverständlich  war  dieser  Prozeß  schon  vor  der  Be- 
freiung im  Gange,  wurde  aber  durch  ungeregelte  Verkehrs- 
verhältnisse, Unsicherheit  des  Lebens  und  Eigentums,  die 
fanatische  Abgeneigtheit  der  Türken  gegen  alles  Europäische 
und  den  Umstand,  daß  der  Kapitalismus  noch  ausreichendes 
Arbeitsfeld  auf  europäischem  Boden  fand,  wesentlich  erschwert. 

Die  Bedingungen,  unter  welchen  das  Fürstentum  entstand, 
haben  dem  Staate,  der  wegen  völligen  Mangels  an  Privat- 
initiative und  wegen  des  unentwickelten  Gemeindewesens  für 
die  wirtschaftliche  und  kulturelle  Hebung  des  Landes  allein 
sorgen  mußte,  internationale  Verpflichtungen  auferlegt,  deren 
Erfüllung  große  Geldmittel  erforderte.  Die  Ausgestaltung  der 
Staatsverwaltung  und  der  Verkehrseinrichtungen  war  die  erste 
dringende  Notwendigkeit,  die  der  Regierung  aus  dem  Berliner 
Vertrage  erwuchs.  Ohne  Mitwirkung  des  europäischen  Kapitals 
war  es  jedoch  und  ist  es  noch  heutzutage  dem  Staate  unmög- 
lich, seine  diesbezüglichen,  kostspieligen  Aufgaben  zu  lösen. 
Bulgariens  Finanz-  und  Verkehrspolitik  stehen  daher  im  engsten 
Zusammenhange.  Während  in  den  ersten  Jahren  der  nationalen 
Selbständigkeit  die  Staatsbudgets  mit  bedeutenden  Über- 
schüssen abgeschlossen  wurden,  begann  in  Bulgarien  mit  dem 
Jahre  1888,  als  die  erste  Eisenbahnlinie  Rustschuk-Varna 
gemäß  den  Bestimmungen  des  Berliner  Vertrages  (Art.  X) 
vom  Staate  angekauft  wurde,  die  Staatsschuldenwirtschaft 
Wurzeln  zu  fassend  Seither  ist  die  Staatsschuld  Bulgariens 
dem  Auslande  gegenüber  sehr  rapide  in  die  Höhe  gegangen 
und  betrug  Ende  1908  440975  500  Fr.,  und  zwar^: 
(Siehe  Tabelle  S.  54.) 

Von  allen  im  Auslande  aufgenommenen  Staatsanleihen  ist 
es  nur  die  von  1902,  die  ausschließliclr  zur  Tilgung  dringender 
Staatsschulden  verwendet  worden  ist,  während  die  übrigen 
drei,  wie  auch  jene  von  1888  (46  777  500  Fr.)  und  1889 
(30  Mill.  Fr.),  die  durch  die  Anleihe  von  1907  konvertiert 
wurden,  hauptsächlich  zum  Ausbau  der  Eisenbahnen  und 
Hafenanlagen  bestimmt  waren.    Die  Eisenbahnkredite  beliefen 


*  B.  Boeff,  Eine  \wuo  Staatsanleihe.  Zeitsehr.  der  ))ulg.  ökon. 
Gesellschaft,  V.  Jahrg.,  Nr.  9/10,  S.  488  ff. 

2  Vgl.  die  Rede  des  Finanzministers  Ivau  Sallabascheff,  ge- 
halten am  15.  Dez.  1908  in  der  Sobranje. 
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ursprünglich 
m  Fr. 


Re'stbetrag 
in  Fr. 


6  ^/oige  ßulg.  Staats-Hyp.-Anleihe  von 
1892  (Transversalbahn  und  Häfen 
Burgas  und  Varna) 

50/oige  ßulg.  Anleihe  von  1902  (Tabak- 
anleihe)   

5^/oige  Bulg,  Anleihe  von  1904  .    .    . 

4'/2^/oige  ßulg.  Anleihe  von  1907  .    . 


124  962  500 

106  000  000 

99  980  000 

145  500  000 


95  268  000 

102  940  000 

98  257  500 

144  510  000 


475  942  500 


440  975  500 


sich  demnach  insgesamt  auf  den  Nominalbetrag  von  rund 
250  Mill.  Fr.  Bulgarien  besaß  1907  1234,5  km  Staatseisen- 
bahnen mit  einem  Werte  von  178  809  234  Fr.  (inkl.  rollenden 
Materials),  zwei  moderne  Seehäfen,  Varna  und  Burgas,  und 
einen  Kai  an  der  Donau,  Viddin,  die  zusammen  einen  Wert 
von  etwa  17,7  Mill.  Fr.  repräsentierten.  Als  Gegenwerte  zu 
den  gemachten  Staatsschulden  kamen  sonach  die  für  genannte 
Verkehrszwecke  effektiv  verausgabten  196,5  Mill.  Fr.  plus 
den  nach  den  Bestimmungen  der  Anleihen  von  1904  und  1907 
für  Eisenbahnbauten  vorgesehenen  und  schon  investierten  16, 
resp.  32  Mill.  Fr.,  also  zusammen  244,5  Mill.  Fr.  in  Betracht. 
Hand  in  Hand  mit  der  Vervollkommnung  der  Verkehrs- 
verhältnisse in  Bulgarien  wuchsen  auch  die  übrigen  Staats- 
bedürfnisse, so  vor  allem  die  Ausgaben  für  Militärzwecke, 
Volksaufklärung  usw.,  was  am  deutlichsten  aus  der  Entwick- 
lung der  Staatsbudgets  hervorgeht.  Betrug  das  Ausgabe- 
budget 1887  1  rund  47,4  Mill.  Fr.,  so  belief  es  sich  1889  bis 
1891  auf  ca.  80  Mill,  1892 ^  bis  1896  stellte  es  sich  durch- 
schnittlich auf  rund  89  Mill.,  sank  dann  für  den  Durchschnitt 
der  Jahre  1897—1900  auf  ca.  83  Mill.,  um  von  1901  an 
wiederum  konstant  zu  wachsen,  bis  es  1909  153,1  Mill.  Fr. 
erreichte,  so  daß  innerhalb  von  23  Jahren  die  Staatsausgaben 
sich  um  mehr  als  das  Dreifache  vermehrt  haben.  Über  die 
Hälfte  (1909:  47  ^/o)  dieser  machten  das  Kriegs-  und  das 
Staatsschuldenbudget  aus.  Während  die  ordentlichen  Ausgaben 
für  den  Unterhalt  des  Heeres  in  dieser  Periode  immer  ein 
reichliches  Viertel  des  gesamten  Ausgabebudgets  bildeten,  hat 
sich  die  für  Zinsen  und  Amortisation  der  Staatsschulden  er- 
forderliche Budgetquote  von  ca.  16  ^/o  im  Jahre  1889  auf 
21,5  ^lo  im  Jahre  1909  erhöht.  Nicht  unwesentliche  Er- 
höhungen haben  auch  in  den  übrigen  Zweigen  des  Staatsetats 


1  Erst  in  diesem  Jahre  wurde  ein  gemeinsames  Budget  für  Nord- 
und  Südbulgarien  angenommen. 

2  Die  1894  für  Silberprägung  ausgegebenen  11  Mill.  Fr.  sind  aus- 
gelassen. 
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stattgefunden.  So  beispielsweise  haben  sich  die  Ausgaben  für 
den  öffentlichen  Unterricht  in  derselben  Periode  um  das  Acht- 
fache vermehrt  (1887:  2,2  Mill.,  1909:  17,9  Mill.  Fr.),  die  für 
öffentliche  Arbeiten  fast  vervierfacht  (1889:  (3  Mill,  1909: 
22,2  Mill.  Fr.).  Um  das  hier  festgestellte  Wachstum  der 
Staatsausgaben  im  Verhältnis  zur  Bevölkerungszahl  darzu- 
stellen, sei  bemerkt,  daß,  während  diese  Ausgaben  1888  pro 
Kopf  der  Bevölkerung  17  Fr.  betrugen,  sie  1893  auf  24,30  Fr. 
stiegen  und  1900  sich  auf  22,2  Fr.  und  1909  schätzungsweise 
auf  ca.  36  Fr.  stellten. 

Die  aus  den  oben  bezeichneten  Gründen  stabile  Steigerung 
der  Staatsausgaben  erfordert  sichere  und  ebenso  stabile  Ein- 
nahmequellen zur  Deckung  der  gemachten  Aufwendungen.  Be- 
kanntlich bildet  das  Rückgrat  des  Wirtschaftslebens  und  somit 
der  Staatsfinanzen  Bulgariens  die  landwirtschaftliche  Pro- 
duktion. Sie  wird  aber  von  den  jeweiligen  Witterungsverhält- 
nissen geradezu  beherrscht  und  ist  daher  sehr  schwankend, 
ein  Umstand,  der  ein  höchst  variables  Moment  in  das  Staats- 
einnahmebudget hineinbringt.  Treten  Mißernten  ein,  so  sinken 
Kaufkraft  und  Lebenshaltung  der  Bevölkerung,  die  direkten 
Steuern  können  nicht  vollständig  eingetrieben  werden,  die 
indirekten  fließen  kärglicher,  eine  Schmälerung  der  Eisen- 
bahneinnahmen infolge  Verminderung  der  Ein-  und  Ausfuhr 
ist  unvermeidbar,  Störungen  im  Staatsbudget  und  ungünstige 
Valutaschwankungen  treten  zutage,  kurz,  die  ganze  Staats- 
und Volkswirtschaft  ist  finanziell  auf  das  Empfindlichste  er- 
schüttert ^ 

Daß  unter  solchen  Verhältnissen  eine  geordnete  Staats- 
wirtschaft unmöglich  ist,  liegt  auf  der  Hand.  Welche  Ge- 
fahren aus  der  einseitigen  agrikolen  Beschaffenheit  des  Landes 
den  Staatsfinanzen  erwachsen  können,  hat  am  treffendsten  die 
hauptsächlich  dem  ungünstigen  Walten  der  Elemente  durch 
eine  Reihe  von  Jahren  zuzuschreibende  Finanzkrise,  die  Bul- 
garien 1900  erlebte,  gezeigt^.  Solange  der  jeweilige  Ernte- 
ausfall als  bestimmender  Faktor  für  die  wirtschaftliche  Lage 
des  Landes  bestehen  bleibt,  so  lange  werden  auch  die  Staats- 
finanzen in  ihrer  Stabilität  gefährdet  erscheinen.  Dieses  Miß- 
verhältnis zu  beseitigen,    muß  aber  ^lie  Aufgabe  jedes  Staates 


1  Vgl.  M.  S  troll,  Über  südosteuropäische  Staats-  und  Volks- 
wirtschaft. Schmollers  Jahrb.  f.  Gesetzgebung,  Verwaltung  u.  Volks- 
wirtschaft, 25.  Jahrg.,  Heft  3,  S.  257  (1055). 

'•^  Vgl.:  B.  Minzes,  Zum  zwanzigjährigen  Jubiläum  des  Fürsten- 
tums Bulgariens  (Die  Nation.  Wochenschr.  f.  Politik,  A%)lkswirt8chaft 
u.  Literatur,  herausgeg.  von  Th.  Barth,  Berlin  1899,  Nr.  9,  S.  117a9); 
Export,  Organ  des  „Zentralvereins  f.  Handelsgeo^r.  und  Fr>rderung 
deutscher  Interessen  im  Auslände",  Berlin  1900,  Nr.  3,  S.  35  und 
Nr.  37,  S.  501/2. 
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sein,  der  zur  Erfüllung  seiner  politischen  und  kulturellen  Auf- 
gaben eines  sicheren  und  stabilen  Budgets  bedarf. 

Die  in  der  landwirtschaftlichen  Einseitigkeit  liegenden 
Bedenken  für  die  Volkswirtschaft  und  den  Fiskus  verlieren 
vielfach  an  Schärfe,  wenn  es  im  Lande  neben  der  Landwirt- 
schaft an  anderweitiger  wirtschaftlicher  Betätigung  nicht  fehlt, 
wenn  das  Vorhandensein  industrieller  Unternehmungen  ein 
gewisses  Gleichgewicht  der  produzierenden  Wirtschaftskräfte 
ermöglicht.  Wo  ein  solches  Verhältnis  herrscht,  da  ist  die 
Volkswirtschaft  zur  Zeit  landwirtschaftlicher  Krisen  wider- 
standsfähiger. 

Erwägungen  dieser  Art  sind  dererste  Grund, 
weshalb  Bulgarien  zur  Industriepolitik  über- 
zugehen sich  gezwungen  gesehen  hat.  Dies  wird 
sofort  verständlicher  werden,  wenn  man  sich  die  Lage  der 
Landwirtschaft  und  Industrie  nach  der  Befreiung  Bulgariens 
vergegenwärtigt. 

Mit  der  Modernisierung  des  Staates,  dem  Wachstum  der 
Staatsbedürfnisse,  mit  der  wegen  verbesserter  Kommunikations- 
und staatspolitischer  Verhältnisse  eingetretenen  engeren  Ein- 
gliederung der  bulgarischen  Volkswirtschaft  in  die  Weltwirt- 
schaft mußte  eine  Umwandlung  im  inneren  Leben  jeder  ein- 
zelnen Bauernwirtschaft  Hand  in  Hand  gehen.  Die  allmähliche 
Beseitigung  der  Naturalabgaben  und  das  rapide  Steigen  der 
Steuern  machten  den  Bauern  nach  der  Befreiung  viel  ab- 
hängiger vom  Geldmarkte,  als  dies  vorher  der  Fall  gewesen 
war.  Für  ihn  gewann  nunmehr  der  Handelswert  seiner  Er- 
zeugnisse im  internationalen  Verkehr  die  Bedeutung  einer 
Existenzfrage,  Stellte  bis  dahin  jede  Bauernwirtschaft  eine 
sich  fast  selbst  genügende  Wirtschaftseinheit  dar,  die  fremde 
Artikel  von  nur  sekundärer  Bedeutung  von  außen  her  bezog, 
so  mußte  der  Bauer  unter  den  nunmehr  veränderten  Verhält- 
nissen aus  seiner  wirtschaftlichen  Abgeschlossenheit  heraus- 
gerissen werden.  Die  Patriarchalwirtschaft  verfiel  somit  einem 
unaufhaltsamen  Siechtum. 

Wie  ist  es  aber  mit  dem  Tauschwerte  der  landwirtschaft- 
lichen Erzeugnisse  Bulgariens    auf  dem  Weltmarkte   bestellt? 

Das  Absatzgebiet  für  diese  Erzeugnisse  ist  hauptsächlich 
Westeuropa.  Welche  Verschiebungen  in  den  Konkurrenz- 
bedingungen des  Handels  mit  Agrarprodukten  und  Schlacht- 
vieh seit  Anfang  des  letzten  Viertels  des  vorigen  Jahrhunderts 
daselbst  stattgefunden  haben,  ist  allgemein  bekannt.  Es  ist 
in  erster  Linie  die  Eroberung  des  englischen  Marktes  durch 
die  landwirtschaftlichen  Erzeugnisse  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika,  die  eine  Stauung  in  der  Bewegung  dieser 
Artikel  aus  dem  Osten  Europas  nach  dem  Westen  hervor- 
rief und  in  weiterer  Folge  die  immer  energischere  An- 
wendung und  Ausbreitung  von  Sperrmaßregeln  in  umgekehrter 
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Richtung  zeitigte  ^.  Anfangs  der  achtziger  Jahre  ging  Deutsch- 
land zu  einer  schutzzöllnerischen  Handelspolitik  über  und 
legte  hohe  Zölle  auf  die  Getreide-  und  Vieheinfuhr  ^.  Um 
dieselbe  Zeit  griff  auch  Frankreich  zu  AgrarzöUen,  um  haupt- 
sächlich die  amerikanische  Einfuhr  von  Getreide  und  Vieh  zu 
erschweren.  1882,  resp.  1887  begann  auch  Österreich-Ungarn 
dieselbe  Handelspolitik  zu  verfolgen  und  sah  Getreide-  und 
Viehzölle  in  der  Höhe  der  deutschen  vor^.  Zudem  trat  noch 
hinzu,  daß  die  freie  Einfuhr  von  Vieh  zunächst  nach  England, 
später  auch  nach  Frankreich,  Deutschland  und  Österreich- 
Ungarn  überhaupt  verboten  wurde.  Anfang  der  80er  Jahre 
beginnend,  dauert  diese  schutzzöUnerische  Agrarpolitik  der 
genannten  Staaten,  nachdem  sie  mehrfach  verschärft  wurde, 
bis  zum  heutigen  Tage  fort. 

Bulgarien  befand  sich  nun  in  der  prekären  Lage,  den 
Zugang  zu  den  Absatzmärkten  für  seine  wichtigsten  Landes- 
produkte teils  durch  hohe  Zölle  erschwert,  teils  durch  Veteri- 
näre Maßregeln  völlig  versperrt  zu  sehen.  Anderseits  tat 
die  amerikanische  Konkurrenz  das  ihrige  dazu:  sie  riß  den 
europäischen  Getreidemarkt  an  sich  und  reduzierte  beträcht- 
lich die  Getreidepreise,  was  eine  Verminderung  der  Ausfuhr- 
werte der  bulgarischen  Landwirtschaft  verursachte.  Unter 
solchen  Verhältnissen  war  das  Nächstliegende,  daß  Bulgarien, 
ähnlich  wie  seiner  Zeit  Deutschland,  Österreich  -  Ungarn  usw., 
versuchen  würde,  die  eigenen  Produkte  des  Ackerbaues  und 
der  Viehwirtschaft  dadurch  zu  verwerten,  daß  es  deren  Ver- 
arbeitung im  Lande  selbst  ermöglichte.  Hier  hieß  es,  nicht 
wie  bisher  lediglich  bei  dem  Kleingewerbe  und  dem  Haus- 
fleiß zu  beharren,  sondern  eine  die  technische  Verarbeitung 
der  im  Lande  gewonnenen  Rohstoffe  selbst  vornehmende 
Industrie  großen  Stiles  ins  Leben  zu  rufen.  Das  ist  der  Weg 
der  wirtschaftspolitischen  Entwicklung  aller  europäischen 
Industriestaaten  gewesen,  denselben  Weg  mußte  auch  Bul- 
garien einschlagen. 

Es  ist  also  zweitens  das  handelspolitische 
Verhalten  der  europäischen  Staaten  und  die 
damit  zusammenhängende  Verschiebung  der 
Marktverhältnisse  für  Getreide  und  Vieh,  die 
Bulgarien  auf  die  Bahn  einer  Industriepolitik 
drängte. 

Eine    dritte   Ursache    war    das    unaufhaltsame 


^  Vgl:  K.  Grün  her  g,  a.  a.  0.,  S.  68^67;  A.  Peetz,  Zur  neuesten 
Handelspolitik,  Wien  1895,  S.  86  ff. 

'^  A.  V.  Matleko  vits,  Die  Zollpolitik  d.  österr.-ungar.  Monarchie 
u.  des  Deutschen  Reiches,  Leipzig  1891,  S.  47  f. 

^  Derselbe,  Die  handelspolitischen  Interessen  Ungarns,  a.a.O., 
S.  10/11. 
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Siechtum  der  heimischen  Gewerbe  nach  der  Be- 
freiung. 

So  lange  das  türkische  Reich  in  Europa  und  Asien  eine 
große  Zolleinheit  bildete,  die  einheimische  Industrie  von 
Staats  wegen  hauptsächlich  bei  Staatslieferungen  berück- 
sichtigt wurde,  und  die  Kommunikationsverhältnisse  die  Ein- 
fuhr der  europäischen  Industrieprodukte  erschwerten,  so  lange 
erfreute  sich  das  Gewerbewesen  Bulgariens  einer  großen  Blüte, 
und  die  Gewerbeerzeugnisse  fanden,  trotz  ihrer  technischen 
UnvoUkommenheit,  wegen  ihrer  Dauerhaftigkeit  und  Billig- 
keit ein  weites  Absatzgebiet  ^.  Zur  Zeit  der  Türkenherrschaft 
bildete  Bulgarien,  insbesondere  die  Gebiete  längs  der  beiden 
Seiten  des  Balkangebirges,  das  Zentrum  aller  gewerblichen 
Tätigkeit  im  türkischen  Reiche.  Die  bulgarischen  Gewerbe- 
produkte waren  in  allen  türkischen  Provinzen  bekannt;  sie 
wurden  exportiert  nach  Mazedonien,  dem  Adrianopeler  Ge- 
biete, Bosnien,  der  Herzegowina,  Klein- Asien,  Ägypten, 
Rumänien  und  Serbien.  Diese  Provinzen  konnten  ihren  Be- 
darf an  Gewerbeprodukten  selbst  nicht  voll  decken,  weil  hier 
hauptsächlich  infolge  mangelnder  Rohmaterialien,  wie  auch 
ungenügender  Entwicklung  des  Handwerks  und  der  Haus- 
industrie das  Gewerbewesen  verhältnismäßig  wenig  verbreitet 
war.  Dazu  kam  noch,  daß  die  türkische  Bevölkerung  sich 
mit  gewerblicher  Tätigkeit  in  der  Regel  wenig  befaßte,  viel- 
mehr den  persönlichen  Diensten  oder  der  Landwirtschaft 
widmete,  so  daß  es  vornehmlich  die  Christen  waren,  die  sich 
der  Produktion  von  Gewerbeerzeugnissen  zuwandten.  Aus- 
länder, die  spezielle  Studien  über  bulgarische  Verhältnisse  ge- 
trieben und  das  Land  bereist  haben,  so  A.  J.  Blanqui, 
Philipp  Kanitz^,  E.Laveleye3,  P.  Dehn^  K.Ireßek 
u.  a.  haben  nachdrücklich  die  große  industrielle  Geschicklich- 
keit und  Rührigkeit  der  bulgarischen  Bevölkerung  betont  und 
die  Bedeutung  Bulgariens  als  Hauptindustriegebiet  der  Türkei 
hervorgehoben. 

Mit  der  Erschließung  des  türkischen  Reiches  für  den 
europäischen  Wettbewerb  hauptsächlich  durch  Verbesserung 
der  Kommunikationsverhältnisse  begann  der  Niedergang  der 
in  den  ersten  Dezennien  des  19.  Jahrhunderts  zu  ihrer  höch- 
sten Blüte  gelangten  Gewerbeproduktion  Bulgariens.  Die 
Neutralisierung  des  Schwarzen  Meeres  und  die  Freimachung 
der  Donauschiffahrt  seit  dem  Pariser  Frieden,  die  Beseitigung 


1  K.  Irecek,  a.  a.  0.  S.  202. 

-  Ph.  Kanitz,  Douau-Biügarien  und  der  Balkan,  Leipzig  1879/80, 
Bd.  I,  S.  9,  217,   Bd.  II,  S.  124. 

^  E.  Laveleye,  Die  Balkanhalbinsel  (Übersetzung  von  E.  Jakobi), 
Leipzig  1888. 

*  P.  Dehn,  Deutschland  und  Orient  in  ihren  wirtsehaftspolitischen 
Beziehungen,  München  1884,  II.  Teil,  S.  210. 
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der  Schiffahrtshindernisse  der  Donau  beim  Eisernen  Tor 
(durch  den  Berliner  Vertrag  beschlossen,  aber  erst  1896  zu 
Ende  geführt)^  und  deren  Mündungen,  die  Erbauung  der 
Eisenbahnlinie  Rustschuk-Varna  (186(5)  und  Anlegung  von 
Chausseen  und  Straßen  im  Innern  des  Landes  —  durch  den 
türkischen  Reformator  Midchad  Pascha  —  ermöglichten  das 
Eindringen  von  europäischen  Waren  in  die  wichtigsten  Ge- 
werbezentren Bulgariens  und  leisteten  somit  der  europäischen 
Konkurrenz  Vorschub. 

Besonders  beschleunigt  wurde  der  Rückgang  des  Gewerbes 
nach  der  Befreiung  Bulgariens.  Die  willkürliche  Zerstückelung 
des  bis  1879  eine  Wirtschaftseinheit  bildenden  Staatsgebietes 
der  Osmanen  und  die  Aufrichtung  von  Zollschranken  zwischen 
wirtschaftlich  seit  Jahrhunderten  auf  das  Engste  verknüpften 
Länderteilen  haben  den  Binnenhandel  geschädigt  und  den  Ver- 
trieb von  Gewerbeerzeugnissen  in  hohem  Maße  beeinträchtigt. 
Ostrumelien,  die  Türkei,  Bosnien  und  die  Herzegowina  wurden 
seit  1879  zollpolitisch  von  Bulgarien  plötzlich  getrennt,  und 
der  Absatz  von  bulgarischen  Gewerbeprodukten  nach  diesen 
Ländern  wurde  dadurch  wesentlich  erschwert.  Auch  Rumänien 
und  Serbien  sperrten  sich  durch  hohe  Zölle  gegen  die  Einfuhr 
dieser  Erzeugnisse  ab. 

Verursachten  die  veränderten  zollpolitischen  Verhältnisse 
zunächst  eine  empfindliche  Schmälerung  des  Exportes,  so  wurde 
dann  von  dem  ausländischen  Wettbewerb,  der  sich  die  Handels- 
freiheit in  dem  befreiten  Fürstentume  vertragsmäßig  zu  sichern 
wußte,  und  durch  die  weitere  Verbesserung  der  Kommunikations- 
mittel ungemein  erleichtert  wurde,  den  Landeserzeugnissen 
auch  der  heimische  Markt  streitig  gemacht.  Es  fehlte  an  den 
nötigen  Kapitalien  und  an  technischer  Fertigkeit,  um  dem  Ein- 
dringen europäischer  Fabrikwaren  durch  Verbesserung  der 
heimischen  Produktion  erfolgreich  zu  begegnen. 

Ein  weiteres  bedeutsames  Moment  für  den  Niedergang 
der  heimischen  Handwerkerproduktion  ist  einerseits  die  Aus- 
wanderung der^  meisten  wohlhabenden  Mohamedaner  und 
anderseits  der  Übertritt  vieler  intelligenter  und  kräftiger  Be- 
völkerungselemente in  den  Staats-  und  Heeresdienst,  wodurch 
die  Konsumtions-  und  Produktionsfähigkeit  der  Bevölkerung 
bedenklich  geschwächt  wurde.  Wurde  nach  der  Befreiung 
der  Bedarf  der  türkischen  Armee  (Uniformen,  Sättel,  Riemen- 
zeug, Schuhe,  Hufeisen)  nicht  mehr  durch  die  einheimische 
Industrie  gedeckt,  wie  bisher,  so  verlor  später  der  bulgarische 
Handwerker  in  dem  auswandernden  Türken  den  besten  Kunden 
für  seine  Erzeugnisse.  Außerdem  hat  allein  die  Bildung  des 
bulgarischen  Heeres  gleich  in  den  ersten  Jahren  der  nationalen 


1  Jelliiiek,    Donaiischiffahrt    im    Handw.    d.    Staatsw.,    Hd.    II[, 
S.  283/34. 
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Selbständigkeit  des  Fürstentums  gegen  20  000  Mann  <lem  Acker- 
bau und  Hausgewerbe  entzogen ,  nachdem  unter  türkischer 
Herrschaft  den  Bulgaren  der  Staats-  und  Heeresdienst  ver- 
schlossen geblieben  war.  25  ^/o  aller  Staatsbeamten  waren 
noch  im  Jahre  1896,  also  17  Jahre  nach  der  Befreiung,  aus 
dem  Handwerkerstande  hervorgegangen  —  ein  Prozentsatz, 
der  früher  noch  höher  gewesen  sein  dürfte  ^.  Daß  dies  nicht 
nur  einen  bedeutenden  quantitativen,  sondern  auch  qualitativen 
Verlust  für  die  Produktionsfähigkeit  des  Handwerks  bedeutete, 
liegt  auf  der  Hand. 

Nicht  wenig  hat  schließlich  zu  dem  Rückgange  der 
heimischen  Gewerbe  auch  der  Umstand  beigetragen ,  daß  im 
Laufe  der  Zeit  der  'Geschmack  insbesondere  der  höheren 
Schichten  der  Bevölkerung  sich  verfeinerte  und  von  der 
technisch  rückständigen  Landesproduktion  nicht  mehr  genügend 
befriedigt  werden  konnte^. 

Aufgabe  des  Staates  mußte  es  nun  sein,  an  Stelle  des 
konkurrenzunfähig  gewordenen  heimischen  Kleingewerbes  neue, 
mit  technisch  vervollkommneten  Betriebsmitteln,  mit  größeren 
Kapitalien  und  fachmännisch  geschulten  Arbeitskräften  aus- 
gestattete Industrien  schaffen  zu  helfen,  sollte  das  dereinst  höchst 
entwickelte  Industriegebiet  auf  der  Balkanhalbinsel  nicht  zur 
Kolonie  der  mächtigen  europäischen  Industrievölker  werden. 
Es  würde  einen  Rückschritt  in  der  Entwicklung  der  bulgarischen 
Volkswirtschaft  bedeutet  haben,  wenn  der  Staat  das  einst  so 
blühende  Handwerk  teilnahmslos  hätte  zu  Grunde  gehen  lassen 
und  keine  Maßregeln  zur  Pflanzung  und  Förderung  neuer,  den 
vorhandenen  Produktionsbedingungen  des  Landesentsprechender 
Industrien  getroffen  hätte. 

Denn  kein  sachkundiger  Mensch  stellt  heutzutage  in  Ab- 
rede, daß  die  Ausbildung  der  Industrie  eine  höhere  Entwick- 
lungsstufe des  volkswirtschaftlichen  Lebens  darstellt,  als  der 
einseitige  Ackerbau,  daß  neben  der  Landwirtschaft  die  Aus- 
bildung einer  je  nach  dem  Umfange  und  der  natürlichen  Aus- 
stattung des  Landes  mehr  oder  minder  vollständigen  Reihe 
mannigfacher  Industriezweige  die  notwendige  Voraussetzung 
jeder  höheren  Kultur  ist,  und  daß  es  daher  Aufgabe  jedes 
Staates  sein  muß,  die  vorhandenen  Wirtschaftskräfte  da- 
durch möglichst   vollkommen  und  vielseitig  auszunutzen,    daß 


^  Stoil  Staneff,  Das  Gewerbewesen  und  die  Gewerbepolitik  in 
Bulgarien,  Kustschuk  1901,  S.  28. 

2  Näheres  über  den  Verfall  der  einzelnen  Gewerbe  und  Haus- 
industrien vgl.:  St.  Staueff,  a.  a.  0.;  N.  Sakaroff,  Die  industrielle 
Entwicklung  Bulgariens,  Berlin  1904 ;  A  t h  a  n  a  s  D.  S  p  a  s  s  o  w ,  Der 
Verfall  des  alten  Handwerks  und  die  Entstehung  des  modernen  Ge- 
werbes in  Bulgarien  während  des  19.  Jahrhunderts,  Greifswald  1900; 
S.  S.  Kalpaktschieff,  Die  Zünfte  Bulgariens  im  19.  Jahrhundert, 
Greif swald  1900. 
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er  die  Verwertung  der  vorhandenen  Wirtschaftsgüter  durch 
die  zu  schaffende,  höhere  und  feinere  industrielle  Tätigkeit  er- 
möglicht. Diesen  Gedanken  hat  uns  indessen  Friedrich  List 
in  einer  so  trefflichen  Weise  ausgeführt  und  begründet ,  daß 
wir  hier  ohne  Bedenken  von  einer  weiteren  Erörterung  des- 
selben Abstand  nehmen  und  auf  die  diesbezüglichen  Betrach- 
tungen des  großen  deutschen  Nationalökonomen  und  Politikers 
hinweisen  dürfen  ^.  Anderseits  bleibt  es  allerdings  eine  viel 
umstrittene  Frage,  in  welchem  Verhältnis  die  verschiedenen 
Wirtschaftstätigkeiten  —  Ackerbau,  Industrie  usw.  —  zueinander 
stehen  sollen.  Doch  ist  hier  für  unseren  nächsten  Zweck  auch 
von  dieser  Untersuchung  abzusehen. 

Eng  zusammenhängend  mit  diesen  wirtschaftlichen  Er- 
wägungen sind  es  viertens  die  politischen  Be- 
strebungen des  Fürstentums,  die  mit  als  Er- 
klärungsgrund für  die  Industrieschutzpolitik 
der  bulgarischen  Regierungen  herangezogen 
werden  müssen.  Indem  Bulgarien  nach  völliger  politischer 
Unabhängigkeit  strebte  und  die  Rolle  eines  wichtigen  politi- 
schen Faktors  auf  der  Balkanhalbinsel  zu  übernehmen  sich 
als  berufen  erachtete,  mußte  es  als  einen  Ausdruck  nationaler 
Stärke  empfinden,  in  industrieller  Hinsicht  nicht  völlig  auf 
das  Ausland  angewiesen  zu  sein. 

War  aus  bezeichneten  Ursachen  die  Schaffung  und  Förde- 
rung einer  den  natürlichen  Anlagen  des  Landes  ent- 
sprechenden Nationalindustrie,  die  den  modernen  technischen 
Anforderungen  Rechnung  tragen  sollte,  notwendig  und 
wünschenswert,  so  fragte  es  sich  ferner,  wie  dieses  Ziel  er- 
reicht werden  konnte. 

Die  wichtigste  und  zugleich  die  zur  Schaffung  einer 
Nationalindustrie  schwierigste  Bedingung,  die  vor  allem  erfüllt 
werden  mußte,  war  die  Sicherung  des  heimischen  Marktes 
gegen  die  ausländische  Konkurrenz.  Wie  schon  mehrmals 
hervorgehoben  wurde,  war  es  hauptsächlich  der  ausländische 
Wettbewerb,  der  wegen  seiner  technischen  Vervollkommnung, 
Kapitalkraft  und  Überlegenheit  in  der  Erfahrung  das  Auf- 
kommen einer  bulgarischen  Großindustrie  noch  in  ihren  Keimen 
erstickte.  Gerade  diese  Eigenschaften  der  ausländischen 
Konkurrenz  zu  erwerben,  war  und*  ist  der  heimischen  In- 
dustrieproduktion ohne  staatliche  Unterstützung  unmöglich. 
Auch  die  bulgarischen  Staatsmänner  erkannten  es  frühzeitig, 
daß  der  Übergang  aus  dem  einfachen  Gewerbewesen  zu  einer 
höheren  und  vervollkommneten  Art  der  Industrie  ohne  aus- 
giebige   Schutzzölle   gegen    diese   Konkurrenz    und   ohne    ent- 


1  Friedrich  List,  Das  nationale  System  der  polit.  Ökonomie. 
Mit  einer  historischen  u.  krit.  pjinleitunff  von  K.  Th.  Eheberg,  Stutt- 
gart 188:^,  S.  133—144,  170-252  sowie  S.  193—221  der  Einleitung. 
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sprechende  Untersttitzungen  durch  die  Verwaltungsorgane 
nicht  erzielt  werden  konnte. 

In  anbetracht  des  herannahenden  Ablaufs  (19./31.  Dezember 
1903)  der  bestehenden  Handelsverträge  berief  das  Handels- 
und Landwirtschaftsministerium  1901  einen  Industrie-  und 
Handelstag  zusammen,  an  dem  viele  Industrielle,  Kaufleute, 
Vertreter  der  Handelskammern,  Theoretiker  und  hohe  Staats- 
beamte teilnahmen.  Den  Hauptgegenstand  der  hier  statt- 
gefundenen Beratungen  bildete  die  Frage  der  zukünftigen 
Wirtschafts-,  resp.  Handelspolitik  Bulgariens  und  die  damit 
im  Zusammenhang  stehenden  zollpolitischen  Maßnahmen,  und 
man  hob  allgemein  die  Notwendigkeit  höherer  Schutzzölle 
als  die  bestehenden  zugunsten  der  heimischen  Industrie  her- 
vor. Hier  wurde  ferner  von  allen  Seiten  die  Notwendigkeit 
einer  Enquetierung  der  Produktionsverhältnisse  des  Landes 
anerkannt,  auf  deren  Ergebnisse  sich  der  künftige  General- 
zolltarif stützen  sollte.  Unter  Zuhilfenahme  der  bulgarischen 
Handelskammern  berief  auch  tatsächlich  das  Finanzministerium 
1902  eine  Zentralkommission,  der  es  die  Enquetierungsarbeiten 
übertrug.  An  der  Hand  der  meist  von  persönlichen  Anfragen 
im  Gebiete  der  verschiedensten  Industriebranchen  herrührenden 
Materialien  wurde  von  dieser  Kommission  der  erste  systematische, 
auf  spezifischen  Zöllen  beruhende  Generaltarif  ausgearbeitet. 
Leider  sind  bis  jetzt  die  von  den  Enqueteuren,  wie  vorgesehen, 
zu  liefernden  Monographien  über  die  Lage  der  untersuchten 
Industriezweige  der  Öffentlichkeit  nicht  übergeben  worden, 
so  daß  man  über  die  Ergebnisse  der  vorgenommenen  Enque- 
tierung nicht  unterrichtet  sein  kann.  Der  Zolltarif  wurde  im 
März  1903  der  Sobranje  vorgelegt  und  angenommen ,  erhielt 
aber  später  wegen  eines  Ministerialwechsels  die  fürstliche 
Sanktion  nicht.  Da  der  neue  Finanzminister  viele  Lücken  in 
demselben  gefunden  haben  wollte,  veranlaßte  er,  um  Zeit  für 
die  Fertigstellung  eines  neuen  Generaltarifes  zu  gewinnen, 
eine  Verlängerung  der  schon  am  31.  Dezember  1902  ge- 
kündigten Handelsverträge  auf  ein  Jahr.  Ein  solcher  Tarif 
wurde  auch  ausgearbeitet  und  durch  fürstlichen  Ukas  Nr.  275 
vom  17. '30  Dezember  1904  zum  Gesetz  erhoben. 

Was  zunächst  die  allgemeinen  Bestimmungen  des  Tarifes 
anlangt,  so  ist  folgendes  hervorzuheben : 

In  ihm  ist  nur  die  Frage  der  Einfuhrzölle  einer  Regelung 
unterworfen  worden ,  während  die  Ausfuhrzölle  nach  wie  vor 
in  ihrer  ursprünglichen  Form  (ad  valorem)  bestehen  bleiben, 
obgleich  ihre  Abschaffung  volkswirtschaftlich  wünschenswert 
wäre. 

Prinzipiell  unterliegen  alle  Einfuhrwaren  einer  Verzollung 
—  nur  49  Tarifpositionen  sind  zollfrei  — ,  die  in  der  Regel 
nach  ihrem  Nettogewicht  zu  erfolgen  hat,  das  in  der  Weise 
zu  bestimmen  ist,  daß  je  nach  Art  der  Verpackung  von  dem 
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Bruttogewicht  ein  gewisser,  durch  fürstliche  Verordnung  fest- 
zusetzender Prozentsatz  in  Abzug  gebracht  wird.  Nach  dem 
Bruttogewicht  sind  Zölle  nur  in  besonders  genannten  Fällen, 
oder  wenn  die  Einfuhrwaren  nach  dem  Tarife  mit  einem  Zoll- 
satze bis  zu  10  Fr.  per  100  kg  belegt  sind,  zu  erheben.  Die 
Einfuhrwertzölle  sind  sonach  bis  auf  zwei  Tarifpositionen  ab- 
geschafft. 

Sämtliche  nach  dem  Tarife  zollpflichtigen  und  zollfreien 
Einfuhrwaren  unterliegen  allen  anderen,  durch  die  Landes- 
gesetze und  -Verordnungen  vorgesehenen  Abgaben,  zu  denen 
die  Akzisen,  Oktrois,  statistischen  Gebühren,  halbprozentigen 
Stempel-  und  Plombenabgaben  usw.  zählen,  die  bei  der  Ein- 
fuhr zumeist  nach  dem  Werte  erhoben  werden.  Da  auch  die 
Ausfuhrzölle  nach  dem  Werte  bemessen  werden,  so  ergeben 
sich  hieraus  bei  der  Ausübung  des  Zolldienstes  große  technische 
Schwierigkeiten  und  Komplikationen,  so  daß  es  vom  zoll- 
technischen Gesichtspunkte  aus  sehr  wünschenswert  wäre,  wenn 
all  die  erwähnten  Abgaben  sowie  die  Ein-  und  Ausfuhrzölle 
eine  einheitliche  Erhebungsbasis  hätten. 

Eine  weitere  Bestimmung  besagt,  daß  Waren,  welche  aus 
Ländern  eingehen,  in  denen  bulgarische  Erzeugnisse  und  Schifi'e 
Differentialzöllen  oder  höheren  Sätzen  unterliegen ,  als  die 
Provenienzen  anderer  Länder,  auf  Anordnung  des  Finanz- 
ministers mit  den  doppelten  tarifmäßigen  Zollsätzen  belegt 
werden  dürfen.  Diese  können  sogar  eine  Höhe  von  100  ^/o  des 
Wertes  erreichen,  während  zollfreie  Waren  unter  den  gleichen 
Umständen  mit  einem  Zolle  von  50  ^/o  des  Verkaufsengrospreises 
auf  dem  inländischen  Markt  belastet  werden  können  ^. 

Besonders  wichtig  ist  der  spezielle  Teil  des  Tarifes,  der 
die  einzelnen  Zollsätze  umfaßt.  Als  Ausgangspunkt  einer 
zollpolitischen  Aktion  gedacht,  enthält  doch  jeder  Tarifsatz 
das  Urteil  über  die  Produktion  und  die  Produktivität  jedes 
einzelnen  Zweiges  der  Volkswirtschaft  und  mißt  die  Be- 
dingungen, unter  denen  dieser  seine  Entwicklung  finden  kann. 
Es  würde  aber  den  Rahmen  der  vorliegenden  Arbeit  über- 
schreiten, sollten  die  finanziellen,  wirtschaftlichen  und  sozial- 
politischen Motive  des  Gesetzgebers,  die  ihn  bei  der  Auf- 
stellung der  Zölle  für  jede  einzelne  Warenkategorie  oder  gar 
jeden  Artikel  bestimmt  haben,  erörtert  werden.  Deshalb 
mögen  hier  nur  die  in  dem  Tarife  verfolgten  Haupttendenzen 
und  Absichten   zur  Sprache  gelangen,    die  aus  einem  Exposö 


1  Hierin  liegt  offenbar  ein  logischer  Fehler.  Die  Maximalgrenze 
der  Retorsionszölle  ist  nicht  festgesetzt,  denn  es  ist  nicht  au8g(>schlossen, 
daß  ein  spezifischer  Zoll,  wenn  er  verdoppelt  wird,  die  Höhe  von  100  ^/o 
des  Wertes  übersteigen  kann.  Es  gibt  ja  tarifmäßige  spezifische  Zölle, 
die  in  Wertzoll  umgerechnet  mehr  als  50%  des  Warenwertes  betragen. 
Beispielsweise  stellt  sich  der  tarifmäßige  Zuckerzoll  auf  86,88  ^!o  ad 
valorem. 
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des  Finanzministers  hervorgehen,  das  er  gelegentlich  der  Be- 
ratung des  Zolltarifentwurfes  in  der  Kammer  abgegeben  hat. 
Sie  haben  folgenden  Wortlaut: 

1.  Das  durch  die  bestehenden  Handelsverträge  auf  finan- 
ziellem und  wirtschaftlichem  Gebiete  Errungene  soll  auch 
weiterhin  beibehalten  und  nach  Möglichkeit  erweitert  und  ver- 
stärkt werden. 

2.  Die  Protektion  durch  Schutzzölle  soll  sich  auf  alle 
Zweige  der  nationalen  Arbeit  erstrecken,  also  sowohl  auf  die 
Fabrikindustrie  als  auch  auf  die  Gewerbe,  die  Landwirt- 
schaft, die  Viehzucht  und  die  Arbeit  selbst,  ohne  jedoch  die 
Interessen  auch  nur  eines  einzigen  Produktionszweiges  zu- 
gunsten anderer  zu  schädigen. 

3.  Der  Zollschutz  soll  ein  mäßiger  sein ,  um  nicht  die 
Konsumenten  schwer  zu  belasten  und  die  Einkünfte  des  Fiskus 
zu  verringern;  er  soll  mit  der  Entwicklung  der  Kapitalkraft, 
Industriearbeit  und  der  technischen  Kenntnisse  erhöht  werden. 

4.  Hochwertige  und  der  zollamtlichen  Kontrolle  leicht 
entziehbare  Gegenstände  sind  mit  niedrigen  Zöllen  zu  belegen 
und  sollen  erst  nach  Erstarkung  der  heimischen  Konkurrenz 
höher  verzollt  werden. 

5.  Der  Schutz  und  die  Förderung  der  heimischen  Pro- 
duktion sind  nicht  nur  auf  zollpolitischem  Wege  zu  bewirken, 
sondern  auch  durch  innere  gesetzgeberische  und  verwaltungs- 
politische Maßnahmen  anzustreben  und  zu  ergänzen. 

6.  Die  Ausdehnung  des  bulgarischen  Zollterritoriums  ist 
nicht  ausreichend  für  die  Entwicklung  einer  modernen  und 
umfangreichen  Nationalindustrie,  und  es  soll  daher  versucht 
werden,  den  türkischen  und  serbischen  Markt  durch  spezielle 
Konventionen  den  bulgarischen  Industrieprodukten  zu  sichern  ^. 

Was  den  zweiten  Grundsatz  anlangt,  wonach  zugleich  die 
Interessen  aller  Produktionszweige  durch  Zollmaßregeln  ge- 
schützt werden  sollen  ,  ist  zu  bemerken ,  daß  diese  Erklärung 
des  Finanzministers  mehr  eine  agitatorische  Bedeutung  als 
wirklichen  Wert  hat.  „Die  Nationalarbeit  in  allen  ihren  Er- 
scheinungsformen" protegieren  zu  wollen,  hieße,  wenn  dies 
überhaupt  möglich  wäre^,  zum  mindesten  eine  höchst  irratio- 
nelle Handelspolitik  treiben.  Hier  wäre  keine  Grenze  der  Pro- 
tektion festgesetzt,  während  es  doch  das  Ziel  einer  rationellen 
Handelspolitik  sein  soll,  die  Bedeutung  der  auseinandergehenden 
Interessen  der  so  mannigfach  gearteten  Produktionszweige  für 
die  Volkswirtschaft  als  Ganzes  z-u  bestimmen  und  je  nachdem 
fördernd  oder  hemmend  einzugreifen.  Es  läge  beispielsweise 
nicht  im  Gesamtinteresse,  daß  auch  die  technisch  rückständigen, 

1  L.  Pajakoff,  a.  a.  O.,  S.  136. 

'^  Vgl.  W.  Lexis,   Handel,   im  Schöiibergs  Handb.  d.  pol.  Ökon., 

S.  328—3:30. 
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den  Zeitanforderungen  nicht  mehr  entsprechenden,  heimischen 
Gewerbe,  die,  wie  angedeutet,  dem  Verfall  rettungslos  preis-, 
gegeben  sind,  des  Zollschutzes  teilhaftig  würden.  Sollten  des- 
halb, um  sie  weiterhin  am  Leben  zu  erhalten,  der  Gesamtheit 
unnütze  Opfer  auferlegt  werden? 

Im  übrigen  ist  das  fragliche  Prinzip  im  neuen  Tarife 
keineswegs  allgemein  zur  Durchführung  gelangt.  Von  einem 
Schutze  der  Landwirtschaft  durch  Zölle  kann  ja  gar  keine 
Rede  sein,  denn  die  im  Tarife  vorgesehenen  Zölle  auf  land- 
wirtschaftliche und  tierische  Erzeugnisse  tragen  meist  fiskalischen 
Charakter,  und  selbst  wenn  sie  zu  Schutzzöllen  gestaltet  würden, 
hätten  sie  der  Landwirtschaft  und  Viehzucht  auch  nicht  viel 
genützt,  da  ja  bekanntlich  Bulgarien  in  den  einschlägigen 
Artikeln  exportbedürftig  ist.  Außerdem  müssen  auch  heute 
noch  die  landwirtschaftlichen  Erzeugnisse  beim  Überschreiten 
der  Grenze  vielfach  Ausfuhrzölle  entrichten.  Ferner  werden 
die  Rohstoffe  und  Halbfabrikate,  die  zur  weiteren  Ver- 
arbeitung eingeführt  werden,  in  der  Regel  mit  Zöllen  belegt, 
was  hauptsächlich  den  kleinen  Gewerbetreibenden  zum  Nach- 
teil gereicht,  da  die  Großindustriellen  dieselben  Artikel  kraft 
eines  Industrieförderungsgesetzes,  von  dem  später  noch  die 
Rede  sein  wird,  zollfrei  einführen  können.  Es  dürfte  also 
verkehrt  sein,  von  einem  Solidarschutzzollsystem  zu  sprechen, 
das  seinen  Ausdruck  im  neuen  Tarife  gefunden  haben  soll. 

Der  Grundsatz,  nach  dem  die  Schutzzölle  nur  allmählich 
und  in  dem  Verhältnis  steigen  sollen,  in  welchem  die  Kapitalien, 
die  Arbeitsgeschicklichkeit,  die  Technik  und  der  Unternehmungs- 
geist wachsen ,  ist  dahin  zu  kritisieren ,  daß  ein  solches  Ver- 
fahren logisch  und  praktisch  ganz  falsch  ist.  Es  ist  nicht 
einzusehen,  warum  gerade  die  ersten  und  daher  die  schwierigsten 
Anfänge  einer  Industrie  mittels  niedriger  Zölle  geschaffen 
werden  sollen  und  erst  dann ,  wenn  die  Industrien  genügend 
entwickelt  sind  und  vielleicht  des  Zollschutzes  nicht  mehr  be- 
dürfen, ihnen  höherer  Schutz  gewährt  werden  soll.  Gerade  in 
diesem  Punkte  ist  Friedrich  List,  auf  den  sich  der  Finanz- 
minister ausdrücklich  stützte,  besonders  scharf  auch  selbst  von 
den  Schutzzöllnern  angegriffen  worden  ^  Ähnliche  allgemeine 
Grundsätze  für  die  Bemessung  der  Höhe  der  Schutzzölle,  wie 
sie  verschiedenerseits  aufgestellt  worden  sind^,  führen  immer 
zu  Einseitigkeiten.  Diese  Frage  ist  vielmehr  ganz  konkret 
und  von  Fall  zu  Fall  zu  beantworten.  Ein  rationeller  Schutz- 
zoll soll  immer  nur  eine  Ausgleichung  der  jeweiligen  diver- 
gierenden Produktionsbedingungen  des  In-  und  Auslandes  be- 


1  Vgl:  J.  Lehr,  Schutzzoll  und  Freihandel,  Berlin  1877,  S.  172; 
K.  Eh  eher  ff,  Historische  und  kritische  Einleitung  zu  Friedrich  Lists 
Nationalem  System  der  politischen  Ökonomie,  Stuttgart  1883,  S.  228. 

2  eod.,  S.  225. 
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wirken  und  ist  demnach  so  hoch  zu  bemessen,  daß  er  dem 
Inländer  den  heimischen  Absatz  und  eine  Nutzbarmachung 
seiner  Kapitalien  möglich  macht,  ohne  jedoch  zu  einem  mono- 
polistischen Gewinne  zu  führen. 

Dagegen  ist  es  begreiflich,  wenn  von  Regierungsseite  be- 
hauptet wurde ,  der  Zolltarif  müsse  aus  politischen  Gründen 
mit  mäßigen  Zöllen  ausgerüstet  sein,  weil  er  dann  auf  ge- 
ringeren Widerstand  der  Vertragsstaaten  rechnen  könne,  wie 
er  denn  in  der  Tat,  verglichen  mit  den  gegenwärtigen  Zoll- 
tarifen der  verschiedenen  europäischen  Staaten,  im  allgemeinen 
nur  mäßige  Zollsätze  enthält  \ 

Die  übrigen  Grundsätze  sprechen  für  sich  deutlich  genug, 
so  daß  eine  Interpretation  derselben  hier  unterlassen  werden 
kann. 

Eine  Untersuchung  des  Zolltarifes  in  technischer  Hinsicht, 
d.  h.  inwieweit  er  den  oben  dargelegten  Prinzipien  Ausdruck 
gibt,  würde  uns  zu  weit  führen,  zumal  eine  solche  auf  die 
wirtschaftliche  und  technische  Kenntnis  jedes  einzelnen  be- 
teiligten Produktionszweiges  basiert  werden  müßte  ^.  Außer- 
dem fehlt  es  leider  noch  an  genügenden  Vorarbeiten  auf 
diesem  Gebiete,  und  die  in  der  Sobranje  bei  der  Beratung 
des  Zolltarifes  stattgefundenen  Debatten  besitzen  keineswegs 
jene  Sachlichkeit,  Zuverlässigkeit  und  Vollständigkeit,  um  diese 
Lücke  ausfüllen  zu  können. 

Mit  den  tarifarischen  Rüstungen  ziemlich  verspätet,  konnte 
die  bulgarische  Regierung  sämtliclie  am  14.  März  1904  zum 
1./14.  März  1905  gekündigten^  handelspolitischen  Verein- 
barungen nidit  erneuern,  zumal  sie  den  Abschluß  der  damals 
zum  Teil  noch  in  der  Schwebe  sich  befindenden  Vertrags- 
verhandlungen der  europäischen  Staaten  abwarten  mußte,  um 
sich  erst  dann  dem  neuen  Kurse  der  Handelspolitik  an- 
zuschließen. Nur  mit  Rußland  konnte  am  23.  Februar  1905 
a.  St.  ein  Meistbegünstigungshandelsvertrag  vereinbart  werden, 
während,  um  die  Verhandlungen  mit  den  übrigen  Staaten  zum 
Abschluß  führen  zu  können,  zunächst  eine  Verlängerung  der 
bestehenden  Verträge  bis  zum  14.  September  1905  und  später 
bis  zum  1./14.  Januar  1906  notwendig  wurde*. 

Im  Laufe  des  Jahres  1905  wurden  mit  Deutschland 
(1.  August),  England  (26.  November/9.  Dezember),  Frankreich 
(31.  Dezember/13.  Januar  1906)  und  Italien  (31.  Dezember/ 
13.  Januar  1906)  Handels-,  Zoll-  und  Schiffahrtsverträge  ab- 
geschlossen,  von  welchen  die  ersten  zwei  mit  dem  russischen 


1  Vgl.  „II.  Beilage  zu  dem  bulg.  allg.  Zolltarif". 

2  Vgl.   zu   dieser  Frage:    Li  aptsclieff,  Der  Zolltarif.     Zeitschr. 
der  bulg.  ökon.  Gesellsch.,  VIII.  Jahrg.,  H.  10,  S.  708  ff. 

3  Deutsches  Handels-Archiv,  1905,  I,  S.  18. 

*  eod.,  S.  515,  553,  673,  808,  1028,  1317,  1324,  1398. 
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am  16.  Dezember  1905  a.  St.  der  Sobranje  zur  verfassungs- 
mäßigen Beschlußnahme  zugingen  und  in  einer  einzigen  Sitzung 
erledigt  und  angenommen  wurden.  Da  zu  derselben  Zeit  die 
Verträge  mit  Frankreich  und  Italien  noch  nicht  ganz  perfekt 
waren,  und  die  Sobranje  bald  darauf  ihre  ordentlichen  Sitzungen 
zu  Ende  führen  mußte,  faßte  sie  den  Beschluß,  diese  Verträge 
am  gleichen  Datum  (1./14.  Januar  1906)  in  Kraft  setzen  zu 
lassen,  an  welchem  auch  die  Verträge  mit  Deutschland  und 
England  in  Wirksamkeit  traten.  Der  russische  Vertrag  dagegen 
sollte,  wie  vereinbart,  schon  seit  dem  1./14.  März  1905  An- 
wendung finden  und  bis  zum  1./14.  März  1910  laufen.  Die 
Verträge  mit  Deutschland,  Italien  und  Frankreich  sollen  bis 
zum  28.  Februar  1911  n.  St.  in  Geltung  bleiben  und  können, 
falls  12  Monate  vorher  keinerseits  eine  Kündigung  erfolgt,  bis 
zum  Ablauf  eines  Jahres  vom  Tage  ab,  an  welchem  sie  ge- 
kündigt, verlängert  werden.  Der  englische  Vertrag  läuft  am 
1./14.  Januar  1911  ab  und  kann  gleichfalls  unter  denselben 
Bedingungen  eine  Verlängerung  erfahren. 

Dem  Abschlüsse  dieser  Verträge  reihte  sich  ein  Zollvereins- 
vertrag mit  Serbien  vom  9.  Juli  1905  a.  St^  an,  auf  welchen 
es  hauptsächlich  zurückzuführen  ist,  daß  die  Handelsbeziehungen 
mit  dem  am  bulgarischen  Einfuhrhandel  meist  interessierten 
Staate,  Österreich-Ungarn,  bis  zur  Zeit  ohne  eigentlichen 
Handelsvertrag  provisorisch  geregelt  werden.  Während  diese 
Zollunion ,  von  deren  Wegfall  Österreich-Ungarn  die  Fort- 
setzung der  Verhandlungen  zum  Abschlüsse  von  definitiven 
Handelsverträgen  mit  den  Zollunionsstaaten  abhängig  machte, 
zu  einem  Zollkriege  zwischen  Serbien  und  der  habsburgischen 
Monarchie  führte,  gewähren  sich  die  letztere  und  Bulgarien 
bis  auf  weiteres  gegenseitig  das  Meistbegünstigungsrecht  ^ 

Von  dieser  Zollunion  abgesehen,  geben  die  Basis  der  handels- 
und  zollpolitischen  Beziehungen  Bulgariens  zum  Auslande  die 
textlichen  und  zolltarifarischen  Bestimmungen  der  Verträge 
mit  Deutschland,  England,  Rußland,  Frankreich  und  Italien 
sowie  das  am  30.  Dezember  1906  a.  St.  auf  unbestimmte  Zeit 
abgeschlossene,  zu  jeder  Zeit  kündbare  Handels-  und  Zoll- 
übereinkommen mit  der  Türkei.  Die  Vorteile  dieses  Vertrags- 
zustandes wußten  sich  Belgien  2,  di©  Vereinigten  Staaten  ^, 
Schweden*,  Ägypten^  und  Indien^  durch  Notenwechsel  gegen 
Gewährung  des  Meistbegünstigungsrechtes  und  Rumänien^  zu- 


1  Deutsches  Handels-Archiv,  1906,  I,  S.  696. 

2  eod.,  1906,  I,  S.  193. 

«  eod.,  S.  1496;  1907,  I,  S.  235. 

*  Nachrichten   für  Handel  u.  Industrie,  Nr.  83   vom  19.  Juli  1906. 

^  eod.,  Nr.  71    v.  20.  Juni  1905  u.  Österr.  Wirtschaftspolit.  Archiv 
(vorm.  „Austria"),  Wien  1907,  S.  544. 

^  Deutsches  Handels- Museum,  Wien,  18.  Juli  1905. 

'  Deutsches  Handels-Archiv,  1906,  I,  S.  18  u.  Österr.  Wirtschafts- 
polit. Archiv,  Wien  1908,  S.  45. 
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letzt  durch  einen  Handels-  und  SchifFahrtsvertrag  vom 
20.  November  1907  a.  St.  mit  der  Meistbegünstigungsklausel 
zu  sichern,  während  ein  fürstlicher  Ukas  vom  7./20.  März  1905 
für  die  Provenienzen  der  übrigen  Staaten  die  Anwendung  des 
allgemeinen  Zolltarifes  anordnete  ^  Es  ist  in  Aussicht  ge- 
nommen, den  bloßen  Meistbegünstigungsvertrag  mit  Belgien 
durch  einen  eigentlichen  Tarifvertrag  zu  ersetzen. 

In  der  Kammer  fanden  die  neuen  Verträge  eine  günstige 
Aufnahme,  da  man  sowohl  bei  der  Beratung  des  Zolltarif- 
entwurfes als  auch  jetzt  allseitig,  wenn  auch  nicht  vollständig, 
mit  der  neu  eingeschlagenen  protektionistischen  Handelspolitik 
zufrieden  war.  In  der  Sobranje  gab  es  zu  jener  Zeit  keine 
Freihändler,  so  daß  es  sich  bei  den  stattgefundenen  Debatten 
nur  darum  handeln  konnte,  was  mehr  und  was  weniger  pro- 
tegiert werden  sollte. 

Der  markanteste  Unterschied  der  neuen  Verträge  von  den 
bisherigen  ist,  wie  der  bulgarische  Finanzminister  mit  Recht 
hervorhob^,  in  den  Errungenschaften  politischen  Charakters, 
die  sie  enthalten,  zu  erblicken.  Wie  bisher  bei  jedem  ge- 
eigneten Anlasse,  so  war  es  auch  jetzt  die  Hauptbestrebung 
der  Regierung,  die  mit  der  staatspolitischen  Emanzipation  des 
Fürstentums  auch  nur  in  leichtester  Berührung  stehenden 
Fragen  in  den  Vordergrund  der  Vertragsverhandlungen  zu 
rücken.  Die  Kardinalfrage  aller  staatlichen  Politik  eines  im 
Vasallenverhältnis  sich  befindenden  Volkes  ist  und  bleibt  eben 
die  völlige  politische  Unabhängigkeit,  ohne  welche  jedes 
wirtschaftliche  und  kulturelle  Leben  hinkt.  Und  so  ist  es 
vor  allem  die  Form  der  neuen  Handelsverträge,  die  zunächst 
im  Gegensatz  zu  den  älteren  in  die  Augen  fällt.  Bulgarien 
wird  nunmehr  als  eine  gleichwertige  und  gleichberechtigte 
Vertragspartei  angesehen,  und  dementsprechend  sind  fast  alle 
einschränkenden  Anhängsel  der  alten  Verträge  —  dieses  mit 
Österreich-Ungarn  voran  —  beseitigt.  Begnügte  sich  Bulgarien 
bisher  den  Vertragsstaaten  gegenüber  mit  der  bloßen  Meist- 
begünstigungsklausel, so  sind  nunmehr  auch  für  die  bulgarischen 
Ausfuhrartikel  zolltarifarische  Vereinbarungen  getroffen,  so 
daß  die  neuen  .  Verträge  mit  Deutschland ,  Frankreich  und 
Italien  als  zweiseitige  Traktate  erscheinen.  Nur  der  Vertrag 
mit  England  enthält  aus  technischen  Gründen  keine  zoll- 
tarifarischen Bestimmungen  für  die  bulgarische  Ausfuhr  dort- 
hin, während  der  mit  Rußland  den  Meistbegünstigungscharakter 
beibehalten  hat,  weil  zu  der  Zeit,  als  er  abgeschlossen  wurde, 
dieses  für  den  bulgarischen  Export  kaum  in  Betracht 
kommende   Land  die    Handelsvertrags  Verhandlungen    mit  den 


1  Österr.  Wirtschaftspolit.  Archiv,  Wien  1905,  S.  382. 

2  Stenographische    Protokolle     der    Sobranje    vom    16.    Dezember 
1905,  S.  1565—1580. 
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Staaten,  deren  Handel  für  seine  handelspolitischen  Interessen 
ausschlaggebend  ist,  noch  nicht  beendet  hatte. 

Insbesondere  tritt  eine  Stärkung  der  internationalen  Stellung 
des  Fürstentums  insofern  ein,  als  durch  Beseitigung  der  alten 
verhaßten  türkischen  Kapitulationen  die  ausländische  Konsular- 
gerichtsbarkeit, die  noch  den  Signatarmächten  zustand,  end- 
gültig aufgehoben  wurde.  Nachdem  Osterreich- Ungarn  laut 
einer  Konsular-  und  Auslieferungskonvention  von  1903  von 
den  Kapitulationen  Abstand  genommen  hatte,  haben  sich  nun- 
mehr auch  England,  Deutschland,  Rußland,  Frankreich  und 
Italien,  also  alle  Signatarmächte  des  Berliner  Vertrages  bereit 
erklärt,  die  Kompetenz  der  bulgarischen  Gerichte  bei  Handels- 
konkursen ihrer  Staatsangehörigen  in  Bulgarien  anzuerkennen 
und  überdies  zugestanden,  daß  die  Zustellung  von  sämtlichen 
Ladungen  und  überhaupt  von  gerichtlichen  Urkunden  in  zivil- 
und  handelsgerichtlichen  Prozessen  zwischen  ihren  und  den 
bulgarischen  Untertanen  nach  den  bulgarischen  Gesetzen  und 
nicht,  wie  bisher,  mit  Intervention  der  betreffenden  Konsular- 
behörden  zu  erfolgen  hat.  Ferner  haben  die  Untertanen  der 
erwähnten  Staaten  gegenseitig  freien  und  ungehinderten  Ge- 
richtszutritt zur  Verfolgung  ihrer  Rechte  und  genießen  in  dieser 
Hinsicht  alle  Befugnisse  und  Freiheiten  der  eignen  Staats- 
angehörigen. Die  hierin  enthaltene  Gleichberechtigung  der 
europäischen  und  bulgarischen  Nationalen  ist  um  so  höher  an- 
zuschlagen, als  noch  keine  Aussichten  vorhanden  sind,  daß 
der  Suzeränstaat  diese  Vergünstigungen  durchsetzt. 

Von  den  textlichen  Vereinbarungen  der  neuen  Handels- 
verträge, die  im  allgemeinen  die  übliche  Fassung  der  zur  Zeit 
geltenden  europäischen  Verträge  aufweisen,  seien  ferner  nur 
die  durch  besondere  Verhältnisse  bedingten  Abweichungen 
und  die  in  den  alten  bulgarischen  Verträgen  nicht  enthaltenen 
Neuerungen,  resp.  Modifikationen  hervorgehoben. 

Da  Bulgarien  durch  ein  Gesetz  über  die  Handlungs- 
reisenden vom  26.  März/8.  April  1905  das  Recht,  sich  als 
Handlungsagenten  zu  betätigen,  von  der  Entrichtung  bestimmter 
Gebühren  und  Erfüllung  gewisser,  den  Verkehr  in  hohem 
Maße  hindernder  Formalitäten  abhängig  machte,  haben  sich 
die  Vertragsstaaten  veranlaßt  gesehen^  diese  Gebühren  für  die 
Vertragsdauer  zu  binden  und  die  Beseitigung  mancher  lästiger 
Bestimmungen  zu  verlangen.  So  ist  beispielsweise  Art.  13 
dieses  Gesetzes,  nach  dem  die  Handlungsreisenden  verpflichtet 
waren,  ihre  Korrespondenzen  und  mitgeführten  von  den  zu- 
ständigen Gerichtsbehörden  zu  beglaubigenden  Bücher  den 
Handelskammern  zur  Kontrolle  vorzulegen,  durch  die  Handels- 
verträge außer  Kraft  gesetzt.  Im  übrigen  werden  die  aus- 
ländischen Handeisagenten,  wie  vertragsmäßig  vereinbart,  auf 
der  gleichen  Basis  behandelt  wie  die  inländischen. 

Eine  neue  Errungenschaft  der  Handelsverträge,  mehr  von 
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politischer  Bedeutung,  besteht  darin,  daß  sie  im  Gegensatze 
zu  den  früheren  des  Fürstentums,  die  Autonomie  der  inneren 
Gesetzgebung  mehr  respektieren  und  demgemäß  die  früheren 
Bindungen  und  Einschränkungen  bezüglich  der  Zulässigkeit 
der  Belastung  von  ausländischen  Waren  durch  innere  Abgaben 
nicht  mehr  enthalten.  In  dieser  Frage  haben  sich  die  Ver- 
tragsstaaten gegenseitig  lediglich  das  Meistbegünstigungsrecht 
und  die  Gleichbehandlung  mit  den  heimischen  Erzeugnissen 
zugesichert.  Eine  übliche  Einschränkung  in  dieser  Hinsicht, 
die  aber  dem  Wesen  der  inneren  Abgaben  völlig  entspricht, 
ist  insofern  vereinbart,  als  die  in  dem  betreffenden  Gesetze 
vom  20.  Januar  1900,  abgeändert  durch  Gesetz  vom  30.  De- 
zember 1903  und  vom  28.  März  1905  a.  St.,  vorgesehenen 
Oktrois  ^  und  die  im  Akzisengesetze  vom  31.  Januar  1905 
a.  St.  ^  normierten  Abgaben  nur  für  den  Fall  abgeändert  oder 
erhöht  werden  können,  daß  die  von  ihnen  getroffenen  Artikel 
im  Inlande  selbst  erzeugt  werden  und  der  gleichen  Besteuerung 
unterliegen. 

Als  eine  Eigentümlichkeit  der  bulgarischen  Handelsverträge, 
die  an  das  leicht  begreifliche  Bestreben  der  europäischen 
Staaten  erinnert,  ihre  Provenienzen  etwaiger  differentieller 
Behandlung  auf  administrativem  Wege  zu  entziehen,  mögen 
die  Bestimmungen  hervorgehoben  werden ,  durch  die  die  Zu- 
schlags- und  Nebengebühren  in  ihrer  Höhe  gebunden  werden. 
Daß  diese  Maßregel  auf  ein  gewisses  Mißtrauen  europäischer- 
seits  der  inneren  Verwaltungspolitik  Bulgariens  gegenüber 
hindeutet,  und  es  wohl  wünschenswert  wäre,  dasselbe  durch 
Schaffung  ausreichender  Garantien  zu  beseitigen,  ist  naheliegend. 
Es  ist  diesbezüglich  ausdrücklich  bestimmt,  daß  außer  den  be- 
reits bestehenden  und  besonders  angeführten  Zuschlags-  und 
Nebengebühren  Bulgarien  lediglich  zu  dem  Zwecke  neue  Ab- 
gaben einführen  darf,  um  die  Hafenbauten  zu  vervollkommnen 
und  die  Ausführung  der  Ein-  und  Ausladearbeiten  durch  ent- 
sprechende Verkehrseinrichtungen  zu  erleichtern. 

Eine  Neuerung  bilden  die  Vereinbarungen  hinsichtlich 
der  Regelung  der  Schiffahrt.  Die  Vertragsstaaten  haben  sich 
verpflichtet,  ihre  Schiffe  und  deren  Ladungen  völlig  auf  dem 
Fuße  der  heimischen  Schiffe  und  Ladungen  zu  behandeln  und 
sich  gegenseitig  jedes  Vorrecht  und  jede  Befreiung,  welche  in 

^  Die  den  Gemeinden  zufließenden  Oktrois  wurden,  um  die  zer- 
rütteten Finanzen  der  meisten  bulgarischen  Städte  zu  heben,  für  den 
Gros  der  Einfuhrwaren  von  2  auf  3  *^/o  ad  valorem  erhöht,  eine  Maß- 
regel, die  im  Jahre  1904  die  Zustimmung  der  Signatarmächte  erlangte. 
Vgl.  für  die  einzelnen  Posten:  österr.  Wirtschaftspol.  Archiv,  1907, 
S.  504. 

'-'  Auf  Grund  dieses  Gesetzes  sind  die  Einfuhr,  Herstellung  und 
der  Großverkauf  von  Salz  aller  Art,  Zündhölzern,  Zigarettenpapier  und 
-hülsen  vom  Staate  monopolisiert.  Vgl.  Österr.  Wirtschaftspolit.  Archiv, 
Wien  1907,  S.  503. 
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dieser  Beziehung  einem  dritten  Staate  eingeräumt  sind  oder 
werden,  bedingungslos  zu  gewähren.  Es  sind  von  diesen  Be- 
stimmungen die  üblichen  Ausnahmen  gemacht  worden  hin- 
sichtlich des  inländischen  Fischfanges  und  der  Begünstigungen, 
die  der  nationalen  Kauffahrteiflotte  gewährt  werden.  Außer- 
dem ist  Bulgarien  in  den  neuen  Handels-  und  Schiffahrts- 
verträgen seine  Oberhoheit  in  den  territorialen  Gewässern 
seitens  der  Vertragsstaaten  anerkannt  worden,  die  ihm  bisher 
streitig  gemacht  wurde.  Hält  man  sich  vor  Augen,  von  welcher 
eminenten  Bedeutung  die  Schiffahrt  heutzutage  für  die  politische 
und  wirtschaftliche  Entwicklung  eines  jeden  Kulturstaates  ist, 
so  erscheint  es  sehr  begreiflich,  weshalb  auch  Bulgarien  im 
Einklang  mit  seiner  bisherigen  Staats-  und  Wirtschaftspolitik 
bestrebt  ist,  eine  nationale  Küstenschiffahrt  zu  schaffen.  So 
entsprach  es  den  nationalen  Wünschen  vollkommen,  wenn  die 
bulgarische  Regierung  durch  ein  Gesetz  vom  G.  Februar  1906 
a.  St.  die  Beförderung  von  Waren  und  Reisenden  von  einem 
bulgarischen  Hafen  nach  einem  anderen  den  Schiffen  unter 
fremder  Flagge  untersagte.  Es  bleibt  nur  noch  übrig,  die 
Leuchtturmverwaltung  und  die  sanitäre  Küstenpolizei,  deren 
Ausübung,  wie  erwähnt,  nach  der  Befreiung  in  europäischen 
Händen  verblieb,  in  die  Machtsphäre  des  Staates  überzuleiten, 
um  die  völlige  Oberhoheit  Bulgariens  auf  den  nationalen  Ge- 
wässern zu  erlangen. 

Wie  meist  in  den  neuesten  Handelsverträgen  zwischen 
den  europäischen  Staaten,  ist  auch  in  den  bulgarischen  die 
Einsetzung  von  Schiedsgerichten  zur  Entscheidung  von  Meinungs- 
verschiedenheiten über  die  Auslegung  oder  Anwendung  der 
Vertragstarife,  und  zwar  nicht  nur  der  von  den  Kontrahenten 
untereinander,  sondern  auch  der  von  ihnen  mit  dritten  Staaten 
vereinbarten  Zollsätze,  vorgesehen.  In  Streitfällen  tritt  das 
Schiedsgericht  in  Wirksamkeit  auf  Verlangen  auch  nur  einer 
Vertragspartei  und  wird  derart  gebildet,  daß  jeder  Teil  einen 
Schiedsrichter  ernennt,  und  daß  die  beiden  Teile  einen  Staats- 
angehörigen eines  befreundeten  dritten  Staates  zum  Obmann 
wählen.  Diese  neue  Institution  ist  besonders  für  Bulgarien, 
welches  in  jedem  Augenblicke  auswärtigem  diplomatischen 
Drucke  ausgesetzt  ist,  und  wo  bis  ,j»etzt  oft  Zollstreitigkeiten 
mit  parteiischer  Intervention  der  betreffenden  Konsuln  ent- 
schieden werden  mußten,  von  großer  praktischer  und  politischer 
Bedeutung. 

Endlich  ist  hervorzuheben,  daß  die  Handelsverträge  Bul- 
gariens für  einen  Zeitraum  von  5  Jahren  abgeschlossen  sind, 
und  nicht  wie  gewöhnlich  von  10  Jahren.  Eine  längere  Ver- 
tragsdauer wurde  bulgarischerseits  abgelehnt,  da  man  auf  eine 
rapide  Entwicklung  der  heimischen  Produktion  rechnet  und 
daher  zunächst  die  Wirkungen  des  neuen  Zolltarifes  abwarten 
will.     Anderseits   würde   es   eine  Vermehrung   der  Wirtschaft- 


72  143. 

liehen  Opfer  bedeuten,  durch  welche  vielfach  die  oben  zur 
Spraehe  gekommenen,  politischen  Errungenschaften  der  neuen 
Verträge  abgekauft  werden  mußten,  wenn  die  handelspolitischen 
Beziehungen  zum  Auslande  in  ihrer  neu  geschaffenen  Form 
für  längere  Zeit  fixiert  wären.  Was  die  Geltungsdauer  der 
Verträge  anlangt,  so  ist  noch  auf  eine  besondere  Bestimmung 
dieses  mit  Frankreich  (Art.  26,  II)  hinzuweisen,  wonach  dieser 
Vertragsstaat  sich  das  Recht  vorbehält,  zu  jeder  Zeit  die 
Klausel,  kraft  derer  die  bulgarischen  Boden-  und  Industrie- 
erzeugnisse den  jeweilig  niedrigsten  französischen  Tarifen  und 
Taxen  unterworfen  sind,  kündigen  zu  können,  in  welchem 
Falle  diese  Klausel  sowie  die  Vertragszölle  12  Monate  nach 
erfolgter  Kündigung  außer  Wirksamkeit  treten. 

Mehr  von  prinzipieller  als  von  praktischer  Bedeutung  ist 
sodann  die  im  Schlußprotokoll  zu  Art.  VI  des  deutsch-bulgarischen 
Handelsvertrages  enthaltene  Bestimmung,  wonach  die  Durch- 
fuhr von  frischem  und  zubereitetem  Fleisch  bulgarischen  Ur- 
sprungs durch  Deutschland  sowie  die  Einfuhr  von  zubereitetem 
Fleisch  dorthin  unter  Beobachtung  der  bestehenden  veterinär- 
polizeilichen Gesetzesvorschriften  ungehindert  zugelassen  ist. 
Noch  mehr  entgegenkommend  in  dieser  Beziehung  hat  sich 
Italien  gezeigt,  indem  es  sich  bereit  erklärt  hat,  den  Handel 
mit  Tieren,  Häuten  und  anderen  tierischen  Rohprodukten  durch 
eine  spezielle  veterinärpolizeiliche  Konvention  mit  Bulgarien 
zu  regeln.  Zudem  ist  es  mit  diesem  Lande  noch  vereinbart, 
daß  die  zum  Schutze  der  Tiere  ergriffenen  Vorsichtsmaßregeln 
die  in-  und  ausländischen  Provenienzen  gleichmäßig  treffen, 
und  daß  die  Untertanen  beider  Vertragsteile  hinsichtlich  des 
Handels  mit  Tieren ,  Häuten  und  anderen  tierischen  Roh- 
produkten mit  den  Einheimischen  und  den  Angehörigen  der 
meistbegünstigten  Nationen  auf  gleichem  Fuße  behandelt  werden 
sollen.  Aus  naheliegenden  Gründen  bleibt  jedoch  zweifellos 
von  viel  größerer  praktischer  Bedeutung  nur  eine  Viehkonvention 
mit  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie,  zu  deren  Ab- 
schlüsse bulgarischerseits  oftmals  Verhandlungen  angebahnt 
worden  sind,  die  aber  bisher  immer  erfolglos  verliefen. 

Zur  Erleichterung  des  Handelsverkehrs  hat  sich  Bulgarien 
verpflichtet,  amtliche  Zollauskunftsstellen  einzurichten,  wie  sie 
schon  in  den  meisten  Kulturstaaten  bestehen ,  und  spezielle 
Übereinkommen  zum  Schutze  der  Handels-  und  Industriemarken 
und  -muster  (Art.  XVII  des  französischen  Vertrages)  sowie 
der  Kunstgegen stände  (Art.  XVIII  des  französischen  und 
Art.  XVII  des  italienischen  Vertrages)  und  Erfindungspatente 
zu  schließen. 

Ähnlich  wie  Österreich-Ungarn  im  Jahre  1903,  hat  sich 
auch  Frankreich  (Art.  XIX)  zum  Abschlüsse  einer  Konsular- 
und  Auslieferungskonvention  mit  Bulgarien  innerhalb  der  ersten 
drei  Jahre   nach  der  Ratifikation    des  französisch- bulgarischen 
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Handelsvertrages  herbeigelassen,  ohne  es  jedoch  bis  zur  Zeit 
ausgeführt  zu  haben. 

Erwähnt  sei  noch,  daß  die  Verträge  mit  Italien  und 
Frankreich  sich  insofern  von  den  übrigen  unterscheiden,  als 
sie  im  Texte  teils  erläuternde,  teils  ergänzende  Bestimmungen 
zur  bulgarischen  Zollgesetzgebung  und  -Verwaltung  enthalten. 
Diese  Vereinbarungen,  die  nicht  gerade  geeignet  sind,  ein 
günstiges  Licht  auf  die  einschlägigen  Gesetze  und  Verordnungen 
zu  werfen,  beziehen  sich  hinsichtlich  Frankreichs  auf  die  Er- 
hebungsmodalitäten der  Einfuhrzölle  in  Bulgarien,  das  Zoll- 
abfertigungsverfahren in  den  amtlichen  Niederlagen,  die  Zoll- 
behandlung der  Handelsmuster  und  die  Bedingungen,  unter 
welchen  die  Apothekerwaren,  der  Wein,  die  Spirituosen,  Eß- 
produkte  und  Seidenraupensamen  nach  Bulgarien  eingeführt 
werden  können.  Bezüglich  Italiens  erstrecken  sie  sich  nur 
auf  die  Verzollungsweise ,  die  Zollbehandlung  der  Handels- 
muster und  die  Anwendung  des  Gesetzes  über  Handels-  und 
Fabrikmarken  auf  die  in  Bulgarien  eingeführten  Baumwollen- 
garne. Die  aus  diesen  Stipulationen  entspringenden  Er- 
leichterungen kommen  selbstverständlich  kraft  des  Meist- 
begünstigungsrechts auch  den  übrigen  Vertragsstaaten  zugute. 

Die  zolltarifarischen  Bestimmungen  der  neuen  Verträge 
haben  selbstverständlich  die  autonomen  Zollsätze  des  bulgarischen 
Generaltarifes  teils  ermäßigt,  teils  gebunden.  Die  stark  pro- 
tektionistische  Tendenz  dieses  Tarifes ,  die  insbesondere  bei 
solchen  Industriezweigen  hervortritt,  für  die  entweder  bereits 
gewisse  Ansätze  vorliegen  oder  bei  denen  wenigstens  die 
Rohstoffe  und  andere  Vorbedingungen  im  Lande  vorhanden 
sind,  ist  somit  wesentlich  abgeschwächt  worden.  Immerhin 
bleibt  das  allgemeine  Niveau  der  neuen  Vertragszölle  Bulgariens 
ein  wesentlich  höheres  als  das  der  früheren. 

Die  nachfolgende  Zusammenstellung  legt  an  einigen  Stich- 
proben, die  sich  zumeist  auf  Artikel  beziehen,  die  auch  in 
Bulgarien  hergestellt  werden,  die  Veränderung  der  Einfuhr- 
bedingungen dar.  Diese  Angaben  geben  einen  allgemeinen 
Anhalt  dafür,  um  wieviel  die  autonomen  Zollsätze  durch  die 
Handelsverträge  ermäßigt  worden  sind;  sie  geben  aber  nur 
einen  unvollkommenen  Aufschluß  darüber,  wie  sich  die  neue 
vertragsmäßige  Belastung  zu  der  bisherigen  tatsächlich  ver- 
hält, weil  die  Umwandlung  der  früher  bestehenden  Wertzölle 
in  spezifische  auf  Einheitswerten  beruht,  die  sich  aus  den  sta- 
tistischen Daten  über  die  Gesamteinfuhrmengen  und 
-werte  nicht  nur  der  einzelnen  Artikel,  sondern  oft  ganzer 
Warenklassen  ergeben  ^. 


1  Vgl.  die  „Erste  Beilage  zu  dem  Projekt  des  allgemeinen  Zoll- 
tarifs" und  die  kritischen  Ausführungen  hierüber  in  der  Zeitschrift  der 
bulg.  ökon.  Gesellschaft,  8.  Jahrg.,  Heft  10,  S.  760  ff. 
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Vergleichende  Übersicht  der  Zollsätze  für  einige  wichtige 
Artikel  der  bulgarischen  Einfuhr. 


'^ 


Bezeichnung  der  Waren 


14 

o  g 


-So 

<1 


in  Fr.  f.  100  kg 


Alter  Zollsatz 


Prozent 
vom 
Werte 


oder 

durch- 

schnittl. 

in  Fr. 

für 
100  kg 


40 

48 
54 
85 
95 

97 

98 
103 
109 


110 

133 

134 
264 
266 

277 


282 
294 


297 


Reis,  geschält 

Mehl  aus  Getreide  aller  Art    . 

Teigwaren 

Tahin 

Wein  aller  Art  in  Flaschen  und 
Krügen 

Bier:  a)  in  Fässern 

b)  in  Flaschen  u.  Krügen 

Weingeist 

Raffinierter  Zucker  aller  Art    . 

Obstgelee,  Kompotts,  Marmelade 
mit  Zucker  oder  Honig,  Frucht- 
teig, sog.  Majune 

Zuckerwaren  aller  Art  und  ein- 
gemachte Früchte 

Stearin-,  Walrat-  und  Parafin- 
kerzen  . 

Wasch-  und  Spülseife 

Fensterglas  aller  Art 

Waren  aus  gewöhnlichem  Glas 
oder  Kristallglas 

Papier,  anderes  als  Luxuspapier: 

a)  Schreib-   und   Druckpapier 

b)  Packpapier 

Pappe    

Zubereitete  Felle: 

a)  Sohlenleder  aller  Art.    .    .{ 

d)  Sog.  russ.  Leder  (Juchten- 
leder) aller  Art,  Videls, 
Maroquin ,  das  Stück  im 
Gewicht  von  1 — 3  kg.    .    . 

f)  Gespaltenes  Leder  aller  Art| 

Schuhmacherwaren : 

d)  Gemeine  Schuhwaren  aus 
grobem  Leder,  gespaltenem 
V  achetteleder ,  Juchten- 
leder, Schaf-  und  Ziegen- 
leder und  fertige  Sandalen 

f)  Schuhwaren  aus  Chevreau, 
Seidenstoff  und  anderen 
Materialien 


75 


40 

60 

20 
12 


10 


75 

80 


200 
150 
250 


500 


10 

5 

25 

15 

75 
10 
15 
30 
27,50 


50 

75 

30 
15 
10 

15 

12 

10 
10 
15 
25 

100 


250 
250 


250 


900 


14 
10  u.  14 
IOV2 
14 

12  u.  14 
14 
14 

18 
20 


20 

20 

18 
18 
20 

12 

14 
14 

14 


16 


16 
16 


3,37 
2,56 

5,38 
10,01 

57,51 

5,85 

5,85 

12,60 

6,33 


41,71 

23,96 

18,44 
8,33 
5,51 

5,80 

7,05 
4,24 
4,24 
2,37 
13,51 

39,50 


175,90 
175,90 


280 


280 
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75 


«s 

nach 
rags- 
3n 

1^ 

Alter  Zollsatz 

OD     ^ 

oder 

-§ä 

Ö-2 

Prozent 

durch- 

d 

o 

Bezeichnung  der  Waren 

vom 
Werte 

schnittl. 

in  Fr. 

für 

o 

in  Fr.  f. 

100  kg 

100  kg 

305 

Pelzwerke,  einfach  durch  Nähen 
zugerichtet,    oder   nicht  kon- 
fektioniert 

a)  aus  gewöhnlichen  Fellen 

b)  aus  feinen  Fellen    .    .    . 

100 

100 

12 

110,60 

400 

400 

12 

264,78 

322 

Weißwaren  aus  reiner  oder  ge- 

mischter Seide,  nicht  genäht 

— 

1200 

14 

785 

838 

Gewebe-    und    Wirkstoffe    aus 
Wolle     und      anderen    Tier- 
haaren,    auch    gemischt    mit 
Baumwolle       und       anderen 
Spinnstoffen : 
1.  im  Gewicht  von  mehr  als 
500  g  auf  1  qm: 
a)  Nachahmungen  der  bul- 
gar. Wollstoffe  „Schajak" 

und  „Aba"   

150 

450 

18 

159 

b)  andere l 

2.  im  Gewichte   von  250  bis 

200 
450 

450 

14 

159 

500  g  auf  1  qm 

3.  im    Gewichte    von    250  g 

275 

450 

18U.14 

127,36 

und  weniger  auf  1  qm     . 
Tücher  und  Schale  aus  reiner 

250 

300 

12  u.  14 

117,90 

342 

oder    gemischter   Wolle,    ge- 
webt, bestrickt  und  gemustert 

220 

250 

14 

122,52 

358 

Baumwollengarne ,      eindrähtig 
(Soulan),  roh   und  ungefärbt, 
von  Nr.  15 — 24  einschl.  .    .    . 

25 

30 

14 

24,02 

359 

Baumwollengarne ,        gezwirnt, 
nicht  gebleicht,  nicht  gefärbt 

bis  Nr!  14  einschl 

28 

30 

14 

27,16 

365 

Baumwollengewebe,     roh     oder 

gefärbt 

90 

100 

14 

96,01 

366 

Baumwollengewebe ,    gebleicht, 

einfarbig  gefärbt,   glatt   oderf 

geköpert \ 

AVirkwaren  aus  Baumwolle,  ein- 

55 

80 

90 

14 

41,71 

374 

fach  verbunden,  jedoch  nicht/ 
genäht \ 

225 

300 
1200 

14 

106,86 

385 

Bindfaden     und     Schnüre     aus 
Flachs,     Jute     und     anderen 

Spinnstoffen 

65 

75 

14 

19,88 

386 

Seile     aus    Flachs,     Jute     und 
anderen      nicht       gekannten 

Spinnstoffen 

40 

50 

25 

24,50 

399 

Jutegewebe      zur      Warenver- 

packung, zu  Strohsäcken  usw. 

12 

15 

12 

6,43 

405 

Kleider  aus  Wollstoffen.    •    •    -j 

dopp. 
Gewebe- 
zoll 

900 
600 

300 

76 


143. 


'i^ 

Bezeichnung  der  Waren 

Zollsatz  nach 
den  Vertrags- 
tarifen 

S   -M 

O   03 

Alter  Zollsatz 

4 

Prozent 

vom 
Werte 

oder 

durch- 

scbnittl. 

in  Fr. 

für 

^ 

in  Fr.  f.  100  kg 

100  kg 

406 

407 

460 
490 

492 

Kleider  aus  Baumwollenstoffen  J 

Kleider  aus  Flachs-  und  Hanf- 
stoffen    

Drahtstifte  in  jeder  Größe.   .    . 

Landwirtschaftl.  Maschinen  (Sä-, 
Mäh-  und  Erntemaschinen)    . 

Maschinen,  Apparate,  Stücke  u. 
Bestandteile  von  Maschinen 
aus  Gußeisen,  Eisen  oder 
Stahl,  nicht  besonders  genannt 

4facher 
Zoll  des 

verw. 
Gewebes 

desgl. 
6 

frei 
frei 

360 
400 
440 
600 

6 
5 

frei 

14 

14 

8 

8 

191,66 
91,84 

3,69 

Was  die  von  anderen  Staaten  Bulgarien  gewährten  zoll- 
tarifarischen Begünstigungen  anlangt,  so  ist  nur  so  viel  zu 
sagen,  daß  es  sich  hierbei  im  großen  und  ganzen  um  die  Er- 
langung der  von  den  Kontrahenten  dritten  Staaten  schon  ge- 
machten Zugeständnisse  handelt,  und  nur  einige  spezielle  Herab- 
setzungen, resp.  Bindungen  vereinbart  sind.  Dies  ist  auch 
ganz  erklärlich,  wenn  man  die  Größe  des  bulgarischen  Zoll- 
gebietes sowie  die  quantitative  Bedeutung  des  bulgarischen 
Ausfuhrhandels  für  die  hier  in  Betracht  kommenden  Vertrags- 
staaten berücksichtigt. 

Nur  in  dem  am  1./14.  Januar  1907  provisorisch  in  Kraft 
getretenen  Handels-  und  Zollübereinkommen  mit  der  Türkei 
sind  zolltarifarische  Bestimmungen  vereinbart  worden,  die  sich 
von  denen  der  übrigen  Verträge  wesentlich  unterscheiden  und 
kraft  des  staatsrechtlichen  Zusammenhanges  beider  Länder 
dritten  meistbegünstigten  Staaten  nicht  zugute  kommen  ^  Aus 
den  gleichen  Gründen  wie  in  der  Konvention  von  1900  sind 
auch  in  dem  neuen  Übereinkommen  die  weitestgehenden  Zoll- 
und  Abgabenbefreiungen,  resp.  -herabsetzungen  für  die  den 
Vertragsländern  eigenartigen  Boden-  und  Gewerbeerzeugnisse 
getroffen  worden.  So  werden  fast  alle  Produkte  der  bulgarischen 
Landwirtschaft,  Viehzucht  und  Industrie  bei  ihrem  Eingange 
in  die  Türkei  vom  Einfuhrzoll  befreit,  und  nur  Getreide,  Mehl, 
Schaf-  und  Ziegenfelle,  Sattlerwaren  und  Schuhwerk  unterliegen 
einem  ermäßigten  Zolle  von  8^/o  ad  valorem.  Gleichfalls  ge- 
nießen   auch   die  meisten  spezifisch  türkischen  W^aren  in  Bul- 


^  Dieser  Zustand  ist  auch  nach  der  Unabhängi^keitserklärung 
Bulgariens  vom  22.  September  a.  St.  1908  bis  auf  weiteres  bestehen 
geblieben. 
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garien  volle  Zollfreiheit.  Für  einen  anderen  Teil  dieser  Waren 
sind  bedeutende  Herabsetzungen  des  bulgarischen  Generaltarifes 
vorgesehen,  so  beispielsweise  für  Waschseife,  Häute,  Schaf- 
und  Ziegenleder,  Sattler-  und  Geschirrmacherwaren,  Schuhzeug, 
gezwirnte  und  ungezwirnte  Baumwollengarne,  ungebleicht 
Nr.  14  englisch,  reine  und  bedruckte  Baumwollengewebe,  Kopf- 
tücher, Badewäsche,  Tisch-  und  Bettdecken,  Posamentierwaren, 
Konfektionswaren  aus  Plüsch  und  Atlas  u.  a.  m.  Des  Weiteren 
bleiben  die  in  der  Konvention  von  1900  genannten  Waren 
auch  fernerhin  akzisenfrei,  wogegen  Konfitüren,  Bonbons,  Lokum, 
Halva,  Speisenöle,  Rosinen  einen  festen  einheitlichen  Satz  an 
Zoll-,  Verzehrungs-  und  Gemeindeabgaben  zu  entrichten  haben. 
Salz,  Tabak,  Alkohol  und  Spirituosen  unterliegen  nach  wie 
vor  der  autonomen  Gesetzgebung  jeder  Vertragspartei. 

Wenn  auch  ein  abschließendes  Urteil  über  die  zollpolitischen 
Erfolge  der  letzten  Periode  der  bulgarischen  Handelspolitik 
gefällt  werden  kann ,  erst  nachdem  eine  endgültige  Regelung 
der  Handelsbeziehungen  auch  zu  Österreich  -  Ungarn ,  dem 
wichtigsten  Lande  für  den  bulgarischen  Einfuhrhandel,  erfolgt 
sein  wird,  so  kann  doch  schon  jetzt  behauptet  werden,  daß 
diese  Regelung  die  geschilderten  Grundtendenzen  der  neusten 
Handelsvertragsperiode  Bulgariens  nicht  wird  ändern  können. 
Osterreich -Ungarn  riskiert  vielmehr,  dieser  dominierenden 
Stellung  dauernd  verlustig  zu  gehen,  wenn  es  sich  dem  Wunsche 
Bulgariens  nach  veterinärpolizeilichen  Zugeständnissen  gegen- 
über auch  fernerhin  schroif  ablehnend  verhält,  und  demzufolge 
der  vertragslose  Zustand  weiter  verbleibt. 

In  diesem  Zusammenhange  bleibt  es  noch  übrig,  auf  den 
bulgarisch-serbischen  Zollunionsvertrag  kurz  einzugehen. 

Ihren  Ursprung  hatte  die  Zollunion  zwischen  Serbien 
und  Bulgarien  hauptsächlich  politischen  Rücksichten  zu  ver- 
danken, die  sich  in  erster  Linie  auf  die  österreichisch- 
ungarische Politik  auf  der  Balkanhalbinsel  bezogen.  Um  den 
politischen  Bestrebungen  der  Monarchie  kraftvoller  entgegen- 
treten zu  können,  hatten  sich  die  genannten  Balkanstaaten 
veranlaßt  gesehen,  sich  zunächst  zu  einem  Wirtschaftsganzen 
zusammenzuschließen.  So  sehr  aber  die  politische  Seite  dieser 
Frage  in  die  Wagschale  fällt  und  diew  Existenz  einer  Zollunion 
rechtfertigt,  gehört  sie  doch  in  den  Rahmen  unserer  Betrachtung 
nicht,  und  es  sollen  daher  hier  nur  die  wirtschaftspolitischen 
Absichten  beider  Unionsstaaten  Berücksichtigung  finden. 

Die  wirtschaftliche  Struktur  Bulgariens  und  Serbiens  ist 
fast  völlig  die  gleiche.  Beide  Staaten  importieren  fast  aus- 
schließlich Industrieartikel,  von  welchen  die  Textil-,  Metall- 
und  Kolonialwaren  mehr  als  die  Hälfte  des  Gesamtimportes 
ausmachen,  und  exportieren  hauptsächlich  Erzeugnisse  der 
Land-  und  Viehwirtschaft.  Für  den  Jahresdurchschnitt  1891/1900 
betrug   beispielsweise    die    Ausfuhr   Serbiens    an   Tieren    und 
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tierischen  Produkten  43,5,  an  landwirtschaftlichen  Erzeugnissen 
41,7,  an  Häuten  und  ähnlichen  Waren  5,0  und  an  Pflaumen- 
mus usw.  4,0,  also  zusammen  94,2  ^/o  des  Gesamtexportwertes, 
während  die  bulgarische  Ausfuhr  an  Bodenerzeugnissen  75,5, 
an  lebenden  Tieren  7,0  und  an  Textilwaren  4,7  ^/o  des  Gesamt- 
ausfuhrwertes repräsentierte  ^.  Serbien  und  Bulgarien  stehen, 
was  die  Beschaffung  der  von  ihnen  konsumierten  Industrie- 
artikel und  den  Absatz  ihrer  Erzeugnisse  anlangt,  mehr  oder 
weniger  in  Abhängigkeit  von  denselben  europäischen  Staaten. 
Die  Einfuhr  aus  Österreich-Ungarn  beispielsweise  betrug  für 
Serbien  in  der  gleichen  Zeitperiode  durchschnittlich  57  ^/o 
seines  Gesamteinfuhrwertes  •  für  Bulgarien  war  dies  Verhältnis 
32,6  %.  Der  Ausfuhrwert  ersteren  Landes  nach  der  Monarchie 
stellte  sich  auf  87,6  ^/o  seines  Exporthandels.  Bulgarien  da- 
gegen steht  in  dieser  Beziehung  günstiger  da,  weil  es  für 
Absatzgebiete  die  Türkei  mit  27,6,  England  mit  19,7,  Frank- 
reich mit  16,3,  Deutschland  mit  13,7  ^/o  seines  Ausfuhrwertes 
hatte  2. 

Wenn  man  nun  diese  Sachlage  im  Auge  behält  und  zudem 
noch  das  handelspolitische  Verhalten  der  europäischen  Staaten, 
auf  das  schon  hingewiesen  wurde,  berücksichtigt,  was  erscheint 
dann  natürlicher,  als  daß  sich  beide  Balkanstaaten  wirtschaft- 
lich zusammenschließen,  um  ihre  gleichartigen  Interessen  ge- 
meinsam wahrzunehmen  ?  Volkswirtschaftlich  getrennt  von- 
einander, stellen  sie  kleine  und  schwache  Wirtschaftsgebiete 
mit  beschränkten  Bedürfnissen  und  Märkten  dar,  die  im  Schlepp- 
tau der  Wirtschaftspolitik  der  Industriestaaten  sich  befinden 
und  immer  den  Ausbruch  von  landwirtschaftlichen  und  damit 
von  finanziellen  Krisen  zu  fürchten  haben.  Vereinigt  re- 
präsentieren sie  nach  außen  hin  eine  viel  größere  Wirtschafts- 
macht und  können  ihre  Wirtschaftsentwicklung,  die  beiderseits 
die  gleichen  Bahnen  zu  durchlaufen  hat,  mit  wirksameren 
und  gemeinsamen  Mitteln  fördern.  Das  durch  eine  Zollunion 
erweiterte  Wirtschaftsgebiet  ermöglicht  erst  jenen  sicheren 
und  ausreichenden  inneren  Absatz,  ohne  den  die  Entwicklung 
einer  modernen  Großindustrie,  wie  sie  von  Bulgarien  und 
Serbien  gleichmäßig  erstrebt  wird,  nicht  recht  gelingen  kann. 
Nur  auf  dem  Wege  einer  solchen  Union  ist  es  auch  diesen 
Staaten  möglich,  sich  von  den  mächtigen  und  einflußreichen 
Industriestaaten  Europas  wirtschaftlich  unabhängiger  zu  machen 
und  selbständig  über  ihr  Schicksal  zu  entscheiden.  Es  würde 
Serbien  in  diesem  Falle  der  große  Vorteil  erwachsen,  hin- 
sichtlich seiner  Ausfuhr  nicht  mehr  fast  ausschließlich  auf 
Österreich-Ungarn  angewiesen  zu  sein,  sondern  durch  bulgarische 


^  Vgl.  K.  Popoff,  Vergleichende  Übersicht  des  Außenhandels 
Rumäniens,  Griechenlands,  Sei-biens  und  Bulgariens.  Zeitschr.  der  bulg. 
ökon.  Gesellsch.,  Jahrg.  V,  Nr.  9  und  10,  S.  596. 

2  Derselbe,  eod.,  S.  588,  589. 
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Vermittlung  das  Schwarze  Meer  erreichen  und  so  seinen  Handel 
auf  die  westeuropäischen  Märkte  hinüberleiten  zu  können. 
Was  dies  für  ein  Wirtschaftsgebiet  bedeutet,  das  auf  allen 
Seiten  vom  Festlande  umgrenzt  ist  und  die  billigen  Wasser- 
straßen für  seine  aus  gewichtsschweren  und  voluminösen 
Artikeln  bestehende  Ausfuhr  vermißt,  ergibt  sich  von  selbst. 
Zwar  käme  hier  für  den  serbischen  Außenhandel  auch  das 
Ägäische  Meer  in  Betracht,  angesichts  der  noch  ungeordneten 
Eisenbahnverhältnisse  und  der  Verkehrsunsicherheit  in  der 
Türkei  sowie  des  Mangels  an  genügenden  technischen  Ein- 
richtungen zur  Bewerkstelligung  des  Verkehres  im  Hafen  von 
Saloniki  tritt  es  aber  zur  Zeit  an  Bedeutung  hinter  das  Schwarze 
Meer  zurück.  Und  für  Bulgarien  würden  aus  der  Vermittlung 
des  serbischen  Außenhandels  alle  Vorteile  des  Transitverkehres 
erwachsen,  dessen  Bedeutung  für  die  eigne  Volkswirtschaft 
genügend  gekennzeichnet  wird,  wenn  man  in  dieser  Hinsicht 
auf  Belgien  und  Holland  hinweist. 

Geleitet  von  all  diesen  Erwägungen ,  verständigten  sich 
die  Regierungen  beider  Balkanstaaten  am  9.  Juli  1905  a.'  St. 
zu  einem  Zollunionsvertrag,  nach  dem  sie  die  Anfänge  einer 
handelspolitischen  Annäherung,  wie  ausgeführt,  schon  in  dem 
Handelsvertrag  von  1897  gemacht  hatten. 

Beide  Länder  bildeten  im  Sinne  des  Vertrages  (Art.  I) 
eine  Zollunion  für  den  Austausch  der  eignen  Erzeugnisse, 
während  für  fremde  Provenienzen  bis  zum  1.  März  1917  n.  St. 
der  getrennte  Zolltarif  in  Geltung  bleiben  sollte.  Innerhalb 
dieser  Periode  durften  beide  Staaten  selbständig  Handelsverträge 
mit  dritten  Staaten  abschließen. 

Ferner  war  vereinbart  (Art.  II),  daß  der  gegenseitige  Ver- 
kehr hinsichtlich  der  einheimischen  Artikel  vollständig  zollfrei 
sei  und  die  Zollgrenze  zwischen  beiden  Ländern  nur  zu  dem 
Zwecke  der  bestehenden  oder  einzuführenden  Monopole,  der 
inneren  Verbrauchssteuern  und  der  Verzollung  der  fremden 
Provenienzen  bestehen  bleiben  sollte,  oder  wenn  manche  Waren 
übergangsweise  einer  differentiellen  Verzollung  zu  unterwerfen 
seien. 

Hinsichtlich  des  Handels  mit  Tieren  sollte  auch  in  Zukunft 
die  autonome  Gesetzgebung  beider  Unionsstaaten  in  Geltung 
bleiben  (Art.  III). 

Beide  Länder  verpflichteten  sich,  ihre  Zollgesetzgebung 
auszugleichen  und  eine  besondere  Kommission  zu  ernennen, 
deren  Aufgabe  es  sein  sollte,  über  die  bei  der  Anwendung 
des  Zollunionsvertrages  entstandenen  Streitigkeiten  zu  ent- 
scheiden, die  notwendigen  Projekte  zur  Ausgleichung  der 
beiderseitigen,  mit  der  Zollunion  eng  verknüpften  Gesetzgebungen 
vorzubereiten  und  den  gemeinsamen  Generaltarif  auszuarbeiten 
(Art.  IV  und  V). 

Hervorzuheben  ist  noch,  daß  die  zollvereinten  Länder  die 
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Entwicklung  ihrer  Industrien,  ihres  Handels  und  Gewerbes 
mittels  gleicher  Gesetze  unterstützen  und  fördern  wollten 
(Art.  VIII),  daß  sie  den  Abschluß  einer  Währungskommission 
und  eines  Eisenbahnbündnisses  vorgesehen  hatten,  desgleichen 
eines  Auslieferungsvertrages,  einer  Konsularkonvention  und 
einer  solchen  für  Maße  und  Gewichte. 

Was  die  inneren  Abgaben,  die  Behandlung  der  Kaufleute, 
Gewerbetreibenden,  der  verschiedenen  Gesellschaften,  Schiffe, 
Eisenbahntransporte  usw.  anlangt,  so  wurde  überall  die  Auto- 
nomie der  eignen  Gesetzgebung  und  Verwaltung  gewahrt  und 
in  allen  Fällen  deren  gleichmäßige  Anwendung  auf  die  beider- 
seitigen Untertanen  gesichert. 

Der  Vertrag  sollte  am  1.  März  n.  St.  1906  in  Kraft 
treten  und  bis  zum  1.  März  1917  in  Geltung  bleiben,  an  welchem 
Termine  er  durch  einen  Vertrag  über  eine  Zollunion  mit  einem 
gemeinsamen  Zolltarife  für  fremde  Provenienzen  ersetzt  werden 
sollte,  wobei  die  Vertragsstaaten  sich  das  Recht  vorbehielten, 
etwaige  sich  aus  der  Praxis  ergebende  und  dem  Geiste  des 
Zollunionsvertrages  nicht  widersprechende  Abänderungen  auf 
gegenseitiges  Einvernehmen  vornehmen  zu  können. 

Diese  Klausel  des  Vertrages  sowie  die  Bestimmung,  wonach 
der  Handel  mit  Tieren  nach  der  autonomen  Gesetzgebung 
beider  Vertragsländer  behandelt  werden  sollte,  zeugen  von  der 
Absicht  der  verbündeten  Regierungen,  sich  die  Hände  durch 
den  Vertrag  nicht  ganz  binden  zu  lassen,  sondern  sich  nötigen- 
falls —  selbstverständlich  zunächst  mit  Rücksicht  auf  das 
handelspolitische  Verhalten  der  österreichisch  -  ungarischen 
Monarchie   —   eine   gewisse  Bewegungsfreiheit  vorzubehalten. 

Wie  von  vornherein  vorauszusehen  war,  begegnete  die 
Inkraftsetzung  der  Zollunion  dem  hartnäckigsten  Widerstände 
Österreich-Ungarns.  Als  Ende  Dezember  1905  der  bis  dahin 
geheim  gehaltene  Zollunionsvertrag  zum  ersten  Male  durch 
seine  Einbringung  in  die  Sobranje  bekannt  wurde,  machte  die 
österreichisch -ungarische  Regierung  die  Fortsetzung  der  zu 
derselben  Zeit  gepflogenen  Handelsvertragsverhandlungen  mit 
Serbien  und  Bulgarien  vom  Fallen  desselben  abhängig  ^  Da 
Bulgarien  in  wirtschaftspolitischer  Beziehung  zu  Österreich- 
Ungarn  unabhängiger  dasteht  als  Serbien,  und  die  bulgarische 
Regierung  fest  entschlossen  war,  die  Zollunion  bis  zu  ihren  letzten 
Konsequenzen  durchzuführen,  versuchte  man  österreichisch- 
ungarischerseits  zunächst  die  handelspolitisch  schwächere  Ver- 


^  Vgl.  zum  Folgenden:  Diplomatische  Aktenstücke  über  die 
Handelsvertrags-Verhandlungen  mit  Serbien,  1905—1906,  hrsgeg.  vom 
k.  u.  k.  Ministerium  des  Äußern,  Wien  1906;  K.  D.  Spissarewski, 
Die  serb.-bulg.  Zollunion,  Sofia  1906,  S.  31  ff.;  Conrads  Jahrbücher 
für  Nationalökonomie  und  Statistik  (Volkswirtschaft!.  Chronik),  1906, 
S.  26,  132,  402,  403;  1907,  S.  30,  393  und  1908,  S.  114  und  Friedr. 
Glaser,  Wirtschaftspol.  Annalen,  Stuttgart  und  Berlin  1906,  S.  242 ff., 
405—410,  413;  1907,  S.  247,  253,  422. 
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tragspartei,  also  Serbien,  zum  Nachgeben  zu  zwingen  und  auf 
diese  Weise  die  Zollunion  zu  sprengen.  Auf  das  Verlangen 
Osterreich -Ungarns,  vom  Zollunionsvertrag  zurückzutreten, 
antwortete  die  serbische  Regierung,  daß  sie  auf  denselben  nicht 
ganz  verzichten  wolle,  dagegen  erkläre  sie  sich  bereit,  gewisse 
Abänderungen  an  demselben  vorzunehmen,  die  im  Laufe  der 
Vertragsverhandlungen  mit  der  Monarchie  für  das  Zustande- 
kommen eines  Definitivums  für  notwendig  sich  erweisen  sollten. 
Diese  Antwort  genügte  der  österreichisch-ungarischen  Regierung 
nicht,  und  ohne  den  Ablauf  des  bestehenden  Handelsvertrages 
mit  Serbien  (1.  März  1906)  abzuwarten,  verhängte  sie  angeblich 
unter  Berufung  auf  veterinärpolizeiliche  Bedenken  die  Vieh- 
sperre gegen  Serbien.  Diese  vertragswidrige  Behandlung  der 
serbischen  Viehausfuhr  nach  Österreich  -  Ungarn  wollte  man 
serbischerseits  bis  zum  1.  März  1906,  an  welchem  Tage  der 
allgemeine  Zolltarif  in  Kraft  treten  sollte,  nicht  vergelten. 

Anfang  März  1906  kam  zwischen  Österreich-Ungarn  und 
Serbien  ein  dreimonatiges  Meistbegünstigungsprovisoriuni  zu- 
stande, das  die  handelspolitischen  Feindseligkeiten  beseitigte. 
Während  dieser  Zeitperiode  fand  in  Belgrad  ein  Minister- 
wechsel statt,  und  der  neue  Ministerpräsident  Paschitsch  er- 
suchte um  eine  weitere  Verlängerung  des  Provisoriums.  Die 
österreichisch- ungarische  Regierung  stellte  als  Bedingung  hier- 
für, daß  erstens  69  Tarifsätze  des  serbischen  Generaltarifes 
ermäßigt  würden  und  zweitens  die  serbische  Regierung  sich 
schriftlich  verpflichten  müsse,  während  der  Dauer  des  zweiten 
Provisoriums  (3  Monate)  im  Auslande  keinerlei  Staats bestellungen 
zu  machen,  an  welchen  auch  die  österreichisch -ungarische 
Monarchie  interessiert  sei.  Da  man  in  Belgrad  diese  Be- 
dingungen nicht  ganz  akzeptierte,  so  brach  am  6.  Juli  1906 
der  Zollkrieg  von  neuemaus,  indem  auf  Österreich-ungarischer 
Seite  wiederum  zu  dem  Mittel  der  Grenzsperre  gegen  serbisches 
Vieh  gegriffen  und  die  allgemeinen  Zolltarife  auf  den  gegen- 
seitigen Handelsverkehr  beider  Staaten  angewendet  wurden  ^, 
ein  Zustand,  der  erst  im  Februar  1908  beseitigt  wurde,  indem 
ein  neuer  Handelsvertrag  zustande  kam.  Die  politischen 
Wirren,  die  auf  die  durch  Österreich  Ungarn  proklamierte 
Annexion  Bosniens  und  der  Herzego\yina  folgten ,  machten 
jedoch  auch  diese  Einigung  unmöglich ,  und  so  besteht  auch 
heute  noch  zwischen  den  zwei  Ländern  ein  vertragsloser  Zu- 
stand. 

Was  bestimmte  nun  Österreich-Ungarn,  so  entschieden 
gegen  eine  zollpolitische  Einigung  der  Balkanstaaten  zu  pro- 
testieren und  ihr  Scheitern  anzustreben?  Abgesehen  davon, 
daß  es  kein  politisches  Bündnis  auf  der  Balkanhalbinsel 
—  die  Zollunion  verfolgte  ja  im  letzten  Grunde  ein  solches  — 


^  Deutsches  Handels-Archiv,  1906,  I,  S.  1620. 
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dulden  wollte,  mußte  es  auch  aus  wirtschaftlichen  Gründen 
daraufhin  arbeiten,  das  Inkrafttreten  der  Zollunion  zu  ver- 
hindern. Zunächst  glaubte  die  habsburgische  Monarchie  mit 
Rücksicht  auf  ihre  Viehseuchenkonvention  mit  Deutschland 
diese  Union  vereiteln  zu  müssen,  weil  sie  dem  bulgarischen 
und  türkischen  Vieh  den  Zugang  über  Serbien  nach  ihrem 
Zollgebiete  ermöglichte.  Österreich- Ungarn  befand  sich  nur 
mit  Serbien,  nicht  aber  mit  Bulgarien  und  der  Türkei,  in 
einem  ähnlichen  Vertragsverhältnis,  wie  mit  Deutschland,  und 
wollte  auch  fernerhin  seine  Grenze  gegen  das  bulgarische  und 
türkische  Vieh  absperren,  da  es  sonst  in  Konflikt  mit  Deutsch- 
land zu  geraten  fürchten  mußte.  Außerdem  mußte  der  öster- 
reichisch-ungarische Handel  in  den  zollunierten  Staaten  Ab- 
bruch erleiden,  wenn  diese  sich  in  handelspolitischer  Hinsicht 
von  der  Monarchie  möglichst  unabhängig  zu  machen  trachteten 
und  durch  die  Zollunion  neue  Richtungen  für  ihre  Ausfuhr 
zu  eröffnen  suchten  ^. 

Österreich-Ungarn  hat  sein  Ziel  erreicht.  Die  Erklärung 
Serbiens,  die  Bestimmungen  des  Zollunionsvertrages,  welche 
dem  Abschlüsse  eines  Handelsvertrages  mit  der  habsburgischen 
Monarchie  hinderlich  sein  sollten,  modifizieren  zu  wollen,  be- 
dingte natürlich  das  Scheitern  der  serbisch-bulgarischen  Unions- 
pläne. Beide  Nachbarstaaten  sahen  sich  daher  bemüßigt,  ihren 
gegenseitigen  Handelsverkehr  durch  eine  neue,  auf  der  Meist- 
begünstigung beruhende  Übereinkunft  vom  6.  Dezember  1906 
zu  regeln.  So  endigte  der  erste  Versuch  einer  wirtschaftlichen 
Annäherung  zwischen  den  Balkanstaaten  für  Serbien  mit  einem 
folgenschweren  Zollkriege,  während  Bulgarien  ohne  nennens- 
werten Schaden  davon  kam,  da  es,  wie  erwähnt,  seit  dem 
7.  März  1906  bis  auf  weiteres  das  Meistbegünstigungsrecht  in 
Österreich-Ungarn  genießt. 

Daß  die  zollpolitische  Vereinigung  zwischen  Bulgarien 
und  Serbien  nicht  zustande  gebracht  werden  konnte,  spricht 
natürlich  nicht  gegen  die  Nützlichkeit  oder  gar  Notwendig- 
keit der  Zollunion.  Im  Gegenteil:  gerade  der  hartnäckige 
Widerstand  Österreich-Ungarns  beweist  treffend,  daß  eine  solche 
Union  den  zollvereinten  Ländern  eine  Machtstellung  gewährt, 
die  es  ihnen  ermöglicht,  ihren  Interessen  dem  nächsten  und 
stärksten  Gegner  gegenüber  gebührenden  Nachdruck  zu 
verleihen.  Was  die  Balkanstaaten  aus  dem  Scheitern  ihrer 
ersten  Unionspläne  zu  lernen  haben,  ist  vielmehr  die  Art  und 
Weise,  wie  sie  eine  Zolleinigung  in  Zukunft  am  zweckmäßigsten 
durchzuführen  haben. 

Die  Form  der  serbisch-bulgarischen  Zollunion  war  sehr 
unglücklich    gewählt:    sie    entsprach    den    Hauptbedingungen 


1  Verl.  Zeitschrift  der  bulff.  ökon.  Gesellsch,,  X.  Jahrör.,  Heft  6  u.  7, 
S.  443  ff. 
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einer  Zollunion  im  Sinne  der  heutigen  Handelspolitik  nicht 
ganz.  Denn  unter  einer  Zollunion  im  weiteren  Sinne  des 
Wortes  ist  die  Vereinigung  politisch  selbständiger  Staatsgebiete 
zu  einem  nach  außen  hin  geschlossenen  Zollgebiete  zu  ver- 
stehen ^.  Demnach  bilden  die  zollvereinten  Länder  dritten 
Staaten  gegenüber  eine  Wirtschaftseinheit.  Die  Zollunion  hat 
als  wesentliche  Voraussetzung  einen  einheitlichen,  dem  Aus- 
lande gegenüber  geltenden  Außentarif.  Nach  der  serbisch- 
bulgarischen Zollunion  aber  stellten  die  zollvereinten  Länder 
nur  nach  innen,  nicht  aber  nach  außen  hin  eine  Wirtschafts- 
einheit dar,  denn  jeder  Vertragsteil  behielt,  wie  wir  gesehen 
haben,  dem  Auslande  gegenüber  seinen  eignen  Zolltarif,  seine 
eigne  Gesetzgebung  und  konnte  mit  dritten  Staaten  selbständig 
Handelsverträge  abschließen.  Die  Zwischenzollgrenze  wurde 
nur  für  den  inneren  Verkehr  der  Unionsstaaten,  nicht  aber 
für  die  fremden  Provenienzen,  aufgehoben,  und  so  fand  die 
Zolleinigung  beider  Länder  weder  in  der  Einheit  ihrer  Zoll- 
gebiete dritten  Staaten  gegenüber  Ausdruck,  noch  kam  sie  in 
Her  Verfolgung  einer  gemeinsamen  Zoll-  und  Handelspolitik 
zur  Geltung.  Serbien  und  Bulgarien  bildeten  also  dem  Aus- 
lande gegenüber  kein  neues  Vertragssubjekt,  sie  blieben 
zwei  verschiedene  Zollgebiete,  und  deshalb  behauptete 
A.  V.  Matleko  vi ts  mit  Recht,  daß  die  europäischen  Staaten 
auf  Grund  des  ihnen  zustehenden  Meistbegünstigungsrechtes 
die  aus  der  Zollunion  entspringenden  Vorteile  auch  für  sich 
in  Anspruch  nehmen  könnten^. 

Hieraus  ergibt  sich,  daß  es  Ziel  der  künftigen  Unions- 
bestrebungen sein  soll,  den  bezeichneten  Fehler  nicht  zu  wieder- 
holen, sondern  durch  Ausgleichung  der  Steuer-,  resp.  Zoll- 
gesetzgebung beider  Balkanländer  sowie  durch  die  Ausarbeitung 
eines  gemeinsamen  Zolltarifes  die  Voraussetzungen  für  eine 
Zollunion  erst  zu  schaffen.  Auch  wäre  es  notwendig,  daß 
beide  Nachbarstaaten  sich  schon  im  voraus  über  die  Frage 
der  beiderseits  künftig  zu  schaffenden  und  zu  fördernden  In- 
dustrien im  Detail  verständigten,  wenn  anders  nicht  sie  ihre 
Hoffnung  wieder  täuschen  und  ihnen  die  zollpolitische  Einigung 

zum  Wohlstande  gereichen  sollte. 
• 

1  J.  Grunzel,  a.  a.  0.,  S.  4i50. 

2  A.  V.  Matlekovits,  Die  serb.  bulg.  Zollunion,  Handelsmuseum, 
Wien,  den  18.  Januar  1906. 


Zweiter  Abschnitt. 

Die  ßückwirkungen  der  Handelspolitik  auf  die 
Volkswirtschaft. 


I.  Die  Gestaltung  des  Handelsverkehrs  mit  dem  Auslande. 

]S[ach  der  letzten  publizierten  Berufszählung  vom  31.  De- 
zembör  1900  betrug  die  Zahl  der  Gesamtbevölkerung  Bul- 
gariens 3  744283  Köpfe,  von  denen  2  802  806  (75  ^/o)  in  der 
Landwirtschaft  und  ihren  Nebenzweigen  beschäftigt  waren  ^, 
453  780  (11,6  ^/o)  auf  die  Industrie  und  das  Bauwesen  sowie 
den  Bergbau  und  das  Hüttenwesen  entfielen,  212  763  (5,7%) 
im  Handel  und  Verkehr  Unterhalt  fanden  und  274934  (7,7  «^/o) 
sich  sonstigen  Berufen  widmeten.  Im  Vergleiche  zu  der  1893 
stattgefundenen  Volkszählung  hat  sich  1901  die  Gesamtbevölke- 
rung um  13,09  oder  jährlich  um  1,63  ^/o  vermehrt,  wobei  die 
Landwirtschaft  treibende  Bevölkerung  eine  Vermehrung  von 
14,5,  die  Industriebevölkerung  von  7,4,  die  dem  Handel  und 
Verkehr  obliegende  Bevölkerung  von  2,2  und  die  übrigen 
Berufe  von  3  ^'o  aufwiesen.  Betrug  die  Einwohnerzahl  1893 
33,  so  stieg  sie  1901  auf  39  pro  qkm. 

Ohne  erst  die  Menge  und  die  Werte  der  aus  der  wirt- 
schaftlichen Tätigkeit  der  verschiedenen  Berufsgruppen  her- 
stammenden Güter  genau  feststellen  zu  müssen,  können  wir 
schon  aus  den  obigen  Zahlen  ersehen,  daß  Bulgarien  fast  aus- 
schließlich das  Gepräge  eines  Ackerbaustaates  trägt,  was  aber 
noch  deutlicher  aus  der  Zusammensetzung  des  Außenhandels 
hervorgeht  (vgl.  Tabelle  IV,  S.  94,  95). 

Diese  Beschaffenheit  der  bulgarischen  Volkswirtschaft 
macht   es    erklärlich,    daß   der   Außenhandel    außerordentliche 


^  Der  frühere  Landwirtschaftsminister  G.  D.  Natschowitsch 
(Einige  Seiten  über  die  Landwirtschaft  in  Bulgarien  und  im  Auslande. 
Sofia  1902,  S.  7)  schätzte  die  Zahl  der  in  der  Landwirtschaft  beschäf- 
tigten Bevölkerung  auf  87  ^/o  der  Gesamtbevölkerung. 
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Tabelle   I. 

Übersicht  des  Spezialhandels 


Ausfuhr  größer(  +  ) 

Jahr,  resp. 

Einfuhr 

Ausfuhr 

Zusammen 

oder  kleiner  (— ) 

Jahres- 

als Einfuhr 

durchschnitt 

in  1000  Franken 

1879 

32  138 

20  093 

52  231 

-12  045 

1880 

48  224 

33118 

81  342 

— 15  106 

1881 

58467 

31820 

90  287 

-  26  647 

1882 

41  565 

34  252 

75  817 

—  7  313 

1883 

48  930 

46126 

95  056 

—  2  804 

1884 

51194 

35  297 

86491 

— 15  897 

18852 

44  040 

44  875 

88  915 

+   835 

1886 

64  285 

50404 

114  690 

—  13  881 

1887 

64  742 

45  747 

110  490 

—  18  995 

1888 

66  362 

64198 

130  560 

—  2164 

1889 

72  869 

80  581 

153450 

+  7  712 

1890 

84  530 

71051 

155  582 

—  13  479 

1891 

81348 

71  065 

152  413 

—  10  283 

1892 

77  303 

74  640 

151  943 

—  2  663 

1893 

90  867 

91463 

182  330 

+   596 

1894 

99  229 

72  850 

172  079 

-  26  379 

1895 

69  020 

77  685 

146  705 

+  8  665 

1896 

76  530 

108  739 

185  269 

+  32  209 

1897 

83  994 

59  790 

143  784 

—  24  204 

1898 

72  730 

66  537 

139  267 

—  6193 

1899 

60  178 

53  467 

113  645 

-  6711 

1900 

46  342 

53  982 

100  324 

+  7  640 

1901 

70  044 

82  769 

152  813 

+  12  725 

1902 

71246 

103  684 

174  930 

+  32  438 

1903 

81802 

108  073 

189  875 

+  26  271 

1904 

129  689 

157  619 

287  308 

+  27  929 

1905 

122  249 

147  960 

270  209 

+  25  711 

1906 

108  474 

114  573 

223  047 

+  6  099 

1907 

124  661 

125  594 

250  255 

+   933 

1908 

130  150 

112  356 

242  506 

—  17  794 

1886-1890 

70  557 

62  396 

132  954 

—  8161 

1891-1895 

83  553 

77  540 

161  094 

—  6  012 

1896—1900 

67  954 

68  503 

136  458 

+   548 

1901—1905 

95  006 

120  020 

215  026 

+  25  014 

1906-1908 

121  095 

117  508 

2^8  603 

—  3  587 

1889-1898 

80  842 

77  440 

1  58282 

-  3  401 

1899—1908 

94  483 

106  007 

2  00491 

+  11524 

'  Der  bulgarische  Spezialhandel  umfaßt:  in  der  Einfuhr,  alle 
für  den  Verbrauch  eingeführten  und  der  Verzollung  unterzogenen 
Waren  sowie  die  von  den  Niederlagen  in  den  freien  Verkehr  über- 
geführten Warenmengen;  in  der  Ausfuhr,  alle  aus  dem  freien  Ver- 
kehr ausgeführten  einheimischen  und  nationalisierten  Waren.  Die 
Retourwaren  sowie  die  im  Veredlungsverkehr  ausgeführten  Waren  (der 
passive    Veredlungsverkehr),    die    Edelmetalle    und    Münzen    und    der 
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Schwankungen  aufweist  (vgl.  Tabelle  I).  So  zeigte  die  ge- 
samte Handelsbewegung  Bulgariens  —  abgesehen  von  dem  im 
Durchschnitte  der  Jahre  1881/85  87,30  Mill.  Fr.  betragenden 
Außenhandel  Nordbulgariens,  der  eine  sehr  große  Unregel- 
mäßigkeit aufwies  —  von  1886  bis  1890  eine  aufsteigende 
Entwicklung,  die  unter  bedeutenden  Rückschlägen  in  den 
Jahren  1891,  1892  und  1895  in  den  Jahren  1893  und  1896 
ihre  Höhe  erreicht  hat,  um  in  der  darauf  folgenden  Zeit 
ständig  zurückzugehen  und  1900  auf  eine  bis  dahin  un- 
erreichte Tiefe  zu  sinken.  Von  1901  bis  1908  stieg  sie 
wiederum  überraschend  schnell  empor  und  übertraf  in  den 
letzten  fünf  Jahren  dieses  Zeitabschnittes  den  Maximalbetrag 
des  Außenhandels  aller  vorangegangenen  Jahre  ganz  bedeutend. 
In  Ziffern  ausgedrückt  stellte  sich  der  Gesamthandel  folgender- 
maßen dar:  Von  132,95  Mill.  Fr.  für  den  Durchschnitt  der 
Jahre  1885  bis  1890  stieg  er  im  folgenden  Jahrfünft  auf 
161,09,  sank  dann  in  den  Jahren  1896 — 1900  auf  einen 
Durchschnittsbetrag  von  136,45 ,  wuchs  1901 — 1905  durch- 
schnittlich auf  215,02  und  erreichte  1906—1908  die  Maximal- 
summe von  238,60  Mill.  Fr,  Die  Entwicklung  des  Export- 
und    Importhandels    zeigte   im    großen    und    ganzen    dieselbe 


Transitverkehr  gehören  nicht  zum  Spezialhandel.  Für  den  Veredlungs- 
verkehr wird  keine  spezielle  Statistik  geführt;  es  kann  daher  der 
Generalhandel  Bulgariens  nicht  ermittelt  werden. 

Was  die  Ermittlung  des  Warenwertes  anlangt,  so  ist  zu  bemerken, 
daß  sie  seit  der  Befreiung  Bulgariens  nicht  immer  in  gleicher  Weise 
erfolgt  ist.  Bis  Anfang  1898  wurden  der  Bewertung  der  ad  valorem. 
verzollten  Ein-  und  Ausfuhrwaren  die  bei  der  Verzollung  ermittelten 
Werte  zugrunde  gelegt.  Eine  andere  Gruppe  von  Einfuhrwaren  wurde 
in  der  Handelsstatistik  nach  einem  vom  Finanzministerium  festgesetzten 
Werttarife  bewertet,  während  die  W^erte  der  ausnahmsweise  mit  spe- 
zifischen Zöllen  belegten  Waren  durch  Umrechnung  nach  dem  prozen- 
tuellen Verhältnisse  zu  ermitteln  waren,  in  welchem  die  Wertzölle  von 
den  ad  valorem  zu  verzollenden  Waren  erhoben  wurden.  Ferner  be- 
stimmte man  die  Werte  der  meisten  Ausfuhrwaren  nach  dem  zwischen 
der  Türkei  und  den  Großmächten  vereinbarten  Tarife,  der,  wie  wir  er- 
wähnt haben,  alle  sieben  Jahre  erneuert  werden  sollte,  was  freilich 
nicht  immer  geschah. 

Eine  einheitliche  Bewertung  der  Einfuhr  wurde  erst  Anfang  1898 
durchgeführt,  indem  man  auf  dem  Gesetzeswege  vorschrieb,  daß  der 
zu  deklarierende  Wert  der  Einfuhrwaren  in  der  Weise  zu  berechnen 
ist,  daß  den  Engrosverkaufspreisen  der  Waren  im  Ursprungsorte,  im 
Orte,  wo  sie  gekauft  wurden,  oder  wenigstens,  von  wo  sie  herkommen, 
die  Kosten  der  Verfrachtung,  der  Emballage,  Versicherung,  Kommission 
usw.  bis  zu  ihrem  Eintreffen  im  bulgarischen  Zollamt  zugeschlagen 
werden. 

Aus  dieser  Sachlage  ergibt  sich,  daß  die  statistischen  Aufzeich- 
nungen für  die  genannten  zwei  Zeitperioden  nicht  ganz  oder  wenigstens 
mit  größter  Vorsicht  vergleichbar  sind  und  nur  eine  bedingte  Zu- 
verlässigkeit beanspruchen  dürfen. 

2  J){q  Angaben  bis  inkl.  1885  beziehen  sich  nur  auf  Nordbulgarien. 
Für  Südbulgarien  sind  für  diese  Zeit  keine  einschlägigen  Daten  vor- 
handen. Die  statistischen  Ausweise  sind  zudem  bis  1882  unvollständig. 
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Tendenz,  wie  die  gesamte  Handelsbewegung,  wobei  sich  eine 
Anpassung  des  Importhandels  an  die  jeweilige  Ausfuhrfähig- 
keit des  Landes  deutlich  verfolgen  ließ,  mit  Ausnahme  der 
Jahre  (z.  B.  1890,  1894,  1904,  1908),  in  denen  eventuell  zu 
treffende  zoll-  oder  steuerpolitische  Maßnahmen  oder  außer- 
ordentliche Staatslieferungen  (Eisenbahnmaterial,  Militär- 
lieferungen) eine  größere  Einfuhr  von  Waren  bedingten,  oder 
außerordentliche  Verbindlichkeiten  dem  Auslande  gegenüber 
einzulösen  waren.  Für  den  Durchschnitt  des  Dezenniums 
1889—1898  betrug  die  Ausfuhr  77,44  Mill.  Fr.  und  stieg  für 
die  nächstfolgende  Zeitperiode  1899—1908  auf  106,01  Mill. 
Fr.,  während  die  Einfuhr  sich  für  dieselben  Zeitabschnitte 
auf  80,84,  resp.  94,48  Mill.  Fr.  bezifferte. 

Für  die  hier  konstatierte  Entwicklungstendenz  des  Außen- 
handels Bulgariens,  die  auch  angesichts  der  hervorgehobenen 
Mängel  der  bulgarischen  Handelsstatistik  sowie  der  sonstigen 
gegen  jede  Handelsstatistik  ins  Treffen  geführten  allgemeinen 
UnVollkommenheiten  keine  wesentlichen  Änderungen  erfahren 
dürfte,  ist  jedoch  der  Erklärungsgrund  nicht  so  sehr  in  einem 
Kausalzusammenhang  zwischen  Handelspolitik  und  Volkswirt- 
schaft, sondern  in  der  Struktur  der  letzteren  selbst  zu  such^. 
Das  ganze  wirtschaftliche  Leben  erhält  seine  Impulse  fast  aus- 
schließlich von  der  jeweiligen  Gestaltung  der  landwirtschaft- 
lichen Produktion  und  damit  von  der  Quantität  und  Qualität 
des  Ernteausfalls.  Es  wäre  daher  möglich,  das  Abhängigkeits- 
verhältnis des  Ausfuhrhandels  und  damit  des  Imports  und  des 
gesamten  Außenhandels  von  der  Urproduktion  ziffernmäßig  zu 
beleuchten,  wenn  man  neben  einer  Preisstatistik  der  zum  Ex- 
porte gelangenden  landwirtschaftlichen  Erzeugnisse  eine  genaue 
Ermittlung  der  jeweiligen  Ernteergebnisse  zur  Verfügung  hätte. 
In  Ermangelung  einer  solchen  jedoch  müssen  wir  uns  hier 
nur  mit  der  Feststellung  des  allgemeinen  Ergebnisses  der 
jeweiligen  landwirtschaftlichen  Produktion  und  ihrer  Wirkungen 
auf  die  Ausfuhrfähigkeit  des  Landes  begnügen ,  wobei  wir 
uns  hauptsächlich  auf  die  Jahresberichte  der  österreichisch- 
ungarischen und  deutschen  Konsularämter  in  Bulgarien  be- 
rufen ^. 

So  zeichneten  sich  die  Jahre  188Q,  1893  und  1896  durch 
einen  sehr  günstigen  Ertrag  der  Bodenbebauung  aus  und 
stellten  daher  die  Höhepunkte  des  nur  in  den  Jahren  1890 
bis  1892,  1894  und  1895  mit  bedeutenden  Unterbrechungen 
aufsteigenden  Ausfuhr-  und  (mit  Ausnahme  des  Jahres  1895) 
Gesamthandels  Bulgariens    in    den  11  Jahren    nach  dem  Ver- 

^  Vgl.  die  Jahresberichte  der  k.  u.  k.  österreichisch-ungarischen 
Konsularämter  (herausgegeben  \'om  k.  u.  k.  österreichisch-ungarischen 
Handelsmuseum)  seit  188(3,  besonders  jene  aus  Sofit^  für  1889,  189-^, 
1896,  1899,  1900  und  19U4,  sowie  di(^  Handelsberichte  der  kaiserlichen 
KonsuLatsbehörden  in  Bulgarien  (Deutsches  Handels-Archiv,  11)  seit  1887. 


88  143. 

einigungsjahre  1885  dar.  In  der  darauffolgenden  Zeitperiode 
1897—1908  zeigte  sich  der  Einfluß  des  Ernteaus  fall  es  auf  den 
Außenhandel  noch  deutlicher.  Die  aufeinander  folgenden  Miß- 
ernten der  ersten  vier  Jahre  (1897 — 1900)  haben  ein  rapides 
und  ständiges  Sinken  der  Ausfuhr  verursacht  und  sich  noch 
empfindlicher  dem  Einfuhrhandel  mitgeteilt,  indem  sie  ihn  auf 
ein  bis  dahin  unerreichtes  Minimum  herabdrückten.  Die 
nächsten  Jahre  ^  deren  Ernteergebnisse  anhaltend  gut  waren, 
brachten  dagegen  eine  überraschend  schnelle  Erholung  von 
den  krisenhaften  Schäden  der  vorhergehenden  Jahre  und 
steigerten  dauernd  die  Ausfuhr-  und  damit  die  Einfuhrfähigkeit 
des  Landes  auf  eine  Höhe,  die  seit  dem  Bestehen  des  Fürsten- 
tums noch  unbekannt  war,  wenn  auch  freilich  nicht  außer 
Acht  gelassen  werden  darf,  daß  diese  Steigerung  in  den  Jahren 
1904  und  1905  zum  Teil  auf  die  bevorstehende  Inkraftsetzung 
der  im  neuen  Zolltarife  vorgesehenen  Zollerhöhungen  zurück- 
zuführen war. 

Hauptsächlich  den  Schwankungen  der  Ernteergebnisse  ist 
auch  die  der  bulgarischen  Handelsbilanz  eigentümliche  Unregel- 
mäßigkeit zuzuschreiben. 

Für  den  Durchschnitt  des  Dezenniums  1889 — 98  war  sie 
um  '3,40  Mill.  Fr.  passiv,  während  sie  in  dem  darauffolgenden 
Jahrzehnt  ein  Aktivum  von  durchschnittlich  11,52  Mill.  Fr. 
aufwies.  Der  Grund  hierfür  ist,  im  Zusammenhang  mit  den 
jeweiligen  Ernteverhältnissen,  hauptsächlich  in  der  sprung- 
haften Entwicklung  der  auswärtigen  Staatsanleihen  für  die 
Ausgestaltung  des  Verwaltungs-  und  Verkehrswesens  und  die 
Ausrüstung  des  Heeres  zu  suchen.  Da  der  wirtschaftliche 
Verkehr  Bulgariens  zum  Auslande  sich  in  höherem  Maße  im 
Wege  der  direkten  Güterübertragung  abwickelt,  als  dies  bei 
einem  entwickelten  Industriestaate  der  Fall  ist,  so  dürfte  die 
Handelsbilanz  Bulgariens  nicht  soweit  entfernt  von  der  Zahlungs- 
und Wirtschaftsbilanz  sein,  wie  in  einem  Industriestaaten. 

Was  das  finanzielle  Ergebnis  des  Handelsverkehrs  anlangt, 
so  ist  zu  bemerken ,  daß  während  für  den  Durchschnitt  der 
Jahre  1891 — 1894,  als  das  System  der  8^/oigen  Wertverzollung 
in  Geltung  war,  die  Einfuhrzollgefälle  pro  100  kg  3,53  und 
für  die  nächste  zweijährige  Periode  des  IOV2  ^/oigen  Verzollungs- 
regimes 4,04  Fr.  betrugen,  sie  sich  für  die  Dauer  der  de- 
finitiven Handelsverträge  (1897—1905)  auf  6,35  Fr.  bezifferten. 
Desgleichen  stiegen  die  Zolleinnahmen  von  durchschnittlich 
8,62  auf  11,67  und  16,10  Fr.  p.  H.  des  W^arenwertes  für  die- 
selben Zeitabschnitte.  Dementsprechend  ist  auch  der  ab- 
solute Betrag  der  Zolleinkünfte  von  durchschnittlich  6,76  auf 


^  Vgl.  J.  G  r  u  n  z  e  1 ,  Der  internationale  Wirtschaftsverkehr,  Leipzig 
1895,  S.  20 — 23,89 — 41;  Derselbe,  System  der  Handelspolitik,  Leipzig 
1901,  S.  577. 
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8,76  und  11,91  Mill.  Fr.  gewachsen,  obwohl  die  Gesamteinfuhr- 
werte bis  1900  eine  sinkende  Bewegung,  und  der  prozentuelle 
Anteil  der  zollfreien  Einfuhr  am  Gesamteinfuhrwerte  seit  1897 
eine  steigende  Tendenz  zeitigte  (1891 — 1894  durchschnittlich : 
13,04;  1895  —  1896:  6,76;  1897  —  1900:  10,70;  1901  —  1905: 
23,98  ^/o).  Neben  den  Einkünften  aus  den  Einfuhrzöllen  be- 
anspruchten die  Akziseneinnahmen  eine  wesentliche  Bedeutung 
für  das  Einnahmebudget  des  Staates,  während  die  Ausfuhr- 
zölle sehr  geringe  Beträge  lieferten.  Die  Einnahmen  aus  den 
Ein-  und  Ausfuhrzöllen  und  den  Akzisen  machten  für  den 
Durchschnitt  der  Jahre  1897  —  1905  17,99^/0  aller  Staats- 
einnahmen aus. 

Wenn  man  nun  den  Anteil  der  verschiedenen  Länder  am 
bulgarischen  Import handel  betrachtet  (s.  Tabelle  II,  S.  90), 
so  findet  man,  daß  Österreich-Ungarn  für  die  Zeit  von  1886 
bis  1908  mit  durchschnittlich  29,76  ^/o  des  gesamten  Einfuhr- 
handels —  dem  Werte  nach  —  des  Fürstentums  an  erster 
Stelle  unter  den  Einfuhrstaaten  stand,  während  England  mit 
22,05,  die  Türkei  mit  13,38,  Deutschland  mit  11,35,  Frankreich 
mit  5,25,  Rußland  mit  4,90,  Italien  mit  3,86,  Rumänien  mit 
3,04  und  Belgien  mit  2,63  ^/o  am  Einfuhrhandel  partizipierten. 
Dagegen  spielten  Serbien,  die  Schweiz,  Griechenland,  die  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  und  die  übrigen  Importländer 
als  Bezugsquellen  für  Bulgarien  nur  eine  untergeordnete  Rolle. 

Im  Kampfe  um  den  bulgarischen  Markt  wird  die  öster- 
reichisch-ungarische und  die  englische  Konkurrenz,  erstere 
seit  1891 ,  letztere  schon  seit  1885 ,  allmählich  in  erster  Linie 
durch  die  deutsche,  sodann  durch  die  italienische,  französische 
und  belgische  verdrängt.  Bezifferte  sich  der  Import  aus 
Österreich-Ungarn  für  den  Durchschnitt  der  Jahre  1886 — 1890 
auf  21,20  Mill.  Fr.  oder  29,5  %  des  Gesamteinfuhrhandels  des 
Fürstentums,  so  stieg  er  im  folgenden  Jahrfünft  durchschnitt- 
lich auf  30,29  Mill.  Fr.  oder  36,2  "/o,  um  sodann  1896—1900 
auf  durchschnittlich  28,2  (19,10  Mill.  Fr.),  1901  —  1905 
auf  26,9  (25,88  Mill.  Fr.)  und  1906—1908  auf  26,9  <>/o 
(32,67  Mill.  Fr.)  herabzusinken,  wogegen  das  nämliche  pro- 
zentuelle Verhältnis  inbezug  auf  England  für  die  gleichen 
Zeitabschnitte  28,9  (20,18  Mill.  Fr.),  21,5  (17,75  Mill.  Fr.), 
22,4  (15,71  Mill.  Fr.),  18,1  (16,60  Mill.  Fr.)  und  17,7  ^/o 
(21,40  Mill.  Fr.)  betrug.  Der  Importhandel  aus  Deutschland 
ist  von  4,90/0  (3,44  Mill.  Fr.)  im  Jahresdurchschnitt  1886—1890 
allmählich  auf  15,6^/0  (18,91  Mill.  Fr.)  für  den  Durchschnitt 
der  Jahre  1901 — 1908,  desgleichen  die  Einfuhr  aus  Italien 
von  1,7  (1,18  Mill.  Fr.)  auf  4,38 «o  (5,25  Mill.  Fr.)  heran- 
gewachsen. Die  prozentuelle  Anteils((uote  der  Türkei  erfuhr 
von  1886 — 1900  eine  fast  ständige  Verminderung  (Durchschnitts- 
jahr 1886—1890:  14,6^/0  oder  10,27  Mill.  Fr.;  1891-1895: 
12,40/0    oder.  10,37    Mill.    Fr.;     1896  —  1900:     11,1^/0    oder 
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7,00  Mill.  Fr.),  erreichte  aber  in  den  Jahren  1901 — 1905 
den  durchschnittlichen  Betrag  von  14,4  (13,47  Mill.  Fr.)  und 
190G— 1908  von  15,1^/0  (18,25  Mill.  Fr.)  des  Gesamteinfuhr- 
wertes des  Fürstentums,  während  der  prozentuelle  Anteil 
Rußlands  und  Rumäniens  im  großen  und  ganzen  keine  wesent- 
lichen Veränderungen  zeitigte. 

Unter  den  Bestimmungsländern  der  bulgarischen  Ausfuhr 
nahm  die  Türkei  für  die  Zeitperiode  von  1886 — 1908  mit 
durchschnittlich  29,56  ^/o  des  Gesamtausfuhrhandels  Bulgariens 
die  erste  Stelle  ein,  worauf  England  mit  16,91,  Frankreich 
mit  13,65,  Belgien  mit  10,55,  Deutschland  mit  9,39,  Österreich- 
Ungarn  mit  6,81,  Italien  mit  2,45,  Griechenland  mit  2,56  ^/o 
folgten.  Die  Ausfuhr  nach  den  übrigen  Ländern  war  un- 
bedeutend (siehe  Tabelle  III,  S.  91). 

Während  in  den  ersten  5  Jahren  nach  der  Vereinigung 
mit  Ostrumelien  durchschnittlich  44,9  ^/o  (26,86  Mill.  Fr.)  der 
bulgarischen  Ausfuhr  nach  der  Türkei  ging,  verminderte  sich 
diese  für  den  Durchschnitt  der  Jahre  1901—1905  auf  20,6  <^/o 
(23,35  Mill.  Fr.)  und  blieb  mithin  um  3  ^/o  (oder  um  6,94  Mill.  Fr.) 
hinter  der  Anteilsquote  Belgiens  zurück,  die  für  die  Zeitperiode 
1886—1890  nur  0,8^0  (0,57  Mill.  Fr.)  betragen  hatte.  In  den 
Jahren  1906 — 1908  stieg  sie  dank  der  für  Bulgarien  günstigen 
Konvention  von  1906  auf  23,48  ^/o  (27,48  Mill.  Fr.)  und  errang 
somit  wieder  die  dominierende  Stellung.  Bis  1893  stand  Frank- 
reich an  zweiter  Stelle  unter  den  aus  Bulgarien  importieren- 
den Staaten;  seit  dieser  Zeit  aber  verminderte  sich  sein 
Importverkehr  ständig  (1886—1890:  21,01  "/o  oder  13,57  Mill. 
Fr.;  1906—1908:  6,31^/0  oder  7,39  Mill.  Fr.),  so  daß  er 
vom  englischen  überholt  wurde.  Die  bulgarische  Ausfuhr 
nach  England  zeigte  bis  zum  Jahre  1897  mit  einigen 
Schwankungen  eine  aufsteigende  Bewegung,  die  aber  seitdem, 
wenn  auch  mit  wesentlichen  Unterbrechungen,  rückläufig  ist. 
Dagegen  ist  Deutschlands  Importhandel  aus  Bulgarien  von 
durchschnittlich  0,69^/0  (0,47  Mill.  Fr.)  des  bulgarischen  Ge- 
samtausfuhrwertes in  dem  Jahrfünft  1886 — 1890  plötzlich  auf 
13,98  <>/o  (11,05  Mill.  Fr.)  für  den  Jahresdurchschnitt  1891—1895 
gewachsen,  mußte  aber  in  der  folgenden  Zeitperiode  einen 
Rückgang  erleiden,  um  sich  in  den  Jahren  1906 — 1908  mit 
durchschnittlich  12,45  ^/o  (14,68  Mill.  Fr.)  seiner  erst  erlangten 
Höhe  zu  nähern.  Er  dürfte  sich  noch  höher  stellen,  wenn 
man  berücksichtigt,  daß  ein  bedeutender  Teil  der  Waren- 
ausfuhr nach  Deutschland  über  Belgien  geht,  wobei  nicht  selten 
dieses  Land  als  Bestimmungsort  angegeben  und  verzeichnet 
wird.  Ebenso  machte  sich  bei  dem  Ausfuhrhandel  nach  Öster- 
reich-Ungarn (abgesehen  von  den  Jahren  1906 — 1909),  Italien 
und  Griechenland  eine  aufsteigende  Tendenz  bemerkbar. 

Die  Ursachen  der  hier  konstatierten  Gestaltung  der  Handels- 
beziehungen zu  den  verschiedenen  hierbei  in  Betracht  kommenden 
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Ländern  (die  Türkei  ausgenommen)  sind  nicht  so  sehr  auf 
die  Wirkungen  der  bulgarischen  Handelsverträge  zurück- 
zuführen, als  vielmehr  auf  die  Konkurrenzfähigkeit  der  Import- 
staaten selbst,  auf  die  Gestaltung  der  Verkehrs-  und  die  Ver- 
schiebungen der  internationalen  Marktverhältnisse  für  land- 
wirtschaftliche Produkte.  Diese  Momente  hier  einer  Betrachtung 
zu  unterziehen,  i^t  jedoch  nicht  unsere  Aufgabe.  In  welchem 
Umfange  indessen  die  Handelspolitik  allein  eine  Veränderung 
in  der  Gestaltung  des  Einfuhrhandels  dadurch  herbeigeführt 
hat,  daß  sie  die  heimische  Industrie  zur  Deckung  des  Inland- 
bedarfes an  Fabrikaten  geeigneter  und  im  Kampfe  gegen  den 
ausländischen  Wettbewerb  widerstandsfähiger  gemacht  hat, 
wird  sich  beim  weiteren  Verlauf  unserer  Untersuchung  er- 
geben. 

Was  die  Zusammensetzung  des  Außenhandels  betrifft,  so 
zeigt  die  Tabelle  IV  ^,  daß  die  Einfuhr  Bulgariens  weit  über- 
wiegend aus  Industrieartikeln  besteht.  So  betrug  der  Import 
von  Textilwaren  für  den  Zeitraum  von  1886 — 1908  durch- 
schnittlich 28,6  Mill.  Fr.    oder  33,85  <^/o  des  auf  84,7  MiU.  Fr. 


^  Die  vorhandenen  Daten  für  die  Jahre  1882—85  beziehen  sich 
nur  auf  Nordbulgarien  und  sind  nicht  zur  Vergleichung  heranzuziehen, 
da  die  Warengruppierung  und  die  Quantitätenermittlung  sich  von  denen 
für  die  Zeit   seit  1886  unterscheiden,   weshalb   wir   sie  nicht  anführen. 

Was  die  Zuverlässigkeit  der  statistischen  Aufzeichnungen  anlangt, 
so  ist  zu  bemerken,  daß,  abgesehen  von  den  Fehlern,  die  im  allgemeinen 
jeder  Handelsstatistik  anhaften,  nur  die  statistischen  Ausweise  für  die 
Zeit  seit  1898  Anspruch  auf  verhältnismäßig  größere  Genauigkeit 
machen  können,  während  die  Daten  vor  dieser  Zeit  vielfach  unrichtig 
sind.  Bis  1898  überließ  nämlich  die  Direktion  der  Statistik  den  Zoll- 
ämtern sowohl  die  Verfertigung  der  zum  Zwecke  der  Statistik  aus  den 
Warendeklarationen  zu  machenden  Auszüge  als  auch  die  Einordnung 
der  einzelnen  Waren  in  die  verschiedenen  Warengruppen  der  Handels- 
statistik und  deren  Zusammenstellung  nach  Art,  Quantität,  Gewicht, 
Wert,  Herkunfts-  und  Bestimmungsland,  Ort  des  Ein-  und  Ausganges 
usw.  Auf  Grund  der  auf  diese  Weise  von  jedem  Zollamt  gesondert 
gewonnenen  Ermittelungen  wurden  dann  in  der  Direktion  der  Statistik 
die    entsprechenden    Berechnungen    für    das     ganze    Fürstentum     aus- 

f3arbeitet.  Das  Personal  der  Zollämter  besaß  jedoch  nicht  die  nötige 
orbildung  auf  dem  Gebiete  der  Warenkunde  und  war  viel  zu  sehr 
durch  die  Zolltarifierung  der  Ein-  und  Ausfuhrwaren  sowie  durch  die 
Erhebung  von   Akzisen,   Oktrois   und   anderen    Gebühren   in  Anspruch 

fenommen,  um  sich  außerdem  noch  mit  statistischen  Arbeiten  gründlich 
efassen  zu  können.  Es  war  daher  nicht  zu  vermeiden,  daß  die 
Handelsstatistiken  grobe  Fehler  aufwiesen,  was  1898  die  Direktion  der 
Statistik  veranlaßte,  die  ganze  statistische  Tätigkeit  der  Zollämter 
selbst  zu  verrichten.  Seit  dieser  Zeit  werden  alle  Warendeklarationen 
der  Direktion  zugewiesen,  um  für  statistische  Zwecke  benutzt  zu 
werden  (vergl.  „Reglements  zum  Sammeln  von  Daten  zum  Zwecke  der 
Außenhandelsstatistik  des  Fürstentums  Bulgariens",  Sofia  1898, 
offiziell). 

Aus  dieser  Sachlage  erscheint  eine  vorsichtige  Benutzung  der 
statistischen  Ermittelungen  geboten,  und  es  dürften  daher  unsere  Be- 
rechnungen nur  einen  relativen  Wert  beanspruchen. 
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sich  belaufenden  Gesamteinfuhrwertes,  von  Metallwaren  zirka 
8,5  Mill.  Fr.  oder  10,10^/0,  von  Kolonialwaren  6,2  Mill.  Fr. 
oder  7,33 ^/o,  von  Maschinen,  Instrumenten  und  Apparaten 
5,5  Mill.  Fr.  oder  6,57  ^/o,  also  insgesamt  durchschnittlich 
57,85  ^/o  des  gesamten  Importhandels.  In  weiterem  Abstände 
folgten  die  Erzeugnisse  der  Lederindustrie  (5,7  Mill.  Fr.  oder 

6.7  ^/o)  und  der  Holzindustrie,  die  Öle,  Fette  usw. 

Dagegen  wies  die  für  dieselbe  Zeitperiode  durchschnittlich 
85,56  Mill.  Fr.  betragende  Ausfuhr  fast  ausschließlich  land- 
wirtschaftliche Erzeugnisse  auf,  und  zwar  entfielen  allein  auf 
die  Getreideausfuhr  durchschnittlich  61,8  Mill.  Fr.  oder  72,30  <>/o, 
während  der  Wert  des  Exportes  von  lebenden  Tieren  sich  auf 

5.8  Mill.  Fr.  oder  6,84  ^/o,  von  tierischen  Nahrungsmitteln  auf 
5,7  Mill.  Fr.  oder  6,46  ^/o  bezifferte.  An  Industrieartikeln 
wurde  ein  bedeutender  Posten  nur  von  Textirwaren  im  Wert- 
betrage von  4,4  Mill.  Fr.  oder  5,15  ^/o  und  ein  zweiter  von 
Parfümerien  (Rosenöl)  im  Werte  von  etwa  2,2  Mill.  Fr.  oder 
2,64%  exportiert. 

Suchten  wir  hier  eine  Charakteristik  der  ganzen  Volks- 
wirtschaft in  ihren  Handelsbeziehungen  zum  Auslande  zu  geben, 
so  haben  wir  im  folgenden  die  Wirkungen  der  Handelspolitik 
auf  die  einzelnen  Produktionszweige  des  Landes  einer  Be- 
trachtung zu  unterziehen. 


II.    Die  Landwirtschaft. 

Für  die  Entwicklung  des  Ackerbaues  und  der  Tierzucht 
war  und  ist  die  Handels-  und  Zollpolitik  Bulgariens  nur  in- 
soweit von  ausschlaggebender  Bedeutung,  als  sie  für  die 
bulgarischen  Ausfuhrartikel  den  Zutritt  zum  Weltmarkt  unter 
den  gleichen  Bedingungen ,  wie  für  die  Provenienzen  eines 
dritten,  meistbegünstigten  Staates,  sichert.  Die  Offenhaltung 
der  ausländischen  Märkte  für  die  Erzeugnisse  dieser  Produktions- 
zweige, auf  denen,  wie  gezeigt,  fast  allein  die  Ausfuhrkraft 
des  Landes  beruht,  ist  für  die  Volkswirtschaft  unerläßlich, 
weil  sonst  überhaupt  keine  wirtschaftlichen  Beziehungen  zum 
Auslande  möglich  wären.  Sie  ist  zugleich  angesichts  der 
engen  Grenzen  des  heimischen  Konsumes  der  genannten  Artikel 
und  der  geringen  Ansprüche,  die  man  in  Bulgarien  an  die 
Beschaffenheit  der  heimischen  Erzeugnisse  stellt,  der  wirkungs- 
vollste Hebel  der  landwirtschaftlichen  Produktion,  gibt  erst 
den  Antrieb  zur  Einführung  intensiverer  Produktionsmethoden 
und  spornt  den  bulgarischen  Bauern  zur  Aufwendung  größerer 
Mühe  und  Sorgfalt  für  sein  Ackerland  und  seine  Viehwirt- 
schaft an. 

Diese  Voraussetzung  einmal  erlangt,  bleibt  die  konkrete 
Gestaltung    der    Absatzverhältnisse    von    entscheidender    Be- 
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deutung  für  die  Entwicklung  der  bulgarischen  Land-  und 
Viehwirtschatt.  Da  nun,  wie  im  Vorausgegangenen  ausgeführt 
wurde,  die  bulgarische  Handelspolitik  sich  an  die  der  führenden 
Großstaaten  .anzupassen  hat  und  vielfach  nur  als  deren  Aus- 
läufer aufzufassen  ist,  so  sind  die  hierbei  in  Betracht  kommenden 
handelspolitischen  Maßnahmen  nicht  des  Fürstentums,  sondern 
zunächst  der  vorwiegend  Nahrungsmittel  und  Rohstoffe  im- 
portierenden Länder  von  maßgebendem  Einfluß  auf  die  Ge- 
staltung der  Marktverhältnisse  des  Welthandels  mit  landwirt- 
schaftlichen und  tierischen  Erzeugnissen.  Da  nun  die  haupt- 
sächlichen Ausfuhrartikel  Bulgariens  nur  einen  geringen  Teil 
des  Gesamtangebotes  der  Welt  in  Nahrungsmitteln  und  Roh- 
stoffen bilden  —  Bulgarien  war  1888  an  der  gesamten  Ge- 
treide- und  Mehlausfuhr  der  Welt  mit  etwa  1,8  und  1897 
mit  1,5  ^/o  der  Menge  nach  beteiligt  ^  —  und  deshalb  eine 
unwesentliche  Wirkung  auf  die  Preisbildung  ausüben,  so  bleibt 
die  durch  die  Verkehrsverhältnisse,  die  Agrarverfassung,  die 
Betriebstechnik  und  -fuhrung,  die  Organisation  des  Getreide- 
handels, das  Kreditwesen  u.  a.  m.  bedingte  Konkurrenzfähig- 
keit der  bulgarischen  Landwirtschaft  der  ausschlaggebende 
Faktor  im  Kampf  um  Absatzgelegenheiten  und  mithin  der 
ausschlaggebende  Faktor  in  der  Entwicklung  der  einschlägigen 
Produktionszweige.  Darum  sollen  im  folgenden  zunächst  diese 
Verhältnisse  kurz  Revue  passieren. 

Es  ist  vor  allem  die  Angliederung  Bulgariens  an  die 
Handelsgemeinschaft  der  Kulturländer  durch  Schaffung  billiger 
und  bequemer  Verkehrsmittel  eine  Grundbedingung  für  die 
Erschließung  der  Reichtümer  des  Landes. 

So  weit  hierbei  natürliche  Faktoren  in  Betracht  kommen, 
hat  Bulgarien  eine  günstige  geographische  Lage,  da  es  im 
Norden  über  die  flußauf-  und  abwärts  als  Handelsstraße  wichtige 
Donau  und  im  Osten  über  eine  ausgedehnte  Küste  des  Schwarzen 
Meeres  verfügt  und  somit  zur  Anknüpfung  von  Handels- 
beziehungen, insbesondere  mit  den  westeuropäischen  Staaten, 
alle  Vorteile  des  Wasser-  und  Seeverkehres  genießt.  Die 
handelsgeographische  Lage  des  Landes  macht  es  erklärlich, 
daß  seine  zumeist  aus  gewichtsschweren  und  voluminösen 
Gütern  bestehende  Ausfuhr  sowie  8§in  Einfuhrhandel  sich 
zum  größten  Teile  auf  dem  Wasserwege  abspielt.  So  zeigt 
die  nachstehende  Tabelle,  daß  z.  B.  für  den  Jahresdurchschnitt 
1906—1908  der  Anteil  der  Donauhäfen  am  Außenhandel  20,31, 
der  der  Seehäfen  42,59,  d.  s.  zusammen  68,90%  des  Gesamt 
Warenwertes  betrug,  während  der  Warenverkehr  über  die  Ein- 
und  Ausgangsplätze  der  Landesgrenze  sich  auf  31,09  ^/o  be- 
zifferte.    Aus  denselben  Zahlen  ist  zu  ersehen,    daß  der  Ein- 


'  Vgl.   V.   Juraschek,    Getreidehandel,    im   IV.  Bd.   d.   Hdw.    d. 
St.W.,  S.  307. 
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Außenhandel  auf: 


Jahresdurchschnitt  in  ^/o  des  Gesamt- 
handelswertes 


1886-1895 
Ein-  I  Aus-        Za- 
fuhr  I  fuhr     sanimen 


1896—1900 
Ein-     Aus-       Zu- 
fuhr    fuhr     sammen 


der  Donau     .... 
dem  Schwarzen  Meere 
dem  Lande    .... 

der  Donau     .... 
dem  Schwarzen  Meere 
dem  Lande    .... 


36,49 

28,75 
3479 


32,49 
35,78 
31,73 


34,57 
32,10 
33,33 


32,80 
33,66 
35,53 


35,19 
39,81 
24,99 


34,13 
36,63 
29,23 


1901—1905 


1906—1908 


26,65  I  27,23 
37,49  46,68 
35,86  I  26,09 


26,97 
42,59 
30,43 


24,54 
41,35 
34,10 


28,08 
43,94 
28,01 


26,31 
42,59 
31,09 


und  Ausfuhrhandel  in  den  Schwarzmeerhäfen,  insbesondere 
seitdem  die  zwei  wichtigsten  von  ihnen,  Burgas  und  Varna, 
durch  Eisenbahnlinien  mit  dem  Inneren  des  Landes  in  Ver- 
bindung gebracht  worden  sind  (1890  resp.  1899),  an  Bedeutung 
ständig  zugenommen  hat,  und  zwar  auf  Rechnung  des  Gesamt- 
handelsverkehres auf  der  Donau  und  des  Ausfuhrhandels  der 
Zollstationen  auf  dem  Lande.  Dagegen  hat  der  Einfuhrhandel 
der  letzteren,  der  hauptsächlich  aus  kostspieligen,  gewichts- 
leichten und  daher  zumeist  den  Schienenweg  wählenden  und 
vorwiegend  für  den  wachsenden  städtischen  Konsum  bestimmten 
Tauschgütern  besteht,  keine  wesentliche  Änderung  erfahren. 
In  der  richtigen  Erkenntnis  der  hohen  Bedeutung,  die 
das  Meer  für  den  Außenhandel  und  überhaupt  für  die  Kultur- 
entwicklung des  Landes  hat,  war  die  Regierung  schon  früh- 
zeitig bestrebt,  den  Seeverkehr  mit  dem  Auslande  mit  allen 
ihr  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  zu  fördern.  Zu  diesem  Zwecke 
gewährt  sie  auch  heute  noch  dem  1892  mit  einem  Grundkapital 
von  2  Mill.  Fr.  ins  Leben  gerufenen  Bulgarischen  Handels- 
und SchifFahrtsverein ,  dessen  Aktien  sich  zu  ^U  im  Besitze 
des  Fiskus  befinden,  eine  jährliche  Subvention  von  9^/o  des 
eingelegten  Kapitals.  Außerdem  leistet  sie  ihm  seit  1897  für 
jedes  neu  erworbene  Schiff  einen  Beitrag  von  50000  Fr.  ^. 
Ferner  hat  sie  unter  Garantie  einer  Minimalladung  und  Ge- 
währung angemessener  Prämien  Subventionsverträge  zwecks 
Herstellung  direkter  Dampferverbindungen  mit  den  europäischen 
Häfen  vor  allem  mit  der  Deutschen  Levante  Linie,  dem  Öster- 
reichischen Lloyd  und  Fraissinet  &  Co.  (Marseille)  abgeschlossen, 
zwei  mit  allen  modernen  technischen  Einrichtungen  ausgestattete 
Seehäfen,  Burgas  und  Varna,  erbaut  und  auf  Grund  eines  Ge- 
setzes  vom   6.  Februar  1906  a.  St.    die  Küstenschiffahrt   aus- 


^    A.   Durastel,    Annuaire    international   de    la   Bulgarie,    Sofia 
1897,  p.  1040. 
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schließlich  der  bulgarischen  Flagge  vorbehalten.  Das  Er- 
gebnis dieser  Bestrebungen  ist,  daß  von  durchschnittlich 
14531  Schiffen  mit  3313667  Netto-Registertonnen  und  einer 
Durchschnittsladung  von  349307  t,  die  in  den  Jahren  1904 
bis  1908  die  bulgarischen  See-  und  Donauhäfen  angelaufen 
haben,  20,2 ^/o  mit  8,4 ^/o  des  gesamten  Tonnengehaltes  und 
17,1%  der  Gesamtladung  der  bulgarischen  Flagge  angehörten. 
Dagegen  entfielen  von  den  durchschnittlich  14513  Schiffen, 
die  mit  einer  Ladefähigkeit  von  3309  207  und  einer  Effektiv- 
ladung von  753887  t  die  bulgarischen  Häfen  verließen,  23,9  ^/o 
auf  die  heimische  Flagge,  mit  8,3  ^/o  ihres  Tonnengehaltes  und 
11,7  ^lo  ihrer  Ladung. 

Die  günstigen  handelsgeographischen  Bedingungen  er- 
weisen sich  jedoch  erst  dann  als  wirksam  für  die  Hebung  der 
Naturschätze  des  Landes  und  überhaupt  für  die  Entwicklung 
der  Volkswirtschaft,  wenn  sie  durch  systematischen  Ausbau  ent- 
sprechender Verkehrseinrichtungen,  wie  Binnenstraßen,  Eisen- 
bahnen usw.  ergänzt  werden.  Abgesehen  von  den  dem  Binnen- 
verkehr dienenden  Landstraßen  und  Chausseen  (1907 :  7713  km), 
deren  Zustand  noch  viel  zu  wünschen  übrig  läßt,  und  den 
oben  erwähnten  Hafenanlagen,  liegt  das  Hauptgewicht  der 
Verkehrsentwicklung  in  Bulgarien  bei  den  Eisenbahnen  ^ 

Wie  in  zoll-  und  handelspolitischer  Hinsicht,  so  war 
Bulgarien  durch  Art.  X  des  Berliner  Vertrages  auch  bezüglich 
seines  Eisenbahnwesens  einerseits  an  die  Lasten  und  Ver- 
pflichtungen der  Türkei  gegenüber  der  Rustschuk-Varnaer 
Eisenbahngesellschaft,  anderseits  an  die  Verpflichtungen  der 
hohen  Pforte  Österreich-Ungarn  und  der  Betriebsgesellschaft 
der  orientalischen  Eisenbahnen  gegenüber  —  soweit  das  Ge- 
biet des  Fürstentums  hierbei  in  Betracht  kommt  —  gebunden. 
Die  gemäß  dem  Wortlaute  dieses  Artikels  im  Jahre  1883  zwecks 
Regelung  der  Verkehrsverhältnisse  zwischen  Österreich-Ungarn 
und  den  Balkanstaaten  berufene,  sogenannte  Conference  ä 
quatre  (Österreich-Ungarn,  die  Türkei,  Serbien  und  Bulgarien) 
schrieb  Bulgarien  vor,  die  durch  das  Territorium  des  Fürsten- 
tums führende,  114,2  km  lange  Teilstrecke  Zaribrod — Sofia — 
Vakarel  (einstige  ostrumelische  Grenze)  der  europäischen  Linie 
Wien — Konstantinopel  bis  1886  auszubauen,  was  jedoch  infolge 
der  1885  eingetretenen  politischen  Wirren  erst  1888  erfolgen 
konnte^.  Desgleichen  erwuchs  aus  den  obigen  Bestimmungen 
für  Bulgarien  die  Verpflichtung,  die  1867  von  einer  englischen 
Gesellschaft  liederlich  gebaute  und  äußerst  schlecht  ausgerüstete, 


*  Vgl.:  Iwan  Simeonoff,  Die  Eisenbahnen  und  die  Eiseiibahn- 
politik  in  Bulgarien,  Halle  a./S.  1909;  Iwan  Karossoroff,  Zur  Ent- 
wicklung der  bulgarischen  Eisenbahnen,  Erlangen  1907. 

2  ß  M^  Dimtsc'hoff,  Das  Eisenbahnwesen  auf  ilor  Balkan- 
halbinsel, Bamberg  1894,  S.  60,  77. 
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224,6  km  lange  Linie  Rustschuk — Varna  im  Jahre  1888  für 
den  übermäßig  hohen  Preis  von  44,5  Mill.  Fr.  anzukaufen  ^. 
Waren  nun  die  erwähnten  zwei  Bahnstrecken  vornehmlich 
im  Interesse  des  europäischen  Personen-  und  Handelsverkehres 
sowie  aus  dem  Bestreben  der  Türkei  und  der  Westmächte 
heraus  gebaut,  dem  russischen  Vordringen  nach  Konstantinopel 
gegenüber  in  strategischer  Hinsicht  vorteilhaft  und  sicher  ge- 
rüstet zu  sein,  so  daß  sie  für  die  lokalen  Interessen  des  Landes 
nur  wenig  in  Betracht  kamen,  so  wuchsen  die  Schwierigkeiten 
der  bulgarischen  Eisenbahnpolitik  noch  mehr  mit  der  An- 
gliederung  Ostrumeliens  an  Nordbulgarien.  Die  Staatseisenbahn- 
politik, zu  der  sich  das  Fürstentum  durch  ein  Gesetz  vom 
Dezember  1884  bekannte,  bildet  ein  unerläßliches  Macht- 
mittel in  der  Hand  eines  durch  viele  internationale  Verein- 
barungen und  unberechenbare  politische  Einflüsse  in  seiner 
Tätigkeit  beschränkten  Agrarstaates  wie  Bulgarien,  vor  allem 
zur  Durchführung  der  für  seine  Zollpolitik  und  Tarif  behandlung 
seiner  gewichtsschweren  Ausfuhrgüter  so  wichtigen  Tarif- 
autonomie. Sie  wurde  aber  bis  vor  kurzem  durch  das  Vor- 
handensein der  in  Ostrumelien  gelegenen,  im  Privatbesitze 
der  orientalischen  Eisenbahngesellschaft  befindlichen  Teil- 
strecken der  türkischen  Bahnen  durchkreuzt  2.  Diese  Tat- 
sache fiel  um  so  mehr  ins  Gewicht,  als  die  orientalischen 
Bahnstrecken  in  Südbulgarien  (Vakarell — Philippopel — Hebib- 
tschevo:  203,5  km  und  Tirnovo-Seymen — Jamboly:  105,5  km) 
die  staatlichen  Linien  Zaribrod— Vakarell  und  Jamboly — Burgas 
(111  km)  räumlich  voneinander  trennten  und  das  Interesse 
hatten,  den  nach  dem  Nationalhafen  Burgas  drängenden  Wirt- 
schaftsverkehr Südbulgariens  an  sich  zu  reißen  und  nach  dem 
am  Agäischen  Meere  gelegenen  türkischen  Hafen  Dedeagatsch 
zu  führen.  Um  seine  Eisenbahnen  zu  einem  wirtschaftlich 
zusammenhängenden  Ganzen  zusammenzuschließen,  eine  einheit- 
liche Betriebsführung  herzustellen  und  die  durch  übelwollende 
Verwaltungsmaßregeln  vielfach  verschärfte ,  für  die  volks- 
wirtschaftliche Entwicklung  Bulgariens  durchaus  schädliche 
Tarifpolitik  der  orientalischen  Gesellschaft  ein  für  allemal  zu 
beseitigen,  sowie  aus  militärpolitischen  Rücksichten,  war  die  Re- 
gierung jahrelang  bestrebt,  die  310  km  langen  orientalischen 
Bahnen  innerhalb  des  bulgarischen  Staatsgebietes  anzukaufen 
oder  auch  nur  zu  pachten,  nachdem  sie  schon  seit  1888  die 
gleichfalls  im  Privatbesitze  befindliche  Anschlußlinie  Vakarell — 
Bellovo  (46,6  km)   aus  Staatsrücksichten    zwangsweise   in  Be- 


1  R.  M.  Dimtschoff,  a.  a.  O.,  S.  11,  15-16  und  G.  T.  Danai- 
loff,  Unsere  Eisenbahnen  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Linie 
Zentralbahn-Sistov,  Sofia  1902,  S.  25. 

2  Vgl.  die  einschlägigen  Artikel  in  der  Zeitschrift  der  bulgar* 
ökonomischen  Gesellschaft,  XII.  Jahrg.,  Heft  1,  2—3,  5 — 6,  7 — 8. 
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triebspacht  übernommen  ^  und  seit  1894  den  Bahnrumpf 
Bellovo— Sarambey  (9,9  km)  gegen  Vergütung  der  Betriebs- 
kosten auf  Rechnung  der  orientalischen  Bahnen  verwaltet 
hatte  2.  Die  diesbezüglichen  Versuche  der  bulgarischen  Re- 
gierung scheiterten  jedoch  jedesmal  an  dem  Verhalten  der 
Orientalischen  Gesellschaft.  Deshalb  versuchte  die  erstere, 
die  Bahnrümpfe  Zaribrod — Sarambey  und  Jamboly — Burgas 
durch  die  sogenannte  Parallelbahn  Sarambey — Philippopel — 
Stara-Zagora — Jamboly  zu  verbinden.  Da  jedoch  Bulgarien 
von  derselben  Gesellschaft  mit  ihren  Hintermännern  in 
finanzieller  Hinsicht  abhängig  war,  so  mußte  es,  nachdem 
dieses  Projekt  schon  teilweise  vollendet  war,  den  Bau  der 
Konkurrenzbahn  im  Jahre  1899  einstellen.  Es  wurde  eine 
Vereinbarung  mit  der  Betriebsgesellschaft  getroffen,  wonach 
die  Bahn  innerhalb  25  Jahren  nicht  weiter  gebaut  werden 
durfte,  die  schon  fertige  Strecke  Tschirpan — Nova-Zagora 
(80,3  km)  auf  25  Jahre  in  Betriebspacht  der  orientalischen 
Eisenbahnen  überging  und  diese  sich  zur  Gewährung  tarif- 
politischer Vergünstigungen  an  die  bulgarische  Eisenbahn- 
verwaltung verpflichteten^.  Von  all  diesen  drückenden  und 
unwürdigen  Verpflichtungen  konnte  sich  Bulgarien  endlich 
durch  Einsetzung  seiner  staatspolitischen  Macht  befreien.  Die 
1908  in  der  Türkei  ausgebrochenen  politischen  Umwälzungen 
und  Wirren  und  die  dadurch  herbeigeführte  Spannung  zwischen 
den  europäischen  Großmächten  sich  zunutze  machend,  belegte 
die  Regierung  am  9.  September  a.  St.  die  ostrumelische  Strecke 
der  Orientbahnen  mit  Beschlag,  nachdem  sie  sie  drei  Tage  vorher 
infolge  eines  Streiks  der  Bahnangestellten  und  auf  Veranlassung 
der  Betriebsgesellschaft  militärisch  besetzt  hatte.  Diese  Frage, 
in  Verflechtung  mit  der  Anerkennung  der  am  22.  September 
erfolgten  Unabhängigkeitserklärung  Bulgariens,  fand  dann  auch 
ihre  finanzielle  Regelung  in  einem  durch  Vermittlung  Rußlands 
am  6./19.  April  1909  zustande  gebrachten  Abkommen. 

Lag  es  nun  in  dem  geschichtlichen  Werdegang  des  Eisen- 
bahnwesens begründet,  daß  die  Regierung  verhindert  war,  die 
Eisenbahnverhältnisse  auf  ostrumelischem  Gebiete  nicht  ganz 
entsprechend  den  volkswirtschaftlichen  Interessen  des  Landes 
zu  gestalten,  so  konnte  sie  das  Bahnnetz  im  selbständigen 
Fürstentum  ganz  nach  Maßgabe  der  lokalen  Bedürfnisse  und 
in  Anpassung  an  die  handelsgeographische  und  strategische 
Lage  des  Staatsgebietes  ausbauen.  Abgesehen  von  der  Linie 
Rustschuk — Varna,  die,  wie  erwähnt,  heutzutage  für  die  volks- 


1  R.  Dimtschoff,  a.  a.  ().,  S.  78—80. 

'-^  Fr.  Meinhard,  Die  Entwicklung  der  Balkanbahnen  vom  Jahre 
1892  bis  zum  Jahre  1904  im  Archiv  für  Eisenbahnwesen,  1905,  Heft  5, 
S.  1350.      ■ 

3  G.  T.  Danailoff,  a.  a.  0.,  S.  27—28. 
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wirtschaftlichen  Interessen  des  Landes  von  geringer  Bedeutung 
ist,  bildet  die  Hauptverkehrsader  des  nördlichen  Bulgariens  die 
1899  eröffnete  Transversalbahn  Sofia— Kaspitschan  (458,6  km)^, 
die  von  der  Hauptstadt  ausgehend,  den  Balkan  durchbricht, 
um  sodann,  das  Land  ostwärts  durchquerend,  die  reichen  Ge- 
treidefelder zwischen  der  Donau  und  den  nördlichen  Abhängen 
des  Balkangebirges  mit  dem  Meere  zu  verbinden.  Die  Ver- 
längerung dieser  Bahn  nach  Süden  (Sofia — Küstendil — türkische 
Grenze:  137,7  km)  berührt  das  Staatskohlenlager  Pernik  und 
seit  1909  die  obstreiche  Gegend  von  Küstendil,  wie  sie  auch 
einen  Anschluß  an  die  nach  dem  türkischen  Hafen  Saloniki 
führenden  mazedonischen  Bahnen  anstrebt.  Drei  Seitenarme 
der  Transversalbahn,  Yassen — Somovit  (35,3  km),  Tirnovo — 
Rustschuk  (129,8  km)  und  Levski  — Sistov  (51,1  km)  —  ein 
vierter,  Mesdra — Vratza — Viddin  (188  km),  mit  einer  Ab- 
zweigung Brussarzi — Lom  (62  km),  befindet  sich  im  Bau  — 
münden  in  die  Donau,  und  ein  anderer,  gleichfalls  im  Bau 
sich  befindender  Arm  (128,8  km),  der  von  Tirnovo  ausgeht, 
bezweckt  die  Erschließung  des  Kohlenlagers  bei  Trevna,  über- 
steigt den  Balkan  und  schließt  sich  bei  Stara-Zagora  an  die 
Bahnen  Südbulgariens  an,  stellt  also  eine  direkte  Verbindung 
zwischen  den  beiden  Landeshälften,  zwischen  der  Donau  und 
Konstantinopel  her. 

So  waren  im  Jahre  1906  1209,5  km  Staatseisenbahnen, 
deren  Betriebsführung  allerdings  erst  seit  1893  mit  keinem 
Defizit  abschloß  und  1906  eine  Verzinsung  des  Anlagekapitals 
von  2,58%  gewährte,  und  355, 8. km  Privatbahnen  vorhanden, 
die  zusammen  im  Verhältnis  zur  Bevölkerung  und  zur  Flächen- 
ausdehnung des  Landes  ein  Resultat  ergaben  (auf  10000  Ein- 
wohner 4,7,  auf  100  qkm  1,7  km  Bahnen,  der  virtuellen  Länge 
nach),  das  etwa  dem  gleichartigen  Verhältnis  in  Rumänien 
entsprach^.  Bis  1909  wurden  weitere  163  km  Eisenbahnen 
eröffnet,  und  433  km  befinden  sich  zurzeit  im  Bau. 

Die  wirtschaftliche  Bedeutung  der  oben  kurz  geschilderten 
Eisenbahnlinien  ist  nicht  so  sehr  in  dem  Umstände  zu  suchen, 
daß  sie  die  Verkehrsbedürfnisse  des  Landes  nach  jeder 
Richtung  hin  zu  befriedigen  haben.  Diese  Rolle  kommt  den 
Eisenbahnen  in  den  alten  Kulturländern  zu.  Ihre  Bedeutung 
für  die  bulgarische  Volkswirtschaft  liegt  vielmehr  in  der  all- 
gemeinen Förderung  der  Kultur:  sie  sollen  Menschen  und  Güter 
beweglicher  machen,  den  Verkehr  erst  eigentlich  schaffen,  in- 
dem sie  vor  allem  die  reiche  landwirtschaftliche  Produktion 
des  Landes  mit  dem  Meere  und  der  Donau  und  damit  mit 
den  Hauptzentren  des  Weltverkehres  in  Verbindung  setzen 
und    auf   diese    Weise    die    Verwertung    von    unausgenutzten 


^  Archiv  für  Eisenbahnwesen,  1906,  S.  798. 
2  G.  T.  Danailoff,  a.  a.  0.,  S.  29. 
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Naturgaben,  die  Intensivierung  der  Landwirtschaft  und  eine 
Erweiterung  des  Kulturbodens  ermöglichen.  Auch  die  günstigsten, 
vertragsmäßig  verbrieften  Handelsbeziehungen  zum  Auslande 
nutzten  dem  bulgarischen  Bauern  nicht  viel,  wenn  er  bis  vor 
kurzem  (1899 — 1900)  gezwungen  war,  seine  Getreideüberschüsse 
nur  auf  weiten  und  sehr  oft  kaum  passierbaren  Wegen  mittels 
Karren  nach  den  Donau-  oder  Seehäfen  zu  schaffen.  Diese 
Art  des  Transportes  steigerte  natürlich  sehr  wesentlich  die 
Transportkosten  für  Getreide,  die  bekanntlich  für  die  Ent- 
fernung von  den  genannten  Häfen  nach  Westeuropa  viel  höher 
sind  als  beispielsweise  die  Seefrachten  von  Amerika  nach 
Westeuropa,  und  verminderte  auf  diese  Weise  die  Konkurrenz- 
fähigkeit des  bulgarischen  Getreides  bedeutend. 

Bezüglich  der  Grundbesitzverteilung  in  Bulgarien  ist  her- 
vorzuheben, daß  der  mittlere  und  insbesondere  kleinere  Grund- 
besitz vorherrschend  ist,  während  große  Güter  nur  in  relativ 
geringer  Anzahl  vorhanden  und  zudem  von  durchschnittlich 
viel  kleinerer  Betriebsausdehnung  sind  als  in  Westeuropa. 
Dagegen  findet  der  Parzellenbesitz  zwar  eine  nicht  unbeträcht- 
liche Verbreiterung,  umfaßt  aber  einen  kleinen  Teil  der  land- 
wirtschaftlich benutzten  Fläche  ^. 

Die  starke  Vertretung  der  kleineren  und  mittleren  Besitz- 
klassen, derer  sich  Bulgarien  erfreut,  ist  auf  die  Tatsache 
zurückzuführen ,  daß  bereits  vor  Abwerfung  des  türkischen 
Joches  die  Unvererblichkeit  der  größeren  und  kleineren  Lehen 
sowie  die  unausgesetzte  Konfiskation  der  Güter  in  der  Türkei 
der  Bildung  von  großen  Eigentumskomplexen  sich  hinderlich 
erwiesen  haben  ^,  daß  später,  nach  der  politischen  Befreiung 
des  Fürstentums,  die  wenigen,  ausschließlich  in  Westbulgarien 
vorhandenen,  von  der  Türkenzeit  hersjtammenden  Herrengüter 
(57  Herrendörfer)  und  sogenannten  Cifliks  auf  Grund  eines 
Gesetzes  von  1885  expropriiert  und  unter  die  auf  ihnen  an- 
sässigen Bauern  verteilt  wurden  ^.  Schließlich  hatte  und 
hat  der  Erwerb  der  von  den  unausgesetzt  auswandernden 
Muhammedanern  hinterlassenen  Liegenschaften  durch  die  bul- 
garische Bevölkerung  eine  weitere  Parzellierung  und  Zer- 
splitterung des  Grundbesitzes  zur  letzten  Folge*.  Dazu  kommt 
noch,  daß  das  Erbgesetz  von  1889,^  das  Gleichberechtigung 
aller  Erben  und  freie  Erbteilung  vorschreibt,  eine  weitgehende 
Zerstücklung  des  Grundeigentums  begünstigt. 


»  Vgl.  K.  Ireöek,  a.a.O.,  S.  191— 192;  V.Battenberg,  a.a.O., 
S.  80;  Deutsches  Handels- Archiv,  1906,  II,  S.  106:  Das  Handelsmiiseum 
1888,  Bd.  III,  Nr.  52,  S.  613. 

2  W.  S  Pantschoff,  Die  Agrarverhältnisse  des  Fürstentums 
Bulgarien  in  ihrer  geschichtlichen  Entwicklung,  Leipzig  1893,  S.  52. 

^  cod.,  S.  60-66. 

*  T.  Gr.  Wlaikoff,  Notizen  über  die  Agrarfrage,  Sofia  1906, 
S.  97,  101,  106,  151,  152  und  K.  Iref^.ek,  a.  a.  0.,  S.  190—191. 
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Ziffernmäßig  läßt  sich  die  Grundbesitzverteilung  Bulgariens 
mit  Genauigkeit  nicht  feststellen,  da  es  an  geeigneten  sta- 
tistischen Ermittlungen  zu  diesem  Zwecke  bisher  fehlt.  Nach 
der  einzigen,  hierbei  in  Betracht  kommenden  landwirtschaft- 
lichen Statistik  von  1897  umfaßt  der  Privatgrundbesitz  53,7  ^/o 
(3  977  558  ha)  der  gesamten  land-  und  forstwirtschaftlich  be- 
nutzten Fläche  (mit  Einschluß  der  Sümpfe,  Moore,  Inseln, 
Holzungen,  Salinen  usw.)  —  30,9  <>/o  (2  291156  ha)  entfallen 
auf  Gemeinde- und  13,7  ^/o  (1015  903  ha)  auf  den  Staatsgrund- 
besitz. Auf  die  einzelnen  Größenklassen  verteilt  sich  der 
Privatbesitz  wie  folgt: 


Größen- 
klasse 


Besitzungen 


über- 
haupt 


vom  100 


Besitzflächen:  ha 


über- 
haupt 


vom  100 


unter  2  ha 
2-0  „ 
5-10     „ 

10—20     „ 

20—50     „ 

50-100  „ 

über  100  „ 


162  861 

148  571 

138  595 

74126 

19  722 

1591 

618 


29,8 

27,2 

25,4 

13,5 

3,7 

0,3 

0,1 


•  |57,0 

•  i38,9 


42,9 


133  139 
509  158 

987  244  :  28,8 

1  004  166  29,3  . 

547  236  1  15,9  . 
105  119  3,1  . 
142  405  1     4,1  . 


it;' :  }i83 


58,1 


77,1 


Zusammen 


546  084    I 


100 


3  428  467  | 


100 


Diese  Zahlen  allein  geben  jedoch  kein  vollständiges  Bild 
von  den  Grundbesitzverhältnissen  des  Landes,  da  sie  nur  die 
Besitzungen  umfassen,  die  sich  in  der  nämlichen  Gemeinde- 
gemarkung befinden,  wo  deren  Eigentümer  seinen  Wohnsitz 
hat.  Außerdem  gibt  es  253504  Besitzungen  —  31,7  %  aller 
Grundbesitzungen  — ,  die  nicht  in  derselben  Gemarkung 
belegen  sind,  in  der  deren  Eigentümer  wohnt,  und  welchen 
eine  Fläche  von  13,8  ^/o  (549  091  ha)  des  gesamten  land-  und 
forstwirtschaftlich  benutzten  Bodens  zugehört.  Diese  Besitz- 
kategorie, bei  der  im  Gegensatze  zu  der  ersteren  nur  die  Zahl 
der  Besitzungen,  nicht  aber  die  der  Eigentümer  angegeben  ist, 
macht  es  unmöglich,  die  Ausdehnung  und  Verteilung  des  ge- 
samten Grundeigentums  ziffernmäßig  genau  zu  ermitteln,  da  sie 
nicht  nur  für  sich  bestehende  Besitzungen  enthält,  sondern  auch 
solche,  die  Teile  der  schon  in  der  ersten  Kategorie  berück- 
sichtigten Grundbesitzungen  bilden.  Dazu  kommt  aber  noch 
ein  zweites,  die  Brauchbarkeit  der  genannten  Statistik  noch 
mehr  verminderndes  Moment  in  Betracht:  man  hat  in  Bulgarien 
bisher  noch  keinerlei  Daten  über  die  Pachtverhältnisse,  die 
eine  nicht  unbedeutende  Rolle  spielen,  zur  Verfügung,  so 
daß  man  zu  keinem  Aufschluß  über  die  Betriebsgrößen  der 
einzelnen  Wirtschaften,  die  wir  doch  für  unser  nächstes  Ziel 
allein  ins  Auge  fassen  müßten,  gelangen  kann. 
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Wenn  indessen  die  hier  angeführten  Zahlen  —  also  mit 
Ausschluß  der  zuletzt  hervorgehobenen  Kategorie  Landbesitz  — 
sowie  die  übrigen  Daten  der  landwirtschaftlichen  Statistik  aus 
den  erörterten  Gründen  nicht  zu  abschließenden  Schluß- 
folgerungen berechtigen,  so  gewähren  sie  doch  zur  Genüge 
Anhaltspunkte,  die  die  Richtigkeit  des  oben  entworfenen  Bildes 
von  der  Grundbesitzverteilung  Bulgariens  nahelegen.  Das 
ergibt  sich  deutlich,  wenn  man  versucht,  den  Grundbesitz 
nach  Größenklassen  einzuteilen,  zu  welchem  Zwecke  zunächst 
eine  Größeneinheit  festgestellt  werden  muß.  Da  nun  nicht 
das  Eigentum  am  Grund  und  Boden,  sondern  die  tatsächliche 
Bewirtschaftung  desselben  die  eigentliche  Basis  der  landwirt- 
schaftlichen Produktion  bildet,  und  wir  am  sichersten  nur  die 
Flächenausdehnung  der  einzelnen  Wirtschaften  einem 
Einteilungsprinzipe  unterwerfen  können,  so  bleibt  uns  hier 
nichts  übrig,  als  die  Identität  von  Besitz-  und  Betriebsgrößen 
vorauszusetzen,  was  für  die  Lokalbesitzungen,  die  wir  hier  im 
Auge  haben ,  zwar  .  nicht  ganz ,  aber  in  der  Hauptsache  zu- 
treffen dürfte.  Nimmt  man  als  unterste  Grenze  eines  selb- 
ständigen Landwirtschaftsbetriebes  5  ha  Betriebsfläche  an,  was 
mit  Rücksicht  auf  die  in  Bulgarien  noch  allgemein  verbreiteten 
extensiven  Bewirtschaftungsweisen  und  auf  die  Tatsache,  daß 
die  Besitzungen  je  nach  ihrer  Gesamtfläche,  d.  i.  einschließlich 
der  Waldungen,  Weiden,  des  Öd-  und  Unlandes  usw.,  ein- 
geteilt sind,  der  Wirklichkeit  am  ehesten  entsprechen  dürfte, 
und  läßt  man  die  Großbetriebe  von  100  ha  ab  beginnen, 
so  daß  die  Wirtschaften  unter  5  ha  als  Parzellen-,  und 
diejenigen  zwischen  5  und  100  ha  als  Klein-  und  Mittel- 
betriebe anzusehen  wären  * ,  so  erhalten  wir  für  diese  drei 
Besitzgruppen  folgende  Zahlen:    Es   entfallen    auf  den   Klein - 


1  Vgl.  M.  Sering,  Ländlicher  Grundbesitz  im  Wörterbuch  der 
Volkswirtschaft,  Jena  1906,  Bd.  II,  S.  842  ff. 

Der  Exminister  Natscho witsch,  a.  a.  0.,  S.  78,  teilt  einer  selb- 
ständigen bäuerlichen  Kleinwirtschaft  eine  Fläche  von  durchschnittlich 
10  ha  zu. 

Es  erscheint  uns  nicht  richtig,  wenn  von  mancher  Seite  (Iwan 
Ekimow,  Das  landwirtschaftliche  Kreditwesen  in  Bulgarien,  Tübingen 
1904,  S.  3  und  T.  G.  Wlaikoff,  a.  a  0.,.  S.  125)  die  von  Conrad 
(Bauerngut  und  Bauernwirtschaft  im  H.  d.  St.W.,  Bd.  II,  S.  439)  an- 
erkannte und  in  der  landwirtschaftlichen  Betriebsstatistik  des  Deut- 
schen Reiches  vom  14.  Juni  1895  durchgeführte  Einteilung  der  Betriebe 
in :  Parzellenbetriebe  unter  2  ha,  kleinere,  mittlere  und  größere  Baueru- 
wirtschafteu  zwischen  2—5,  resp.  5—20  und  20—100  ha  und  Groß- 
betriebe von  mehr  als  100  ha  auch  für  die  bulgarischen  Verhältnisse 
akzeptiert  und  zur  Anwendung  gebracht  wird,  da  die  deutsche  Land- 
wirtschaft im  Durchschnitt  nicht  nur  viel  intensiver  als  die  bulgarische 
ist,  sondern  auch  die  deutsche  Statistik  im  Gegensatz  zu  der  bulgari- 
schen diesen  Größenklassen  die  rein  landwirtschaftlich  benützte  Fhiche 
(d.  i.  Acker,  Wiese,  bessere  Weide,  Hopfenland  usw.,  auch  Gärten, 
Weinberge)  zugrunde  legt. 
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und  Mittelbesitz  234034  Wirtschaften  (42,9%)  mit  2643765  ha 
Gesamtfläche  (77,1  ^/o  des  von  allen  Lokalbesitzungen  ein- 
genommenen Areals),  auf  den  Parzellenbesitz  311432  Be- 
triebe (57%)  mit  642  297  ha  (18,8%),  auf  den  Großgrund- 
besitz 618  Betriebe  (0,1%)  mit  142405  ha  (4,1%).  Der 
Kleinbetrieb  von  5 — 20  ha  nimmt  58,1  %  der  Gesamt- 
fläche  ein. 

Die  Bedeutung  des  Parzellenbesitzes  ist  jedoch  zugunsten 
der  kleineren  Wirtschaften  einzuschränken,  einmal,  weil  die 
Parzellenbesitzungen  in  sehr  beträchtlichem  Maße  Städtern 
(Kaufleuten,  Gewerbetreibenden,  Beamten  usw.)  gehören,  von 
welchen  sie  nicht  selbst  bewirtschaftet,  sondern  verpachtet 
werden,  und  für  die  sie  allenfalls  als  Nebenerwerbsquelle  in 
Betracht  kommen ;  zweitens  aber,  weil  die  von  uns  außer  acht 
gelassenen  und  nicht  in  der  nämlichen  Gemeindegemarkung, 
in  der  der  Eigentümer  seinen  Wohnsitz  hat,  belegenen  Be- 
sitzungen —  von  denen  94%  je  eine  Fläche  bis  zu  5  ha  ein- 
nehmen (im  Ganzen  246 147  ha  oder  45  %  des  auf  diese 
Kategorie  Besitzungen  entfallenden  Areals)  —  zum  größten 
Teile  fast  ausschließlich  von  den  Parzellen-  und  Kleinbesitzern 
in  Pacht  genommen  werden.  Anderseits  ist  ein  nicht  un- 
bedeutender Teil  der  Parzellenwirtschaften,  die  sich  in  be- 
sonders fruchtbaren  Gegenden  (Stara-Zagora,  Tirnovo  usw.) 
befinden  oder  sich  mit  Spezialkulturen  (Wein,  Tabak, 
Rosenöl  usw.)  befassen  oder  endlich  über  ausgedehnte,  ihnen 
zur  Nutznießung  freistehende  Gemeindeweiden  verfügen  und 
daher  ihr  Hauptgewicht  auf  die  Viehzucht  verlegen,  zu  den 
ihrem  Eigentümer  nebst  Familie  eine  selbständige  Existenz 
gewährenden  Kleinbesitzungen  zu  zählen  ^ 

Durchweg  bestehen  die  einzelnen  Grundbesitzungen  aus 
einer  übergroßen  Anzahl  von  zerstreut  liegenden ,  kleinen 
Parzellen,  deren  Zahl  mit  der  Vergrößerung  der  Wirtschafts- 
fläche der  Betriebe  sehr  schnell  wächst.  So  zerfallen  die 
Besitzungen  unter  5  ha  in  durchschnittlich  8,  die  zwischen 
5—20  ha  in  19,3,  die  zwischen  20 — 50  ha  in  28,  die 
zwischen  50 — 100  ha  in  32,8  und  die  von  mehr  als  100  ha 
in  34,8  einzelne  Parzellen.  Daß  unter  solchen  Bedingungen 
die  Bildung  von  größeren  landwirtschaftlichen  Betrieben  sehr 
erschwert  ist,  liegt  auf  der  Hand,  zumal  von  einer  Zu- 
sammenlegung der  zerstreut  liegenden  Parzellen,  auf  die  im 
Durchschnitte  eine  Fläche  von  zirka  0,5  ha  kommt,  sowie 
von  einer  Flurbereinigung  in  Bulgarien  nicht  die  Rede 
sein  kann.  Selbst  die  größeren  Besitzungen  bilden  zum 
überwiegenden  Teile  kein  einheitliches  Wirtschaftsganze, 
sondern  bestehen  aus  räumlich  weit  voneinander  getrennten 
Parzellen.      Sie     werden    oft    nicht    vom    Eigentümer    selbst 


'  T.  G.  Wlaikoff,  a.  a.  0.,  S.  135. 
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bewirtschaftet,  sondern  zerstückelt  in  Pacht  (meist  Teilbau) 
vergeben. 

Eine  derartige  Verteilung  des  landwirtschaftlichen  Grund- 
besitzes mag  manche  soziale  und  politische  Vorzüge  haben, 
unter  dem  Gesichtswinkel  des  Produktionsinteresses  betrachtet, 
ist  sie  jedoch  nach  der  herrschenden  Ansicht,  die  eine  Mischung 
von  größeren,  mittleren  und  kleineren  Gütern,  wobei  die  mitt- 
leren am  stärksten  vertreten  sind,  als  das  Ideal  der  Besitz- 
verteilung hinstellt^,  nicht  als  sehr  günstig  zu  bezeichnen. 
Die  in  übergroßer  Anzahl  vorhandenen  Kleinbetriebe,  deren 
Bewirtschafter  auf  einer  tiefen  Bildungsstufe  stehen,  sind  im 
hohen  Maße  dem  Wucher  ausgesetzt,  können  aus  Mangel  an 
lebendem  und  totem  Inventar  nicht  rationell  bewirtschaftet 
werden  und  erschweren  die  Bestrebungen  der  Regierung,  die 
Fortschritte  in  der  Bodenkultur  und  Tierzucht  zum  allgemeinen 
Gute  zu  erheben,  außerordentlich.  Um  so  weniger  können 
aber  diese  Bestrebungen  zum  Ziele  führen,  als  die  mit  größeren 
Mitteln  und  Kenntnissen  ausgestatteten  Großbetriebe,  von  denen 
es  mit  Recht  heißt,  daß  sie  die  Wiege  der  landwirtschaftlichen 
Fortschritte  seien  und  die  Landwirtschaft  vor  der  in  einem 
Bauernstaate  leicht  eintretenden  „Verknöcherung"  und  einem 
gewissen  „Banausentum"  hüteten^,  in  Bulgarien  fast  gänzlich 
fehlen. 

Bei  diesem  Zustande  der  Grundbesitzverteilung  kann  die 
Entwicklung  der  Landwirtschaft  nur  langsam  vor  sich  gehen. 
Ihre  Befähigung  über  den  eigenen  Bedarf  hinaus  zu  produ- 
zieren und  damit  auch  die  Ausfuhrkraft  des  Landes  ist  sehr 
geschmälert. 

Den  Fortschritten  der  Bodenkultur  sind  aber  auch  durch 
die  in  Bulgarien  vorherrschenden  extensiven  Bewirtschaftungs- 
weisen  sehr  enge  Grenzen  gesetzt. 

Entsprechend  den  natürlichen  Verhältnissen  und  dem  Ent- 
wicklungsgrade des  Volkswirtschaftslebens  findet  in  Bulgarien 
auch  heute  noch  das  Betriebssystem  der  reinen  Drei-  und  in 
manchen  Gegenden  das  der  Zweifelderwirtschaft  allgemein  An- 
wendung^. Von  einem  Düngungsverfahren  kann  nur  insoweit 
die  Rede  sein,  als  man  nur  in  manchen  Landstrichen  zumeist 
die  in  der  Wirtschaft  selbst  gewonnenen  Stofle  als  Düngungs- 
material zufällig  und  irrationell    ver\Vfendet^.     Die  künstlichen 


^  W.  Röscher,  Nationalökonomik  des  Ackerbaues  und  der  ver- 
wandten Urproduktionen,  Stuttgart  1903,  S.  238  f.;  A.  Jiuclienberg-, 
Agrarwesen  und  Agrarpolitik,  Leipzig  1892,  S.  420 — 422. 

'^  M.  SerinL^  a.  a.  0.,  S.  341—42. 

^  K.  IreCek,  a.  a.  0.,  S.  174—75;  La  Bulgarie  k  l'exposition 
universelle  internationale  de  1900  a  Paris,  Paris  1900,  p.  22:  T.  G. 
Wlaikoff,  a.  a.  O.,  S.  200. 

*  P.  Ilieff,  Die  Landwirtschaft  in  Bul<2:arien,  Leipzio;  1902, 
S.  75-76. 
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Be-  und  Entwässerungsanlagen  sind  dem  bulgarischen  Bauer 
so  gut  wie  unbekannt,  wenn  von  diesbezüglichen  primitiven 
Einrichtungen  beim  Gemüse-  und  Gartenbau  abgesehen  wird. 
Dazu  kommt,  daß  man  in  Bulgarien  immer  noch  nicht  auch 
nur  die  ersten  Schritte  zu  einer  Zusammenlegung  der  regel- 
mäßig im  Gemenge  liegenden  Grundstücke  sowie  zu  einer 
Feldbereinigung  gemacht  hat.  Wie  primitiv  die  Betriebsweisen 
der  einzelnen  Wirtschaften  sind,  geht  endlich  am  deutlichsten 
aus  deto  Umstände  hervor,  daß  von  461927  im  Jahre  1905 
im  Lande  gezählten  Pflügen  394126  hölzerne  und  nur  67  801 
(14,7  ^/o)  eiserne  waren,  daß  auf  je  100  Wirtschaften,  deren 
Zahl  1905  425000  betrug,  etwa  108  Pflüge  (hölzerne  und  eiserne) 
und  nur  auf  je  6  Wirtschaften  ein  Eisenpflug  oder  auf  etwa 
7  ha  des  urbaren  Landes  (3 109  522  ha)  ein  Pflug  und  auf 
etwa  46  ha  ein  Eisenpflug  entfiel,  und  daß  in  weit  geringerem 
Maße  die  übrigen  landwirtschaftlichen  Maschinen  verbreitet 
waren. 

Einen  nicht  weniger  hindernden  Einfluß  auf  die  Ent- 
wicklung der  landwirtschaftlichen  Produktion  übt  die  anormale 
Organisation  des  inländischen  Handels  mit  landwirtschaft- 
lichen Erzeugnissen,  insbesondere  mit  Getreide,  aus.  Nicht 
genug,  daß  Ursachen  internationalen  Charakters  in  den 
letzten  Jahrzehnten  die  Getreidepreise  beträchtlich  reduziert 
haben ,  wird  noch  ihre  preisdrückende  Tendenz  in  Bulgarien 
dadurch  verstärkt,  daß  der  Getreidehandel  daselbst  in  den 
Händen  von  mehreren  Vermittlern  ruht,  deren  nicht  immer 
saubere  Handelsmanipulationen  bisher  weder  durch  gesetzliche 
noch  durch  administrative  Maßnahmen  hinlänglich  geregelt 
worden  sind,  und  in  deren  finanzieller  Abhängigkeit  sich 
insbesondere  der  Kleinbauer  vielfach  befindet'.  Die  für  den 
Getreideproduzenten  verderbliche  Tätigkeit  dieser  Getreide- 
händler besteht  darin,  daß  sie  von  den  in  den  größeren 
Ausfuhrplätzen  an  der  Donau  oder  am  Schwarzen  Meer  von 
den  Exportfirmen  normierten  Preisen  ausgehend,  Preis- 
differenzen zu  erzielen  suchen,  um  daraus  ihre  Gewinne 
zu  ziehen.  Ein  solcher  Zwischenhandel  vermindert  die  Kon- 
kurrenzfähigkeit der  betreffenden  landwirtschaftlichen  Pro- 
duktionszweige und  wirkt  volkswirtschaftlich  auch  deshalb 
schädlich,  weil  er  die  dem  Getreideproduzenten  zukommenden 
Preise  stets  auf  eine  tiefere  Stufe  herabdrückt,  als  es  ohne 
denselben  der  Fall  wäre,  und  dadurch  den  Übergang  zu 
einem     intensiveren,     den      Anforderungen     des      Verkehres 

^  Es  sei  hier  nur  an  die  volkswirtschaftlich  schädlichste  und  die 
in  Bulgarien  am  meisten  verbreitete  Sorte  dieser  Vermittler,  an  die 
Getreidewucherer,  erinnert,  die  sich  die  Rückzahlung  des  von  ihnen 
gewährten  Darlehens  in  Getreide,  und  zwar  für  einen  vor  der  Ernte 
vereinbarten,  wucherisch  niedrigen  Preise  ausbedingen. 
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und  des  Wirtschaftslebens  entsprechenden  Betriebssystem  in 
hohem  Maße  erschwert.  Nach  alledem  muß  man  es  mit 
Freude  begrüßen,  daß  am  5.  Oktober  1906  in  Varna  die 
erste  bulgarische  Getreidebörse  errichtet  wurde ,  deren  Ziel 
es  sein  soll,  zunächst  den  Engros-Ausfuhrhandel  mit  Getreide 
zu  regulieren  und  eine  den  Anforderungen  des  Weltmarktes 
entsprechende,  für  bulgarische  Verhältnisse  typische  Handels- 
ware zu  schaffen. 

Schließlich  wäre  noch  die  Gestaltung  der  Kreditverhält- 
nisse als  ein  Faktor  hervorzuheben  ,  der  gleichfalls  eine  un- 
günstige Wirkung  auf  die  landwirtschaftliche  Entwicklung  des 
Landes  ausübt. 

Das  vor  wenigen  Jahrzehnten  infolge  der  vorherrschenden 
Naturalwirtschaft  geringe  Geldbedürfnis  der  bulgarischen  Land- 
bevölkerung wurde  nach  der  Befreiung  des  Landes  durch 
die  —  wie  hervorgehoben  —  immer  stärker  hervortretende 
Kapitalisierung  der  Landwirtschaft,  insbesondere  aber  durch 
die  Gier  der  bulgarischen  Bauern,  mit  der  sie  den  von  den 
auswandernden  Türken  verkauften  Grundbesitz  zu  erwerben 
suchten,  sehr  beträchtlich  gesteigert.  Zur  Befriedigung  ihres 
Geldbedürfnisses  mußten  die  Bauern  vielfach  Darlehn  auf- 
nehmen, und  zwar  in  den  ersten  Jahren  der  nationalen  Selb- 
ständigkeit fast  ausschließlich  bei  privaten  Geldverleihern, 
weil  in  dieser  Zeit  der  öffentliche  Landwirtschaftskredit  nicht 
genügend  ausgebildet  war.  Die  hierbei  fast  ausschließlich  in 
Betracht  kommenden,  von  der  Türkenzeit  herstammenden 
Landwirtschaftskassen  waren  damals  sehr  kapitalarm  und 
wurden,  weil  mit  ungebildetem,  wählbarem  Personal  aus- 
gestattet, vielfach  nach  parteipolitischen  Rücksichten  ver- 
waltet. 

Die  bei  Privatpersonen  gemachten  Darlehen  waren  jedoch 
in  der  Regel  so  hoch  verzinslich  —  ein  Zinsfuß  von  10 — 12  ^/o 
gilt  als  sehr  niedrig,  der  gewöhnliche  stellt  sich  dagegen  bis 
auf  30  ^/o,  wobei  auch  höhere  Zinsen  von  40,  50,  ja  100  ^/o 
und  darüber  durchaus  keine  Seltenheit  sind  ^  — ,  daß  die  oft 
in  keinem  Verhältnis  zu  den  eignen  Arbeitskräften  und  Be- 
triebsmitteln stehenden ,  auf  dem  Kreditwege  neu  erworbenen 
Ländereien  nicht  einmal  die  Zinsen  für  die  entliehenen  Summen 
einbringen  konnten.  Dies  hatte  daher,  und  hat  auch  heute 
noch,  eine  Verschuldung  der  Bauern  zur  Folge,  die  von  der 
Gestaltung  der  oben  geschilderten  Besitzverhältnisse  sehr  stark 
begünstigt  und  durch  die  sinkenden  Getreidepreise  sowie  durch 
die  aufeinanderfolgenden  Mißernten   der  90  er  Jahre   und   die 


1  Vgl.  T.  G.  Wlaikoff,  a.  a.  0.,  S.  178  und  die  dort  angegebene 
Literatur,  so  vor  allem  die  von  der  Zentralverwaltung  der  Landwirt- 
schaftskassen zusammengestellten  Berichte  über  die  Schulden  der 
Bauern  bei  den  Wucherern. 
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von  verschiedenen  "Rebenkrankheiten  angerichteten  Weinbergs- 
verheerungen sehr  erheblich  gesteigert  wurde.  Der  Umfang 
dieser  Verschuldung  geht  aus  den  von  der  Zentralleitung  der 
Landwirtschaftskassen  erstatteten  Berichten  über  die  Schulden 
der  Bauern  bei  den  Wucherern  von  1901  deutlich  hervor  ^. 

Außer  den  strafrechtlichen  und  polizeilichen  Maßnahmen, 
die  sich  bisher  praktisch  von  geringen  Erfolgen  erwiesen 
haben,  kommen  für  die  Bekämpfung  des  Wuchers  und  für 
Schaffung  positiver  Abhilfe  in  der  Form  günstiger  Kredit- 
gewährung fast  ausschließlich  die  erwähnten,  1904  in  eine 
„Bulgarische  Landwirtschaftliche  Bank"  umgewandelten  Land- 
wirtschaftskassen in  Betracht,  während  die  1879  mit  einem 
Grundkapital  von  10  Mill.  Fr.  gegründete  und  1885  umfassend 
reorganisierte  „Bulgarische  Nationalbank"  —  das  Hauptkredit- 
institut im  Lande  —  vorwiegend  den  Handelsinteressen  des 
Landes  dient  und  den  Nationalkredit  regelt. 

Die  Landwirtschaftskassen  wurden  im  Jahre  1863  durch 
den  türkischen  Statthalter  des  Donau- Vilajets  Midhat-Pascha 
auf  dem  Prinzipe  der  Selbsthilfe  ins  Leben  gerufen,  und  zwar 
fast  in  allen  Kreisstädten  unter  dem  Namen  „Städtische  Kassen". 
Ihr  Grundkapital  wurde  in  der  Weise  gebildet  und  weiter 
vermehrt,  daß  jeder  Landmann  jährig,  jedoch  nicht  all- 
jährlich und  überall,  sondern  je  nach  den  lokalen  Kredit- 
verhältnissen in  der  Regel  zur  Einlieferung  einer  nach 
Maßgabe  seines  Besitzes  an  Zugvieh  bestimmten  Menge  von 
Getreide  zugunsten  der  Kassen  verpflichtet  wurde  ^.  Diese,  ur- 
sprünglich von  gewählten  Kreisinsassen  (Ehrenämter)  und  ge- 
wähltem Personal  verwalteten  Kreditinstitute,  die  nur  land- 
wirtschaftlichen, und  zwar  in  der  Hauptsache  kurzfristigen 
(3 — 12  Monate)  Bürgschaftskredit  (bis  1873  mit  12,  sodann 
mit  9^0  Zinsen)  gewährten,  wurden  in  ihrer  hergebrachten 
Organisation  mit  einigen  unwesentlichen  Modifikationen  bis 
Anfang  des  Jahres  1895  beibehalten,  dann  auf  Grund  eines 
Gesetzes  vom  14.  Dezember  1894,  ergänzt  und  abgeändert  in 
den  Jahren  1897  und  1902,  dahin  reorganisiert,  daß  ihre 
bisher  in  vielen  Händen  ruhende  Leitung  vereinheitlicht  und 
dem  Ackerbauministerium  übertragen  wurde,  daß  ihr  Beamten- 
personal nicht  mehr  gewählt,  sondern  von  der  Oberleitung  an- 
gestellt werden  mußte,  und  daß  die  einzelnen  Kassen,  nach  dem 
Muster  der  Raiffeisenkassen,  ohne  ihre  Selbständigkeit  zu  ver- 
lieren, zu  einem  einheitlichen  Organismus  zusammengeschlossen 
und  ihre  Geschäftstätigkeit  beträchtlich  erweitert  wurde. 

^  Iwan  Ekimow,  a.  a,  0.,  S.  16—24,  berechnete,  daß  in  45  Be- 
zirken (alle  71)  mehr  als  303  Dörfer  (alle  Gemeinden  1880)  von  den 
Wucherern  ganz,  mehr  als  439  größtenteils  und  mehr  als  388  zum  Teil 
ruiniert  seien. 

2  A.  Durastel,  a.  a.  O.,  S.  341—4*5:  Iwan  Ekimow,  a.  a.  O., 
S.  40-44. 
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Ihre  Zahl  wurde  von  57  im  Jahre  1886  auf  85  (für  jede 
Kreisstadt  eine)  bis  zum  Jahre  1906  vermehrt,  ihr  Grund- 
kapital von  13,69  auf  46,21  Mill.  Fr.,  und  dementsprechend 
wuchs  ihr  Gesamtumsatz  von  127,73  auf  1900,37  Mill.  Fr.  ^ 
Entgegen  der  Absicht  des  Gesetzgebers,  durch  die  am  1.  Januar 
1904  erfolgte  Umwandlung  der  Landwirtschaftskassen  in  ein 
Bankinstitut  die  aktive  Geschäftstätigkeit  derselben  vor- 
wiegend auf  die  Gewährung  von  Realkredit  zu  beschränken, 
bestanden  ihre  Aktivgeschäfte  seit  1895  in  der  Hauptsache 
aus  kurzfristigen  (1 — 15  Monate)  Darlehensgewährungen  auf 
Schuldscheine  —  für  den  Durchschnitt  des  Dezenniums 
1895—1904:  80  "/o  des  Wertes  aller  Aktivgeschäfte  ^  —  unter 
Aufstellung  zweier  grundbesitzenden  Bürgen  und  Ent- 
richtung eines  Zinses  von  9  %  bis  1897  und  von  8  %  seit 
diesem  Jahre. 

Die  Landwirtschaftskassen  eigneten  sich  ihrer  inneren 
Struktur  nach  zur  Befriedigung  des  Bedürfnisses  des  bul- 
garischen Landmannes  nach  Personalkredit  nicht,  und  zwar 
aus  folgenden  Gründen:  Ihre  Geschäftstätigkeit  war  so  um- 
fassend und  ihre  Verwaltung  so  kompliziert  eingerichtet,  daß 
sie  in  der  Regel  die  bei  dieser  Art  Kreditgeschäften  so  außer- 
ordentlich wichtigen  persönlichen  Eigenschaften  des  Darlehens- 
werbers nicht  kennen  konnten  und  daher  zur  Vermeidung, 
resp.  zur  Verminderung  etwaiger  Verluste  sichere  Immobilien- 
bürgschaften  verlangten,  so  daß  in  der  Tat  der  Personalkredit 
zum  Realkredit  wurde.  Die  Geschäftsabwicklung  war  mit 
vielen  Formalitäten  und  großem  Zeitverlust  verbunden,  und 
die  Verwaltung  der  Kassen  war  nicht  imstande,  die  richtige 
Anwendung  des  aufgenommenen  Kredits  zu  kontrollieren  und 
überhaupt  festzustellen,  ob  gegebenenfalls  ein  Kreditbedürfnis 
vorlag.  Ferner  konnte  sie  aus  Mangel  an  einem  Grund-  und 
Hypothekenbuch  über  die  dinglichen  Rechtsverhältnisse  der 
einzelnen  Grundstücke  der  Kreditnehmer  nicht  genau  orientiert 
sein,  zumal  die  hierauf  bezüglichen  Auskunftserteilungen  der 
Ortsvorsteher  oft  zu  wünschen  übrig  ließen,  und  daher  sah 
sie  sich  genötigt,  sowohl  Real-  als  auch  Personalkredit  im 
Vergleich  zu  den  Vermögensverhältnissen  nur  in  mäßigem 
Umfange  zu  gewähren. 

Der  Bedarf  an  Personalkredit  kann  aber  auch  auf  dem  Wege 
der  genossenschaftlichen  Selbsthilfe  nicht  ausreichend  befriedigt 
werden,  wenn  es  auch  besonders  in  letzter  Zeit  die  Bestrebung 
der  Regierung  ist,  diese  Art  von  Kreditgewährung,  die  in 
anderen  Ländern  sich  durchaus  zweckmäßig  erwiesen  hat,  nach 


^  Vgl.  W.  N.  Tantiloff,  Die  Bulgarische  Landwirtschaftliche 
Bank  vor  zehn  Jahren  und  heutzutage,  in  der  Zeitschrift  der  bulgar. 
ökon.  Gesellschaft,  X.  Jahrg.,  Heft  2  und  8,  S.  140—42. 

2  eod.,  S.  149,  resp.  144. 
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Kräften  zu  fördern,  und  die  Landwirtschaftliche  Bank  die 
Kreditgenossenschaften  finanziert  und  ihre  Gründung  vielfach 
selbst  in  die  Wege  leitet.  Die  Entwicklung  der  Kreditgenossen- 
schaften in  Bulgarien  ist  bisher  über  ihre  Anfänge  nicht  recht 
hinausgekommen  (Ende  des  Jahres  1906  existierten  250  Ge- 
nossenschaften mit  einem  Portefeuille  von  3  Mill.  Fr.  und  mit 
170  000  Fr.  Mitgliedsbeiträgen),  weil  es  auf  dem  Lande  an 
geeigneten  gebildeten  Kräften  im  allgemeinen  mangelt,  und 
anderseits  weil  sie  durch  den  Umstand,  daß  jedes  Vorstands- 
mitglied der  Genossenschaft  eine  für  bulgarische  Verhältnisse 
übermäßig  große  Garantie  von  mindestens  3000  Fr.  leisten 
muß,  wesentlich  gehemmt  wird  ^ 

Nach  alledem  bleibt  für  die  wucherische  Tätigkeit  privater 
Geldverleiher  auch  fernerhin  weiter  Spielraum.  Der  Land- 
mann ist  unter  den  geschilderten  Kreditverhältnissen  sowohl 
zur  Ergänzung  seines  umlaufenden  Betriebskapitals  als  auch 
zur  Erwerbung  neuer  Landbesitzungen  und  Durchführung  von 
Meliorationen  vielfach  genötigt,  Privatkredit  in  Anspruch  zu 
nehmen ,  der  am  allerwenigsten  den  an  einen  zweckmäßigen 
landwirtschaftlichen  Kredit  zu  stellenden  Anforderungen:  Wohl- 
feilheit, Langfristigkeit  und  Unkündbarkeit  zu  genügen  pflegt 
und  daher  meist  unheilvolle  Folgen  für  die  landwirtschaftliche 
Entwicklung  zeitigt.  Vor  allem  entsprechen  die  hohen  Zinsen, 
die  der  Bauer  in  diesem  Falle  meist  zu  zahlen  hat,  dem  Rein- 
ertrage in  der  Landwirtschaft  nicht  und  verursachen  daher 
leicht  eine  schwere  Verschuldung  und  damit  einen  in  Bulgarien 
häufig  zu  Tage  tretenden  Besitzwechsel. 

So  müssen  wir  auch  die  Unzulänglichkeit  des  öffentlichen 
Landwirtschaftskredits  für  den  Kleinbauer  als  ein  Hindernis 
umfangreicher  Aufwendung  von  Arbeit  und  Kapital,  also  inten- 
siver Bewirtschaftung  des  Grund  und  Bodens  betrachten. 

Nur  indem  man  alle  die  geschilderten  Wirkungen  der 
Verkehrs-  und  Grundbesitzverhältnisse,  der  Wirtschaftsweisen, 
der  Organisation  des  Handels  und  der  Kreditverhältnisse  im 
Auge  behält,  kann  man  die  Entwicklung  der  landwirtschaft- 
lichen Produktion,  zu  deren  ziffermäßigen  Darstellung  nun- 
mehr geschritten  werden  soll,  richtig  verstehen. 

Das  auf  9  570450  ha  sich  beziffernde  Gesamtareal  des 
Fürstentums  zerfiel  nach  den  Ermittlungen  der  landwirtschaft- 
lichen Statistik  für  das  Jahr  1897  in^: 


^  Iwan  Ekimow,  a.  a.  0.,  S.  35. 

2  Ähnliche  Aufzeichnungen  über  die  Hauptkategorien  der  Boden- 
benutzung Bulgariens  bestehen  auch  aus  früherer  Zeit,  so  für  das  Jahr 
1888  von  K.  Irecek  (a.  a.  0.,  S.  172),  für  1891  von  M.  Georgieff 
(Statist.  Mitteilungen  über  die  landwirtschaftliche  Produktion  Bulgariens 
im  Vorabend  der  ersten  bulgarischen  Landwirtschafts-  und  Gewerbe- 
ausstellung, Sofia  1892)  und  für  den  Durchschnitt  der  Jahre  1889—92 
von  P.  Germanoff  („Statistische  Untersuchungen  über  die  land-  und 
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I.  Land-  und  forstwirtschaftlich  benutzbares  Land: 

1.  Acker-  und  Gartenland,  Ge- 
müsegärten und  Brachen  .  2  975  380  ha  oder  3L09^/o 

2.  Waldungen 2  867  871  „  „  29.9ü  <^/o 

3.  Weiden  und  Hutungen      .  970  200  „  „  10,14^/0 

4.  Wiesen 352  404  „  „  3,08^/0 

5.  Obst-,    Rosen-   und  Wein- 
gärten        124680  „  „  1,30  0/0 

6.  Sümpfe,  Moore,  Inseln,  Ge- 
strüpp, Salinen  usw.      .  123208  „  „  1,29^/0 

7  413749  ha  oder  77,46^/0. 

IL    Land-   und  forstwirtschaftlich  unbenutzbares 

Land  (Bauland,  Wege,  Straßen,  Flüsse  usw.). 

2156  701^  ha  oder  22,54  »/o. 

Wie  hieraus  ersichtlich,  spielt  in  der  Landwirtschaft  d'er 
Ackerbau  die  Hauptrolle.  Die  Waldungen  und  Weiden, 
die  sich  hauptsächlich  im  Staats-  und  Gemeindebesitz  befinden  ^, 
werden  sehr  extensiv  bewirtschaftet  und  werfen  entweder  gar 
keine  oder  nur  unbedeutende  Erträge  ab.  So  muß  der  Staat 
gewöhnlich  jährlich  mehr  ausgeben,  als  er  einnimmt,  um  seinen 
Waldbestand  zu  erhalten.  Obwohl  die  Waldungen  Bulgariens 
etwa  30  ^/ü  des  Gesamtareals  umfassen,  führt  das  Fürstentum 
doppelt  so  viel  Holzmaterialien  ein,  als  es  ausführt,  was 
mit  der  schlechten  Bewirtschaftung  der  Waldkomplexe,  dem 
Mangel  an  billigen  und  bequemen  Kommunikationsmitteln, 
der  mangelhaften  Organisation  des  Handels  und  der  starken 
österreichisch-ungarischen  und  rumänischen  Konkurrenz  zu 
erklären   ist^.     Nicht    viel    besser   steht   es   auch   mit  der  Er- 


viehwirtschaftlichen   Reichtümer   Bulgariens    und "    Sofia,  1897). 

Sie  beruhen  aber  vielfach  auf  Schätzungen,  weichen  daher  in  ihren 
Ergebnissen  von  einander  wesentlich  ab  und  sind  auf  verschiedener 
Grundlage  gewonnen,  so  daß  sich  keine  Kontinuität  zwischen  ihnen 
herstellen  läßt.   Aus  diesem  Grunde  werden  sie  hier  nicht  berücksichtigt. 

*  G.  D.  Natscho witsch  (a.  a.  0.,  S.  67)  meint,  der  Flächen- 
inhalt des  land-  und  forstwirtschaftlich  unbenutzbaren  Landes  sei  zu 
hoch  angegeben,  was  der  bulgarischen  V^lksdichtigkeit  (42  Köpfe 
pro  qkm)  nicht  entspräche.  Er  schätzte  die  hier  in  Frage  stehenden 
Flächen  auf  2 — 800000  ha  (2— 3  ^/o)  und  verteilte  die  Differenz  von  ca. 
1856  701  ha  je  zur  Hälfte  auf  den  Staats-  und  Gemeindegrundbesitz, 

2  Nach  einem  Rapport  des  Landwirtschaftsministers  Titoroff 
(Natscho witsch,  a.  a.  0.,  S.  10)  von  1900  bezifferte  sich  der  Ge- 
meindebesitz an  Waldungen  auf  1565200  ha  oder  51,46%  des  gesamten 
Waldbestandes  (3041000  ha),  während  der  Staat  einen  Bestand  >'on 
902  600  ha  oder  29,68%  besaß.  Auf  die  Gemeinden  entfielen  ca. 
725  956  ha  Weiden  und  Hutungen  oder  74,82  %,  dagegen  auf  den  Staat 
111303  ha  oder  11,67%  des  Gesamtbestandes. 

*  Vgl.  Popoff,  Zeitschrift  der  bulg.  ökon.  Gesellsch.,  IX.  Jahrg., 
Heft  8  und  9,  S.  510. 

Forschungen  143.  —  Abadjieff.  8 
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1896-97 

1897-98 

1898— 99  ^ 

1902—03 

Anbauflächen 

slt    -"'« 

ab- 
solut 

in  o/o 

ab- 
solut 

in  o/o 

ab- 
solut 

in  o/o 

in  tausend  Hektar 

Getreide  inkl.  Mais 
und  Reis  .... 

Futterpflaii  zen  inkl. 
Wiesen 

AVeingärten     .    .    . 

Gartenfrüchte.    .    . 

Hülsenfrüchte     .    . 

öl-  und  Industrie- 
pflanzen  .... 

Rosengärten    .    .    . 

Obstgärten.     .    .    . 

Kartoffel  u.  Zucker- 
i;üben 

1811,8 

439,8 

114,8 

32,7 

26,3 

8,7 
4,8 
5,0 

1,3 

74,1 

18,0 
4,7 
1,3 
1,1 

0,3 
0,2 
0,2 

0,1 

1863,7 

433,0 
114,5 

38,5 
37,6 

16,9 
5,1 
5,1 

2,3 

74,0 

17,2 

4,6 
1,5 
1,5 

0,7 
0,2 
0,2 

0,1 

1877,6 

440,8 

110,9 

31,8 

31,1 

15,3 
5,0 
5,1 

2,3 

74,5 

17,5 
4,4 
1,3 

1,2 

0,6 
0,2 

0,2 

0,1 

1995,0 

402,6 
80,6 
30,5 
32,0 

28,8 
5,9 
5,7 

1,8 

77,2 

15,6 
3,1 
1,2 
1,3 

1,1 

0,2 
0,2 

0,1 

total 

2445,7 

100,0 

2517,0 

100,0 

2520,4 

100,0 

2583,3 

1  100,0 

tragsfähigkeit  des  hauptsächlich  im  Gemeindebesitz  sich  be- 
findenden Weidelandes,  weshalb  man  durch  ein  zu  Anfang  des 
Jahres  1904  in  Kraft  getretenes  Gesetz  dessen  Verteilung 
unter  die  einzelnen  Dorfbewohner  zu  mäßigen  Preisen  (2 — 10  Fr. 
pro  da)  gestattete.  Diese  Maßregel  ermöglicht  eine  bedeutende 
Vergrößerung  des  Ackerlandes,  indem  sie  die  Gemeindeweiden, 
deren  Fläche  auf  15  Mill.  da  veranschlagt  wurde  ^,  der 
gemeinen  Nutzung  entzieht  und  deren  Bearbeitung  durch  Ge- 
währung von  einem  vierjährigen  Steuerlaß  begünstigt.  Um 
der  Spekulation  vorzubeugen,  verbietet  das  Gesetz  jede  Ver- 
äußerung solcher  Ackerbaustücke  innerhalb  einer  Zeitperiode 
von  20  Jahren^. 

Bildet  der  Bodenbau  das  Rückgrat  der  landwirtschaftlichen 
Produktion,  so  sind  anderseits,  wie  die  obenstehende  Über- 
sicht der  Verteilung  des  Ackerlandes  nach  Bodenkategorien 
zeigt,  etwa  ^U  der  gesamten  Anbaufläche  allein  dem  Cerealien- 
anbau  gewidmet.  Dagegen  bleibt  für  die  übrigen  Boden- 
kulturen eine  unbedeutende  Anbaufläche  reserviert,  und  zwar 
entfallen  etwa  17  ^/o  des  bebauten  Landes  auf  die  Futter- 
pflanzen (mit  Einschluß  der  Wiesen),  etwa  4^/o  auf  den  Wein- 
bau und  der  Rest  von  4  ^/o  auf  die  übrigen  Fruchtarten. 

Was  die  Entwicklung  der  Bodenproduktion  mit  Rücksicht 
auf  ihre  Flächenausdehnung  anlangt,  so  hat  sich,  den  oben 
angeführten  Daten  gemäß,   das  bebaute  Land  innerhalb  einer 


1  In  der  Zwischenzeit  von  1899—1902  hat  die  landwirtschaftliche 
Statistik  ihr  Erscheinen  eingestellt,  weil  der  nötige  Kredit  aus  finan- 
ziellen Gründen  von  der  Sobranje  nicht  bewilligt  wurde. 

2  Konsularbericht  aus  Sofia  von  1903,  S.  5. 

3  Deutsches  Handels-Archiv,  1906,  II,  S.  105—6. 
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1903-04 

1904-05 

1905—06 

1906—07 

1907-08 

ZuAvachs(+) 
oder  Ver- 
ringerung 
( — )  von 

ab- 
solut 

m«/o 

ab- 
solut 

in  o/o 

sit  h»'« 

±t  -«'« 

slt ;-»'« 

in  tausend  Hektar 

1897—1908 

in  0,1, 

2121,5 

457,5 
91,2 
29,3 
40,8 

16,2 

7,2 
7,3 

3,1 

76,4 

16,5 
3,3 
1,1 
1,5 

0,6 
0,2 
0,3 

0,1 

2156,8 

486,0 
90,9 
30,7 
36,4 

74,3 

7,3 

7,8 

3,8 

74,5 

16,8 
3,1 
1,1 
1,3 

2,6 
0,2 
0,3 

0,1 

2243,8 

498,8 
92,1 
33,9 
49,0 

19,8 
7,3 

8,6 

4,4 

75,8 

17,1 
3,0 
1,1 
1,6 

0,7 
0,3 
0,3 

0,1 

2219,6 

505,5 

88,6 
30,8 
53,3 

14,5 

7,2 
8,9 

4,6 

75,7 

17,2 

3,0 
1,1 

1,8 

0,5 
0,2 

0,4 

0,1 

2314,0  :  75,8 

512,4   16,8 
86,4:    2,8 
36,5     1,2 
70,0,    2,3 

13,4     0,4 
7,3:    0,2 
9,3'    0,3 

4,6     0,2 

+    41,4 

+    16,5 
-   24,7 
+    11,6 
-+-  166,1 

+    54,0 
+    52,0 
+    86,0 

+  253,8 

2774,5 

100,0 

2894,4 

100,0 

2958,1 

100,0 

|2933,5|  100,0 

3054,4|  100,0 

+    20,8 

zwölfjährigen  Zeitperiode  (1897  —  1908)  von  2  445  713  auf 
3  054450  ha,  das  ist  um  24,8  *^/o,  vergrößert.  Obwohl  die  der 
Bodenbewirtschaftung  in  der  Zeit  vor  1897  gewidmete  Fläche 
sich  statistisch  nicht  mit  Sicherheit  feststellen  läßt,  wird  es 
von  sachkundiger  Seite  angenommen,  daß  dieselbe  schon  seit 


1889        1        1890        1        1891                 1892        |        1900 

Getreide- 
arten 1 

in  tausend 

hl  2 

dz'-J 

hl     1    dz 

hl 

dz 

hl 

dz 

hl     1    dz 

Weizen  .    . 

11750 

9165 

10  200 

7956 

13  050 

10179 

13  750 

10725 

8  515    6642 

Mais    .   .   . 

6  090 

4750 

2  687 

2096 

3  600 

2808 

7  649 

5966 

6  215    4848 

Gerste.    .    . 

3  075 

2014 

2  820 

1847 

3  080 

2017 

3  400 

2227 

2  925     1916 

Roggen  .    . 
Hafer  .    .    . 

2  525 

1843 

2  000 

1460 

2  397 

1750 

2  785 

2033 

2  045 

1493 

1700 

774 

1123 

511 

1392 

633 

1163 

529 

1098 

499 

Halbfrucht 

700 

509 

800 

581 

1163 

845 

1120 

814 

1100 

799 

Hirse  .    .    . 

200 

156 

43 

33 

104 

81 

295 

230 

253 

197 

Spelz      .    . 

200 

146 

300 

219 

156 

114 

180 

131 

114 

83 

Summa 

26240| 

19357 

19973 

14703 

24942 

18427 

30342 

22655 

22265 

16  477 

^  Diese  Zusammenstellung  beruht  auf  den  Ergebnissen  der  Ge- 
treidezehnte, die  1882  abgeschafft  und  1889 — 92,  resp.  1900  wieder  ein- 
feführt  wurden  (vgl.  Zeitschrift  der  bulg,  Ökonom.  Gesellschaft, 
III.  Jahrg.,  Heft  1,  S.  42),  während  die  Daten  für  die  übrigen  Jahre 
den  betreifenden  Publikationen  der  Direktion  der  Statistik  in  Sofia 
entnommen  sind. 

'^  Umgerechnet  nach  dem  in  den  „Übersichten  der  Weltwirtschaft" 
von  F.  V.  Juraschek,  Stuttgart  1878,  S.  48,  angegebenen  französi- 
schen Schlüssel,  wonach:  1  hl  Weizen,  resp.  Mais,  Hirse  =  78  kg; 
1  hl  Roggen,  resp,  Spelz  ==  73  kg;  1  hl  Gerste  =  65,5  kg;  1  hl  Hafer 
=  45,5  kg;  1  hl  Halbfrucht  =  72,64  kg  und  1  hl  Buchweizen  =  71  kg. 

8* 
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1896-97 

1897-98 

1898-99       1 

1902-03 

Getreide- 

Anbau- 

Pro- 

Anbau- 

Pro- 

Anbau- 

Pro- 

Anbau- 

Pro- 

arten 

fläche 

duktion 

fläche 

duktion 

fläche 

duktion 

fläche 

duktion 

in 

in 

m 

m 

m 

in 

in 

m 

1000  ha 

1000  dz 

1000  ha;  1000  dz 

1000  ha  1000  dz 

1000  ha 

1000  dz 

Weizen     .    . 

877,0     7  857,3 

782,4 

9  251,4 

825,6 

5  886,6 

807,4 

9  675,4 

Mais  .... 

349,7 

6  964,5 

494,5 

9  589,2 

447,0 

5  197,6 

487,9 

5  800,6 

Gerste  .    .    . 

194,9 

2  558,3 

201,9 

2  657,2 

213,7!   1447,8 

228,8 

2  781,0 

Rog-gen     .    . 

167,4 

1  608,7 

140,3 

1  381,0 

147,9 

1 182,5 

169,4 

1  968,6 

Hafer    .    .    . 

125,9 

1 131,7 

140,0 

1  547,6 

136,5 

837,3 

162,0 

1  653,0 

Halbfrucht  . 

63,1 

609,2 

.  55,8 

703,8 

66,4 

751,3 

98,3 

1  318,3 

Hirse.    .    .    . 

15,0 

253,4 

29,9 

401,8 

22,8 

152,1 

22,0 

230,2 

Dinkel  ,    .    . 

15,9 

130,2 

14,8 

122,6 

14,0 

81,1 

14,7 

129,6 

Reis  .... 

2,5 

24,3 

3,6 

39,0 

3,2 

44,8 

4,0 

44,3 

Buchweizen. 

— 

— 

0,1 

0,5 

0,3 

0,5 

Summa 

1811,8 

21  138,0 

1863,7 

25  694,6 

1877,6 

15  580,9 

1995,0 

23  601,9 

den  80er  Jahren  eine  rasche  Vergrößerung  aufwies^.  Immer- 
hin bleibt  das  Verhältnis  des  kultivierten  Bodens  zu  den 
Flächen,  die  der  Urbarmachung  noch  harren,  im  Vergleich 
zu  dem  Stand  der  Dinge  in  den  europäischen  Kulturstaaten 
auch  heute  noch  sehr  ungünstig  (bebautes  Land,  das  ist  Acker- 
land, Wiesen  und  Obst-,  Rosen-  und  Weingärten,  1906:  37,4  ^/o 
der  Gesamtoberfläche  des  Fürstentums). 

Der  Löwenanteil  an  dem  der  Kultur  neu  erschlossenen 
-  Boden  ist  dem  Getreidebau  zugefallen,  der  eine  Vergrößerung 
seiner  Fläche  von  1811890  ha  im  Jahre  1897  auf  2  314028  ha 
im  Jahre  1908,  das  ist  um  27,7  ^/o,  aufwies.  Demgemäß  müßte 
auch  die  Getreideproduktion  in  dieser  Zeitperiode  entsprechend 
gewachsen  sein,  zumal  es  nicht  anzunehmen  ist,  daß  die  Be- 
wirtschaftungsweise sich  etwa  verschlechtert  und  damit  der 
relative  Bodenertrag  verringert  haben  könnte.  Aus  den  vor- 
handenen statistischen  Daten  über  die  Getreideproduktion, 
die  nach  den  vorstehenden  Tabellen  mehr  als  zur  Hälfte  aus 
Weizen  und  Mais  besteht,  läßt  sich  aber  kein  positiver 
Schluß  auf  die  Entwicklungstendenz  dieser  Produktion  ziehen. 
Wenn  diese  Aufzeichnungen  sich  vielmehr  durch  große  und 
unregelmäßige  Schwankungen  auszeichnen,  so  ist  dies  aus- 
schließlich auf  die  von  den  jeweiligen  Witterungsverhältnissen 
abhängigen  Ernteausfälle   zurückzuführen. 

Bieten  nun  die  bisherigen  statistischen  Erhebungen  über 
die  Ernteergebnisse  keinen  hinlänglichen  Aufschluß  über  die 
Entwicklung  der  Getreideproduktion  des  Landes,  so  kann 
man   auf   indirektem  Wege   zum   gleichen  Ziele  gelangen,   in- 


1  B.  Boeff,  Zeitschrift  der  bulg.  ökon.  Gesellschaft,  IV.  Jahrg., 
Heft  10,  S.  710—11;  Iwan  S.  Woiwodoff,  Unsere  ökonomische  Lage 
und  Mittel  zu  deren  Besserung,  Philippopel  1904,  S.  22. 
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1903-04 

1904—05 

1901 
Anbau- 

>-06 

1906—07 

1907-08 

Anbau- i    Pro- 

Anbau- i    Pro- 

Pro- 

Anbau-'    Pro- 

Anbau- 

Pro- 

riäche 

duktion 

fläche  duktion 

fläche  j  duktion 

fläche  i  duktion 

fläche 

duktion 

in 

m 

m            m 

in            in 

in       1      in 

in      1      m 

1000  ha 

1000  dz 

1000  ha  1000  dz 

1000  haj  1000  dz 

1000  hai  1000  dz 

1000  ha 

1000  dz 

915,4 

11496,4 

979,5 

9511,6 

1009,6 

10643,7 

977,1 

6407,9 

980,9 

9  932,5 

486,3 

3240,6 

472,8 

4608,0 

507,6 

7056,4 

498,2 

3576,3 

570,7 

5  202,2 

232,5 

2811,0 

233,1 

2488,7 

231,5 

2614,4 

232,2 

1474,5 

251,3 

2  462,6 

174,6 

1974,2 

175,7 

1806,6 

186,8 

1914,7 

182,4 

986,3 

178,7 

1  423,5 

185,1 

1622,6 

173,6 

1361,6 

189,6 

1724,9 

189,7 

1076,4 

227,6 

1  633,2 

100,1 

1309,0 

97,1 

1071,4 

90,3 

1041,0 

89,0 

457,4 

76,5 

811,0 

8,8 

29,9 

10,5 

86,1 

14,4 

175,5 

39,3 

209,1 

19,9 

141,8 

15,1 

133,6 

11,1 

87,0 

11,3 

95,3 

8,9 

38,1 

10,7 

78,2 

3,3 

51,8 

2,9 

49,4 

2,3 

37,2 

2,3 

35,1 

2,3 

28,7 

— 

— 

— 

— 

— 

0,1 

— 

0,1 

— 

— 

2  121,5 

22669,4 

2  156,8 

21070,8 

2243,8  25303,5 

2  219,6 

14  261,6 

2  314,0  |21  774,2 

dem   man   die    auf    einer    sichereren    Grundlage    beruhenden 
Ziffern  der  Handelsstatfstik  untersucht. 

Die  nachstehende  Tabelle  V  des  Ausfuhrhandels  mit  Ge- 
treide, Mehl  und  Hülsenfrüchten^  zeigt,  wenn  man  von  den 
krisenhaften  Jahren  1897,  98,  99  und  1900  absieht,  im  großen 
und  ganzen  unter  einigen  Rückschlägen  eine  aufsteigende 
Tendenz  der  Bewegung  der  Ausfuhrmengen  und  -werte  dieser 
Artikel.  Die  Mengen  sind  von  durchschnittlich  430  518000  dz 
für  das  Jahrfünft  1886—1890  auf  572  259000  dz  für  das 
Jahrfünft  1891—1895,  auf  702  295  000  dz  für  das  Jahrfünft 
1901—1905  und  auf  605  805  000  dz  für  die  Jahre  1906—1908 
oder  um  32,9,  63,1  und  40,7  ^/o  gewachsen,  während  die 
Werte  für  dieselben  Zeitabschnitte  sich  durchschnittlich  auf 
45  066000,  60416  000,  81929  000  und  76  652  000  Fr.  stellten 
oder  um  34,0,  resp.  81,7  und  70,0  ^/o  stiegen.  Daß  die  Aus- 
fuhrwerte schneller  anwuchsen  als  die  Ausfuhrmengen,  ist 
zweifellos  auf  eine  Steigerung  der  Preise  der  fraglichen  Artikel 
zurückzuführen,  was  sich  jedoch  ziffernmäßig  nicht  nachweisen 
läßt,  da  die  betreffenden  Preisstatistiken  in  Bulgarien  erst  seit 
dem  Jahre  1893  geführt  werden.  Wie  bei  der  Ausfuhr,  so 
ist  auch  bei  den  Ausfuhrüberschüssen  der  oben  berücksichtigten 
Artikel  fast  die  gleiche  prozentuelle  Vermehrung  der  Mengen 
und  Werte  für  dieselben  Perioden  zu  verzeichnen  —  eine  Ver- 
mehrung, die  in  anbetracht  der  Tatsache,  daß  der  Konsum  in 
dieser  Zeit  sowohl  absolut  als  auch  pro  Kopf  der  Bevölkerung 
nicht  geschmälert  sein  dürfte  2,  der  Steigerung  der  Produktion 
zuzuschreiben  ist. 


1  Weizen,  Koggen,  Gerste,  Hafer,  Mais,  Hirse,  Malz,  anderes  Ge- 
treide, Mehl  aller  Art,  Bohnen,  Fisolen  und  Linsen,  Erbsen  und  Puff- 
bohnen. 

2  Vgl.  „Das  Getreide  im  Weltverkehr«,  Wien  1900  und  1905, 
S.  811,  resp.  322. 
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Tabelle    V. 

Getreide-Ein-  und  Ausfuhr 


Ein 

fuhr 

Ausfuhr  ^ 

Überschuß 

•s  ii 

Jahr,  resp. 

der  Ausfuhr 

u^e  o 

1 

Menge 

Menge 

Menge  1  AYerte 

^1  i  ? 

Jahres- 

Menge    Werte 

durchschnitt 

in 

in 

in 

in 

in 

in 

ö    1  ^ 

1000  dz 

1000  Fr. 

1000  dz 

1000  Fr. 

1000  dz 

1000  Fr. 

1882 

5,61 

203 

2199,53 

19  189 

2193,92    18  986 

56,0 

1883 

3,68 

138 

2839,67 

26  290 

2835,99    26  152 

56,9 

1884 

6,20 

171 

2025,03 

19  721 

2018,83!  19  550 

55,8 

18852 

12,34 

239 

3061,42 

30  789 

3049,08;  30  550 

67,9 

1886 

13,22 

218 

2931,10    33  879 

2917,88:  33  661 

67,2 

1887 

15,04 

174 

3362,45 

26  291 

2347,41    26117 

57,4 

1888 

8,77 

168 

4293,81 

47  004 

4285,04    46  836 

73,2 

1889 

4,45 

HO 

5777,69 

63  452 

5773,24:  63  342 

78,7 

1890 

10,45 

168 

5 160,86 

54  705 

5150,411  54  537 

76,9 

1891 

22,04 

357 

4871,09 

53  384 

4849,05    53  027 

75,1 

1892 

9,91 

154 

5178,801   57  948 

5168,89    57  794 

77,6 

1893 

2,61 

75 

7841,89     74  579 

7839,28    74  504 

81,5 

1894 

7,98 

124 

5594,12    55  807 

5586,14    55  683 

76,6 

1895 

16,60 

239 

5127,05!   60  363 

5110,45    60124 

77,6 

1896 

13,70 

266 

7929,81 

94  004 

7916,11    93  738 

86,4 

1897 

14,37 

245 

4052,27 

46  298 

4037,90    46  053 

75,7 

1898 

14,99 

248 

4172,31 

48  243 

4157,32    47  995 

72,5 

1899 

16,39 

328 

3095,99,  32  602 

3079,60    32  274 

69,0 

1900 

17,67 

288 

2483,33 

26  846 

2465,66    26  558 

49,5 

1901 

10,39 

231 

5252,85 

51156 

5  242,46    50  925 

61,8 

1902 

15,39 

265 

5837,06 

62  974 

5821,67    62  709 

60,7 

1903 

6,80 

150 

6369,22 

73  477 

6362,42!  73  327 

67,9 

1904 

7,95 

167 

10135,13 

121  496 

10127,18 

121  328 

77,0 

1905 

17,60 

452 

7520,50 

100  542 

7502,90 

100  090 

67,9 

1906 

31,25 

694 

5971,20 

72  737 

5939,95 

72  043 

63,4 

1907 

85,68 

1494 

7500,57 

82  182 

7414,89 

80  688 

65,4 

1908 

72,56 

1361 

4702,38 

75  038 

4629,82 

73  677 

66,7 

1886-1890 

10,38 

167 

4305,18 

45  066 

4094,79 

44  898 

72,2 

1891-1895 

11,82 

189 

5722,59 

60  416 

5710,76 

60  226 

77,9 

1896—1900 

15,42 

275 

4346,74 

49  598 

4331,31 

49  323 

72,4 

1901-1905 

11,68 

253 

7022,95 

81929 

7011,32 

81675 

68,2 

1906-1908 

63,18 

1183 

6058,05 

76  652 

5994,88 

75  469 

65,1 

Wie  die  Schlußspalte  der  Tabelle  V  zeigt,  ist  die  Be- 
deutung der  Massenerzeugnisse  des  Landbaues  für  den  bul- 
garischen Ausfuhrhandel  eine  ausschlaggebende.  Diese  Ausfuhr 
allein  repräsentierte  für  den  Durchschnitt  der  Jahre  1886 — 90 
72,2,  1891—95  77,9,  1896-1900  72,4,  1901—05  68,2  und 
1906 — 08  65,1  ^/o  der  Gesamtausfuhrwerte  des  Fürstenturas  — 
eine  Tatsache,  die  es  erklärlich  macht,  daß  die  Kurve  des 
bulgarischen   Ausfuhrhandels    die    gleiche  Bewegung   aufwies. 


1  Vgl.  auch  Tabelle  VI. 

2  Die  Angaben  bis  inkl.  1885  beziehen  sich  nur  auf  Nordbulgarien. 
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wie  die  der  Ausfuhrwerte  jener  Artikel.  Daß  der  prozen- 
tuelle Anteil  letzterer  am  Ausfuhrhandel  in  den  letzten 
zehn  Jahren  abgenommen  hat,  ist  auf  eine  Verschiebung  in 
der  Ausfuhr  Bulgariens  zugunsten  anderer  landwirtschaft- 
licher und  industrieller  Erzeugnisse  zurückzuführen. 

Im  Vergleich  zum  Getreidebau  spielen  die  übrigen  Pro- 
duktionszweige der  Landwirtschaft  im  Außenhandel  des  Fürsten- 
tums eine  untergeordnete  Rolle  ^  (vgl.  Tabelle  Seite  114 — 15). 

So  beanspruchten  die  Futterpflanzen,  deren  Produktion 
zwar  sehr  ausgedehnte  Flächen  zur  Verfügung  stehen,  die 
aber  hauptsächlich  auf  natürlichen  Wiesen,  ohne  besondere 
Pflege,  gewonnen  und  erst  neuerdings  in  verhältnismäßig 
kleinen  Quantitäten  auf  rationelle  Weise  kultiviert  werden, 
bisher  eine  Bedeutung  fast  ausschließlich  für  die  Deckung  des 
Lokal  bedarfes. 

Gleichfalls  dienen  die  in  Bulgarien  sehr  zahlreich  an- 
gebauten und  allerorts  verbreiteten  Gemüsearten,  von  deren 
Kulturfläche  etwa  ^U  allein  auf  den  Anbau  von  Wasser-  und 
Zuckermelonen  und  Kürbissen  entfallen,  und  die  Hülsen- 
früchte hauptsächlich  zur  Befriedigung  des  ziemlich  starken 
Inlandsbedarfes;  nur  die  Bohnen,  deren  Kultur  1908  auf 
einer  Fläche  von  65  470  ha  betrieben  wurde  und  ein  Erträgnis 
von  383837  dz  abwarf,  bilden  in  der  letzten  Zeit  einen  nennens- 
werten Exportartikel. 

Im  Weinbau,  der  dank  der  günstigen  klimatischen  und 
Bodenverhältnisse  des  Landes  sehr  umfangreich  betrieben  wird, 
und  einst  eine  sehr  gewinnbringende  Beschäftigung  der 
bulgarischen  Bevölkerung  darstellte  ^ ,  machte  sich  ins- 
besondere seit  Mitte  der  90  er  Jahre  eine  starke  Abnahme 
des  Anbauareals  bemerkbar.  Sie  betrug,  wie  die  Tabelle 
auf  Seite  114—15  zeigt,  für  die  Zeit  von  1897—1908  24,7  ^  o. 
Dieser  Verringerung  der  Kulturfläche  entsprach  ein  Rückgang 
in  der  Weinproduktion ,  der  in  folgenden  Zifi'ern  Ausdruck 
findet  (vgl.  S.  122)3; 


1  Zu  folgenden  Ausführungen  vgl.  Tabelle  VI,  in  der  ausführliche 
Daten  über  die  Ausfuhrwerte  der  noch  2kl  besprechenden  Pflanzen- 
und  Tiererzeugnisse  enthalten  sind. 

2  V.  Battenberg,  a.  a.  0.,  S.  37. 

^  B.  B.,  Bulgarien  in  wirtschaftlicher  Beziehung  im  Jahre  1903. 
Zeitschrift  der  bulg.  ökon.  Gesellschaft,  VIII.  Jahrg.,  Heft  1,  S.  45. 
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Jahr 

Weintrauben 

^^ 

'^ein 

1894 

3,88  Hill. 

dz 

2,10 

Mill. 

hl 

1895 

6,00 

55 

55 

3,95 

55 

55 

189(3 

7,00 

55 

n 

3,70 

» 

n 

1897-1901 

? 

55 

n 

? 

55 

n 

1902 

2,45 

55 

55 

1,35 

>5 

55 

1903 

2,(30 

55 

55 

1,43 

55 

« 

1904 

3,03 

55 

55 

1,01 

55 

55 

1905 

2,77 

51 

n 

1,46 

» 

55 

190G 

1,54 

51 

55 

0,77 

55 

55 

1907 

1,57 

51   . 

55 

0,86 

55 

n 

1908 

2,99 

55 

55 

1,64 

n 

n 

Dieser  Rückgang  ist  auf  das  rasche  Umsichgreifen  der 
Phylloxcra,  Peronospora  und  anderer  Rebenkrankheiten  zu- 
rückzuführen. Von  Seiten  der  Regierung  sind  praktische 
Kurse  zur  Verbreitung  moderner  Produktionsmethoden  ver- 
anstaltet und  zahlreiche  Rebenschulen  (1907  bezifferten  sie  sich 
auf  18  mit  3450  da  Fläche  und  einer  Jahresproduktion  von 
14  Mill.  Rebstöcken)  ins  Leben  gerufen,  in  welchen  Setzlinge 
amerikanischer  Reben  gezogen  und  zu  billigen  Preisen  unter 
die  Interessenten  verteilt  werden.  Dank  dieser  Maßregel 
sowie  des  Umstandes,  daß  in  letzter  Zeit  viele  private  Baum- 
schulen zur  Pflanzung  von  amerikanischen  Reben  errichtet 
wurden,  war  man  imstande,  die  von  der  Phylloxera  und  den 
anderen  Rebenkrankheiten  teils  ganz  vernichteten,  teils  an- 
gesteckten Weingärten  (43,6  ha  im  Jahre  1884,  mehr  als 
33000  ha  im  Jahre  1903)  mit  amerikanischen  Reben  wieder 
zu  bepflanzen,  so  daß  1908  die  Kulturfläche  dieser  neu  an- 
gelegten Weingärten  3932  ha  betrug. 

Abgesehen  von  den  geringen  Ausfuhrquantitäten  nach  den 
Nachbarländern,  bildet  der  Wein,  trotz  seiner  außerordentlichen 
Wohlfeilheit  (für  den  Jahresdurchschnitt  1904—1908  kostete 
1  l  Wein  0,51  Fr.)  und  trotz  seiner  verhältnismäßig  umfang- 
reichen Produktion,  keinen  regelrechten  Exportartikel,  weil 
seine  Zubereitung  aus  den  primitiven  Anfängen  noch  nicht 
herausgekommen,  infolgedessen  von  schlechter  Qualität  ist  und 
den  Transport  nicht  vertragen  kann. 

Von  den  Öl-  und  Industriepflanzen  beansprucht 
der  Tabak  die  größte  Bedeutung  sowohl  in  steuerpolitischer 
als  auch  in  volkswirtschaftlicher  Hinsicht.  Von  134,44  Mill. 
Fr.  Staatseinnahmen  entfielen  1906  auf  die  Tabakbesteuerung 
—  Banderollensteuer,  Akzisen  und  Fabrikations-  und  Ver- 
kaufspatent —  13,68  Mill.  Fr.  oder  10,18^/0.  Der  Tabakbau 
wurde  auf  einer  Fläche  betrieben  von: 
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Jahr 

ha 

Jahr 

ha 

Jahr 

ha 

1882-87 

'     3209 

1901 

3  375 

1905 

5591 

1897  2 

1218 

1902 

3  595 

1900 

7017 

1898 

3507 

1903 

12  078 

1907 

5787 

1899 

5190 

1904 

7  049 

1908 

4888 

1900 

4395 

•gab  einen 

Ernteer 

trag  von 

: 

Jahr 

dz 

Jahr 

dz 

Jahr 

dz 

882-87 

15380 

1901 

25357 

1905 

30  048 

1897 

12  341 

1902 

29132 

1900 

58829 

1898 

34434 

1903 

80454 

1907 

39  020 

1899 

37  059 

1904 

40435 

1908 

29  e52 

1900 

31541 

Diese  Ernten  tiberstiegen  den  inländischen  Bedarf  (Jahres- 
durchschnitt 1890—1905:  1,72  MiU.  kg,  1908:  2,2  MiU.  kg) 
so  weit,  daß  ein  beträchtliciier  Überschuß  im  Auslande  Absatz 
finden  konnte.  Indessen  erfreut  sich  der  bulgarische  Tabak, 
ebenso  wie  der  Wein,  keiner  großen  Nachfrage  auf  den 
europäischen  Märkten ,  und  bis  1901  war  der  Außenhandel 
mit  diesem  Artikel  sehr  gering,  weil  er  meist  von  schlechter 
Beschaffenheit  war.  Die  Ursachen  hierfür  lagen  nicht  in  den 
klimatischen  und  Bodenverhältnissen,  sondern  allein  in  der 
mangelhaften  Pflege,  in  der  irrationellen  Art  des  Trocknens 
und  Sortierens  sowie  in  minderwertigen  Beimengungen^.  Wenn 
auch  zur  Zeit  die  Qualität  des  bulgarischen  Tabaks  noch  sehr 
verbesserungsbedürftig  ist,  so  hat  doch  die  Tabaksproduktion 
seit  1902,  als  ausländische  Interessenten  direkte  Beziehungen 
mit  den  bulgarischen  Tabakspflanzern  anknüpften,  an  Ver- 
vollkommnung zugenommen  und  eine  Steigerung  des  Außen- 
handels mit  Tabak  bewirkt. 

Von  den  übrigen  Ol-  und  Industriepflanzen  ist  für  den 
Export  die  junge  und  aussichtsvolle  Kaps-  und  Anis- 
kultur von  nennenswerter  Bedeutung ,  während  der  Anbau 
von  Sesam,  Hanf,  Flachs  und  Baumwolle,  für 
welche  gleichfalls  günstige  Produktionsbedingungen  vor- 
handen sind,  aus  seinen  Anfängen  noch  nicht  heraus- 
gekommen ist  und  nur  zur  Befriedigung  eines  Teiles  des 
Inlandskonsumes  dient. 

Auch  die  schon  unter  der  Türkenherrschaft  betriebene 
Rosenkultur,  die  eine  sehr  einträgliche  Beschäftigung  der 
Bevölkerung  Ostrumeliens  bildet  und  einen  Weltruf  genießt, 
wies    eine   Zunahme    ihrer  Anbaufläche    und   demgemäß    eine 


1  V.  Battenberg,  a.  a.  O.,  S.  )i3. 

2  Direktion  der  Statistik  in  Sofia. 

^  Vgl.   den  Artikel:    Der  Tabakbau   in   Bulgarien.    Berichte  über 
Handel  und  Industrie,  Berlin  1908,  Bd.  V,  Heft  11,  S.  732—42. 


124  143. 

Steigerung  der  Produktion  auf  (der  Export  betrug  für  den 
Jahresdurchschnitt  1896—1900  3774,  für  1901—1905  4524, 
für  1906  bis  1908  6017  kg).  In  letzter  Zeit  geht  man  von 
der  bisherigen  hausindustriellen  zur  fabrikmäßigen  Destillation 
des  Rosenöls  über  (seit  1902  sind  drei  Fabriken  in  Betrieb 
gesetzt  worden),  was  zur  Zentralisierung  der  Produktion 
führen  und  somit  eine  Einschränkung  der  Fälschungen  dieses^ 
Fabrikats  mit  Geranium  zur  Folge  haben  wird  —  Fälschungen, 
auf  welche  die  in  den  letzten  Jahren  eingetretene,  stetig  fort- 
schreitende und  für  die  Rosenölindustrie  sehr  gefährliche  Ent- 
wertung der  Rosen essenz  hauptsächlich  zurückzuführen  ist^ 
Die  große  Bedeutung  des  Rosenöls  für  den  Ausfuhrhandel 
geht  aus  den  Tabellen  IV  (S.  94—95)  und  VI  (S.  120—121) 
hervor. 

Der  Obstbau  ist  im  Vergleich  zu  den  Nachbarländern 
noch  sehr  unentwickelt  und  wird  auf  sehr  primitive  Weise 
betrieben,  weshalb  die  Früchte  unansehnlich  und  minder- 
wertig sind.  1908  bezifferte  sich  beispielsweise  die  Ernte  an 
Pflaumen  auf  458  810,  an  Äpfeln  auf  1803,  an  anderen  Obst* 
fruchten  und  -samen  auf  196  744  dz.  Diesem  Zweige  der 
Landwirtschaft  wendet  man  insbesondere  im  letzten  Jahrzehnt 
größere  Aufmerksamkeit  als  bisher  zu  und  sucht  die  Obst- 
kultur durch  Errichtung  von  staatlichen  und  privaten  Obst- 
baumschulen sowie  durch  Abhaltung  von  Kursen  zur  Ver- 
breitung von  Fachkenntnissen  und  Unterweisung  in  ihrer 
praktischen  Anwendung,  ferner  durch  Ausschreibung  von 
Prämien  usw.  zu  heben.  Für  den  Export  kommen  haupt- 
sächlich Pflaumen  und  Nüsse  in  Betracht. 

Was  endlich  die  Zuckerrüben-  und  Kartoffel- 
kultur  anlangt,  so  hat  jene  erst  feste  Wurzeln  gefaßt,  als 
1899  die  erste  Zuckerfabrik  in  Sofia  in  Betrieb  gesetzt 
wurde,  und  dürfte  mit  der  Fertigstellung  einer  zweiten ,  zur 
Zeit  im  Bau  sich  befindenden  Fabrik  in  Philippopel  an  Aus- 
dehnung beträchtlich  gewinnen.  Es  konnte  im  Jahre  1907 
ein  Höchstquantum  von  51 426  dz  raffinierten  Zuckers  fabriziert 
werden  ^,  welches  jedoch  seither  nicht  wieder  erreicht  worden 
ist,  während  der  Inlandskonsum  von  88  702  dz  im  Jahre  1896 
allmählich  auf  144726  dz  im  Jahre  1907  gestiegen  ist.  Da- 
gegen werden  Kartoffeln  in  Bulgarien  in  geringem  Umfange 
und  nur  zur  Befriedigung  des  Inlandsbedarfes  gebaut  (1908 
2680  ha  mit  einem  Ertrage  von  92432  dz),  da  sie  auf  dem 
flachen  Lande  zu  den  Luxusnahrungsmitteln  gezählt  und  haupt- 
sächlich in  den  Städten  konsumiert  werden. 

Neben  dem  Landbau  bildet  die  Tierzucht  sowohl  nach 
dem  Prozentsatz  der  sich  mit  ihr  beschäftigenden  Bevölkerung 


^  Vgl.   A.   Ljaptscheff,   Die   Zuckerindustrie.     Zeitschrift   der 
bulg.  ökon.  Gesellschaft,  IX.  Jahrg.,  Heft  4  u.  5,  S.  212. 
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^Is  auch  nach  dem  Betrag  des  in  ihr  investierten  Vermögens 
die  zweitwichtigste  Erwerbsquelle  des  Landes. 

Nach  den  Viehzählungen  von  1893,  1900  und  1905  hat 
der  Viehstand  bei  allen  Tiergattungen  einen  bedeutenden 
Fortschritt  zu  verzeichnen  und  setzte  sich  folgendermaßen 
zusammen : 

(Siehe  Tabelle  S.  126—27.) 

Nach  der  Stückzahl  des  Viehbestandes  nimmt  Bulgarien 
unter  den  europäischen  Ländern  eine  mittlere  Stellung  ein  ^, 
ein  Verhältnis,  das  sich  zu  Ungunsten  der  bulgarischen 
Viehhaltung  verschiebt,  wenn  man  die  Beschaffenheit  der 
Rasse  in  Betracht  zieht.  Die  bulgarische  Viehzucht  befindet 
sich  im  allgemeinen  auf  einer  recht  niedrigen  Stufe,  und  es 
stehen  ihrem  Entwicklungsgange  seit  jeher  zwei  große  Hinder- 
nisse entgegen:  einerseits  der  geringe  Fleischkonsum,  der  auf 
die  im  Vergleich  zum  Viehstand  kleine  Bevölkerungszahl,  die 
lange  Fastenzeit,  die  große  Anspruchslosigkeit  und  auf  die 
Armut  auf  dem  Lande  zurückzuführen  ist;  anderseits  der 
Mangel  an  lohnenden  Absatzmärkten  im  Auslande.  West- 
europa kommt,  wie  mehrmals  erwähnt,  infolge  veterinär- 
polizeilicher Prohibitivmaßregeln  für  das  eigentliche  Schlacht- 
vieh als  Absatzgebiet  nicht  in  Betracht,  und  so  bleibt  als 
Exportland  hauptsächlich  die  Türkei  übrig,  deren  Bedeutung 
als  Absatzmarkt  jedoch,  trotz  der  Vergünstigungen  im 
türkisch-bulgarischen  Zollabkommen  von  1900,  resp.  1906, 
nicht  groß  genug  ist,  um  den  Ausfall  des  Exportes  nach 
Westeuropa  auszugleichen.  So  lange  diese  Ursachen,  deren 
Beseitigung  nicht  in  der  Macht  der  nächst  interessierten 
Kreise  liegt,  bestehen  bleiben,  werden  sie  immer  die  in  der 
bulgarischen  Viehzucht  zutage  tretenden  Übelstände,  nament- 
lich vernachlässigte  Pflege  der  Tiere,  mangelhafte  Stallungen, 
irrationelles  Fütterungsverfahren,  Indolenz  der  Tierzücbter 
bezüglich  der  Wahl  des  Zuchtmaterials  usw.,  als  notwendige 
Folgeerscheinungen  zeitigen. 

In  der  Erkenntnis,  daß  die  geringe  Qualität  des  heimi- 
schen Viehes  seine  Konkurrenzfähigkeit  einschränkt,  und  daß 
für  veredelte  Tierrassen  die  aufnahmefähigen  westeuropäischen 
Märkte  leichter  als  bisher  zu  erschließen  sein  werden,  bemüht 
sich  die  Regierung  schon  seit  langen  Jahren,  die  Zucht- 
und  Veterinärverhältnisse  im  Lande  zu  heben.  Zur  Er- 
reichung dieses  Zieles  werden  vom  Staate  und  den  Kreis- 
verwaltungen an  vielen  Orten  des  Fürstentums  Zuchtanstalten 
für  die  verschiedenen  Tiergattungen  errichtet,  der  Veterinär- 
dienst wird  weiter  ausgestaltet  und  vervollkommnet   und  eine 


1  P.  Kollmanii,   Art.  Viehstatistik  im  Haiidb.   d,  Stw.,   2.  AiiH., 
Bd.  7,  S.  501. 
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Violigattung 


1893 


Anzahl 


auf 

auf 

1  qkm 

100  Einw. 

14,79 

43,1 

3,55 

10,3 

3,57 

10,3 

0,84 

2,4 

0,08 

0,2 

71,29 

207,4 

13,11 

38,2 

4,79 

13,9 

Einw.  auf 
1  qkm 


Rindvieh 

Büffel 

Pferde 

Esel 

Maultiere 

Schafe 

Ziegen 

Schweine 

Reduziertes  Rindvieh 


1  425  781 

342  193 

343  946 

81610 

8  264 

6  868  291 

1  263  772 

461  635 


3  191  443 


32,08 


96,4 


34 


Katastrierung  des  vorhandenen  Viehbestandes  durchzuführen 
gesucht. 

Die  Art  und  der  Umfang  der  Viehhaltung  hängt  zweifel- 
los mit  der  Beschaffenheit  des  Bodens,  der  Größe  der  Land- 
wirtschaftsbetriebe, dem  Vorherrschen  des  Getreidebaues  und 
der  Graswirtschaft   und   mit   der  Volksdichtigkeit   zusammen. 

So  ist  es  hauptsächlich  auf  die  weite  Verbreitung  der 
Weiden  und  Holzungen  sowie  auf  die  Extensivität  der  Land- 
wirtschaft zurückzuführen,  daß,  wie  die  vorstehende  Tabelle 
zeigt,  von  allen  Vieharten  die  am  wenigsten  Mühe  und  Sorg- 
falt erfordernde  Schaf-  und  Ziegenzucht  am  umfang- 
reichsten betrieben  wird  (auch  im  Vergleich  zu  den  euro- 
päischen Staaten  steht  Bulgarien  in  dieser  Hinsicht  an  erster 
Stelle ^),  wogegen  die  Schweinezucht  verhältnismäßig  sehr 
schwach  verbreitet  ist.  Nach  den  Angaben  des  Finanz- 
ministeriums, die  auf  den  Ergebnissen  der  Viehsteuererhebung 
im  Jahre  1908  beruhen,  ist  die  Zahl  der  Schafe  seit  der 
letzten  Viehzählung  von  1905  allmählich  auf  8283689,  d.  i. 
um  1,8^0  gewachsen,  dagegen  die  der  Ziegen  auf  1274277, 
d.  i.  um  8,6  ^/o  gesunken.  Der  Schafzucht  kommt  in  volks- 
wirtschaftlicher Hinsicht  die  größte  Bedeutung  zu^,  weil  sie 
einerseits  im  großen  Umfange  Nahrungsmittel  und  Rohstoffe 
für  den  inländischen  Bedarf  liefert  und  weil  ihre  Erzeug- 
nisse anderseits  den  größten  Posten  der  Viehausfuhr  des 
Landes  bilden.  Wie  das  Schaffleisch  von  allen  Fleischsorten 
am  meisten  von  den  breiten  Schichten  der  Bevölkerung  kon- 
sumiert wird,  und  als  Milchtier  in  Bulgarien  hauptsächlich  das 


1  P.  Kollmann,  a.  a.  0.,  S.  496.  Ein  Haupt  Rindvieh  =  2/3  pferde, 
10  Schafe,  12  Ziegen,  4  Schweine.  Die  Esel  und  Maultiere  sind  nicht 
mitinbegriffen. 

2  Eod.,  S.  501. 

^  Chr.  Tachtunoff,  Die  Milchwirtschaft  bei  uns.  Zeitschrift 
der  bulg.  ökon.  Gesellschaft,  IX.  Jahrg.,  Heft  1,  S.  16-24. 
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1900 

1905 

Anzahl 

auf 

auf  100 

Einw. 
auf 

Anzahl 

auf 

auf  100 

Eiuw. 
auf 

1  qkm 

Einw. 

1  qkm 

1  qkm 

Einw. 

1  qkm 

1  596  267 

16,56 

42,6 

1  695  535 

17,59 

42,0 

431  487 

4,48 

11,5 

476  877 

4,94 

11,8 

494  557 

5,13 

13,2 

538  273 

5,58 

13,3 

107  098 

1,11 

2,8 

124  080 

1,28 

3,1 

8  889 

0,09 

0,2 

11947 

0,12 

0,3 

7  015  385 

72,81 

187,3 

8  131  004 

84,39 

201,4 

1 405  190 

14,58 

37,5 

1  384  128 

14,36 

34,3 

367  501 

3,81 

9,8 

465  337 

4,83 

11,5 

3  680116 

38,19 

98,2 

39 

4  024  599 

41,77 

99,7 

42 

Schal  in  Betracht  kommt,  so  stellt  der  gewöhnliche  Schaf- 
käse eines  der  Hauptnahrungsmittel  dieser  Volksklassen  dar, 
und  die  Schafwolle,  wenn  auch  grob  und  schlecht,  er- 
freut sich  großer  Nachfrage,  reicht  aber  zur  Deckung  des 
Inlandsbedarfes  bei  weitem  nicht  aus.  Es  gelangt  überdies 
alljährlich  außer  lebenden  Schafen  eine  immer  größer 
werdende  und  recht  bedeutende  Menge  von  Schafkäse 
(Kaschkawal)  zur  Ausfuhr,  in  erster  Linie  nach  der  Türkei, 
sodann  nach  Griechenland.  Auch  finden  die  Schaf-,  Lamm- 
und  Ziegenfelle  einen  ständig  wachsenden  Absatz  nach 
Westeuropa. 

Vom  Großvieh  ist  am  stärksten  das  der  weißen  Rasse 
angehörende  Rindvieh  vertreten,  das  jedoch  nicht,  wie  in 
den  meisten  europäischen  Ländern,  regelrecht  als  Schlacht- 
vieh gemästet  oder  als  Milchvieh  aufgezogen  wird,  sondern 
neben  dem  Büffel  als  Arbeitstier  Verwendung  findet.  Es  ist 
daher  milcharm,  und  sein  Fleisch  minderwertig.  Selbst  zum 
Zugtier  eignet  sich  aber  das  Rind  nicht  überall,  da  es  infolge 
von  mangelhafter  Zucht  und  Pflege  oft  unansehnlich  und  schwach 
ist.  Man  sucht  daher  im  Interesse  der  Landwirtschaft  und  der 
Milchverwertung  die  Züchtung  des  Rindviehs  zu  verbessern. 
Denn  seit  1902  vermehren  sich  die  von  der  Regierung  und 
den  Kreisverwaltungen  unterstützten  Milchgenossenschaften 
in  der  Nähe  der  größeren  Städte  und  Jn  den  Gebirgsgegenden 
ständig.  Während  vor  der  Befreiung  Bulgariens  ein  be- 
deutender Export  von  hochwertigem  Rindvieh  nach  Öster- 
reich-Ungarn, Rumänien  und  Rußland  stattfand^,  kommt  heut- 
zutage fast  ausschließlich  die  Türkei  als  Absatzgebiet  für  ein 
beschränktes  Quantum  des  seit  jener  Zeit  wesentlich  redu- 
zierten bulgarischen  Hornviehes  in  Betracht. 

Die  Pferdezuch  t  ist  in  Bulgarien  sehr  zurückgegangen; 
die  Pferde  sind  zwar  von  edler  Rasse,  aber  im  Laufe  der  Zeit 

1  Woiwodoff,  a.  a.  0.,  8.  23. 
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degeneriert,  so  daß  bisher  selbst  das  für  die  Armee  be- 
nötigte Pferdematerial  fast  ausschließlich  vom  Auslande  be- 
zogen werden  mußte.  Erst  neuerdings  sucht  man  durch  Er- 
richtung von  staatlichen  Gestüten  (1907  belief  sich  deren  Zahl 
auf  5)  und  Remontedepots  ^  den  einheimischen  Pferdeschlag 
zu  verbessern.  Diese  Maßnahmen  dürften  um  so  mehr  zum 
Ziele  führen,  als  ein  Remontengesetz  von  1903  bestimmt,  daß 
der  Bedarf  an  Pferden  für  die  Armee  in  Zukunft  nach  Maß- 
gabe des  vorhandenen  Bestandes  im  Lande  gedeckt  werden 
soll  und  die  im  Gesetze  für  bessere  Tiere  vorgesehenen  Minimal- 
preise so  hoch  sind,  daß  sie  einer  Prämie  gleichkommen. 

Über  die  Viehbesitzverhältnisse  des  Landes,  insbesondere 
im  Zusammenhange  mit  Größe  der  landwirtschaftlichen  Be- 
triebe, kann  man  sich  zur  Zeit  auf  statistischem  Wege  leider 
nicht  orientieren. 

Um  sich  eine  Vorstellung  von  der  Qualität  und  Wohl- 
feilheit der  bulgarischen  Viehzucht  zu  machen,  dürfte  es  nicht 
uninteressant  sein,  nachstehende  Zahlen  über  die  durchschnitt- 
lichen Preise  der  Haus-  und  Nutztiere  für  die  zehnjährige 
Periode  1893—1902  und  das  Jahr  1908,  die  die  offizielle 
Statistik  für  62  Hauptstädte  ermittelt  hat,  anzuführen: 

1893—1902        1908 
Verkaufs  wert  in  Franken 


männlicher  Büffel 
weiblicher        ., 
Ochse   .... 
Kuh      .... 


m. 


Pferd  von  einhe 

Esel      .     .     . 

Maulesel   .     . 

Schafbock     . 

Schaf   .     .     . 

Lamm  .     .     . 

Ziegenbock    . 

Ziege    .     .     . 

Zicklein    .     . 

Seh  wein    .     . 

Ferkel       .     . 

kg  Rindfleisch 
„     Kalbfleisch 
„     Schöpsenfleisch 
„     Hammelfleisch 
„     Ziegenfleisch 
„     Schweinefleisch 


Rasse 


91,54 

118,95 

73,69 

94,53 

76,52 

109,69 

50,96 

70,61 

15,68 

136,42 

26,40 

30,62 

— 

188,67 

11,06 

13,68 

7,71 

9.51 

4,70 

5,46 

11,12 

14,55 

8,32 

10,82 

3,79 

4,55 

— 

66,88 

— 

5,09 

0,51 

0,71 

0,58 

0,81 

0,55 

0,75 

0,59 

0,81 

0,43 

0,60 

0,74 

1,10 

1  Vgl.  Chr.  Tatscheff,  Die  den  Fortsckritt  unserer  Pferdezucht 
hemmenden  Ursachen  und  Mittel  zu  deren  Beseitigung.  Zeitschrift  der 
bulg.  ökon.  Gesellschaft,  X.  Jahrg.,  Heft  9,  S.  618  ff. 
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Von  den  übrigen  Vieharten  sei  hier  noch  die  Geflügel- 
und  Seidenraupenzucht  erwähnt,  die  bis  zum  Jahre  1898  sehr 
stark  vernachlässigt  war,  zu  deren  Betreibung  jedoch  die 
kleinen,  zerstreuten  Bauernwirtschaften  sowie  die  klimatischen 
und  Bodenverhältnisse  sich  sehr  gut  eignen. 

Einen  wie  mächtigen  Antrieb  die  zunehmende  Nachfrage 
einem  Produktionszweige  geben  kann,  zeigt  am  deutlichsten 
der  große  Fortschritt,  den  die  Geflügelzucht  im  letzten 
Jahrzehnt  gemacht  hat.  Ihre  Erzeugnisse  sind  zu  dem  weitaus 
größten  Posten  in  der  Ausfuhr  tierischer  Nahrungsmittel  an- 
gewachsen (vgl.  Tabelle  IV,  S.  94-95  und  VI,  S.  120—121). 
Namentlich  für  Eier  sind  die  Absatzbedingungen  im  Auslande 
sehr  günstig,  auch  ist  der  bulgarische  Eierhandel  vorzüglich 
organisiert,  denn  die  neue  Ausgestaltung  des  Eisenbahn- 
netzes ermöglicht  es  den  Bauern,  jede  Menge  von  Eiern  an 
Ort  und  Stelle  abzusetzen.  Der  Außenhandel  mit  Eiern 
richtet  sich  hauptsächlich  nach  Österreich-Ungarn  und  Deutsch- 
land und  übersteigt  seit  1903  den  Export  von  lebenden 
Tieren. 

Die  vor  der  Befreiung  Bulgariens,  insbesondere  in  den 
60er  Jahren,  sehr  umfangreich  betriebene  Seidenraupen- 
zucht ging  namentlich  in  den  80  er  Jahren  infolge  von  ver- 
schiedenen Krankheiten  sehr  stark  zurück  und  ist  seit  Mitte 
der  90er  Jahre,  seitdem  die  Regierung  die  obligatorische 
Prüfung  der  importierten  Raupeneier  vor  ihrer  Zulassung  zum 
freien  Verkehr  einführte  und  die  Maulbeerpflanzungen  zu 
fördern  bestrebt  ist,  wiederum  im  Aufblühen  begriffen.  Diese 
aufsteigende  Entwicklung  läßt  sich  deutlich  aus  den  Zahlen 
erkennen,  die  die  Einfuhrquantitäten  von  Seidenraupeneiern 
darstellen.  Auch  begann  man  1896  in  Bulgarien  Eier  selbst 
zu  züchten.  Während  im  Jahre  1890  4133  Unzen  Raupen- 
eier  zur  Einfuhr  gelangten,  waren  es  1907  24124  Unzen. 
Die  inländische  Produktion  stieg  von  316  Unzen  im  Jahre 
1896  auf  22  853  Unzen  im  Jahre  1907,  und  man  hofft 
in  einigen  Jahren  den  ganzen  Bedarf  des  Landes  mit  den 
eignen  Erzeugnissen  decken  zu  können.  Wenn  auch  die 
Zahl  der  Maulbeerbäume  nach  der  offiziellen  Statistik  seit 
den  90er  Jahren  ständig  und  schnell  wächst  —  beispielsweise 
von  137  459  Stück  im  Jahre  1897— 98 'auf  1827  579  (darunter 
1415  992  junge  Bäumchen)  im  Jahre  1903 — 04  — ,  so 
reicht  das  erzielte  Laub  bei  weitem  nicht  aus,  um  die 
Menge  von  Raupen  füttern  zu  können,  die  im  Interesse  der 
Seidenproduzenten  zur  Aufzucht  gelangen  sollte.  Da  im 
Lande  nur  ein  geringer  Teil  der  erzeugten  Kokons,  deren 
Qualität  nach  fachmännischem  Urteil  die  der  australischen 
und  Brussakokons  sogar  übertreffen  soll,  zu  Rohseide  aus- 
gesponnen oder  weiter  verarbeitet  wird,  so  kommen  sie  haupt- 
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sächlich    im    rohen    Zustande    zum    Export ,    und    zwar    vor- 
wiegend nach  Italien,   Frankreich  und  England  ^. 

Sucht  man  einen  Überblick  über  die  Gesamtentwicklung 
der  bulgarischen  Tierzucht  zu  gewinnen,  so  kann  man  sich 
außer  den  Viehzählungen  noch  der  Handelsstatistik  bedienen 
und  aus  ihr  Rückschlüsse  ziehen.  Auch  ihre  Ergebnisse  sind 
keineswegs  als  günstig  zu  bezeichnen.  Abstrahiert  man  von 
der  Steigerung  der  Ausfuhr  von  tierischen  Nahrungsmitteln 
—  ihrem  Werte  und  ihrer  Menge  nach  —  (vgl.  Tabelle  IV, 
S.  94 — 95),  die  hauptsächlich  der  überraschend  schnellen 
Ausdehnung  des  Handels  mit  Eiern  zuzuschreiben  ist,  so 
zeigte  die  Bewegung  der  Ausfuhrwerte  der  lebenden  Tiere 
(vgl.  nachstehende  Übersicht  sowie  Tabelle  IV  und  VI, 
S.  120 — 121)  im  allgemeinen  eine  rückläufige  Tendenz.  Erst 
seit  1901  ist  eine  Besserung  zu  verspüren,  die  auf  die  Er- 
leichterung des  Viehexports  durch  die  Handelskonvention  mit 
der  Türkei  vom  Jahre  1900  und  1907  zurückzuführen  ist. 
Auch  machte  der  Ausfuhrhandel  mit  lebenden  Tieren  einen 
ständig  sinkenden  Prozentsatz  des  gesamten  Ausfuhrhandels 
des  Fürstentums  aus. 


Ausfuhr    von: 

Jahres- 

§ 

> 

"TS 

i% 

durchschnitt 

•■^ 

a 

cS 

rC 

o 

.2 

'S« 

•^1 

m 

Q^ 

Pm 

m 

N 

m 

t 

in    1000  Franken 

1882—18852 

1  236,3 

2  944,3 

1  260,2 

2  210,7 

310,2 

343,8 

8  305,6 

1886—1890 

585,8-'^ 

1  562,4 

369,5 

2  749,7 

140,6 

58,0 

5  466,1 

1891—1895 

439,5 

1  332,7 

460,3 

3  065,2 

173,2 

59,7 

5  530,4 

1896—1900 

167,2 

812,8 

337,1 

2  323,9 

58,2 

34,2 

3  733,4 

1901—1905 

584,4 

1  631,6 

578,9 

3  023,2 

168,5 

81,5 

6  068,0 

1906—1908 

237,1 

901,7 

479,7 

3  801,3 

215,4 

54,6 

5  689,8 

Fassen  wir  das  Ergebnis  dieser  Untersuchung  zusammen, 
so  können  wir  Folgendes  sagen: 


1  Jahresbericht  des  k.  u.  k.  Vizekonsuls  in  Philippopel  über  das 
Jahr  1900,  S.  6;  Ulrich  Scheidemann,  Die  bulgarische  Seiden- 
gewinnung in  den  „Mitteilungen  der  Deutschen  Landwirtschafts-Gesell- 
schaft«, Berlin  1904,  XIX.  Jahrg.,  Beilage  Nr.  17. 

-  Die  Daten  bis  1886  beziehen  sich  nur  auf  Nordbulgarien  und 
machen  keinen  Anspruch  auf  Korrektheit. 

^  Die  Ziffern  bis  1891  drücken  den  vollen  Wert  der  Büffelausfuhr 
insofern  nicht  aus,  als  bis  dahin  die  Büffel  im  Alter  bis  zu  3  Jahren 
unter  die  Rubrik  des  ausgeführten  Rindviehes  gleichen  Alters  sub- 
sumiert worden  sind,  und  man  auch  heute  noch  keine  speziellen  An- 
gaben für  die  exportierten  Stiere  dieser  Viehgattung  macht. 
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In  der  heutigen  Erwerbswirtscliaft  ist  jeder  Fortschritt 
der  Bodenkultur,  abgesehen  von  natürlichen  Bedingungen, 
in  erster  Linie  von  den  Rentabilitätsverhältnissen,  also  von 
der   Absatzmöglichkeit   und    der  Marktpreisbildung  abhängig. 

Was  die  Gestaltung  des  auswärtigen,  für  Bulgarien 
hauptsächlich  in  Betracht  kommenden  Marktverkehres  an- 
langt, so  haben  wir  bereits  hervorgehoben,  daß  etwa  seit  dem 
letzten  Viertel  des  vorigen  Jahrhunderts  eine  mehr  oder 
weniger  ungünstige  Wirkung  auf  den  Preisstand  vor  allem 
des  Getreides  ausgeübt  wird,  und  daß  handelspolitische  Maß- 
nahmen den  Absatz  der  Produkte  der  Viehwirtschaft  auf 
den  wichtigsten  europäischen  Märkten  teils  erschweren,  teils 
völlig  aufheben.  Diese  Marktpreisbildung  läßt  daher  eine 
Intensivierung  des  Kornbaues  nur  zu,  wenn  es  dem  bul- 
garischen Bauer  gelingt,  sich  den  veränderten  Marktverhält- 
nissen so  anzupassen,  daß  er  trotz  der  sinkenden  Preise  mit 
einem  entsprechenden  Gewinne  wirtschaften  kann.  Diese 
Anpassungsfähigkeit  kann  aber,  trotzdem  die  natürlichen 
Produktionsfaktoren  fiir  Getreide  in  Bulgarien  mindestens 
ebenso  günstig  sind  wie  in  den  Hauptkonkurrenzländern, 
doch  nur  zu  geringen  oder  zu  gar  keinen  Erfolgen  führen, 
weil  andere,  den  Produktionsprozeß  beeinflussende  Faktoren, 
nämlich  Agrarverfassung ,  Betriebstechnik  und  -Ökonomik, 
Kapitalmangel,  Verkehrsverhältnisse,  geringe  Allgemein-  und 
Fachbildung  (1901  waren  18,54  ^/o  der  ländlichen  Bevölkerung 
des  Lesens  und  Schreibens  kundig)  usw.,  den  bulgarischen 
Produzenten  dem  Wettbewerb  der  wichtigsten  Getreide- 
exportländer gegenüber  in  Nachteil  bringen.  Die  sehr  um- 
fangreiche staatliche  Landwirtschaftspflege,  auf  deren  ver- 
schiedene Erscheinungsformen  wir  hier  nicht  eingehen  können, 
vermag  auch  der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung  Bulgariens 
besten  Falls  nur  zu  langsamen  Fortschritten  zu  verhelfen, 
weil  sie  zum  größten  Teil  sehr  unerfahren ,  unwissend, 
indolent,  an  der  Routine  festhaltend  ist,  und  es  daher  im 
Lande  zu  sehr  an  Selbsthilfe  fehlt. 

Aber  auch  der  innere  Markt  ist  für  eine  rasche  Inten- 
sivierung der  Landwirtschaft  ungenügend.  Die  Nachfrage 
nach  Agrarprodukten  ist  mangels  Jioher  Volksdichtigkeit, 
größerer  Städte,  ausreichender  Gewerbetätigkeit,  regen 
Handels,  kurz  infolge  des  niederen  Intensitätsgrades  des 
Wirtschaftslebens  verhältnismäßig  sehr  gering.  Das  Land  hat 
eben  agrikolen  Charakter,  und  die  Preise  dieser  Produkte 
können  daher  keine  andauernd  und  relativ  hohen  sein. 

Nach  alledem  ist  es  erklärlich,  weshalb  Ackerbau  und 
Viehzucht  seit  der  Befreiung  Bulgariens,  was  die  Menge  und 
die  Qualität  der  Erzeugnisse  anlangt,  im  großen  und  ganzen 
keine   wesentlichen  Fortschritte,  ja  sogar  manchen  Rückgang 

9* 
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aufzuweisen  haben.  Wenn  dagegen  die  Getreideproduktion  in 
der  genannten  Zeit  eine  absolute,  und  zwar  mäßige  Ver- 
größerung erfahren  hat,  so  ist  das,  wie  gezeigt  wurde,  haupt- 
sächlich einer  Vermehrung  der  landwirtschaftlichen  Be- 
völkerung und  einer  Erweiterung  des  Kulturbodens  zuzu- 
schreiben. 

Aus  den  bisherigen  Ausführungen  ergibt  sich  auch  die 
Beantwortung  der  Frage  nach  den  Mitteln  und  Bedingungen 
zur  Hebung  und  Förderung  der  landwirtschaftlichen  Pro- 
duktion. Es  erscheint  freilich  geboten,  zunächst  alle  Maß- 
nahmen der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  zu  treffen,  welche 
die  Betriebstechnik  vervollkommnen  und  auch  bei  niedrigen 
Preisen  der  landwirtschaftlichen  Produkte  eine  Steigerung  der 
Roherträge,  und  zwar  ohne  eine  Abnahme  der  Reinerträge, 
direkt  oder  indirekt  zur  Folge  haben.  Außerdem  aber  ist  die 
Frage  nach  Schaffung  kaufkräftiger  und  lohnender  Märkte, 
die  im  Vordergrunde  des  Interesses  der  bulgarischen  Land- 
wirtschaft steht,  noch  in  der  Weise  zu  lösen,  daß  man  nicht 
mehr  überwiegend  beim  Getreideanbau  beharrt,  sondern  in 
höherem  Maße  zu  Spezialkulturen  und  zum  Anbau  von 
Futterpflanzen  übergeht.  Für  diese  Änderung  der  Produktions- 
richtung der  bulgarischen  Landwirtschaft  sind  nicht  nur  die 
natürlichen,  sondern  auch  die  wirtschaftlichen  Bedingungen 
sehr  günstig,  weil  die  europäischen  Marktpreise  für  die  im 
Lande  erzeugbaren  Spezialkulturen  im  Vergleich  zu  den  Er- 
zeugungskosten sehr  hoch  sind.  Auch  für  den  Absatz  von 
Qualitätsvieh  und  Produkten  der  Vieh- ,  insbesondere  der 
Milchwirtschaft  sind  viel  verheißende  Aussichten  auf  dem 
türkischen,  ägyptischen  und  griechischen,  zum  Teil  auch  auf 
dem  westeuropäischen  Markte  vorhanden.  Endlich  kann  die 
landwirtschaftliche  Produktion  auch  dadurch  zu  einer  ge- 
winnbringenden Beschäftigung  gestaltet  und  zu  höherer 
Leistungsfähigkeit  gebracht  werden ,  daß  man  von  der 
alleinigen  Rohproduktion  zur  Weiterverarbeitung  der  landwirt- 
schaftlichen Produkte  übergeht  und  überhaupt  die  industrielle 
Tätigkeit  des  Landes  zu  heben  sucht.  Damit  berühren  wir 
die  letzte  Frage,  auf  welche  unsere  Untersuchung  sich  noch 
zu  erstrecken  hat. 


III.   Die  Industrie. 

Wurden  bisher  die  Gründe  erörtert,  aus  welchen  das 
Bestreben  Bulgariens  nach  Schaffung  einer  lebensfähigen 
nationalen  Industrie  modernen  Stils  hervorging,  so  ist  es  Auf- 
gabe der  folgenden  Ausführungen,  das  Ergebnis  dieser  Be- 
strebungen festzustellen.  Zur  Lösung  dieser  Aufgabe  ist  es 
erforderlich,  sich  alle  die  Mittel  vor  Augen  zu  halten,  die  zur 
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Erreichung  des  gesteckten  Zieles  dienen  sollten.  Da  wir  die 
Handels-  und  Zollpolitik  bereits  kennen,  so  haben  wir  uns 
noch  jene  eigentümlichen  Maßregeln  der  Gesetzgebung  und 
Verwaltung  auf  industriepolitischem  Gebiete  zu  vergegen- 
wärtigen ,  die  ein  die  äußere  Handelspolitik  notwendig  er- 
gänzendes Mittel  zur  Großziehung  einer  nationalen  Fabrik- 
industrie und  Hebung  des  Kleingewerbes  bilden. 

Von  einer  planmäßigen  und  zielbewußten  Industriepolitik 
der  bulgarischen  Regierungen  kann  erst  seit  Mitte  der  90  er 
Jahre  die  Rede  sein.  Bis  dahin  unternahm  man  von  staats- 
wegen  nur  vereinzelte,  von  den  Notfällen  diktierte  Schritte 
zur  Förderung  der  gewerblichen  Tätigkeit.  Diese  Tatsache 
erklärt  sich  hauptsächlich  aus  den  unsicheren  politischen 
Verhältnissen  jener  Zeit.  Auch  waren  die  damaligen  bul- 
garischen Staatsmänner  zu  sehr  von  der  äußeren  Politik  in 
Anspruch  genommen  und  nicht  immer  mit  den  nötigen  Er- 
fahrungen und  den  erforderlichen  Fachkenntnissen  ausgestattet. 
Allein  der  Umstand,  daß  jahrelange  Kämpfe  zwischen  Re- 
gierung und  Volksvertretung  notwendig  waren,  bis  es  dieser 
Ende  der  80er  Jahre  gelang,  das  Tragen  von  heimischen 
Kleidern  und  Schuhen  für  die  Armee  und  Gendarmerie 
obligatorisch  zu  machen,  zeigt,  wie  weit  man  in  den  An- 
fangsjahren der  politischen  Selbständigkeit  von  dem  Ver- 
ständnis für  eine  richtige  Wirtschaftspolitik  entfernt  war.  Der 
einzige,  noch  erwähnenswerte  Schritt,  der  in  jener  Zeit  zur 
Förderung  der  aufstrebenden  Großindustrie  getan  wurde,  be- 
stand darin,  daß  die  Regierung  auf  Grund  von  speziellen 
Parlamentsbeschlüssen  günstige  Anleihen  gewährte,  die  von 
1888—1894  inkl.  angeblich  in  einem  Betrage  von  269  700  Fr. 
29  Unternehmungen  zugute  gekommen  sind^ 

Mit  der  Regierung  des  1894  ans  Ruder  gekommenen 
Ministeriums,  das  eine  Besserung  der  wirtschaftlichen  Lage 
der  Bevölkerung  zunächst  von  der  Fürsorge  und  dem  Ein- 
greifen des  Staates  auf  sozialpolitischem  Gebiete  erwartete, 
trat  indessen  ein  Umschwung  in  der  Wirtschaftspolitik  Bul- 
gariens ein.  Dem  Beispiele  Ungarns  und  Rumäniens  nach- 
eifernd, glaubte  der  damalige  Finanz-,  bzw.  Handels-  und 
Landwirtschaftsminister  Geschoff,  <laß  es  auch  Bulgarien 
nicht  möglich  sein  werde,  ohne  die  Durchführung  spezieller 
Industrieförderungsmaßregeln  eine  nationale  Fabrikindustrie 
zu  schaffen,  da  das  Fürstentum  in  seiner  Handels-  und 
Zollpolitik  durch  internationale  Vereinbarungen  gebunden 
war.  Das  Haupthindernis  für  das  Emporkommen  der  natio- 
nalen Industrie,  die  vernichtend  wirkende  ausländische  Kon- 
kurrenz,   konnte   daher   durch    Zölle    nicht   beseitigt   werden. 

^  Bericht  des  k.  u.  k,  Konsulats  in  Sofia  für  das  Jahr  1901,  S.  15. 
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Das  wirkungsvollste  Mittel,  das  er  zu  diesem  Zwecke  in  An- 
wendung brachte  j  war  das  Industrieförderungsgesetz  vom 
20.  Dezember  1894,  ergänzt  im  März  1896,  das  nach  dem 
Vorbilde  des  nämlichen  rumänischen  Gesetzes  vom  24.  Juli 
1887  ausgearbeitet  war. 

Die  in  ihm  enthaltenen  Vergünstigungen  ^  kommen  jeder 
im  Laufe  der  nächsten  zehn  Jahre  von  einem  In-  oder  Aus- 
länder gegründeten  industriellen  Unternehmung  zugute,  die 
sich  auf  die  Herstellung  einer  Reihe  von  namhaft  gemachten 
Artikeln  (wie:  Garne,  Tuche  und  andere  Gewebe  aus  Baum- 
wolle, Seide,  Leinen  und  Hanf,  Stearinkerzen,  Steingut-  und 
Glaswaren,  Zucker,  Papier,  Stärke,  Chemikalien,  Zündhölzer, 
Leim ,  Metallwaren ,  Erzeugnisse  des  Bergbaues  und  der 
metallurgischen  Industrie,  Zement  und  hydraulischer  Kalk 
und  Konserven  aller  Art)  erstreckt,  mit  modernen  Maschinen 
ausgerüstet  ist,  eine  Kapitalanlage  von  mindestens  25  000  Fr. 
repräsentiert  und  wenigstens  20  Arbeiter  ständig  beschäftigt. 
Die  Vergünstigungen  bestehen  darin,  daß  für  die  ersten 
15  Jahre  eine  Befreiung  von  Realsteuern ,  Patent-  und 
Stempelabgaben,  insbesondere  für  die  bei  der  Gründung  ab- 
geschlossenen Verträge  und  ausgegebenen  Aktien ,  eintritt, 
daß  die  Maschinen  und  Zubehörstücke  sowie  alle  Rohstoffe, 
wenn  sie  im  Lande  gar  nicht  oder  in  ungenügender  Menge 
vorhanden  sind,  zollfrei  eingeführt  werden  und  bei  dem 
Transport  auf  den  Staatseisenbahnen  eine  Ermäßigung  der 
Tarifsätze  um  35  ^/o  genießen.  Die  gleiche  Vergünstigung 
kommt  auch  den  fertigen  Produkten  der  privilegierten 
Fabriken  zustatten.  Wenn  die  Rohmaterialien  als  unter- 
irdische Stoffe  sich  in  Staats-  oder  Gemeindebesitz  befinden, 
sollen  sie  nach  dem  Gesetz  über  die  Bergwerke  und  Stein- 
brüche den  Fabrikanten  unentgeltlich  überlassen  werden. 
Ferner  kann  das  nötige  Bau-  und  Betriebsterrain  den  Fabrik- 
unternehmern kostenlos  abgetreten  werden,  wenn  es  dem  Staate 
gehört.  Desgleichen  kann  das  zum  Anschluß  an  eine  Eisen- 
bahnlinie oder  Chaussee  benötigte  Gelände  des  Staates  oder 
der  Gemeinden  ohne  jede  Entschädigung  den  betreffenden 
Fabriken  zur  Verfügung  gestellt  werden.  Außerdem  sollen 
die  Erzeugnisse  der  vom  Gesetze  berücksichtigten  Industrien 
bei  Käufen  des  Staates  oder  der  Kommunen  vor  den  aus- 
ländischen Artikeln  bevorzugt  werden,  selbst  wenn  sie  bei 
gleicher  Qualität  bis  zu  15  ^/o  teurer  sind.  Der  Staat  kann 
sogar  im  Voraus  mit  den  genannten  Unternehmungen 
Lieferungsverträge  bis  auf  eine  Zeitdauer  von  fünf  Jahren 
abschließen,     selbst     wenn    sie    noch    nicht    gegründet    sind. 


1  Vgl.  zum  Folgenden :  Deutsches  Handels- Archiv,  1895, 1,  S.  238— 
240,  631—632;  1897,  I,  kS.  427. 
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Von  den  Spezialbegünstigungen  des  Gesetzes  ist  zu  erwähnen, 
daß  den  Industriezweigen  für  Papier,  Garne  und  Stoffe  aus 
Baumwolle,  Leinen  oder  Seide,  sodann  für  Glas,  Kerzen 
und  Stearin  Monopolrechte  für  bestimmte  Rayons  auf  die 
Dauer  von  10  Jahren,  den  Fabriken  für  Zement,  hydraulischen 
Kalk  und  Konserven  solche  von  15  Jahren  und  der  Zucker- 
und Zündholzindustrie  und  den  Seidenspinnereien  von  20  Jahren 
gewährt  werden  sollen.  Ferner  können  auch  Staatsprämien 
auf  Grund  besonderer  Beschlüsse  der  Sobranje  erteilt  werden. 
Beispielsweise  belief  sich  der  Prämienbetrag  für  1000  kg  ver- 
arbeitete Zuckerrüben  auf  5  Fr.,  für  die  Ausfuhr  von  100  1 
Branntwein  und  sonstiger  Spirituosen  auf  2  Fr.,  für  1000  kg 
exportiertes  feines  Mehl  auf  5  Fr.  und  für  1  kg  Seidengarn 
auf  4  Fr.  Endlich  wäre  noch  hervorzuheben,  daß  auch  eine 
Reihe  von  anderen ,  im  Gesetze  nicht  genannten  Industrie- 
unternehmungen zollfreie  Einfuhr  ihrer  Rohmaterialien  und 
Maschinen  genießt  und  sich  besonderer  Transporterleichte- 
rungen sowie  spezieller  Begünstigungen  bei  Staatslieferungen 
erfreuen  kann. 

Da  das  Industrieförderungsgesetz  im  großen  und  ganzen 
sehr  günstige  Wirkungen  auf  die  Entwicklung  der  natio- 
nalen Fabrikindustrie  gezeitigt  hatte,  wurde  es  im  Jahre  1905 
erneuert  und  weiter  ausgebaut.  Entstand  es  in  der  Zeit, 
als  Bulgarien  nicht  autonom  zu  dem  Mittel  der  Schutzzoll- 
politik greifen  konnte  und  sollte  es  daher  ursprünglich  die 
Hauptrolle  eines  industriefördernden  Faktors  spielen,  so  wurde 
es  nunmehr  nach  einigen  Modifikationen  beibehalten,  um 
regulierend  in  die  erzieherische  Tätigkeit  der  inzwischen  ver- 
selbständigten Handels-,  resp.  Zollpolitik  einzugreifen  und 
um  die  zolltarifarischen  Maßnahmen  zu  ergänzen.  Die 
Fabrikindustrie  Bulgariens,  erklärte  der  Finanzminister 
Pajakoff  in  der  Sobranje  i,  entwickele  sich  schnell  und 
wechselvoll  und  ertrage  daher  keine  langfristigen  Bindungen, 
wie  sie  in  der  Regel  von  den  Handelsverträgen  vor- 
gesehen werden.  Es  beständen  nicht  genügend  gründliche 
und  umfassende  Untersuchungen  über  die  Entwicklung  der 
verschiedenen  Zweige  der  industriellen  Produktion,  und  daher 
könne  ein  Zolltarif  zur  Zeit  unmöglich  die  Interessen  aller 
Produktionszweige  ausreichend  berifcksichtigen.  Diese  Um- 
stände bedingten  es,  daß  der  Staat  über  ein  leicht  zu  hand- 
habendes Mittel  verfüge,  das  sich  den  jeweiligen  Interessen 
der  Industrie  rechtzeitig  und  wirkungsvoll  anpasse  und  das 
auch  die  etwaigen  fiskalischen  Opfer  genau  feststelle. 

Das  Industrieförderungsgesetz  von  1894  war  weit  davon 
entfernt,  alle  Industriebranchen,  die  in  Bulgarien  ausreichende 
Existenz-   und    Entwicklungsbedingungen    hatten,    zu   berück- 


Pajakoff,  a.  u.  O.,  S.  1.S9— 140. 
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sichtigen ,  brachte  sogar  eine  bedeutende  Anzahl  von  In- 
dustrien, insbesondere  die  heimischen  Kleingewerbe,  in  Nach- 
teil, da  es  ihnen  die  Vergünstigungen  vorenthielt  und  dadurch 
ihren  Wettbewerb  mit  den  privilegierten  größeren  Unter- 
nehmungen, die  ihre  Produktion  ebenfalls  auf  die  Befriedigung 
lokaler  Interessen  zuschneiden  mußten,  fast  unmöglich  machte. 
Im  März  1905  aber  wurde  es  dahin  modifiziert^,  daß  die  Be- 
günstigungen von  „jeder  industriellen  Unternehmung,  die 
ihrem  Wesen  nach  dem  Lan.le  Nutzen  bringt,  indem  sie  da- 
selbst   einen    Teil    ihrer    allgemeinen    Ausgaben    läßt , 

oder  zur  Verbilligung  der  Erzeugnisse  beiträgt",  beansprucht 
werden  können.  Die  Bedingungen,  unter  welchen  man  die 
vorgesehenen  Vorteile  und  Rechte  erteilte,  wurden  erleichtert, 
indem  man  sie  nur  von  dem  Nachweis  abhängig  machte, 
daß  die  Industrieunternehmung  mit  Wasserkraft  oder  Motoren 
von  wenigstens  5  PS  arbeitet,  wenigstens  15  Arbeiter 
während  6  Monaten  beschäftigt  und  über  vervollkommnete 
Maschinen  und  Geräte  im  Werte  von  wenigstens  20000  Fr. 
verfügt.  Um  aber  die  Kleingewerbetreibenden  und  Land- 
wirte nicht  von  den  bisher  nur  den  vorbezeichneten  Fabrik- 
industrien zukommenden  Vorteilen  ganz  auszuschließen,  traf 
man  auch  die  Bestimmung,  daß  die  Produktionsgenossen- 
schaften, bei  denen  wenigstens  20  Personen  tätig  sind  oder 
an  der  Produktion  mit  eignen  Erzeugnissen  des  Ackerbaues 
oder  der  Viehzucht  teilnehmen ,  gleichfalls  auf  die  gesetz- 
lichen Begünstigungen  Anspruch  erheben  können.  Ebenso 
die  von  Zöglingen  einer  der  staatlichen  Landwirtschafts-  oder 
Gewerbeschulen  errichteten  gewerblichen  Unternehmungen, 
sofern  sie  wenigstens  5  Arbeiter  in  ihren  Werkstätten  be- 
schäftigen. 

Hatte  das  Industrieförderungsgesetz  in  seiner  ursprüng- 
lichen Form  es  völlig  unterlassen,  den  Industriellen  für  die 
ihnen  so  reichlich  und  freigebig  gewährten  Unterstützungen 
entsprechende  Pflichten  dem  Arbeiterstande  gegenüber  auf- 
zuerlegen, so  hat  es  in  seiner  neuen  Fassung  auch  diese 
Lücke  wenigstens  teilweise  auszufüllen  versucht.  Den  vom 
Staate  unterstützten  Industrieunternehmungen  ist  es  nunmehr 
zur  Pflicht  gemacht  worden,  einen  Fonds  für  eine  Arbeiter- 
versicherung gegen  Unfälle  zu  schaffen,  zu  welchem  auch 
die  Arbeitnehmer  durch  vom  Handels-  und  Landwirtschafts- 
ministerium festgesetzte  Lohnabzüge  beizutragen  haben,  oder 
die  Arbeiter  bei  einer  einheimischen  Versicherungsgesellschaft 
gegen  Unfall  zu  versichern. 

Eine  neue  Einrichtung  des  Gesetzes,  die  zur  Ermittlung 
statistischer   Daten    über    die   Entwicklung    der    begünstigten 

^  Vgl.  zum  Folgenden  die  stenogr.  Protokolle  der  Sobranje  vom 
27.  Januar  1905. 
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Industrieunternehmungen  und  damit  auch  zur  Feststellung  der 
Wirkungen  des  Gesetzes  sehr  geeignet  ist,  besteht  darin,  daß 
diese  Unternehmungen  alljährlich  dem  Handels-  und  Land- 
wirtschaftsministerium einen  Bericht  über  den  Geschäftsgang, 
Arbeiterstand,  die  Löhne,  die  Jahresproduktion,  die  ver- 
brauchten einheimischen  und  ausländischen  Rohstoffe,  Brenn- 
materialien ,  die  benutzten  Maschinen  usw.  zugehen  lassen 
müssen. 

Neu  ist  endlich  auch  die  Bestimmung,  daß  während  des 
zweiten  Jahres  des  Bestehens  einer  Fabrik  wenigstens  die 
Hälfte  und  im  dritten  drei  Viertel  der  Arbeiter  bulgarische 
Staatsangehörige  sein  müssen.  Dagegen  müssen  nach  dieser 
Zeit  alle  Arbeiter  mit  Ausnahme  der  Meister,  die  Spezialisten 
sind,  bulgarische  Untertanen  sein  —  eine  Maßregel,  die  auf 
Nationalisierung  der  aufkeimenden  Fabrikindustrie  des  Landes 
abzielt. 

Außer  dem  erörterten  Industrieförderungsgesetz  sei  hier 
noch  auf  die  im  Jahre  1895  erfolgte  Gründung  der  ersten 
bulgarischen  Handels-  und  Gewerbekammern  in  den  be- 
deutendsten Handelsstädten  des  Landes:  Sofia,  Varna, 
Philippopel  und  Rustschuk,  als  ein  Mittel  zur  Förderung  der 
Literessen  vornehmlich  der  Großindustrie  hingewiesen.  Ferner 
sei  noch  das  im  Jahre  1898  in  Sofia  errichtete  Handels- 
und Gewerbemuseum  erwähnt,  das  Auskunft  über  einzelne 
Fragen  betreffend  die  Kreditfähigkeit  verschiedener  Firmen, 
die  Handels-  und  Fabrikmarken  usw.  erteilt,  den  Detailhandel 
mit  den  ausgestellten  Waren  vermittelt  und  Bestellungen  an- 
nimmt. Schließlich  ging  der  Staat  in  seiner  Industriepolitik 
so  weit,  daß  er  speziell  zur  Hebung  der  Textilindustrie,  der 
Gerbereien  sowie  der  Maßschneiderei  und  Schuhmacherei 
durch  ein  Gesetz  von  1897  die  Staats-,  Kreis-  und  Gemeinde- 
beamten und  -diener  unter  Androhung  hoher  Geldstrafen  zum 
Tragen  von  heimischen  Schuhen  und  Kleidern  während  der 
Dienstzeit  verpflichtete  \  eine  Verordnung,  die  selbstverständ- 
lich wegen  ihrer  praktischen  Undurchführbarkeit  nur  auf  dem 
Papier  stehen  blieb. 

Sind  nun  die  bisher  zur  Sprache  gekommenen  industrie- 
politischen Maßnahmen  hauptsächlich  aus  dem  Bestreben 
heraus  getroffen  worden,  eine  den  natürlichen  Bedingungen 
des  Landes  entsprechende  Fabrikindustrie  großzuziehen,  so 
wurde  der  Staat  durch  die  immer  drückender  werdende  Lage 
der  Handwerker  dazu  gezwungen,  auch  zur  Erhaltung  und 
Hebung  des  Kleingewerbes  Schritte  zu  tun.  Die  Notwendig- 
keit einer  Handwerkerpolitik  wird  begreiflich,  wenn  man  die 


^  Stenogr.  Protokolle   der  IX.   ordentlichen  Nationalversammlung, 
I.  Sess.,  Buch  IV,  S.  101. 
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aus  den  Kreisen  der  Gewerbetreibenden  immer  lauter  er- 
hobenen Klagen  über  den  Niedergang  des  Kleingewerbes,  die 
kollektiven  und  mitunter  verzweifelten  Forderungen  nach 
Selbsthilfe  sowie  die  Petitionen,  die  seit  den  90  er  Jahren 
wiederholt  an  die  Regierung  und  die  Sobranje  gerichtet 
wurden,  berücksichtigt.  Die  Unzufriedenheit  der  hier  in  Frage 
kommenden  Produzenten  fand  freilich  zu  Anfang  nur  in  ver- 
einzelten und  unklaren  Kundgebungen  und  meist  ziellosen 
Maßregeln    Ausdruck.     Man   denke   z.  B.  an  die   im  Oktober 

1894  von  den  Schuhmachern  einer  der  bedeutendsten  Industrie- 
städte Bulgariens,  Sliven,  getroffene  Vereinbarung,  nach  der 
sie  sich  freiwillig  verpflichteten,  ihre  Interessen  gegenüber  der 
europäischen  Konkurrenz  gemeinsam  wahrzunehmen,  unter 
keinen  Bedingungen  europäische  Schuhe  zur  Reparatur  anzu- 
nehmen, nur  gegen  Barzahlung  zu  verkaufen  u.  ä.  m.  ^.    Seit 

1895  wuchs  jedoch  diese  Unzufriedenheit  zu  einer  regelrechten 
Handwerkerbewegung  an ,  die  ursprünglich  in  den  großen 
Städten  auftauchte  und  sich  dann  allmählich  über  das  ganze 
Land  ausdehnte.  In  jenem  Jahre  vereinigten  sich  die  Ge 
werbetreibenden  der  Hauptstadt  Sofia  zu  einem  „Bulgarischen 
Gewerbe-  und  Landwirtschaftsbund",  der  jedoch  in  den  Pro- 
vinzstädten keinen  Anhang  fand  und  nach  kurzer  Zeit  ein- 
ging, um  dem  1900  ebenfalls  in  der  Hauptstadt  ins  Leben 
gerufenen  „Zentral verband  der  Zünfte",  der  seine  Wirksam- 
keit allmählich  auch  auf  die  übrigen  Städte  des  Landes  er- 
streckte und  bis  auf  den  heutigen  Tag  fortsetzt,  den  Platz  zu 
räumen. 

Die  von  dieser  Bewegung  gestellten  Forderungen  durfte 
die  Regierung  aus  innerpolitischen  und  auch  aus  allgemein 
volkswirtschaftlichen  Rücksichten  nicht  unbeachtet  lassen.  Sie 
hat  daher  seit  Mitte  der  90  er  Jahre  ihre  Fürsorge  nicht  nur 
der  Fabrikindustrie,  sondern  auch  dem  Kleingewerbe,  dem 
Hauptrepräsentanten  der  industriellen  Tätigkeit  des  Landes, 
angedeihen  lassen.  Was  sie  vorher  zur  Hebung  des  Hand- 
werkes unternommen  hatte,  bestand  lediglich  in  der  Errichtung 
einer  staatlichen  Gewerbeschule  in  Kniajewo  mit  Abteilungen 
für  Eisengießerei  und  -schmiederei,  Tischlerei,  Töpferei  und 
Ofensetzerei,  Weberei  und  Färberei,  ferner  in  der  Ab- 
haltung provisorischer  Meister-  und  Gesellenkurse,  endlich  in 
der  Gewährung  von  Stipendien  an  Gewerbetreibende,  die  zur 
Erlernung  der  modernen  Gewerbetechnik  im  Auslande  und 
zu  deren  Verbreitung  in  der  Heimat  besonders  geeignet  er- 
schienen. Jetzt  aber  schenkte  man  der  Handwerkerfrage  eine 
viel  größere  Aufmerksamkeit.  Der  gewerbliche  Unterricht  wurde 
erweitert  und  verbessert,  indem  man  einzelne  Lehrzweige  der  ge- 


^  Vgl.  B.  Min z es,  Handels-  und  Gewerbekammern  in  Bulgarien. 
Soziale  Praxis,  Berlin  1895,  IV.  Jahrg.,  Nr.  14,  S.  165. 
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nannten  Gewerbeschule  nach  den  Städten  Samokow,  Rustschuk, 
Trn  und  Sliven,  wo  die  betreffenden  Gewerbebranchen  am 
bedeutendsten  entwickelt  sind,  verlegte;  Reisehandwerkslehrer 
wurden  ernannt,  provisorische  Kurse  und  Gewerbeausstel- 
lungen, auf  welchen  Diplome,  Prämien,  Handwerkszeuge  usw. 
verliehen  wurden,  veranstaltet,  private  Musterlehrwerkstätten 
und  Handwerksschulen  subventioniert,  ferner  unverzinsliche 
staatliche  Geldmittel  und  Handwerkszeuge  an  vielverheißende 
Handwerker  gewährt  u.  ä.  m.  Aber  auch  hiermit  ließ  man  es 
nicht  genug  sein. 

Da  man  in  Bulgarien  vielfach  glaubte,  daß  das  allmähliche 
Verschwinden  der  Zünfte  die  Desorganisation  der  Gewerbe- 
treibenden und  der  Mangel  an  einer  systematischen  Erlernung 
des  Handwerks  die  Hauptursachen  für  den  Rückgang  des 
Kleingewerbes  seien,  so  verlangte  man  die  Wiederbelebung 
der  alten  Zunftverfassung.  Ursprünglich  aus  parlamentarischen 
Gründen,  d.  h.  um  mit  der  überaus  freigebigen  staatlichen 
Unterstützung  der  Pabrikindustrie  in  den  90  er  Jahren  nicht 
den  Schein  zu  erwecken,  als  ob  die  Regierung  das  Handwerk 
von  sich  stieße  ^,  kam  man  auch  diesem  Verlangen  entgegen. 
Ein  im  Februar  1898  in  Kraft  tretendes  Gesetz^,  ausgearbeitet 
nach  dem  österreichischen  Genossenschaftsgesetz  von  1883, 
machte  die  Ausübung  einer  Reihe  von  Gewerben  (22)  vom 
Beitritt  zu  einer  Zwangsorganisation  abhängig.  Dieses  Gesetz 
wurde  jedoch  im  Juli  1899  aufgehoben,  um  1903^  mit  einigen 
Modifikationen  wieder  eingeführt  zu  werden,  und  zwar  diesmal 
unter  dem  Drucke  der  inzwischen  erstarkten  Handwerker- 
bewegung. Nach  einer  Abänderung  vom  Jahre  1904/05 
besteht  es  bis  auf  den  heutigen  Tag  und  beruht  auf  dem 
Prinzip    der  Zwangsinnung   und    des  Befähigungsnachweises*. 

Um  seine  Wirkungen  auf  die  Entwicklung  des  Klein- 
gewerbes hier  nur  anzudeuten,  sei  hervorgehoben,  daß  nennens- 
werte Vorteile  dem  Handwerkerstande  als  Ganzem  aus  der 
bisherigen  Anwendung  des  Gesetzes  nicht  erwachsen  sind. 
Abgesehen  davon,  daß  unüberwindliche  praktische  Schwierig- 
keiten die  allgemeine  Durchführung  des  Gesetzes  hindern, 
kann  es,  wie  auch  das  österreichische  Genossenschaftsgesetz, 
sein    Ziel   nicht   erreichen,    weil    es   den   Handwerkern    keine 


*  Vgl.  stenogr.  Protokolle  der  IX.  Nationalversammlung,  II.  ordent- 
liche Sess.,  S.  367. 

2  Vgl.  Bulg.  Staatszeitung,  Nr.  30  vom  3.  Febr.  1897. 

3  eod.,  Nr.  134,  vom  23.  Juli  1903. 

*  Näheres  über  die  Innun^sfrage  und  die  Handwerkerbewegung 
in  Bulgarien  vgl.:  Stoyan  Kalpaktschieff,  Die  Zünfte  Bul- 
gariens im  19.  Jahrhundert,  Groifswald  1900;  A.  Zank  off.  Die  Hand- 
werkerpolitik und  die  Arbeiter,  Sofia  1906;  P.  Djidroff,  Der  Staat, 
die  Handwerker  und  die  Arbeiter,  Sofia  1906;  A.  Nedelkoff  in  der 
Zeitschrift  der  bulg.  ökon.  Gesellschaft,  VI.  Jahrg.,  S.  480  ff.,  604  ff., 
X.  Jahrg.,  S.  674  ff. 
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Geldmittel  zur  Verfügung  stellt.  Außerdem  aber  ist  die 
technische  und  wirtschaftliche  Vervollkommnung  des  in  der 
heutigen  Wirfschaftsentwicklung  lebensfähigen  Handwerks 
nicht  auf  dem  Wege  der  Zwangsinnung  und  des  Befähigungs- 
nachweises zu  erlangen,  wie  dies  die  Erfahrung  und  die 
wissenschaftliche  Forschung  namentlich  in  Deutschland  und 
Österreich-Ungarn  zur  Evidenz  erwiesen  hat  (Stieda,  Hampke, 
Biermer,  Waentig). 

Nachdem  alle  zur  Förderung  und  Hebung  der  gewerb- 
lichen Tätigkeit  Bulgariens  unternommenen  Maßregeln  der 
Handels-  und  Industriepolitik  einer  Betrachtung  unterzogen 
worden  sind,  bleibt  noch  zu  untersuchen,  ob  und  welche  Er- 
folge sie  bisher  gehabt  haben.  Hierbei  soll  jedoch  lediglich  die 
Entwicklung  der  Fabrikindustrie  behandelt  werden,  weil  sie, 
wie  die  vorangegangenen  Ausführungen  gezeigt  haben,  das 
Ziel  aller  handeis-  und  industriepolitischen  Bestrebungen  der 
Regierung  gewesen  ist  und  weil  die  Entwicklung  des  Klein- 
gewerbes, soweit  es  im  Rahmen  dieser  Arbeit  erforderlich 
erschien ,  bereits  angedeutet  wurde.  Aber  auch  in  dieser 
Frage  hat  sich  unsere  Untersuchung  nicht  auf  die  konkreten 
Voraussetzungen  und  Bedingungen  der  Entwicklung  jedes 
einzelnen  neu  entstandenen  Industriezweiges  und  auf  ihre 
Beeinflussung  durch  die  zoll-  und  industriepolitischen  Maß- 
nahmen zu  erstrecken-,  diese  Aufgabe  muß  einer  speziellen 
Abhandlung  vorbehalten  werden,  um  so  mehr,  als  es  bisher  an 
Vorarbeiten  auf  diesem  Gebiete  durchaus  mangelt.  Wir  wollen 
vielmehr  das  Gesamtbild  der  industriellen  Entwicklung  des 
Landes  in  Augenschein  nehmen  und  auf  Einzelheiten  nur  in- 
soweit eingehen,  als  sie  für  bulgarische  Verhältnisse  markant 
erscheinen. 

Von  einer  Fabrikindustrie  konnte  in  der  unmittelbar  auf 
die  politische  Befreiung  des  Landes  folgenden  Zeit  so  gut  wie 
gar  keine  Rede  sein ;  denn  selbst  die  wenigen  in  der  Türken- 
zeit vom  Staate  oder  von  Ausländern  gegründeten  Fabrik- 
unternehmungen (2  staatliche  Tuchfabriken,  3  Dampfmühlen, 
2  Spiritusbrennereien ,  1  Seidenfilatur  und  1  Glasfabrik)  ^ 
gingen  insbesondere  während  des  russisch-türkischen  Krieges 
von  1877/78  fast  alle  zugrunde.  Erst  später  entstanden  all- 
mählich die  ersten  Ansätze  zu  einer  modernen  industriellen 
Entwicklung,  so  daß  man  in  Bulgarien  Ende  des  Jahres  1894 
nach  einer  Zusammenstellung  des  Handels-  und  Landwirt- 
schaftsministeriums bereits  501  Fabriken  und  Werkstätten 
zählen  konnte,  und  zwar:  25  Bierbrauereien,  9  Spiritus-, 
71  Tabakfabriken,  40  Dampf-,  40  Wassermühlen  für  feines 
Mehl,  12  Seifen-,  92  Sodawasser-,  12  Wirkwarenfabriken, 
(U  Branntweinbrennereien,  11  Tachanfabriken,  12  Webereien. 
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2  Zement-,  4  Teigwaren-,  1  Zigarettenpapierfabrik,  3  Dampf- 
färbereien, 5  Holzwarenfabriken,  4  keramische,  4  chemische 
Fabriken  (Siegellack  und  Tinte),  17  Lederfabriken,  3  Eisen- 
gießereien, 1  Seidenfabrik,  21  Schlosser-  und  Wagnerwerk- 
stätten, 2  Pulver-,  1  Kreide-,  28  Tuch-  und  Schayak-  und 
20  Gaytan-  (Besatzschnur)fabriken  mit  1390  Webestühlen. 
Das  Anlagekapital  dieser  Etablissements  wurde  mit  34,1,  die 
Jahresproduktion  mit  30,6  Mill.  Fr.  und  das  Arbeitspersonal 
mit  5732  Köpfen  angegeben,  wobei  die  Textil-,  Mehl-  und 
Tabakindustrie,  die  Brauereien,  Brennereien,  die  Leder-  und 
die  Seifenindustrie  besonders  ins  Gewicht  fielen  ^. 

Diese  und  die  sonstigen  bis  Ende  des  vorigen  Jahr- 
hunderts sowohl  von  ministerieller  als  auch  von  privater  Seite 
gesammelten  Daten  ^  liefern  uns  allerdings  den  Beweis  für 
eine  aufwärts  gerichtete  Tendenz  der  heimischen  Industrie- 
entwicklung, geben  uns  aber  keinen  genauen  Aufschluß  über 
den  Umfang  und  die  Art  dieser  Entwicklung  im  einzelnen, 
da  sie  nicht  vollständig,  vergleichbar  und  auch  nicht  ganz 
zuverlässig  sind.  Zur  Aufklärung  über  diese  Fragen  sind  wir 
daher  lediglich  auf  das  Resultat  der  zum  ersten  Male  am 
31.  Dezember  1904  von  offizieller  Seite  veranstalteten  Zählung 
der  nach  dem  Industrieförderungsgesetz  von  1894  vom  Staate 
unterstützten  Industrieetablissements  angewiesen.  Zwar  ließ 
auch  diese  statistische  Erhebung  eine  Reihe  von  Unter- 
nehmungen, wie  z.  B.  Druckereien,  Tabak-  (1908 :  70  Fabriken 
im  Betrieb),  Zigarettenpapier-,  Patronen-,  Sodawasser-  und 
Limonadefabriken  usw.  unberücksichtigt,  und  selbst  die  Dar- 
stellung der  von  ihr  erfaßten  Betriebe  weist  sehr  viele  Lücken 
und  Fehler  auf.  Immerhin  vermag  sie  ein  wenigstens  an- 
nähernd richtiges  Bild  von  allen  bedeutenden  Fabrikanlagen 
im  Lande  zu  geben,  umsomehr,  als  das  Industrieförderungs- 
gesetz eine  zum  Teil  über  den  Rahmen  seiner  Bestimmungen 
hinausgehende  Anwendung  fand,  so  daß  die  von  ihm  nicht 
berücksichtigten  Unternehmungen,  die  also  nicht  gezählt 
wurden,  meist  so  klein  sind,  daß  sie  kaum  den  Namen  einer 
Fabrik  beanspruchen  können. 

Was  zunächst  die  Verteilung  der  ermittelten  166  Betriebe 

auf  die  einzelnen    Industriegruppen    betrifft,    so    entfielen,    wie 

» 

^  Deutsche  Rundschau  für  Geographie  und  Statistik,  Wien, 
XX.  Jahrg.,  Heft  8,  S.  372—73.  —  Vffl.  auch  die  hiermit  nicht  überein- 
stimmenden, gleichfalls  vom  Handelsministerium  herstammenden  An- 
faben  in  dem  Jahresbericht  des  k.  u.  k.  Konsulats  in  Sofia  für  das 
ahr  1894  (Beilage  zur  Wochenschrift  „Das  Handelsmuseum",  1895, 
Bd.  X,  Nr.  33,  S.  653  ff.). 

^  Vgl.  D.  Jablanski,  Welche  ökonomische  Politik  Bulgariens 
soll  im  allgemeinen  und  speziell  den  Nachbarstaaten  gegenüber  ^'erfolgt 
werden?  Zeitschrift  der  bulg.ökon.  Gesellsch.,  V.  Jahr^.,  Heft  4  u.  5, 
S.  205—263  und  G.  N.  Koluschki,  Die  fremden  Kapitalien  in  Bul- 
garien, eod.,  V.  Jahrg.,  Heft  6  u.  7,  S.  333-423. 
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die  vorstehende  Tabelle  VIP  zeigt,  allein  auf  die  Nahrungs- 
und Genußraittel-  (57)  und  die  Textilindustrie  (51)  108  Etablisse- 
ments oder  65  ^/o  aller  Betriebe.  Alsdann  folgten  in  weitem 
Abstände  die  chemische  Industrie  mit  15,  die  Lederindustrie 
mit  13,  die  Metall-  und  die  Holz-  und  Möbelindustrie  mit 
je  8,  die  keramische  Industrie  mit  6,  die  Minenindustrie  mit 
3  und  die  Papierindustrie  mit  1  Unternehmung. 

Vom  gesamten,  im  Grund  und  Boden,  in  Gebäuden  und 
Maschinen  investierten  Kapital  im  Betrage  von  30  697  285  Fr. 
kamen  14380  987  Fr.  oder  46,84  «o,  resp.  6  641325  Fr.  oder 
21,63%,  also  zusammen  21022312  Fr.  oder  68,47%,  auf 
die  beiden  erstgenannten  Industriegruppen.  Hingegen  betrug 
das  Anlagekapital  der  keramischen  Industrie  1926899  Fr. 
oder  6,27%,  der  chemischen  1348  962  Fr.  oder  4,39%,  der 
Minenindustrie  774077  Fr.  oder  2,52%,  der  Lederindustrie 
661340  Fr.  oder  2,15%,  der  Holz-  und  Möbelindustrie 
589617  Fr.  oder  1,92%,  der  Metallindustrie  369698  Fr. 
oder  1,20%,  der  Papierindustrie  185  433  Fr.  oder  0,64% 
und  der  „sonstigen  Industrien"  3  818  946  Fr.  oder  12,44%. 
Die  Fabrikunternehmungen  verteilten  sich  nach  der  Größe 
ihres  Anlagekapitals  wie  folgt: 


Mit  Alllagekapital 
Fr. 


Betriebe 


I  Gesamtanlagekapital 
I  Fr. 


in  Prozent 


bis   25  000 

381 

476  787 

1,3 

25  „   60  000 

29^58,2  0/0 

1  098  181 

3,5 

50  ,,   100  000 

29) 

1  988  168 

6,5 

100  ,,  250  000 

tl}  34,0  0/0 

6  539  396 

21,4 

250  „   500  000 

4  413  433 

14,4 

500  „   750  000 

^}  5,4  0/0 

3  077  583 

10,1 

750  „  1  000  000 

3  301621 

10,8 

über  1  000  000 

4  2,40/0 

9  807  115 

32,0 

Summa 

165  2 

30  697  284 

100,0 

Hieraus  ist  ersichtlich,  daß  die  Zahl  der  kleineren 
Etablissements  mit  einem  Anlagekapital  bis  zu  100000  Fr. 
mehr  als  die  Hälfte  (96  oder  58,2  ^/o)  der  gezählten  Betriebe 
ausmachte,  und  daß  dabei  die  ganz  kleinen  Unternehmungen 
mit  einem  Anlagekapital  bis  zu  25  0j)0  Fr.  besonders  stark 
vertreten  waren.  Die  größeren  und  ganz  großen  Unter- 
nehmungen mit  einem  Anlagekapital  von  500  000  bis  zu 
1000000,  resp.  über  1000  000  Fr.  hatten  dagegen  nur  eine 
geringe  Verbreitung  (9,    resp.  4),    und   auf  das  übrige  Drittel 


^  Vgl.  Recensemeiit  des  industries  encouragöes  par  l'ötat  (31.  de- 
cembre  1904).  Direction  de  la  Statistique,  Sofia  1906.  —  D.  Jur- 
danoff,  Ztschr.  d.  bulg.-ökon.  Gesellsch.,  X.  Jahrg.,  Heft  5,  S.  295  ff. 
und  Heft  6/7,  S.  412  ff. 

2  Eine  Unternehmung  pachtete  ihre  Gebäude  und  Maschinen. 
Forschungen  143.  —  Ab  a  d  jieff.  10 


146  143. 

der  Etablissements  entfiel  ein  Anlagekapital  von  je  100000 
bis  500  000  Fr.  Von  den  Unternehmungen,  die  dieser  Gruppe 
angehören,  wären  u.  a.  die  Mehl-  und  Textilfabriken ,  die 
Brauereien,  Brennereien  und  die  keramischen  Fabriken  zu 
nennen.  Abgesehen  von  dem  staatlichen  Kohlenbergwerk  und 
den  mit  Hilfe  des  ausländischen  Kapitals  gegründeten  Groß- 
unternehmungen (1  Elektrizitätswerk,  1  Zucker-,  1  Baum- 
wollengarn- und  1  Zündholzfabrik),  gab  es  nur  3  Brauereien, 
2  Brennereien,  2  keramische  Fabriken  und  1  Wollengarn-  und 
Wollentuchfabrik,  deren  Anlagekapital  den  Betrag  von 
500  000  Fr.  überstieg.  Die  meisten  anderen  Fabriken  wiesen 
Anlagekapitalien  bis  zu  100  000  Fr.  auf. 

Daß  die  bulgarischen  Fabriken  im  Vergleiche  zu  den 
europäischen  meist  nur  einen  kleinen  Betriebsumfang  haben, 
beweisen  auch  die  Angaben  über  das  Arbeiterpersonal  und  über 
die  verwendete  Betriebskraft. 

Abgesehen  von  dem  staatlichen  Steinkohlenbergwerk,  das 
allein  20,7  ^/o  (1271)  des  Gesamtarbeiterpersonals  ^  beschäftigte, 
gab  es  nur  9  (5,42  ^/o)  Unternehmungen,  deren  Personal  sich 
auf  je  100—500  Köpfe  —  insgesamt  auf  1701  Köpfe  (27,7  %)  — 
belief  und  15  (9,04  ^/o)  Unternehmungen,  die  je  50—100  Ar- 
beitende —  insgesamt  1060  (17,2  ^/o)  —  zählten.  In  114  Eta- 
blissements, das  sind  68,68  ^/o  ihrer  Gesamtzahl,  waren  da- 
gegen je  5 — 50  Personen  —  insgesamt  2066  (33,6  ^/o)  —  und 
in  den  übrigen  27  ^  (16,26  <^/'o)  1—5  Personen  tätig. 

Von  allen  Industrieunternehmungen  waren  117  oder  etwa 
70  ^/o  mit  motorischer  Kraft  versehen.  Von  ihnen  waren  mit 
einer  Motorkraft  von : 

1  —       5  Pferdestärken     6,0  ^/o, 

5-20  „  24,0  „  , 

20  -    50  „  41,9  „  , 

50  —  100  „  25,6  „  , 

über  500  „  2,5  „  , 

ausgestattet. 

Das  fabriktätige  Personal  verteilte  sich  auf  die  einzelnen 
Industriezweige  derart,  daß  allein  die  Textil-  (3013  oder 
42,8  o/o),  die  Bergwerks-  (1419  oder  20,2  ^/o)  und  die  Nah- 
rungs-  und  Genußmittelindustrie  (1302  oder  18,5  ^/o)  zusammen 
81,5  ^lo  aller  beschäftigten  Personen  umfaßten,  wogegen  der 
Rest  fast  zu  gleichen  Teilen  den  übrigen  Industriebranchen 
zukam.  Auch  die  motorische  Kraft  fand  eine  sehr  ungleich- 
mäßige Verteilung.  Wenn  man  das  Elektrizitätswerk  für  die 
Beleuchtung  und  den  Verkehr  der  Hauptstadt,  welches  allein 

1  Das  administrative  und  obertechnische  Personal  ist  hierbei  nicht 
mitberechnet. 

2  Für  7  Unternehmungen  sind  keine  Angaben  über  ihren  Arbeiter- 
bestand vorhanden. 
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beinahe  die  Hälfte  der  ermittelten  Betriebskraft  von  8992  PS 
absorbierte,  außer  Acht  läßt,  so  wurden  48,8  ^/o  (2424  PS)  von 
der  Nahrungs-  und  Genußmittelindustrie,  34,4^/0  (1709  PS) 
von  der  Textilindustrie,  5,4  ^/o  von  der  Holz-  und  Möbel- 
industrie, 4,4  ^/o  von  der  keramischen,  2  ^/o  von  der  chemischen 
Industrie  usw.  verzehrt. 

Was  die  Frage  nach  dem  Produktionserfolge  der  Fabrik- 
industrie anlangt,  so  sind  zwar  die  hierbei  in  Betracht  kom- 
menden Zahlen  der  Industriestatistik  sehr  unzuverlässig,  was 
am  deutlichsten  daraus  hervorgeht,  daß  für  eine  große  Anzahl 
von  Betrieben  allein  die  für  Entlohnung  und  Roh-  und  Brenn- 
material gemachten  Aufwendungen  den  Wert  der  hergestellten 
Artikel  übersteigen;  für  eine  nur  in  groben  Zügen  richtige 
Orientierung  aber,  wie  sie  hier  angestrebt  wird,  gewähren  sie 
Anhaltspunkte  genug.  Entsprechend  den  bisherigen  Angaben 
über  die  Verbreitung,  das  Anlagekapital,  Arbeiterpersonal  und 
die  Betriebskraft  der  verschiedenen  Industrien,  zeigen  auch 
die  Daten  über  die  Produktionswerte  (vgl.  Tabelle  VII, 
S.  142 — 144),  daß  der  Schwerpunkt  der  nicht  besonders  viel- 
fältigen industriellen  Produktion  Bulgariens  bei  der  Nahrungs- 
und Genußmittel-  und  der  Textilindustrie  liegt,  während  die 
übrigen  Industriebranchen  erst  im  Entstehen  begriffen  sind. 
So  kann  von  einer  Bergwerksindustrie  kaum  die  Rede  sein, 
obwohl  das  Land  sehr  reich  an  unterirdischen  Schätzen  ist, 
und  von  der  Regierung  von  1896  bis  1906  25  Konzessionen  für 
die  Gewinnung  von  Kohlen,  Kupfer-,  Mangan-,  Blei-,  Eisen- 
erzen usw.  in  einer  Gesamtausdehnung  von  8554  ha^  erteilt 
worden  sind.  Außer  dem  einzigen  bedeutenden  Kohlenberg- 
werk Pernik  (Produktion  1904  etwa  140000  t  oder  1,31  Mill. 
Fr.),  das  als  Unternehmung  des  Staates  für  die  Handels- 
und Industriepolitik  nicht  in  Betracht  kommt,  befanden  sich 
1904  nur  noch  2  Montanwerke  im  Betrieb,  deren  Produktion 
kaum  nennenswert  war.  Auch  die  Holz-  und  Möbel-,  die 
keramische,  die  Rosen-  und  Rapsölindustrie  hatten  keinen 
wesentlichen  Anteil  an  der  heimischen  Industrieproduktion  (zu- 
sammen :  1,24  Mill.  Fr.  oder  3,78  ^/o),  obgleich  die  sehr  günstigen 
Bedingungen  des  Landes  einen  viel  höheren  Anteil  erwarten 
ließen.  Von  der  Papierfabrikation  ißt  ganz  zu  schweigen. 
Einige  Bedeutung  beanspruchten  erst  die  Leder-,  die  Seifen- 
und  die  Metallindustrie  (zusammen :  3,31  Mill.  Fr.  oder 
10,09  ^/o),  von  denen  die  beiden  ersten  auf  dem  Boden  eines 
alten,  weit  verbreiteten  und  handwerksmäßig  betriebenen  Ge- 
werbes aufgewachsen  sind,  die  letzte  eine  aussichtsreiche  Neu- 
erscheinung ist.  Waren  es  sonach  die  Erzeugnisse  der  Nahrungs- 
und Genußmittel-  und  der  Textilindustrie,  die  den  weitgrößten 

*  Bericht  an  S.  K.  H.  Ferdinand  I.,  Fürst  von  Bulgarien.  Vom 
Ministerrat.    Sofia  1907,  S.  518. 

10* 
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Teil  (26,18  Mill.  Fr.  oder  etwa  80  ^/o)  der  auf  32,77  Mill.  Fr. 
sich  belaufenden  nationalen  Industrieproduktion  ausmachten, 
so  waren  es  wiederum  unter  ihnen  besonders  Mehl,  Bier,  ge- 
schälter Reis,  Zucker  und  Spiritus,  resp.  Wolltuche  und  -garne, 
Baumwollgarne,  wollene  Besatzschnüre,  Strickwaren  und  Seide, 
die  der  neuaufgekommenen  bulgarischen  Fabrikindustrie  das 
eigentlich  charakteristische  Gepräge  verliehen  (vgl.  Tabelle  VII, 
S.  142—144). 

Gewährt  auch  die  Industriestatistik  ein  annähernd  rich- 
tiges Bild  von  dem  Industriestande  des  Jahres  1904,  so  er- 
weist sie  sich  als  unzulänglich,  die  Wirkungen  des  Industrie- 
förderungsgesetzes auf  die  gewerbliche  Entwicklung  des  Landes 
unmittelbar  an  einem  Vergleiche  der  Verbreitung  und  des  Um- 
fanges  der  industriellen  Gründungen  vor  und  nach  Inkraft- 
treten des  Gesetzes  nachzuweisen.  Sie  teilt  allerdings  mit, 
daß  100  von  den  ermittelten  166  Etablissements  bereits  vor 
dem  19.  Februar  1895,  dem  Datum  der  ersten  Anwendung 
des  Gesetzes,  gegründet  waren,  Näheres  über  ihre  Kapital-, 
Arbeiter-  und  Produktionsverhältnisse  außer  am  Tage  der 
Zählung  (31.  Dezember  1904)  enthält  sie  aber  nicht  und  er- 
möglicht daher  keine  Übersicht  über  den  weiteren  Gang  ihrer 
Lage.  Daß  jedoch  die  industrielle  Tätigkeit  Bulgariens  unter 
der  Einwirkung  der  Handels-  und  Industriepolitik  eine  Ex- 
pansion und  Festigung  erfahren  hat,  und  somit  der  ge- 
schilderte Industriestand  einen  Fortschritt  in  der  Entwicklung 
der  heimischen  Fabrikindustrie  bedeutet,  unterliegt  keinem 
Zweifel  und  kann,  wenngleich  nicht  einwandsfrei,  durch 
folgende  Zusammenstellung  veranschaulicht  werden : 


Jahr 

Etablisse- 
ments 

Anlagekapital      A,.Up:tp^Hf^      Produktions- 
in  Mill.  Fr.       ^'  beitende  i^^^,^  j^  j^.^  y^, 

1 

1894 
19002 
1904 
1907* 

5011 
103 
166 
207 

34,1 
19,83 
30,7 
53,9 

5732 
4716 
7026 
7646 

30,6 

32,7 

48,8 

Auf  einen  Fortschritt  der  industriellen  Produktion  lassen 
ferner   auch    die  Verschiebungen   in   der  Gestaltung   des  Ein- 


1  Diese  Zahl  umfaßt  alle  Industrieunternehmungen  und  -Werk- 
stätten und  nicht  wie  die  übrigen  drei  Ermittlungen  nur  die  vom 
Staate  unterstützten. 

2  Vgl.  D.  Jablanski,  a.  a.  0. 

3  Das  in  Grund  und  Boden  angelegte  Kapital  ist  im  Gegensatz 
zu  den  übrigen  drei  Zahlen  nicht  berücksichtigt,  beträgt  aber  in  Bul- 
garien keinen  hohen  Wert 

*  Bericht  an  S.  K.  H.  Ferdinand  I.,  Fürst  von  Bulgarien,  a.  a.  O., 
S.  507-8. 
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fuhrhandels  schlie  ßen.  Diese  ergeben  sich  us  der  Betrachtung 
der  Wertziffern  derjenigen  Einfuhrartikel,  aie  von  den  staat- 
lich begünstigten  und  zollpolitisch  geschützten  einheimischen 
Industriezweigen  erzeugt  oder  von  ihnen  als  Roh-  und  Hilfs- 
materialien verwendet  werden.  Hierbei  darf  indessen  nicht 
übersehen  werden,  daß  die  Posten  der  Handelsstatistik  nicht 
alle  und  nicht  ganz  mit  den  entsprechenden  Nummern  des 
Vertragstarifs  von  1897  oder  des  autonomen  Tarifs  von  1904 
zusammenfallen.  Auch  werden  nicht  alle  Waren  der  be- 
günstigten Industrien  gesondert  aufgeführt,  weshalb  man  die 
Handelsbewegung  nicht  durchgängig  für  jeden  einzelnen,  von 
den  Handelsverträgen  und  dem  Industrieförderungsgesetz  ins 
Auge  gefaßten  Artikel  untersuchen  kann.  Aus  diesem  Grunde 
lassen  sich  die  Wirkungen  der  schutzzöllnerischen  Maßnahmen 
auf  den  Importhandel  nicht  ausschließlich  für  alle  nach- 
stehend angeführten  Warenposten  mit  Genauigkeit  ermitteln 
(vgl.  Tabelle  VIII,  S.  150—51). 

Immerhin  wird  man  die  auffallend  starke  Verminderung 
des  Imports  von  Spiritus,  Spirituosen,  Schuhwaren,  Kleidern, 
Stricken,  Baumwollgarnen,  Wirkwaren  u.  a.  m.  während  der 
Dauer  der  Handelsverträge  von  1896/97  und  1905  im  Ver- 
gleich zur  vorangegangenen  Periode  1886 — 96  auf  eine  Stei- 
gerung der  Produktion  der  betreffenden  Industriebranchen 
zurückführen  müssen,  auch  wenn  man  die  Schwankungen  des 
gesamten  Handels  und  die  Konsumptionsverhältnisse  in  den 
fraglichen  Zeitabschnitten  berücksichtigt.  Dafür  spricht  auch 
die  aufwärts  gerichtete  Tendenz  der  Einfuhr  von  Hopfen, 
Häuten,  Wolle,  Wollgarnen,  Farbstoffen  und  andern  Artikeln, 
die  als  Roh-  und  Halbfabrikate  von  der  einheimischen 
Industrie  benötigt  werden.  Die  Einfuhr  von  Tuchen  und 
Leder  weist  allerdings  während  der  beiden  Vertragsperioden 
eine  wesentliche  Vergrößerung  auf,  die  aber  nicht  einer  Ver- 
minderung der  Produktion,  sondern  dem  ständig  steigenden 
Bedarf  an  den  einschlägigen  Fabrikaten,  insbesondere  an  den 
feineren  Sorten,  zuzuschreiben  ist.  Obgleich  die  durch  die 
Zollpolitik  nicht  genügend  geschützte  Wollwaren-  und  Leder- 
industrie ^  aufblühte,  fanden  doch  die  Herrenstoffe  und 
Lederwaren  einen  immer  wachsenden  Einlaß,  was  auf  die 
stetige  Erstarkung  und  Vervollkommnung  des  Schneider-  und 
Schuhmachergewerbes  zurückzuführen  ist.  Für  diese  bieten 
die  Schutzzölle,  die  durch  die  Europäisierung  der  Städte 
hervorgerufene  Abnahme  des  Tragens  von  National kleidern 
und  schließlich  die  wachsenden  Aufträge  der  Heeresverwaltung 
günstige  Entwicklungsbedingungen.    Die  Zucker-  und  Seifen- 


1  Nach  dem  Bericht  an  S.  K.  H.  Ferdinand  I.,  Fürst  von  Bul- 
garien, a.  a.  O.,  S.  507—8,  wurden  in  der  Zeit  seit  1904—7  6  neue 
Tuch-  und  7  Lederfabriken  gegründet. 
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Tabelle   VIII. 

Einfuhr  von  Waren,   die  von  der   einheimischen  Industrie 


Warenbenennung 


Zeitperiode  der  8  ^/oigen  Verzollung 


188611887  1888  1889  1890  1891  1892  1893  1894 


in  1000  Franken 


Spiritus 

Arrak,  Rum  und  Kognak  .... 

Bier . 

Zucker,  raffiniert,  in  Kisten,  Fässern 
und  Säcken  

Wasch-  und  Spülseite 

Baumwollgarn,  roh,  bis  inkl.  Nr.  12 
englisch 

Tuche  und  Stoffe  aus  Wolle,  gefärbt 

Kleidungsstücke  aller  Art  .  . 

Baumwollene  und  wollene  Strümpfe, 
Handschuhe  u.  ähnliche  Artikel 
mehr 

Stricke  aller  Art 

Sohlenleder 

Maroquinleder ,  Ziegenfelle,  aller 
Art  hergerichtet,  Telatinleder, 
Kalbleder,  Korduanleder  u.  a.  m. 

Ordinäre  Schuhwaren  und  Sandalen 

Schuhwaren  aus  allen  feinen  Leder- 
sorten   


1807 
261 
109 


579  656 

208,  289 
78  119 


3649  2707  237 
1719  952  566 

2605  2536  2228 
1399  1337  1362 


165  251 

682:  731 


2067  3289 
456  753 
147  235 


2488 
285 
149 


3889  4745  3456 
5421  388  325 

18814118  3449 
1732  1055  1212 
16öl 


288  269  460 
817  9131168 


1633  1365127911024 


806  7821058 


1975;  368 


Wolle,  im  Schweiß  oder  gewaschen, 
jedoch  nicht  gekämmt 

Weiche  Wolle,  Alpaka,  Kaschimir, 
Angora,  rohes  Kamelhaar,  ge- 
waschen oder  gefärbt,  sowie 
Garne  aus  diesen  Wollsorten  .    . 

Wollgarn  aller  Art,  ungefärbt  und 
gefärbt  

Rinder-  und  Büffelhäute,  gesalzen, 
getrocknet  oder  gekalkt 

Alizarin,  Naphthalin,  Anthi-azen, 
Toluin  und  andere  Teerfarb- 
stoffe und  Farben  v.  dgl.  Stoffen 

Hopfen 

Nicht  besonders  genannte  Maschinen, 
Instrumente  u.  Apparate,  sowie 
Teile  von  ihnen 

Steinkohlen 


406 


255 


1001 


250 


247 


i04 


74  93 

48:  22 


227=  613 
213  203 


1128 


162 


291 


371 


570 
195 


1015 


862 


233 


276 
340 


129 
49 


1431 


870 


587 


186 

751 

1175 


801 
214 

305 


311  288 


-   31 

2681  132 

527  j  228 


1541  94 
51 !  35 


1649 

288 
72 

4007 
325 

3337 
1202 
1795 


182 

706 

1452 


824 
261 

329 


220 

40 
141 

221 


104 
80 


7021299  530|  774 
214  396,  4131  452 


2849 
453 

82 

5601 
276 

2915 
1607 
2523 


259 
1131 

1787 


1091 
299 

406 


305 

26 
244 

814 


141 
59 


3796 
577 
144 

6174 
554 

2813 
1593 
2977 


306 

961 

1569 


1024 

266 

458 


665 

36 
415 

1278 


169 
96 


728  176 
694  664 


143. 


151 


produziert  oder  als  Roh-  und  Hilfsstoffe  verwendet  werden. 


Zeitperiode 

der  10V2>)/oigen 

Verzollung 

Zeitperiode  des  Vertragstarifes 

Zeitperiode  des 
autonomen  spezi- 
tischen Tarifes 

1895 

1896 

18971 1898 

1899  1900  1901  1902  1903 

190411905 

1906 

1907 

1908 

in  1000  Franken 

642 
131 
156 

32 
130 
131 

64 
202 
112 

76 
210 
119 

10 
219 

84 

'       1 
{  61 
i  53 

1 
66 
68 

37 

83 
58 

!  75 

i  85 

44 

14 
92 
49 

38 

119 

49 

11 
54 
34 

41 

'   60 

35 

35 
53 
44 

1792 
731 

3638 

585 

2934 
602 

3358 
340 

3072 
344 

2251 
160 

2228 
480 

2347 
422 

3074 
450 

4280 

1  757 

5466 
659 

656 
660 

12791 
j  1177 

3355 
1164 

2075 
1361 
2569 

2008 
1486 
2612 

2324 
1949 
1668 

1649 
1354 
1063 

1184 
967 
843 

i  572 
667 
595 

1119 
1434 

782 

1118 

1748 

831 

1637 
1951 

822 

2103 

|2887 
1472 

2059 

2641 

926 

2132 

2034 

715 

1  2259 
i  2793 
1  773 

1713 

3186 

813 

225 

704 

1199 

241 

706 

1670 

235 

765 
2042 

172 

581 
1366 

159 
465 
1070 

96 

336 

1137 

174 

373 

1868 

185 

513 

1666 

270 
595 

1897 

357 

834 

2593 

378 

755 

2391 

360 

515 

2243 

371 

259 

1851 

357 
196 

1868 

736 
203 

1047 
257 

1261 
91 

785 
8 

650 
3 

569 
2 

994 
29 

1034 
36 

1072 
53 

1799 
111 

1550 

128 

1444 

88 

1420 
69 

1227 
79 

393 

520 

201 

193 

119 

76 

73 

58 

81 

95 

157 

83 

73 

177 

462 

160 

207 

280 

86 

134 

538 

431 

398 

886 

936 

196 

866 

971 

42 

68 

•  76 

256 

343 

154 

204 

147 

249 

926 

645 

784 

1497 

2194 

288 

285 

365 

281 

144 

102 

229 

174 

152 

83 

288 

426 

214 

174 

267 

299 

602 

876 

541 

158 

1086 

999 

1025 

1994 

1839 

2374 

2723 

1482 

181 
76 

224 
53 

281 
63 

269 
111 

277 
104 

270 
59 

402 
64 

424 

81 

443 
159 

544 
243 

457 
127 

562 
140 

598 
206 

529 
163  ■ 

1147 

518 

775 
779 

1293 
665 

1992 
665 

1 

791 
725 

1177 
421 

15851 
752 

1017 

508 

1061 
683  j 

i 

1408 

877 

1527 

988 

2232 
1019 

3431 
2>29 

3808 
3647 

152 
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industrie  machen  gleichfalls  beachtenswerte  Fortschritte.  Die 
Einfuhr  ihrer  Artikel  zeigt  aber  trotzdem  keine  ausschlag- 
gebende Verminderung,  einesteils  weil  der  Konsum  durch 
die  heimische  Produktion  zum  großen  Teil  nicht  befriedigt 
werden  kann,  andernteils  weil  der  Zollschutz  für  Zucker  nicht 
ausreichend  erscheint,  und  der  hauptsächlichste  Import  von 
Seife  aus  der  Türkei  eine  wesentliche  Zollbegünstigung  und 
Akzisenfreiheit  genießt. 

Mit  diesen  Produktionszweigen  ist  allerdings  das  Register 
der  vorhandenen  oder  gar  der  Industrien,  die  bei  den  günstigen 
natürlichen  Bedingungen  des  Landes  mit  Erfolg  neu  zu  schaffen 
wären,  noch  nicht  zu  Ende.  Es  kommt  noch,  wie  aus  der 
Industriestatistik  hervorgeht,  die  Fabrikation  von  Mehl,  Teig- 
waren, Pflanzenöl,  Tahin,  Fruchtkonserven,  Leinen,  Seiden- 
waren, Möbeln,  Papier,  Zündhölzern,  Tinte,  Lacken  in  Be- 
tracht. Während  die  Hoffnung,  mit  Hilfe  der  Schutzzölle  die 
im  Vorhergehenden  angeführten  Industrien  zu  heben,  mehr 
oder  weniger  in  Erfüllung  ging,  blieben  die  hier  angeführten 
von  den  protektionistischen  Maßnahmen  der  Handelsverträge 
von  1896/97  gänzlich  unberührt  und  haben  aus  diesem  Grunde 
nur  ganz  langsam  und  schwierig  emporkommen  können.  Sie 
fanden  erst  in  den  Verträgen  von  19U5  entsprechende  Berück- 
sichtigung, und  ihre  Produktion  ist  auch  heute  noch  nicht 
hinreichend ,  um  einen  wesentlichen  Einfluß  auf  den  Import- 
handel ausüben  zu  können. 

Für  die  Gesamtentwicklung  der  Fabrikindustrie  in  auf- 
steigender Richtung  sprechen  endlich  auch  die  nachstehenden 
Angaben  über  die  Rohmaterialien,  die  auf  Grund  des  Industrie- 
förderungsgesetzes zollfrei  eingeführt  werden.  Sie  ermöglichen 
zugleich  eine  Schätzung  des  vom  Fiskus  und  den  Gemeinden 
zugunsten  der  Industrie  gebrachten  Opfers. 


Jahr 

Quantum  in 
Tonnen 

Wert  in    |  Erlassener  Zoll 
1000  Fr.       in  Fr. 

Erlassene 

Oktroigebühren 

in  Fr. 

1898 
1899 
1900 
1901 
1902 
1903 

4506 

2608 
4286 
2768 
3119 
3260 

25461 
1324/ 

2384 
2643 
2826 
2904 

- 

394  399 

296  226 
347  461 

393  839 

77  332 

47  024 
32  868 
56  515 

58  073 ' 

Dieselbe  Tendenz  belegt  speziell  auch  die  wachsende 
Einfuhr  von  Maschinen  und  Koaks  sowie  die  steigende  Pro- 
duktion und  Einfuhr  von  Steinkohlen  (vgl.  Tabelle  VIII, 
S.    150 — 151),    wobei    allerdings   zu    bemerken    ist,    daß    der 


L.  Pajakoff,  a.  a.  0.,  S.  130. 
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Hauptanteil  am  Konsum  von  Kohlen  auf  die  Eisenbahnen, 
die  Schiffahrt  und  die  Heizanlagen  der  modernen  Städte 
entfällt. 

So  beachtenswert  die  bisher  auf  dem  Gebiete  der  Fabrik- 
industrie erzielten  Fortschritte  an  sich  auch  sein  mögen,  in 
ihrem  Verhältnis  zu  den  übrigen  Produktionszweigen  der  Volks- 
wirtschaft erweisen  sie  sich  selbstverständlich  auch  heute  noch 
von  keiner  durchgreifenden  Bedeutung.  Obgleich  ihrem  Um- 
fange nach  ziffernmäßig  nicht  feststellbar,  bilden  immer  noch 
das  Handwerk  und  die  Hausindustrie  das  Schwergewicht  der 
gewerblichen  Tätigkeit  des  Landes.  Der  agrikole  Charakter 
der  Volkswirtschaft  bleibt  daher  im  wesentlichen  unverändert. 
Aus  der  Handelsstatistik  geht  hervor,  daß  das  Verhältnis  der 
produzierenden  Kräfte  noch  keineswegs  zugunsten  der  ein- 
heimischen Fabrikindustrie  wesentlich  verschoben  worden  ist. 
In  den  Textil-,  Metallwaren,  Maschinen,  Kolonial-,  Lederwaren 
usw.  liegt  nach  wie  vor  das  Schwergewicht  der  Einfuhr. 
Kurz,  der  Konsum  des  Landes  an  Fabrikaten  muß  noch  auf 
absehbare  Zeit  zum  größten  Teile  von  der  ausländischen 
Industrie  gedeckt  werden  (vgl.  Tabelle  IV,  S.  94 — 95). 

Diese  Tatsache  kann  indessen  nicht  Wunder  nehmen. 
Wie  sollte  auch  die  in  den  allerersten  Anfängen  stehende 
Entwicklung  der  Fabrikindustrie  innerhalb  einer  Zeit  von 
10 — 15  Jahren  so  weit  fortschreiten,  daß  sie  den  bisherigen 
Charakter  der  Volkswirtschaft  nachdrücklich  zu  modifizieren 
imstande  wäre?  Reicht  hierfür  schon  die  kurze  Zeit  nicht 
aus,  so  stehen  der  industriellen  Entwicklung  auch  große 
Hindernisse  im  Wege.  Man  braucht  sich  nur  die  Voraus- 
setzungen und  Bedingungen  dieser  Entwicklung  vor  Augen  zu 
halten,  um  zu  begreifen,  daß  die  Industrialisierung  des  Landes 
bisher  unmöglich  in  einem  die  Nationalproduktion  umwälzenden 
Grade  in  die  Erscheinung  treten  konnte. 

Vor  allem  konnte  man  vor  dem  Inkrafttreten  der  Handels- 
verträge von  1905,  wie  mehrmals  erwähnt,  der  erdrückenden 
ausländischen  Konkurrenz  mittels  der  Zollpolitik  nicht  auf 
allen  Industriegebieten  und  nicht  immer  erfolgreich  begegnen. 
Das  Land  ist  klein,  dünn  bevölkert  (1905:  42  Personen  pro 
Quadratkilometer)  und  kulturell  noch  vi^elfach  zurückgeblieben ; 
die  Aufnahmefähigkeit  ist  daher  eine  beschränkte.  Die  im 
allgemeinen  noch  rückständige  Wirtschaftsstufe  bedingt  eine 
mäßige  Anhäufung  des  Kapitals,  das  für  Industriezwecke  ver- 
wendet werden  kann.  Und  dem  Zufluß  von  ausländischen 
Kapitalien  gegenüber  verhielt  sich  bisher  die  Regierung  aus 
nationalpolitischen  Gründen  nicht  immer  wohlwollend.  Daß 
die  Verkehrsverhältnisse  unter  diesen  Voraussetzungen  nur 
langsam  vervollkommnet  werden  konnten,  ist  begreiflich.  Die 
Beschaffung  von  Maschinen,  Rohmaterialien  und  Hilfsstoffen 
sowie    der    Vertrieb    der   fertigen   Waren  mußten    sich    daher 
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schwierig,  zeitraubend  und  teuer  gestalten.  Die  vorhandenen 
Kohlenlager  und  Metallerze  sind  teils  ungenügend,  teils  gänz- 
lich unberührt,  weshalb  das  Brennmaterial  sich  sehr  teuer 
stellt,  und  keine  Selbständigkeit  in  der  grundlegenden  aller 
Industrien,  der  Metall-  und  Maschinenindustrie,  erzielt  werden 
kann.  Dies  bewirkt  aber  eine  teuere  und  mit  Zeitverlust  ver- 
bundene Beschaffung  der  technischen  Mittel  und  mithin  eine 
Rückständigkeit  derselben.  Das  hergebrachte  Gewerbewesen 
ist  technisch  unvollkommen  und  wenig  differenziert,  es  ist 
daher  ein  Mangel  an  Hilfsindustrien  zum  Bezüge  von  Halb- 
fabrikaten oder  zur  Weiterverarbeitung  der  fertigen  Waren 
vorhanden.  Auch  konnte  sich  bisher  nicht  so  schnell  und 
leicht  ein  eigentlicher  Arbeiterstand  heranbilden;  das  Personal 
ist  sehr  ungebildet  und  in  seinem  Bestände  wechselnd. 

Verhindern  alle  diese  Momente  eine  schnelle  und  intensive 
Entwicklung  der  Industrie,  so  sind  sie  doch  nicht  imstande, 
ein  allmähliches  Aufkommen  derselben  ganz  zu  unterdrücken. 
Denn  sie  selbst  unterliegen  mit  der  Erlangung  einer  höheren 
Kultur-  und  Wirtschaftsstufe  einer  Veränderung  und  werden 
mehr  oder  weniger  überwunden.  Auch  steht  ihnen  von  vorn- 
herein eine  Reihe  von  Faktoren  gegenüber,  die  ihre  un- 
günstige Wirkung  w^esentlich  schwächen. 

So  kommen  der  bulgarischen  Industrie  vor  allem  die 
natürlichen  Bedingungen  des  Landes  insoweit  zugute,  als  sie 
eine  Fülle  von  Roh-  und  Hilfsstoffen  und  Wasserkraft  zur 
Verfügung  stellen.  Der  stark  verbreitete  Unternehmungsgeist 
der  Bevölkerung  zeichnet  sich  durch  eine  große  Anpassungs- 
fähigkeit und  Rührigkeit  aus.  Dem  Aufkommen  der  modernen 
Industrie  geht  eine  ausreichende  Anhäufung  von  Arbeitskraft 
voran,  die  sich  hauptsächlich  aus  dem  geschilderten  Nieder- 
gang des  handwerksmäßigen  Betriebes  rekrutiert.  Außerdem 
befindet  sich  die  Arbeiterbevölkerung  auf  einer  niederen, 
geringe  Bedürfnisse  bedingenden  sozialen  Stufe,  die  Arbeits- 
kraft ist  also  sehr  billig.  Zu  dem  kommt  noch,  daß  der 
Arbeitgeber  in  der  Regel  imstande  ist,  die  Arbeitsbedingungen 
selber  zu  bestimmen,  weil  die  Arbeitergesetzgebung  (1905 
wurde  ein  Gesetz  zum  Schutze  der  Frauen-  und  Kinder- 
arbeit erlassen)  ^  und  die  Arbeiterorganisation  noch  in  den 
Kinderschuhen  stecken. 

In  der  Tat  ist  es  auch,  wie  gezeigt  wurde,  dem  Lande 
gelungen,  eine  Industrie  modernen  Stiles  zu  schaffen,  die  zwar 
zunächst  bei  der  Verarbeitung  der  im  Überfluß  vorhandenen 
land-  und  viehwirtschaftlichen  Produkte  und  der  Erzeugung 
der  dringendsten  Bedarfsartikel  einsetzte,  sich  aber  allmählich 
auf  immer   weitere  Gegenstände    erstreckte.      Alle   Anzeichen 
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'in  der  bisherigen  Entwicklung  dieser,  wenn  auch  bescheidenen 
industriellen  Anfänge  lassen  darauf  schließen,  daß  die 
Industrialisierung  des  Landes  künftighin  fortschreiten  wird, 
zumal  die  Handels-  und  Industriepolitik  der  letzten  Jahre 
einen  höheren  Schutz  und  eine  intensivere  Förderung  der 
Interessen  der  Nationalindustrie  gewährt,  als  je  zuvor.  Mit 
einem  großen  Hindernis  wird  jedoch  dieses  Fortschreiten  auch 
fernerhin  rechnen  müssen:  mit  der  kleinen  Ausdehnung  des 
Staatsgebietes.  Sollen  daher  der  industriellen  Entwicklung 
des  Landes  keine  engen  Grenzen  gezogen  werden,  so  muß 
es  eine  der  dringendsten  Aufgaben  der  bulgarischen  Staats- 
männer sein  und  bleiben,  nach  einer  Expansion  des  Wirt- 
schaftsgebietes zu  trachten. 
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